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PRÄAMBEL 
 
Das Pflegekinderwesen in seiner heutigen Form in Sachsen-Anhalt blickt auf 
eine nunmehr 13-jährige Geschichte zurück. In dieser Zeit wurde mit großem 
Engagement von den MitarbeiterInnen der Jugendämter und ehrenamtlichen 
Pflegeeltern eine immense Entwicklungsarbeit geleistet, denn Pflegefamilien 
als einen wichtigen Teil von Erziehungshilfen gibt es in Sachsen-Anhalt erst 
seit dem Inkrafttreten des Kinder- und Jugendhilfegesetzes am 3. Oktober 
1990. Vor der Wende lebten die Pflegekinder in Sachsen-Anhalt zum Teil bei 
Großeltern, anderen nahen Verwandten oder auch Vormündern im Sinne fa-
miliärer Unterstützung. Fremdpflege von Kindern und Jugendlichen war sehr 
selten. Das Ausmaß der Entwicklung wird deutlich, wenn man bedenkt, dass 
1990 noch ca. 4500 Kinder und Jugendliche in Heimen untergebracht waren 
und schon 1993 1681 Pflegekinder in 1443 Pflegefamilie lebten. Die Zahl der 
Pflegekinder ist auch in den darauf folgenden Jahren angestiegen und liegt seit 
1998 bei ca. 2000, die der Pflegefamilien um 14001. Aktuell werden zum 
Stichtag 31.12.2003 2034 in 1239 Pflegefamilien betreut. 
 
Dem zuständigen Ministerium ist die Entwicklung und die Begleitung des 
Pflegekinderwesens eine wichtige Aufgabe. Schon vor dem Inkrafttreten des 
Ausführungsgesetzes zum KJHG2 wurde der Runderlass zur Entwicklung des 
Pflegekinderwesens rechtskräftig. Es erfolgte 1995 eine umfassende Umarbei-
tung dieses Runderlasses3. Die Festlegungen zum Pflegegeld4 wurden letztens 
zum März 2002 umfassend neu geregelt.  
 
In den Jahren des Aufbaus eines differenzierten Pflegekinderwesens in Sach-
sen Anhalt hat das Landesjugendamt intensiv Fortbildungen und Fachtagun-
gen für Fachkräfte und Pflegeeltern organisiert und durchgeführt, um allen 
Beteiligten wichtige rechtlich/ administrative und pädagogisch/ psychologi-
sche Themen Nahe zu bringen und so die Qualität von Pflegeverhältnissen 
weiter zu entwickeln.  
 
In vielen Städten und Gemeinden organisierten sich engagierte Pflegeeltern, 
um die Zusammenarbeit der Pflegeeltern untereinander und mit den zuständi-
gen Jugendämtern zu sichern und zu verbessern. Bis  zum jetzigen Zeitpunkt 
haben sich 14 Pflegeelternvereine sowie ihre Dachorganisation, der Landes-
verband für Pflege- und Adoptiveltern in Sachsen-Anhalt e.V. gegründet. 
 
Wie in anderen Bundesländern auch, sind Pflegefamilien keine homogene 
Gruppe von Familien. Pflegefamilien unterscheiden sich in ihrer Motivation, 
dem sozialen Umfeld und ihren familiären Strukturen voneinander. Bei einem 
Teil der Pflegefamilien in Sachsen-Anhalt gehen beide Elternteile einer Er-
werbsarbeit nach. Alle Pflegefamilien verbindet die individuelle Sozialisation 
von Kindern und Jugendlichen im Rahmen des besonderen Schutzes von Ehe 
und Familie nach Art. 6 des Grundgesetzes und durch die Übernahme öffent-
lich organisierter und notwendiger Erziehungsaufgaben im Rahmen der Hilfen 
zur Erziehung nach § 27 ff. KJHG. 

 
1 Zahlen zum Pflegekinderwesen sind im Anhang E zu finden 
2 Anhang C.1. „Kinder und Jugendhilfegesetz des Landes Sachsen-Anhalt“ 
3 Anhang C.2. „Runderlass „Hilfen zur Erziehung in Pflegefamilien“ 1995“ 
4 Anhang C.3. „Pflegegeldverordnung in der Fassung aus dem Jahr 2002“ 
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In den Kommunen Sachsen-Anhalts und bei den Pflegefamilien haben sich 
unterschiedliche Schwerpunkte, Herangehensweisen und Sichtweisen im 
Pflegekinderwesen entwickelt.  
 
Im Rahmen einer seit Herbst 2001 landesweit laufenden Debatte um Quali-
tätsmerkmale im Pflegekinderwesen in Sachsen-Anhalt galt es diese Vielfalt 
zu beschreiben. Es wurden Merkmale erarbeitet, die zu einer weiteren fachli-
chen Bereicherung für die interessierten Beteiligten führten.  
 
Dieser landesweite Austauschprozess um die Qualität des Pflegekinderwesens 
wurde vom Land Sachsen-Anhalt gefördert und von der Start gGmbH organi-
siert und durchgeführt. 
 
Während 8 Arbeitstreffen diskutierten die Teilnehmenden intensiv über die 
Grundlagen und fachlichen Notwendigkeiten und Besonderheiten des Pflege-
kinderwesens in Sachsen-Anhalt. Dabei war es wichtig alle Beteiligten, im 
Dialog miteinander, zu Wort kommen zu lassen, Ergebnisse zu bündeln, um 
ein praktikables Handbuch fertig zu stellen, was die Fachkräfte aus den Pfle-
gekinderdiensten ebenso wie Pflegepersonen nutzen können. Dieses Hand-
buch bedeutet nicht eine generelle Anpassung der Arbeit der einzelnen Pfle-
gekinderdienste und Pflegefamilien an ein "Normalmodell", sondern die Dar-
stellung förderlicher und praktikabler sozialpädagogischer und rechtlicher 
Ansätze im Pflegekinderwesen in Sachsen-Anhalt, die jeder Betroffene zum 
Vorteil nutzen kann.  
 
An dieser Stelle sei besonders allen teilnehmenden Pflegeltern, den Mitarbei-
terInnen der Vereine und des Landesverbandes der Pflege- und Adoptiveltern,  
der Jugendämter insbesondere der Pflegekinderdienste und der Allgemeinen 
Sozialen Dienste, Mitgliedern des Landejugendhilfeausschusses, Mitarbeite-
rInnen des Landesjugendamtes und des Ministeriums für Gesundheit und So-
ziales sowie den MitarbeiterInnen der Pflegeelternschule Sachsen-Anhalt 
herzlich für ihre kontinuierliche, konstruktive und zeitaufwendige Mitarbeit 
gedankt.  
 
Besonderer Dank gilt den MitarbeiterInnen der Start gGmbH Maren Campe 
und Adrian Einecke. Herr Einecke arbeitet zu dem in der Pflegeelternschule 
Sachsen-Anhalt. Beide haben maßgeblich den Prozess der Entstehung dieses 
Handbuches gestaltet, in dem sie den dialogischen Austausch aller Beteiligten 
gefördert, gefordert und begleitet haben. 
 
Pflegekinder wachsen in einem besonderen Sozialisationskontext auf. Sie sind 
Kinder zweier Familiensysteme, dem der Herkunftsfamilie und dem der Pfle-
gefamilie. Alle Beteiligten am Pflegekinderwesen sind angehalten, die Her-
kunft und das Aufwachsen in einem miteinander verbundenen System zu be-
trachten. Es gilt die biologischen und sozialisatorischen Bedingungen und 
Besonderheiten zu akzeptieren, im jeweiligen Familienalltag zu berücksichti-
gen und in einem Bewusstsein für das Anderssein der Pflegekinder münden zu 
lassen.  
 
Pflegekindern soll unter Berücksichtigung des Alters, des Entwicklungsstan-
des und der persönlichen Bindungen in einer anderen Familie eine zeitlich 
befristete oder eine auf Dauer angelegte Lebensform geboten werden, um eine 
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dem Wohl des Kindes entsprechende Entwicklung zu ermöglichen, so sinn-
gemäß § 33 KJHG. Es wird vom Gesetzgeber angenommen, dass es vielen 
Kindern und Jugendlichen gelingt in einer anderen Familie die individuell 
notwendigen Entwicklungsschritte nachzuholen und zu erleben.  
 
Für die Entwicklung einer gesunden Persönlichkeit stellt die Familie einen 
funktionalen Rahmen dar, der im Wesentlichen die Funktionen Haushaltsfüh-
rung,  Freizeitgestaltung, Reproduktion, Sozialisation und Erziehung organi-
siert und vermittelt.  
 
Pflegefamilien übernehmen neben ihren Funktionen für die eigene Familie die 
der Erziehung und Sozialisation des Pflegekindes. Erziehung in einer Familie 
hat folgende Aufgaben:  
 
 Zunächst hat Familie die Aufgabe, physische und psychische Grundbe-

dürfnisse zu sichern. Sie sorgt für die Ernährung und Versorgung von 
Kindern, ebenso für Gesundheitsfürsorge. 

 
 Die Familie hat bei der Entwicklung der Beziehungs- und Bindungsfähig-

keit von Kindern eine besondere Aufgabe. Mit Liebe, Akzeptanz, Zuwen-
dung und einer entsprechenden Feinfühligkeit sorgen die Bezugspersonen 
für den Aufbau einer stabilen Bindung des Kindes an die Bezugsper-
son(en) und sichern dadurch das psychische Wohlbefinden des Kindes. 
Dazu zählt auch, dass den Kindern verschiedene Bezugspersonen angebo-
ten werden, in der Regel Mutter, Vater, Großeltern und Geschwister. Aus 
der gesicherten Familienbeziehung heraus, kann das Kind nun die die 
Familie umgebende soziale Umwelt erforschen, erkennen und in be-
stimmten Entwicklungsschritten in das Selbstkonzept integrieren. 

 
 Familie ist die erste Sozialisationsinstanz, bei der Anforderungen, die von 

anderen Menschen an uns herangetragen werden durch eine innere Über-
nahme und innere Kontrolle ersetzt werden. Hier wird der Grundstein für 
die Selbstverantwortung einer Persönlichkeit gelegt. Es werden Verhal-
tens- und Denkmuster als normales Modell übernommen, die die meisten 
Menschen ein Leben lang beibehalten. Das kann sich gerade bei Pflege-
kindern mit zwei Familien schwierig gestalten.  

 
 Die Familie beeinflusst auch die Persönlichkeitsentwicklung und Identi-

tätsfindung von Kindern. Sie prägt zu einem großen Teil Persönlichkeits-
struktur, Selbstbild und Ich-Identität, Selbstwertgefühle, Durchsetzungs-
kraft, Leistungsmotivation, Problemlösefertigkeiten usw. Auch bestimmt 
sie die Art und Weise des Umgangs mit Trieben, Bedürfnissen und Emo-
tionen. So ermöglicht die Familie dem Kind, ein einzigartiges Individum 
zu werden. 

 
 Familie ist in der Regel ein dauerhaftes System. Sie bietet den Aufwach-

senden einen vergleichsweise stabilen emotionalen und wirtschaftlichen 
Rahmen. Mit ihrem komplexen Alltagsbezug bietet die Familie einen ef-
fektiven und anregungsreichen Rahmen für das Nachahmen und erste 
Aufgabenübernahme im sozialen Kontext.  
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 Die Familie übernimmt in der Regel die Vermittlung kulturspezifischer 
Kommunikation durch Sprache und Schrift. Die Familie vermittelt eben-
falls kulturspezifische Kenntnisse über Technik, soziales Zusammenleben 
und Religion. So übernehmen Kinder die von den Erwachsenen repräsen-
tierten Normen und Werte sowie kulturspezifische Denkmuster. Die Fa-
milie stellt also eine gewisse Arbeitsfähigkeit eines jungen Menschen her.  

 
 Die Familie hat eine nicht zu vernachlässigende Platzierungsfunktion. Sie 

ist in entscheidender Weise an der Zuweisung sozialer Positionen in Schu-
le, Arbeitswelt und Politik beteiligt. Eltern bestimmen in der Regel über 
die Schullaufbahn und geben mit den vermittelten Bildungserfahrungen, 
dem Wecken von Lern- und Leistungsmotivation der Kinder maßgeblich 
die Richtung beruflicher Entwicklung an. 

 
 Familiäre Bezüge sind einmalig. Jedes Familienmitglied hat seinen Platz. 

Jedes Kind betrachtet von einem anderen Standpunkt aus die Familie. Je-
des Familienmitglied grenzt sich zudem identitätsstiftend gegenüber den 
anderen ab.  

 
Bei der Entwicklung und Erziehung von Kindern und Jugendlichen in anderen 
Familien sind die jeweilige Lebensgeschichte, die Zuständigkeiten der Perso-
nensorge und die Perspektive der Herkunftsfamilie und der Pflegefamilie zu 
berücksichtigen.  
 
Die Bedingungen der Erziehung von Kindern und Jugendlichen in einer ande-
ren Familie, der Pflegefamilie, die in diesem Handbuch dargestellt und erläu-
tert werden, beziehen sich auf die Vollzeitpflege, den § 33 SGB VIII. Damit 
ist die Pflegefamilie eine Form der Hilfe zur Erziehung und obliegt der Indi-
kation, Auswahl, Begleitung und Kontrolle durch das Jugendamt. 
 
Mit dem vorliegenden Handbuch kann nicht der Anspruch auf Vollständigkeit 
der Themen und Bedingungen für das Pflegekinderwesen erhoben werden. Im 
Handbuch sind die Ergebnisse der Diskussion zu den einzelnen Arbeitstreffen 
des Projektes Qualitätssicherung und Qualitätsmerkmale im Pflegekinderwe-
sen strukturiert dargestellt. Das Handbuch gibt wesentliche Grundinformatio-
nen zum Pflegekinderwesen und wichtige Anregungen für dessen Weiterent-
wicklung. 
 
In den folgenden 10 Kapiteln werden administrative, rechtliche, pädagogische 
und psychologische Bedingungen, Strukturen und Prozessabläufe in zeitlich 
aufeinander folgender Reihe und deren Qualitätsmerkmale dargestellt.  
 
 
 
Klaus Roth 
Geschäftsführer der Start gGmbH 

Vermittlung kultu-
reller Werte und 
Denkmuster 

Rolle der Familien-
mitglieder 

Platzierungsfunktion 

Zielgruppe ist die 
Pflegefamilie nach § 
33 KJHG 

10 Kapitel 

Kein Anspruch auf 
Vollständigkeit 



INHALTSVERZEICHNIS 
 
 
PRÄAMBEL ............................................................................................................................................ 2 
 
INHALTSVERZEICHNIS .......................................................................................................................... 6 
 
LESEHINWEISE ...................................................................................................................................... 8 
 
I. STRUKTUR UND AUFGABEN IM PFLEGEKINDERWESEN .............................................................. 9 

I.1. BEGRIFFLICHE DEFINITIONEN........................................................................................ . 10 
I.2. PFLEGEFAMILIE ALS TEIL DER JUGENDHILFE................................................................... 18 
I.3. BESCHREIBUNG DER FORMEN VON PFLEGEVERHÄLTNISSEN.......................................... . 28 
I.4. STRUKTUREN DES PFLEGEKINDERWESENS IN SACHSEN-ANHALT.................................. . 49 

 
II. DAS HILFEPLANVERFAHREN.................................................................................................... . 52 

II.1. GRUNDLAGEN DES HILFEPLANVERFAHRENS.................................................................. . 53 
II.2. ABLAUF EINES HILFEPLANVERFAHRENS........................................................................ . 59 
II.3. HILFEPLANFORTSCHREIBUNG........................................................................................ .. 62 
II.4. ANHANG........................................................................................................................ .. 67 

 
III. DIE AUSWAHL GEEIGNETER PFLEGEPERSONEN..................................................................... .. 68 

III.1. GRUNDSÄTZLICHES ZUM AUSWAHLVERFAHREN........................................................... .. 69 
III.2. ERWARTUNGEN VON PFLEGEELTERNBEWERBERINNEN.................................................. . 69 
III.3. RAHMENBEDINGUNGEN IM AUSWAHLVERFAHREN........................................................ .. 70 
III.4. ANFORDERUNGEN AN PFLEGEELTERNBEWERBERINNEN................................................. 73 
III.5. DAS AUSWAHLVERFAHREN........................................................................................... .. 86 
III.6. ANHANG........................................................................................................................ .. 92 

 
IV. DER VERMITTLUNGS- UND ANBAHNUNGSPROZESS .................................................................. 93 

IV.1. DER PROZESSVERLAUF DER VERMITTLUNG VON PFLEGEKINDERN IN PFLEGEFAMILIEN . 94 
IV.2.     DIE KONTAKTAUFNAHME UND ANBAHNUNG .................................................................. 96 
IV.3. DIE ENTSCHEIDUNG DER INPFLEGEGABE ........................................................................ 98 
IV.4. VORBEREITUNG UND BEGLEITUNG IM VERMITTLUNGS- UND ANBAHNUNGSPROZESS ... 100 
IV.5. BESONDERHEITEN IM VERMITTLUNGSPROZESS ............................................................. 105 
IV.6. RAHMENBEDINGUNGEN IM VERMITTLUNGS- UND ANBAHNUNGSPROZESS .................... 107 
IV.7. PROZESSVERLAUF IN KRISEN- UND NOTSITUATIONEN .................................................. 109 

 
V. DIE BEGLEITUNG UND BERATUNG DER PFLEGEFAMILIEN .................................................... 112 

V.1. GRUNDSATZ VON BEGLEITUNG UND BERATUNG IM PFLEGEKINDERWESEN .................. 113 
V.2. BEGLEITUNG UND BERATUNG IM VERLAUF EINES PFLEGEVERHÄLTNISSES .................. 116 
V.3. BEGLEITUNG UND BERATUNG VON LEIBLICHEN KINDERN IN PFLEGEFAMILIEN ............ 122 
V.4. BEGLEITUNG UND BERATUNG VON PFLEGEKINDERN .................................................... 123 
V.5. RAHMENBEDINGUNGEN VON BEGLEITUNG UND BERATUNG ......................................... 124 

 
VI. QUALIFIZIERUNG UND FORTBILDUNG VON PFLEGEELTERN.................................................. 126 

VI.1. ZIELE VON QUALIFIZIERUNG UND FORTBILDUNG .......................................................... 127 
VI.2. DAS VORBEREITUNGSSEMINAR ..................................................................................... 128 
VI.3. FORTBILDUNG FÜR PFLEGEELTERN ............................................................................... 133 
VI.4. RAHMENBEDINGUNGEN VON QUALIFIZIERUNG UND FORTBILDUNG .............................. 140 

 
 
 



INHALTSVERZEICHNIS   
 

7   HANDBUCH FÜR DAS PFLEGEKINDERWESEN IN SACHSEN-ANHALT  

VII. DIE HERKUNFTSFAMILIE IM PFLEGEVERHÄLTNIS ................................................................. 144 
VII.1. SITUATION DER HERKUNFTSFAMILIE ............................................................................. 145 
VII.2. BEGLEITUNG UND BERATUNG DER HERKUNFTSFAMILIE ............................................... 150 
VII.3. BESUCHSKONTAKTE ...................................................................................................... 153 
VII.4. ANHANG ........................................................................................................................ 161 

 
VIII. DIE PFLEGEFAMILIE IM VERLAUF EINES PFLEGEVERHÄLTNISSES ........................................ 162 

VIII.1. DIE PERSPEKTIVE DES KINDES ....................................................................................... 163 
VIII.2. TRAUMATISCHE ERFAHRUNGEN EINES PFLEGEKINDES .................................................. 165 
VIII.3. INTEGRATION EINES PFLEGEKINDES IN EINE FAMILIE .................................................... 167 
VIII.4. DIE DYNAMIK - VERÄNDERUNGEN IN DER PFLEGEFAMILIE  .......................................... 169 
VIII.5. ALTERNATIVE LEBENSFORMEN ALS PFLEGEFAMILIE ..................................................... 176 
VIII.6. BEENDIGUNG EINES PFLEGEVERHÄLTNISSES ................................................................. 177 
VIII.7. ABBRUCH EINES PFLEGEVERHÄLTNISSES ...................................................................... 180 

 
IX. RECHTS- UND KOSTENFRAGEN ................................................................................................ 184 

IX.1. RECHTLICHE STELLUNG DER BETEILIGTEN UND VERTRAGSGESTALTUNG ..................... 185 
IX.2. KINDESWOHL UND KINDESWILLE .................................................................................. 187 
IX.3. FINANZIELLE AUFWENDUNGEN UND LEISTUNGEN ........................................................ 188 
IX.4. VORMUNDSCHAFT UND PFLEGSCHAFT .......................................................................... 195 
IX.5. SORGERECHT ................................................................................................................. 198 
IX.6. UMGANGSRECHT ........................................................................................................... 206 
IX.7. VERBLEIBENSANORDNUNG ............................................................................................ 210 
IX.8. ANHÖRUNGSRECHTE...................................................................................................... 211 
IX.9. VERFAHRENSPFLEGER ................................................................................................... 212 
IX.10. NAMENSÄNDERUNG  ...................................................................................................... 213 
IX.11. ANHANG  ....................................................................................................................... 214 
 

X. ÖFFENTLICHKEITSARBEIT ....................................................................................................... 215 
X.1. ÖFFENTLICHKEITSARBEIT IM PFLEGEKINDERDIENST ..................................................... 216 
X.2. FORMEN UND ZIELGRUPPEN VON ÖFFENTLICHKEITSARBEIT .......................................... 219 
X.3. MAßNAHMEN ZUR GEWINNUNG VON SPENDEN .............................................................. 219 
X.4. GESTALTUNGSHINWEISE FÜR INFOBLÄTTER, PLAKATE U.A. .......................................... 221 

 
 
STICHWORTVERZEICHNIS  ................................................................................................................ 222 
 
LITERATURVERZEICHNIS  ................................................................................................................. 234 
 
 
 
 
ANHANG 

A. ADRESSEN UND TELEFONNUMMERN 
B. BETEILIGTE AN DER QUALITÄTSDISKUSSION UND IM REDAKTIONSTEAM 
C. GESETZLICHE GRUNDLAGEN FÜR DAS PFLEGEKINDERWESEN IN SACHSEN-ANHALT 
D. §§ FÜR DAS PFLEGEKINDERWESEN IN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
E. AKTUELLES ZAHLENMATERIAL ZUM PFLEGEKINDERWESEN IN SACHSEN-ANHALT 
F. DOKUMENTATION DER FACHTAGUNG „QUALITÄTSENTWICKLUNG IM PFLEGEKINDERWESEN“ 
G. DOKUMENTATION DER FACHTAGUNG „IMPLEMENTIERUNG VON QUALITÄTSMERKMALEN IM 

PFLEGEKINDERWESEN SACHSEN-ANHALT  



  HANDBUCH FÜR DAS PFLEGEKINDERWESEN IN SACHSEN-ANHALT 

LESEHINWEISE 
 
Die vorliegende Publikation ist als Handbuch angelegt, das sowohl für Fach-
leute aus dem Pflegekinderwesen als auch von Interessierten gut lesbar sein 
soll. Es wurde die Ringbuchform gewählt, um Ihnen die Möglichkeit zu ge-
ben, Ihre individuellen Anregungen oder Ergänzungen hinzuzufügen oder 
einzelne Themenblätter herauszulösen zu können. Dank dieser Form kann an 
dem Buch und natürlich auch an den darin befindlichen Qualitätskriterien wei-
tergearbeitet werden. 
 
Der Inhalt ist in zehn Themen-Kapitel aufgeteilt, die im folgenden Inhaltsver-
zeichnis aufgelistet sind. Die Themen sind dabei chronologisch an den Ver-
lauf eines Pflegeverhältnisses orientiert. 
  
Jedes Einzelkapitel beginnt mit einem eigenen dezidierten Inhaltsverzeichnis 
zum Thema. Unterteilungen in Abschnitte sollen leichte Lesbarkeit und einen 
guten Überblick sichern. Hinzu kommen kurze Seitentexte, die den Inhalt der 
Absätze wiedergeben. In Fußnoten am unteren Seitenrand werden Kurzbe-
merkungen und Hinweise gegeben. In zwei Kapiteln gibt es einen themenspe-
zifischen Anhang mit beispielhaftem Material.  
 
Am Ende des Buches befindet sich ein Anhang, in dem Zahlenmaterial zum 
Pflegekinderwesen Sachsen-Anhalts, die Ausführungsbestimmungen des Kin-
der- und Jugendhilfe Gesetzes Sachsen-Anhalts zu Pflegekindern, weitere 
gesetzliche Grundlagen, die das Thema Pflegekinder betreffen, Vorträge aus 
den Fachtagungen zum Auftakt vom 22.11.2001 und der Abschlussveranstal-
tung vom 17.05.2004 zum Projekt: Entwicklung von Qualitätsmerkmalen im 
Pflegekinderwesens, der Grunderlass Hilfen zur Erziehung im Pflegekinder-
wesen und ein Adressenteil zu finden sind.  
 
Der gesamte Inhalt des Handbuches und alle Anhänge befinden sich ebenfalls 
auf einer CD, die am hinteren Buchrücken befestigt ist. 
 
Darüber hinaus ermöglicht ein Stichwortverzeichnis eine schnelle Suche nach 
speziellen Sachverhalten oder Fragestellungen im gesamten Handbuch. Am 
Ende befindet sich ein Literaturverzeichnis, das auf weiterführende Publikati-
onen aufmerksam macht. 
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I.1. BEGRIFFLICHE DEFINITIONEN 
 
 
I.1.1. Das Pflegekind 
 
Ein Kind, Jugendlicher oder junger Volljähriger welches oder welcher nicht in 
seiner eigenen Familie (Herkunftsfamilie) lebt bzw. aufwächst, sondern zeit-
weise oder auf Dauer in einer anderen Familie, der Pflegefamilie, ist ein Pfle-
gekind. 
 
Ein Pflegekind ist faktisch ein Kind zweier Familiensysteme, das der Her-
kunftsfamilie und das der Pflegefamilie. Das Pflegekind bleibt das leibliche 
Kind seiner Eltern. Zu den Pflegeeltern steht es in einer Pflegebeziehung. 
 
Für die Entwicklung der Identität und des psychischen Wohlergehens des 
Pflegekindes ist ein akzeptierender Umgang mit seiner Biografie unumgäng-
lich. 
 
Der Aufenthalt in einer Pflegefamilie richtet sich nach dem individuellen Be-
darf des Kindes. Dies kann z.B. für die kurze Dauer eines Kuraufenthaltes der 
Mutter, aber auch für mehrere Jahre bis hin zur gesamten Kindheit sein. 
 
Die Frage, wie lange ein Kind in einer Pflegefamilie lebt, ist nicht allgemein 
zu beantworten, sondern im jeweiligen Einzelfall zu entscheiden. Es spielt für 
die Perspektive des Kindes eine Rolle, wie lange das Kind schon außerhalb 
der leiblichen Familie lebt. Weitere wichtige Faktoren, die Dauer des Aufent-
haltes zu bestimmen, sind  
 
 das Alter des Kindes,  
 der Kindeswille,  
 die Intensität und Qualität der Bindungen und Beziehungen an die Her-

kunftsfamilie, 
 die Intensität und Qualität der Bindungen und Beziehungen an die Pflege-

familie, 
 die langfristigen Lebensbedingungen und Erziehungsmöglichkeiten in der 

Herkunftsfamilie, 
 die Umsetzung von Zielvereinbarungen im Hilfeplan 
 
Es gibt unterschiedliche Gründe, ein Pflegekind in einer Pflegefamilie unter-
zubringen. Im Allgemeinen kann davon ausgegangen werden, dass eine Ent-
wicklung zum Wohl des Kindes in seinen bisherigen Lebenszusammenhängen  
nicht gewährleistet werden kann1. Dies kann u.a. durch eine Krisensituation in 
der Herkunftsfamilie hervorgerufen werden und eine zeitweise oder dauernde 
Erziehungsfähigkeit zur Folge haben. Um eine dem Wohl des Kindes entspre-
chende Erziehung zu gewährleisten ist eine zeitweise oder dauernde Trennung 
des Kindes von seiner Familie notwendig. Die Betreuung eines Kindes in ei-
ner Pflegefamilie ist dann, nach individueller Prüfung durch das Jugendamt in 
einem Hilfeplan, als geeignete Hilfeform festzustellen. 
 
 

 
1 Siehe auch Kap. I.2.5. „Pflegefamilie als Form der Erziehungshilfe“ 
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Gründe für die Unterbringung von Pflegekindern können sein: 
 

• minderjährige Eltern ohne soziales Netz innerhalb des Familienverban-
des 

• Sucht und Abhängigkeit der Eltern 
• langwierige und die Erziehung beeinflussende Krankheiten und längere 

Krankenhaus- bzw. Kuraufenthalte 
• Überforderung der Eltern durch die Summierung von schwierigen Situ-

ationen (Arbeitslosigkeit, Sucht, viele Kinder, alleinerziehend, Kinder 
mit Behinderungen, ...) 

• Haft der Eltern oder eines Elternteils 
• Vorliegen von sexuellem Missbrauch durch die Eltern oder der Familie 

nahe stehende Personen 
• Deprivierende Bedingungen in der Herkunftsfamilie 
• Andere schwere traumatische Erfahrungen des Kindes aufgrund von 

Misshandlung und Vernachlässigung  
• Tod eines oder beider Elternteile 
• geistige Behinderung der Eltern 
• emotionale Ablehnung des Kindes durch die leiblichen Eltern 
• häufige Beziehungsabbrüche 
• seelische Behinderung oder drohende seelische Behinderung 

 
Aufgrund der Dauer eines Aufenthaltes in einer Pflegefamilie und des indivi-
duellen Bedarfs und daraus resultierender notwendiger Leistungen können 
verschiedene Pflegeformen2 abgeleitet werden. 
 
Zusammenfassend kann gesagt werden: 
„Ein Kind kann in einer Pflegefamilie leben, sich aber dennoch weiterhin sei-
ner Herkunftsfamilie zugehörig fühlen und den Wunsch haben, wieder bei 
seinen leiblichen Eltern zu leben, sobald es ihm möglich ist. Ein Pflegekind 
kann aber auch ein Kind sein, das sich der Pflegefamilie zugehörig fühlt, als 
wäre es ein leibliches Kind der Pflegeeltern.  
Die Tatsache, dass das Kind von seinen leiblichen Eltern gezeugt und geboren 
wurde, bleibt aber bestehen und damit auch die Bedeutung dieser Menschen 
für das Kind. Das heißt nicht, dass ein Kind in jedem Fall Kontakt zu seinen 
leiblichen Eltern haben muss, aber es ist wichtig, dass es um seine Herkunft 
weiß und dass die Pflegeeltern dem Kind erklären können, weshalb es nicht 
bei der leiblichen Familie leben kann, ...“3.  
 
 
I.1.2. Die Pflegefamilie/ Pflegeeltern/ Pflegeperson 
 
Als Pflegefamilie wird jede Familie bezeichnet, die ein Kind, einen Jugendli-
chen oder jungen Erwachsenen aufnimmt und ihm eine befristete oder auf 
Dauer angelegte Lebensform bietet. Dabei ist es unerheblich, ob die Pflegeel-
tern dafür Pflegegeld erhalten oder ob sie die Pflegekinder unentgeltlich be-
treuen. 
 

 
2 Siehe Kap. I.3. „Beschreibung der Formen von Pflegeverhältnissen“ 
3 Handbuch Pflegekinderwesen Schweiz, 2001, S. 159 f. 
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„Als Pflegefamilie gelten Pflegeeltern oder Einzelpersonen, die Kinder und 
Jugendliche in ihrer Familie - außerhalb des Elternhauses - regelmäßig be-
treuen und ihnen Unterkunft gewähren.“4 
 
In diesem Handbuch werden insbesondere die Pflegefamilien (Verwandten- 
und Fremdpflege) besprochen, deren Pflegekinder nach § 33 KJHG befristet 
oder auf Dauer in einer Pflegefamilie untergebracht sind. 
 
Es gibt eine Vielzahl unterschiedlicher Pflegefamilien, was die Art und Weise 
ihres Zusammenlebens, ihre Gestaltung des Familienalltags, die Anzahl sowie 
das Alter der in ihr lebenden Erwachsenen und Kinder und die Wohnorte und 
Wohngegenden anbelangt. Es gibt verheiratete und in Lebenspartnerschaft 
zusammenlebende Pflegepersonen und es gibt außerdem alleinstehende und 
gleichgeschlechtliche Pflegepersonen. 
 
Die Unterschiedlichkeit und die Vielfalt von Pflegefamilien ist eine ausdrück-
liche Stärke des Pflegekinderwesens. Unter der  Voraussetzung einer genü-
genden Anzahl von qualifizierten Pflegefamilien kann für die verschiedenen 
Pflegekinder und deren individuelle Bedürfnisse bei entsprechender Indikati-
on eine geeignete, das Wohl des Kindes entsprechende, Pflegefamilie gefun-
den werden. 
 
Durch die gewünschte Vielfalt von Pflegeeltern ist der notwendige Prozess 
der Eignungsprüfung von PflegeelternbewerberInnen ein äußerst differenzier-
ter. Es sind die jeweiligen individuellen Bedingungen und Ressourcen der 
BewerberInnen festzustellen. Damit verbunden ist die Orientierung der Pfle-
gefamilie auf eine oder mehrere bestimmte Pflegeformen. 
 
Ein weiteres Ergebnis der Eignungsprüfung ist die Orientierung der Pflegefa-
milie auf eine oder mehrere bestimmte Pflegeformen5. 
 
 
Pflegeeltern sind Experten im Pflegekinderwesen 
 
Das besondere an der Familienpflege als Erziehungshilfe besteht darin, dass 
die öffentliche Jugendhilfe einen sehr privaten Bereich, nämlich den einer  
Familie, als Dienstleister zur Erfüllung ihrer Aufgaben nutzt. 
 
Das Jugendamt, die öffentliche Jugendhilfe, findet in der Familie einen ge-
wünschten, dichten Sozialisationsraum für Kinder und Jugendliche. Es setzt 
auf Intuition, familiäre Erfahrungen und Kompetenzen der Pflegefamilie. 
 
Die Tatsache, dass Pflegepersonen ein Bewerbungsverfahren6 durchlaufen 
haben müssen, um vom Jugendamt als Pflegepersonen anerkannt zu werden, 
macht ihre Stellung als Partner des Jugendamtes deutlich. 
 
Pflegeeltern sind nicht allein für die Qualität eines Pflegeverhältnisses ver-
antwortlich, sondern die Vielzahl der Beteiligten trägt Verantwortung, insbe-

 
4 Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales, Runderlass Hilfen zur Erziehung in Pfle-
gefamilien, A.2.1, 1995 Siehe Anhang C.2. 
5 Siehe Kap. I.3. „Beschreibung der Formen von Pflegeverhältnissen“ 
6 Siehe Kap. III „Die Auswahl geeigneter Pflegepersonen“ 

Vielfalt von Pflege-
familien 

Vielfalt ist Stärke 

Differenzierte Eig-
nungsprüfung 

Pflegeformen 

Pflegefamilie – in 
diesem Handbuch 

Pflegepersonen sind 
Dienstleister 

Familiärer Sozialisa-
tionsraum 

Pflegepersonen sind 
Partner der Jugend-
hilfe 

Qualität von Pflege-
verhältnissen 



STRUKTUREN UND AUFGABEN IM PFLEGEKINDERWESEN 

   HANDBUCH FÜR DAS PFLEGEKINDERWESEN IN SACHSEN-ANHALT 13  

sondere der Pflegekinderdienst. Er ist für die Auswahl der Pflegeeltern und 
den Vermittlungsprozess eines Kindes in eine Familie sowie die weitere Be-
gleitung und Unterstützung verantwortlich. 
 
Pflegeeltern benötigen in der Regel keine zwingend erforderlichen beruflichen 
Qualifikationen. Es wird von ihnen jedoch verlangt, sich auf die individuellen 
Erfordernisse eines Pflegekindes einzulassen und sich bedarfsorientiert wei-
terzubilden und mit den Behörden zusammenzuarbeiten7.  
 
Von Seiten des Jugendamtes ist es notwendig, die Pflegeeltern als Experten 
für das Kind ernst zu nehmen. Schließlich leben sie mit dem Kind zusammen 
und können deshalb die aktuelle Entwicklung des Kindes am treffendsten be-
schreiben. 
 
Es bedarf von Seiten des Jugendamtes einer intensiven individuellen Betreu-
ung eines Pflegeverhältnisses, um Pflegeeltern und die aktuelle Entwicklung 
des Pflegekindes jederzeit beurteilen zu können. Dies ist kein Zeichen von 
Misstrauen, sondern eher Ausdruck von Professionalität und Interesse. Mitar-
beiter von Jugendämtern müssen nachfragen, um sich ein Bild von der Situa-
tion des Pflegekindes zu machen. Nur wenn sie nachfragen, können sie auch 
mit Rat und Tat zur Seite stehen. Die MitarbeiterInnen im  Pflegekinderdienst 
sollten die Vertrauten der Pflegepersonen sein.  
 
Beide Seiten sollten andere Meinungen, wenn sie gut begründet sind, tolerie-
ren können. Meinungen können aufgrund unterschiedlicher Perspektiven mit 
Recht unterschiedlich sein. Jeder sollte das Recht haben, seine Sicht der Dinge 
sachlich darzustellen, und dafür den Respekt des Gegenübers bekommen.  
 
 
I.1.3. Die Herkunftsfamilie 
 
Unter Herkunftsfamilie werden die leiblichen Eltern eines Pflegekindes, des-
sen Geschwister, Großeltern und andere Verwandte verstanden.  
 
Die familiäre Situation der Herkunftsfamilien ist sehr unterschiedlich8. Die 
Familien können räumlich gesehen nah oder fern von der Pflegefamilie leben. 
Die leiblichen Eltern können zusammen oder getrennt leben oder in wieder 
neu zusammengesetzten, sogenannten Patchworkfamilien. Die Geschwister 
der Pflegekinder können weiterhin bei den Eltern leben, in gleichen oder in 
einer anderen Pflegefamilie, in einem Heim, bei einem Elternteil oder bei an-
deren Verwandten untergebracht sein. Für alle Familienmitglieder kann die 
Trennung voneinander eine besondere psychische Belastung sein. Nicht selten 
besteht der Wunsch nach Besuchskontakten, auch unter den Geschwistern. 
 
Für Besuchsregelungen sind die individuellen Bedürfnisse und Interessen des 
Pflegekindes maßgeblich. Es können regelmäßige, unregelmäßige und seltene 
oder gar keine Kontakte zu allen oder zu einigen Familienmitgliedern der 
Herkunftsfamilie bestehen.9 

 
7 Siehe Kap. VI „ Qualifizierung und Fortbildung von Pflegeeltern“ 
8 Siehe Kap. VII.1. „Situation der Herkunftsfamilie“ 
9 Siehe Kap. VII.3. „Besuchskontakte“ 
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Für Pflegeeltern ist das Wissen um die Herkunft und die Ursachen für die 
Fremdunterbringung der Pflegekinder von großer Bedeutung. Es erleichtert 
den Pflegeeltern zu verstehen, warum das Pflegekind bestimmte Verhaltens-
weisen zeigt, es macht Ängste und Bedürfnisse des Pflegekindes erkennbar. 
Damit wird die Integration des Pflegkindes in die Familie und das Verständnis 
für die soziale und psychische Situation der Herkunftsfamilie erleichtert. 
 
Die Bindungen10 des Kindes an seine Herkunftsfamilie sind unterschiedlich. 
Immer wieder beschreiben Pflegeeltern, dass ihre Pflegekinder trotz allem ihre 
leiblichen Eltern lieben und daraufhin viele Erwartungen an sie haben. Kinder 
fühlen sich ihrer leiblichen Familie, aber auch ihrer Pflegefamilie verpflichtet, 
loyal. Verändern sich im Laufe der Pflege Bindungsprioritäten oder stehen 
beide Seiten sich uneinig oder gar ablehnend gegenüber, gerät das Kind auto-
matisch in einen Loyalitätskonflikt. 
 
Für den gelingenden Verlauf eines Pflegeverhältnisses ist die individuelle Art 
und Weise der Einbeziehung der Herkunftsfamilie von großer Bedeutung11. 
Dabei spielt die Ausgestaltung von Besuchskontakten eine wichtige Rolle. Es 
kann davon ausgegangen werden, dass die Herkunftseltern Begleitung und 
Beratung, um ihre Rolle als abgebende Eltern brauchen12.  
 
Für die meisten Eltern ist es nicht leicht, egal unter welchen Umständen, ihr 
Kind in ein Heim oder in eine andere Familie wegzugeben. Es kann für viele 
sogar besonders schwierig sein, wenn sie meinen „da ist eine andere Familie, 
die nun für das Kind da ist, die will uns das Kind wegnehmen“. Die Pflegefa-
milie wird dann als Konkurrent verstanden oder es wird vielleicht Eifersucht 
auf all das geweckt, was man selber nicht zu leisten in der Lage ist.  
 
In jedem Falle muss die Entscheidung der Herkunftseltern ein Kind in Pflege 
zu geben - sei es freiwillig oder zum Teil eher unfreiwillig - respektiert wer-
den. Viele Herkunftseltern sind sicherlich froh über die Unterbringung, wenn 
z.B. die Gewissheit der Herkunftsmutter besteht, das Kind vor dem gewalttä-
tigen Vater zu schützen. Ein respektvoller Umgang mit der Herkunftsfamilie 
kann Konflikte vermeiden helfen. Begleitung und Beratung der Herkunftsfa-
milie sind daher dringend notwendig. 
 
 
I.1.4. Das Jugendamt 
 
Das Jugendamt ist der öffentliche Träger der Jugendhilfe in einem Landkreis 
oder einer kreisfreien Stadt. Es hat die Aufgabe, die örtliche Jugendhilfe in 
kommunaler Selbstverwaltung zu gestalten. Das Jugendamt ist eine sozialpä-
dagogische Fachbehörde. Es besteht aus der Verwaltung, also den Mitarbeite-
rInnen, die konkret die Aufgaben wahrnehmen, und dem Jugendhilfeaus-
schuss, der die Leitlinien der örtlichen Jugendpolitik bestimmt.  
 

 
10 Siehe Kap. VII.1.1. „Bindungen eines Pflegekindes“ 
11 Siehe Kap. I.2.4. „Zusammenarbeit bei Hilfen außerhalb der eigenen Familie“ 
12 Siehe Kap. VII.1. „Begleitung und Beratung der Herkunftsfamilie“ 
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Die Aufgabenbereiche des Jugendamtes lassen sich unter dem Gesichtpunkt 
des Pflegekinderwesens nach dem SGB VIII, dem KJHG in der Regel wie 
folgt zusammenfassen: 
 
Leistungen der Jugendhilfe 
• Förderung der Erziehung in der Familie (§§ 16-21) 
• Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und in Tagespflege (§§ 22-

26) 
• Hilfe zur Erziehung und Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kin-

der und Jugendliche und Hilfe für junge Volljährige (§§ 27-41) 
 
Andere Aufgaben der Jugendhilfe 
• Vorläufige Maßnahmen zum Schutz von Kindern und Jugendlichen (§§ 

42-43) 
• Schutz von Kindern und Jugendlichen in Familienpflege und in Einrich-

tungen (§§ 44-49) 
• Mitwirkung in gerichtlichen Verfahren (§§ 50-52) 
• Beistandschaft, Pflegschaft, Vormundschaft (§§ 52a-58a) 
 
Schutz von Sozialdaten (§§ 61-68) 
 
Träger der Jugendhilfe, Zusammenarbeit, Gesamtverantwortung 
• Zusammenarbeit mit der freien Jugendhilfe, ehrenamtliche Tätigkeit (§§ 

69-72) 
• Gesamtverantwortung, Jugendhilfeplanung (§§ 79-81) 
 
Zuständigkeiten, Kostenerstattung 
• Sachliche und örtliche Zuständigkeit (§§ 85-88) 
• Kostenerstattung (§§ 89-89h) 
 
Teilnahmebeiträge, Heranziehung zu den Kosten (§§ 90-94) 
 
Von besonderer Bedeutung für die Arbeit im Pflegekinderwesen sind die sozi-
alpädagogischen Fachbereiche der Jugendämter, der Allgemeine Soziale 
Dienst (ASD) und der Pflegekinderdienst (PKD). 
 
 
I.1.5. Der Allgemeine Soziale Dienst 
 
Der ASD hat die wichtige Aufgabe jungen Menschen, die von sozialer Be-
nachteiligung, individuellen und familiären Beeinträchtigungen betroffen und 
auf Unterstützung angewiesen sind, sozialpädagogische Hilfen anzubieten.  
 
Im Rahmen des Pflegekinderwesens entwickeln die MitarbeiterInnen des ASD 
aufgrund einer Situations- und Bedarfsanalyse einen Hilfeplan13, in dem die 
für die Entwicklung des Kindes notwendigen Hilfen und Leistungen, zusam-
men mit den betroffenen Kindern oder Jugendlichen und ihren Eltern, festge-
legt werden. Wird die Unterbringung in einer Pflegefamilie als eine mögliche 

 
13 Siehe Kap. II.2.2. „Situations- und Bedarfsanalyse“ 
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Hilfe in Betracht gezogen, so werden die MitarbeiterInnen des Pflegekinder-
dienstes zur Entscheidungsfindung hinzugezogen. 
 
Positive Erfahrungen haben die Allgemeinen Sozialen Dienste gemacht, wenn 
sie weiterhin für die Beratung, Begleitung und Unterstützung der Herkunfts-
familien zuständig sind, deren Kind oder Kinder in einer anderen Familie oder 
in einer Einrichtung leben und aufwachsen. 
 
 
I.1.6. Der Pflegekinderdienst 
 
Der PKD übernimmt die Auswahl geeigneter Pflegefamilien sowie die Gestal-
tung und Verantwortung der Unterbringung von Kindern und Jugendlichen in 
den Pflegefamilien.  
 
Dazu zählen zum einen die Werbung und zum anderen die Betreuung von 
Pflegefamilien, um eine dem zu vermittelnden Kind oder Jugendlichen ange-
messene Familie zu finden. Darunter wird die Vorbereitung, die Begleitung 
und Beratung von Pflegeeltern und Pflegekindern während des gesamten 
Pflegeverhältnisses verstanden.  
 
Der Pflegekinderdienst ist für die Gestaltung der Hilfe zur Erziehung aus 
Sicht der Pflegefamilie und des Pflegekindes zuständig. Dies ist notwendig, 
um eine Interessenkollision mit den anderen Beteiligten, z.B. den Herkunftsel-
tern, aus dem Weg zu gehen.  
 
Die MitarbeiterInnen des PKD unterstützen die Zusammenarbeit und den Er-
fahrungsaustausch der Pflegeeltern untereinander. Sie organisieren Fortbil-
dungen von Pflegeeltern ebenso wie Treffen von Pflegekindern.  
 
Der PKD hat im Rahmen seiner sozialpädagogischen Begleitung eines Pfle-
geverhältnisses die besondere Situation der Pflegefamilie zu beachten, näm-
lich, dass diese ein „fremdes“ Kind mit einer eigenen Biografie im persönli-
chen, teilweise intimen Bereich einer privaten Familie integriert. 
 
 
Aufgaben des Pflegekinderdienstes 
 
Die Aufgaben der MitarbeiterInnen im Pflegekinderdienst sind vielfältig. Sie 
reichen von organisatorischen und administrativen Aufgaben über berateri-
sche Tätigkeiten bis hin zu Stellungnahmen in familiengerichtlichen Verfah-
ren. Im Folgenden sind die Aufgaben, aufgegliedert in einzelne Bereiche, dar-
gestellt. 
 
 Gewinnung von Pflegeeltern und Öffentlichkeitsarbeit 

• Werbung und Information von Interessierten zur Gewinnung von Pfle-
gepersonen 

• Darstellung des örtlichen Pflegekinderwesens in der Öffentlichkeit 
• Feststellung der Eignung von BewerberInnen 
• Bereitstellung geeigneter Publikationen über die Bedeutung der Fami-

lienpflege, über Voraussetzungen zur Aufnahme eines Pflegekindes und 
über Aufgaben und Schwierigkeiten  
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Verantwortung des 
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 Entwicklung des örtlichen Pflegekinderwesens 

• Entwicklung verschiedener Pflegeformen mit eigenem Profil, um eine  
Vielfalt vorgehaltener Betreuungsformen bedarfsorientiert zu sichern 

• Zusammenarbeit mit anderen Fachkräften 
• Organisation der Zusammenarbeit und Austauschmöglichkeiten von 

Pflegeeltern 
• Unterstützung von Pflegeelternvereinigungen 

 
 Entwicklung von Pflegeverhältnissen 

• Vorbereitung der BewerberInnen auf ihre Aufgaben 
• Mitwirkung an der Entscheidung über erzieherische Hilfen und Per-

spektivplanung, im Einzelfall in Kooperation mit den anderen sozialen 
Diensten des Jugendamtes 

• Auswahl der geeigneten Pflegefamilie zur Vermittlung eines Pflegekin-
des 

• Herstellung von Erstkontakten und Kontaktanbahnung zwischen Pfle-
gefamilie, Herkunftsfamilie und Pflegekind 

• Gestaltung und Steuerung des individuellen Fallverlaufs und Überprü-
fung der Leistungen bei Familienpflege nach § 33 KJHG im Rahmen 
des Hilfeplanverfahren nach § 36 KJHG 

 
 Begleitung und Beratung der Pflegeverhältnisse 

• Beratung und Unterstützung in Fragen der Betreuung, Erziehung und 
Begleitung der Pflegekinder in den Familien 

• Aufklärung, Beratung und Unterstützung in rechtlichen und wirtschaft-
lichen Angelegenheiten das Pflegeverhältnis betreffend 

• Arbeit mit den Pflegekindern und ggf. der Herkunftsfamilie 
• Unterstützung von Umgangskontakten 
• Einleitung zusätzlicher oder nachfolgender Hilfen für Pflegekinder 
• Schaffung von die Trennung erleichternden Situationen für die Betref-

fenden 
• Unterstützung des Prozesses der Rückführung oder 
• Unterstützung des Prozesses des dauerhaften Verbleibs in der Pflege-

familie 
• Unterstützung der Verselbständigung und der Beendigung eines Pfle-

geverhältnisses 
• Schaffung von Qualifizierungsangeboten für Pflegeeltern (inhaltliche 

und organisatorische Planung und Finanzierung) 
 
 Mitarbeit an gerichtlichen Verfahren 

• Zuarbeiten bei allen familiengerichtlichen Entscheidungen die Her-
kunftsfamilie, das Pflegekind oder die Pflegefamilie betreffend 

• Anrufung des Familiengerichtes bei Gefährdung des Kindeswohls 
 
 Verwaltungsaufgaben 

• Prüfung und Entscheidung über Anträge auf Pflegeerlaubnis 
• Aktenlegung der individuellen Fallverläufe  
• Zuarbeit bei Anträgen der Pflegefamilie an die wirtschaftliche Jugend-

hilfe 
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I.1.7. Das Pflegeverhältnis 
 
Mit einem Pflegeverhältnis wird das gesamte personelle und zeitliche System 
bezeichnet, in dessen Mittelpunkt das Pflegekind steht. Alle Beteiligten (min-
destens Pflegekind, Pflegeeltern, Allgemeiner Sozialer Dienst und Pflegekin-
derdienst des Jugendamtes, Herkunftseltern, Vormund) stehen in einer gegen-
seitigen Beziehung, die von Erwartungen sowie persönlichen und fachlichen 
Ansprüchen der Beteiligten untereinander geprägt ist. 
  
Neben der Beziehungsstruktur ist ein Pflegeverhältnis auch durch seinen zeit-
lichen Verlauf gekennzeichnet. Nach der Auswahl der Pflegeeltern und der 
Feststellung des erzieherischen Bedarfs des Kindes als Vollzeitpflege folgt der 
Vermittlungsprozess. Haben sich Pflegeeltern, Pflegekind, Jugendamt und 
ggf. Herkunftsfamilie entschieden, steht der Anbahnung einer Pflegschaft 
nichts mehr im Wege.14,15,16  
 
Nachdem sich die Beteiligten füreinander entschieden haben, beginnt die ei-
gentliche Pflege und die Integration des Kindes in die Pflegefamilie, immer 
unter Beachtung der Perspektive des Kindes17.  
 
Ein Pflegeverhältnis endet dann, wenn ein Pflegekind in die Selbstständigkeit 
entlassen wird, eine Rückführung in die Herkunftsfamilie stattfand, eine ande-
re geeignete Betreuung außerhalb der Pflegefamilie gefunden wurde oder 
wenn das Pflegeverhältnis abgebrochen werden musste18.  
 
 
 
I.2. PFLEGEFAMILIE ALS TEIL DER JUGENDHILFE 
 
Die Vollzeitpflege von Pflegekindern in Pflegefamilien ist eine Form der Hil-
fen zur Erziehung. Pflegeeltern übernehmen damit im Auftrag des Jugendam-
tes und der abgebenden Eltern die Erziehung und Pflege des ihnen anvertrau-
ten Kindes oder Jugendlichen in einem besonderen familiären Beziehungs- 
und Erziehungssetting. Dieses unterscheidet sich von dem einer professionel-
len Familienpflege und von der Heimerziehung. 
 
 
Beziehungs- und Erziehungssetting in einer Familie in Abgrenzung zur 
Heimerziehung 
 
 Die Pflegepersonen nehmen im Auftrag des Jugendamtes oder der abge-

benden Eltern Kinder in ihre private Sphäre auf. Die eigenen familiären 
Ressourcen (personelle, pädagogische, emotionale und materielle) werden 
für die Erbringung der Hilfe zur Erziehung eingesetzt. 

 
 

14 Siehe Kap. III „Auswahlverfahren“ 
15 Siehe Kap. II „Das Hilfeplanverfahren“ 
16 Siehe Kap. IV „Der Vermittlungs- und Anbahnungsprozess“ 
17 Siehe Kap. VIII.3. „Integration eines Pflegekindes in eine Familie“ 
18 Siehe Kap. VIII.6. „Beendigung eines Pflegeverhältnisses“ 
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 Die Pflegefamilien haben das Recht auf Begleitung und Beratung vor Zu-
standekommen und während des gesamten Pflegeverhältnisses (§ 37,2 
KJHG).  

 
 Ist die Pflege aufgrund eines Antrags auf Erziehungshilfe zustande ge-

kommen oder besteht die Pflicht eine Pflegeerlaubnis beizubringen, unter-
liegt die Pflegefamilie der Kontrolle durch das Jugendamt, welches die 
Verantwortung für das Pflegeverhältnis übernimmt.  

 
 Diese Pflegefamilien werden vom Jugendamt, zumeist durch den Pflege-

kinderdienst, unter Wahrung von Eignungskriterien19 ausgewählt und im 
gesamten Prozess der Pflegschaft begleitet.  

 
 Eine Familie begibt sich mit der Aufnahme eines Kindes automatisch in 

ein komplexes Beziehungs- und Kommunikationsgefüge. Denn neben ih-
ren eigenen Erwartungen, Wünschen und Vorstellungen an das Pflegekind 
und das Pflegeverhältnis selbst, haben zu meist auch die Pflegekinder und 
die Herkunftseltern bestimmte Erwartungen, Wünsche und Vorstellun-
gen20. 

 
 Die Veränderungen in einer Familie sind mit der Aufnahme eines Kindes 

mitunter sehr bedeutend für die Entwicklung der privaten Beziehungen, 
innerhalb der Familie und auch im sozialen Umfeld. Die Rollen der Fami-
lienmitglieder werden sich verändern und die Pflegepersonen werden in 
den meisten Fällen vielschichtige neue Kontakte und Beziehungen zu an-
deren Personen aufnehmen, die im Zusammenhang mit der Betreuung ei-
nes Kindes in der Familie stehen. 

 
 Die Pflegeeltern sind zu Beginn der Hilfe überwiegend Personen mit we-

nig Erfahrungen aus dem Pflegekinderwesen. Sie benötigen zur gelingen-
den Gestaltung eines Pflegeverhältnisses eine intensive Vorbereitung und 
qualifizierte Begleitung durch weiterführende Seminare, Gesprächsgrup-
pen und individuelle Betreuung durch den Pflegekinderdienst. 

 
 
Beschreibung des erzieherischen Milieus von Familienerziehung 
 
Pflegekinder leben aufgrund ihres erzieherischen Bedarfs in einem familiären 
Beziehungsrahmen. Die Kinder brauchen die familiäre Beziehung, um sich in 
ihrer Persönlichkeit gelingend weiterentwickeln zu können. Das familiäre 
Milieu bietet den gewünschten konstanten und dauernden Rahmen, was in 
folgenden Punkten deutlich umschrieben wird. 
 
 „Verfügbarkeit einer konstanten, nicht austauschbaren Betreuungsperson 

für das Kind  
 
 anhaltendes Interesse am Entwicklungsweg des Kindes über den Zeitraum 

der Unterbringung hinaus 
 

 
19 Siehe Kap. III.4. „Anforderungen an PflegeelternbewerberInnen“ 
20 Siehe Kap. I.2.4. „Zusammenarbeit bei Hilfen außerhalb der eigenen Familie“ 
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 Bereitschaft der Pflegefamilie, bedarfsgerechte Bindungsangebote und 
neue tragfähigere Bindungs- bzw. Beziehungserfahrungen zu ermöglichen  

 
 Ermöglichen sozialen Lernens am Modell Familie  

• Familie bezeichnet das auf Dauer angelegte Zusammenleben von Men-
schen verschiedener Generationen.  

• Sie ist gekennzeichnet durch eine intime Beziehungsstruktur, in der den 
existenziellen Bedürfnissen der zugehörigen Familienmitglieder nach 
Geborgenheit, Schutz sowie emotionaler Nähe entsprochen wird. 

• Als gesellschaftliches Leitbild unseres Kulturkreises gilt dabei die Ach-
tung vor der eigenständigen Individualität des Kindes als Vertreter der 
jeweils jüngsten in der Familie lebenden Generation. 

 
 Würdigung und Förderung der Interessen jedes einzelnen Familienmit-

gliedes 
 
 emotionale Sicherheit jedes Familienmitgliedes 
 
 Herstellen von Normalität im Sinne von Integration des Kindes in ein 

dauerhaftes soziales System, das mehrere Generationen umfasst, eindeu-
tige Zugehörigkeit des Kindes – auch in der Außendarstellung der Familie 
und Vermeidung von Stigmatisierungen des Kindes 

 
 Konzentration auf die Individualität und die besonderen Lebenserfahrun-

gen des Kindes als Maßstab erzieherischen Handelns 
 
 Exklusivität und Authentizität der Beziehung zum Kind, insbesondere die 

Übernahme persönlicher Verantwortung, das Vermitteln von Geborgen-
heit und die Nichtaustauschbarkeit der Beziehungen in der Familie.“21 

 
 
I.2.1. Hilfe zur Erziehung § 27 KJHG 
 
Die Erziehungshilfen stellen einen zentralen Bestandteil der öffentlichen Ju-
gendhilfe dar. Unter Hilfen zur Erziehung sind all jene Hilfen zu verstehen die 
Eltern, Kinder und Jugendliche befähigen sollen, selbstständig und eigenver-
antwortlich eine dem Wohl des Kindes/ des Jugendlichen entsprechende Er-
ziehung zu gewährleisten und zu genießen.  
 
Die Aufgabe der Jugendhilfe besteht darin, familiäre Bedingungen durch Be-
gleitung, Beratung und Unterstützung so zu verändern, dass mögliche Benach-
teiligungen sozialer Art vermieden oder abgebaut werden und die individuelle 
soziale Entwicklung von Kindern und Jugendlichen gefördert wird.  
 
Grundlage für die Ausgestaltung und Art der Hilfe ist der individuelle Bedarf 
des Kindes/ des Jugendlichen, der durch die Fachkräfte des Jugendamtes er-
mittelt werden muss. Der Bedarf und die notwendigen Leistungen, die sich 
daraus ergeben sind individuell unter Einbeziehung aller Beteiligten in einem 
Hilfeplan festzuschreiben und regelmäßig zu überprüfen und zu aktualisieren.  

 
21 Familie für Kinder gGmbH (Hrsg.), Standards für das Pflegekinderwesen in Berlin, in Pfle-
gekinder, Heft 2/ 2002 

Definition 
 

Ziel der Hilfe zur 
Erziehung 
 

Grundlage der Er-
ziehungshilfe 
 



STRUKTUREN UND AUFGABEN IM PFLEGEKINDERWESEN 

   HANDBUCH FÜR DAS PFLEGEKINDERWESEN IN SACHSEN-ANHALT 21  

 
Der § 27 KJHG ist die Voraussetzung für die Gewährung einer nicht abge-
schlossene Aufzählung verschiedenster ambulanter, teilstationärer und statio-
närer Erziehungshilfen. Benannt sind die Vollzeitpflege, die Heimerziehung, 
die Erziehungsberatung, die Erziehungsbeistandschaft, die Erziehung in einer 
Tagesgruppe, die Soziale Gruppenarbeit, die Sozialpädagogische Familienhil-
fe und die intensive sozialpädagogische Einzelbetreuung.  
 
Anspruch auf Hilfe zur Erziehung haben Personensorgeberechtigte22. 
  
 
I.2.2. Vollzeitpflege § 33 KJHG 
 
Neben der Heimerziehung ist die Erziehung in einer Pflegefamilie eine weite-
re Form der Erziehungshilfe außerhalb des elterlichen Haushalts. Es wird dem 
Kind oder Jugendlichen die Möglichkeit gegeben, je nach individuellen Erfor-
dernissen von Alter, Entwicklungsstand, persönlichen Bindungen und Bedarf 
entweder auf Zeit oder auf Dauer in einer Pflegefamilie leben zu können.  
 
Es besteht für alle Beteiligten die Aufgabe, das System der Pflegefamilie mit 
dem System der Herkunftsfamilie zum Wohl des Kindes miteinander zu ver-
binden und zusammenzuarbeiten. Dabei sind für das Gelingen eines Pflege-
verhältnisses drei Dinge maßgeblich:  
 
 Ist für das zu pflegende Kind die "richtige", weil geeignete, Pflegefamilie 

gefunden worden? 
 
 Mit welcher Perspektive soll das Pflegekind in der Pflegefamilie leben? 

(denn daraus ergeben sich alle weiteren pädagogisch-psychologischen 
Bedingungen der Integration eines Pflegekindes) 

 
 Klarheit, Offenheit und Ehrlichkeit im Umgang der Beteiligten unterei-

nander. Es muss allen Beteiligten klar sein, warum das Kind in Pflege ist 
und welche Ziele verfolgt werden. Die Herkunftseltern und das Pflege-
kind sind von Beginn an darüber aufzuklären, dass der Aufenthalt in einer 
Pflegefamilie Folgen für die Entwicklung von Beziehung und Bindung 
hat. 

 
Aus den unterschiedlich möglichen Entwicklungsperspektiven für das Kind 
ergeben sich verschiedene Formen von Pflegeverhältnissen: die Kurzzeitpfle-
ge und die Dauerpflege. Hierzu können auch viele Verwandtenpflegen gezählt 
werden23.  
 
Betrachtet man den individuellen Bedarf von Pflegekindern und die unter-
schiedliche Eignung von Pflegeeltern ergeben sich weitere, besondere Formen 
der Pflege: die Bereitschaftspflege, die Sozialpädagogische Pflege und die 
Heilpädagogische Pflege24.  

 
22 Siehe Kap. IX.5. „Sorgerecht“ und Kap. IX.4. „Vormundschaft und Pflegschaft“ 
23 Siehe Kap. 1.3.1. „Dauerpflege und Kap. I.3.2.1. „Kurzzeitpflege“ und Kap. I.3.2.2. „Be-
reitschaftspflege“ 
24 Siehe Kap. I.3.3 „Sozialpädagogische Pflegefamilie“ und Kap. I.3.4. „Heilpädagogische 
Pflegefamilie“ 
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Die recht komplizierte Angelegenheit, die Entwicklung von Bindung und Be-
ziehung in der Pflegefamilie ebenso zu berücksichtigen wie die bestehenden, 
stellt die Vollzeitpflege vor eine schwierige Aufgabe. Es muss in einem an-
gemessenen Zeitraum im Verlauf der Hilfe bzw. bei Hilfegewährung ent-
schieden werden, ob die Perspektive eines Kindes oder Jugendlichen die 
Rückführung in seine Herkunftsfamilie ist, oder für welche Dauer das Kind/ 
der Jugendliche in der Pflegefamilie verbleiben kann. 
 
Da das Leben in der Pflegefamilie eine Hilfe zur Erziehung ist, müssen sich 
die Dauer der Hilfe und die einzelnen Leistungen am individuellen Bedarf und 
an den im Hilfeplan festgelegten Zielen des Kindes/ Jugendlichen und seiner 
Familie orientieren. Diese werden gemeinsam mit den Beteiligten, also dem 
Kind/ Jugendliches selbst, den Pflegeeltern, den Herkunftseltern, Therapeuten 
und ggf. anderen Beteiligten besprochen. Die Leistungen der Pflegeeltern 
werden durch ein landesweit geregeltes Pflegegeld, welches sich aus einem 
Erziehungsbeitrag und einem altersabhängigen Unterhaltsbetrag zusammen-
setzt, honoriert.25  
 
 
Vollzeitpflege auf Zeit26 
 
Vollzeitpflege auf Zeit hat das Ziel, die Rückführung des Pflegekindes in die 
Herkunftsfamilie zu ermöglichen und zu fördern oder zu prüfen, inwieweit die 
Herkunftsfamilie in der Lage ist, die Bedingungen für eine dem Wohl des 
Kindes entsprechende Erziehung wiederherzustellen.  
 
Für die Sicherstellung dieser Perspektive müssen die Ressourcen der leibli-
chen Eltern für eine dem Kindeswohl dienliche Erziehung zu sorgen, nicht nur 
vorhanden, sondern aktivierbar sein. In einem für das Kind angemessenen 
Zeitraum müssen sich die Bedingungen für eine Rückkehr nachweisbar stabi-
lisiert haben. Für die Bereitschaftspflege heißt dies maximal 6 Monate. 
 
Es ist davon auszugehen, dass es zwischen Kind und leiblichen Eltern tragfä-
hige Bindungen gibt. Um die Bindungen des Kindes zu seiner Familie beizu-
behalten, sollten Kontakte zu den Angehörigen ermöglicht werden. Allen Be-
teiligten muss klar sein, dass ein Kind in einer anderen Familie, zu den Mit-
gliedern dieser, neue Beziehungen und sogar intensive Bindungen aufbaut und 
eingeht. Für Herkunftseltern bedeutet dies, dass sich ihr Kind u.U. an die 
Pflegefamilie mit der Zeit gebundener fühlt und dort bleiben möchte.  
 
Neben der alltäglichen Sicherung der Versorgung und der Sorge um das Pfle-
gekind, ist die Pflegefamilie durch die regelmäßigen Kontakte gefordert, sich 
mit der Herkunftsfamilie auseinanderzusetzen. Von der Pflegefamilie werden 
Strategien erwartet, mit diesen Situationen konstruktiv umgehen zu können.27 
 
Die Dauer der Pflege auf Zeit ist abhängig von der Entwicklung der Erzie-
hungs- und Lebensbedingungen in der Herkunftsfamilie. Immer wieder 
kommt es vor, dass aus einer Pflege auf Zeit eine Dauerpflege wird, weil die 

 
25 Siehe Kap. IX.3.2. „Das Pflegegeld“ 
26 Siehe Kap. 1.3.1. „Dauerpflege“ 
27 Siehe Kap. I.2.4. „Zusammenarbeit bei Hilfen außerhalb der eigenen Familie“ 
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Herkunftseltern nicht genügend Anstrengungen unternehmen oder nicht in der 
Lage sind, die Bedingungen im eigenen Haushalt zu verbessern.  
 
Aufgrund gewachsener Bindungen28 des Pflegekindes an die Pflegefamilie 
sollte, unter Wahrung der Interessen des Pflegekindes, eine Rückführung nach 
2 Jahren29 nicht mehr angestrebt werden.   
 
 
Vollzeitpflege auf Dauer30 
 
Die Vollzeitpflege auf Dauer ist die klassische Form der Pflege, die dem Bild 
entspricht, dass eine ersetzende Familie genau die emotionale Zuwendung 
zeigt, die zum Aufbau enger Eltern-Kind-Beziehungen notwendig ist, in der 
Vertrauen aufgebaut und das Bedürfnis nach Geborgenheit und Sicherheit 
befriedigt wird.  
 
Anders als bei den anderen Formen der Familienpflege soll die Unterbringung 
in einer Dauerpflegstelle die Erziehung in der Herkunftsfamilie ersetzen, 
wenn diese, aus den unterschiedlichsten Gründen, ihre Erziehungsaufgaben 
gegenüber dem Kind auf Dauer nicht gerecht werden kann und wenn der Ver-
bleib des Kindes in der Herkunftsfamilie trotz einschneidender Hilfen nicht 
dem Wohle des Kindes entspricht. Mitunter kann sich der Aufenthalt in der 
Pflegefamilie bis zur Volljährigkeit und darüber hinaus erstrecken.  
 
In einer Dauerpflege erwachsen häufig enge Beziehungen, die über das Ende 
der Pflege fortbestehen. Sie sichern den Pflegekindern einen emotionalen  
Platz in einer Familie, die damit ein wichtiger Bestandteil der Identitätsent-
wicklung ist. Der Pflegefamilie werden durch das Erleben dieser Beziehungen 
ihre Bedeutung in der Entwicklung "eigentlich fremder" Kinder deutlich. In 
einer Pflegefamilie können solche engen Bindungen zwischen Pflegekind und 
Pflegeeltern entstehen, die in ihrer Intensität und Bedeutung der Bindung zwi-
schen leiblichen Kindern und Eltern gleichkommen. Dies nennt man faktische 
Elternschaft. 
 
Auch in Dauerpflege kann ein mehr oder weniger intensiver Kontakt zur Her-
kunftsfamilie oder einzelnen Familienmitgliedern bestehen. Diese Kontakte 
dienen dem Pflegekind sich seiner Lebensgeschichte bewusst zu sein. Pflege-
kinder haben eine andere Vergangenheit als leibliche Kinder und sie haben ein 
Recht, sich mit ihren „Wurzeln“ beschäftigen zu können31.  
 
Pflegekinder können sich auch dann mit ihrer Biografie auseinandersetzen, 
wenn es keine oder nur sehr wenige Kontakte zur Herkunftsfamilie gibt. Diese 
Art der Beschäftigung mit dem Leben kann von den Pflegeeltern durch Bio-
grafiearbeit unterstützt und begleitet werden. 
 
 
 

 
28 Siehe Kap. VII.1.1. „Bindungen des Pflegekindes“ und Kap. VIII.6. „Beendigung eines Pflegeverhältnisses“ 
29 Siehe § 37 Abs. 1 Satz 2 KJHG „vertretbarer Zeitraum“, § 86 Abs. 6 Satz 1 KJHG „An-
nahme, dass das Pflegekind bei den Pflegeeltern verbleibt“  
30 Siehe Kap. I.3.1. „Dauerpflege“ 
31 Siehe Anhang F.3. „Die Position des Kindes stärken“ von Dr. J. Maywald  
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I.2.3. Hilfeplanung § 36 KJHG32 
 
Der Hilfeplan ist ein Mittel zur Steuerung der Jugendhilfe im Einzelfall (§ 36 
II Satz 2 SGB VIII). Er dient dem Zweck, die Zusammenarbeit der an der Hil-
fe Beteiligten zu koordinieren und ist somit die Grundlage für die Ausgestal-
tung der Hilfe. Der Hilfeplan ist vom Jugendamt mit allen an der Hilfe Betei-
ligten zu erstellen. 
 
Der Hilfeplan umfasst alles Wissenswerte und Notwendige über das Zustan-
dekommen der Hilfe zur Erziehung, beschreibt die Situation des Kindes und 
der Familie, benennt die Zielsetzung des Pflegeverhältnisses, hält die Verein-
barungen über die Zusammenarbeit zwischen Jugendamt, Herkunftseltern und 
Pflegeeltern fest, (wer ist für was zuständig und wer übernimmt welche Auf-
gaben und Pflichten), legt Termine z.B. Besuchskontakte fest und formuliert 
eine Zukunftsprognose. Im Hilfeplan werden konkrete Ziele von Erziehung 
und Begleitung eines Pflegekindes und Zuständigkeiten für deren Erfüllung 
und Überprüfung festgelegt Er hat den Charakter einer Vereinbarung zwi-
schen den an der Hilfe Beteiligten.  
 
Die Jugendämter haben für diese Vereinbarung eine eigene äußere Form ent-
wickelt. Manche Jugendämter führen eine Art formloses Protokoll, die meis-
ten Jugendämter benutzen jedoch Hilfeplan-Formulare. Egal wie die äußere 
Form aussieht, alle Beteiligten haben diese Vereinbarung zu unterschreiben 
und bekommen eine Kopie zur Verfügung gestellt. Der Hilfeplan ist die 
Grundlage für die konkrete Ausgestaltung der Hilfe und gibt den Entwick-
lungsrahmen für das Kind vor. 
 
Die rechtliche Voraussetzung für den Hilfeplan ist der Bescheid über die Ge-
währung der Hilfe zur Erziehung durch das Jugendamt. 
 
Der Hilfeplan ist nicht nur eine Vereinbarung, sondern darüber hinaus auch 
eine Arbeitsmethode, die es ermöglicht, dass  
 

• alle Beteiligten die gleichen Informationen erhalten und somit Kommu-
nikationsdefizite möglichst gering gehalten werden 

• gemeinsam getroffene Vereinbarungen klar festgehalten und somit ver-
bindlich werden 

• kontrolliert werden kann, ob die Vereinbarungen eingehalten werden 
• der Verlauf der Hilfeleistung für alle nachvollziehbar ist 
• festgestellt werden kann, ob die Vereinbarungen sinnvoll und in die 

Praxis umsetzbar sind 
• die Vereinbarungen gemeinsam verändert werden können, wenn sie 

sich als nicht hilfreich und praktikabel erwiesen haben. 
 
Der Hilfeplan ist kein einmal geschlossener starrer und unveränderbarer Ver-
trag. Der Hilfeplan wird spätestens nach einem halben Jahr überprüft und 
fortgeschrieben33, bei Kindern im Alter von bis zu drei Jahren nach drei Mo-
naten. Das bedeutet, dass eine erneute Bestandsaufnahme gemacht wird und 
ggf. neue Ziele und Zuständigkeiten definiert werden. 

 
32 Siehe Kap. II.3. „Hilfeplanfortschreibung“ 
33 Siehe Anhang C.1. „KJHG in Sachsen-Anhalt“, § 18 Abs. 1 Satz 1 
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Beteiligung 
 
Am Hilfeplanverfahren sind der Sorgeberechtigte, entwicklungs- und alters-
entsprechend das Kind oder der Jugendliche, die Pflegeeltern und andere Be-
teiligte zu involvieren34. Die Beteiligung des Personensorgeberechtigten am 
Hilfeplan ist allein schon deshalb ein „Muss“, weil seine Zustimmung für jede 
Änderung oder Weitergewährung der Hilfe notwendig ist.  
 
Das Kind ist entsprechend seiner Reife am Hilfeplan zu beteiligen. Dies ent-
spricht seiner Stellung als Handelnder im Hilfeprozess. Es ist eben nicht nur 
Objekt der Hilfe, auch wenn die Hilfe dem Sorgeberechtigten bewilligt wird, 
sondern aktiver Teil der Hilfe mit eigenen Beteiligungsrechten. Dennoch muss 
bei einzelnen Punkten im Hilfeplangespräch sorgfältig abgewogen werden, ob 
und in welcher Form das Kind beteiligt werden soll. 
 
Neben Jugendamt, Kind, Pflegeeltern und Sorgeberechtigtem können auch 
andere Personen am Hilfeplan beteiligt werden, soweit dies der Sache dienlich 
ist. Als weitere Beteiligte kommen u.a. Ärzte, Lehrer, Psychologen oder Ge-
schwister in Betracht. Diese Beteiligten sollten jedoch nur zu bestimmten 
Punkten des Hilfeplangesprächs geladen werden. 
 
Grundsätzlich gilt, dass am Gespräch so viel wie nötig und so wenig wie mög-
lich Personen teilnehmen sollten.  
 
 
I.2.4. Zusammenarbeit bei Hilfen außerhalb der eigenen Familie 
 
Grundsätzlich werden im KJHG drei Arten der Zusammenarbeit im Rahmen 
des Pflegekinderwesens beschrieben: 

• Zusammenarbeit von Pflegefamilie und Jugendamt 
• Zusammenarbeit von Pflegefamilie und Herkunftseltern 
• Zusammenarbeit von Jugendamt und Herkunftsfamilie 

 
Mit diesen Formen der Kooperation ist der rechtliche und sozialpädagogische 
Rahmen eines Pflegeverhältnisses abgesteckt. Alle Beteiligten sind zur Zu-
sammenarbeit verpflicht, und zwar aktiv, um eine das Wohl des Kindes wah-
rende Erziehung und Pflege zu gewährleisten. Die Zusammenarbeit muss also 
von allen drei Seiten ausgehen. Sie stehen in ständiger Wechselwirkung. Dem 
Jugendamt kommt an dieser Stelle weiterhin eine vermittelnde Aufgabe zu. 
 
 
Zusammenarbeit von Pflegefamilie und Jugendamt 
 
„Die Pflegepersonen haben vor der Aufnahme des Kindes oder Jugendlichen 
und während der Dauer der Pflege Anspruch auf Beratung und Unterstüt-
zung. Die Träger der Jugendhilfe sollen mit ihnen zum Wohl des Kindes oder 
des Jugendlichen partnerschaftlich zusammenarbeiten.“35 
 

 
34 Siehe § 36 Abs. 2 Satz 2 u. 3 KJHG und § 37 KJHG 
35 Siehe Anhang C.1. „Kinder und Jugendhilfegesetz  des Landes Sachsen-Anhalt“, § 20 Abs. 
2 Satz 1 und 2  
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Der Anspruch auf Beratung und Unterstützung36 ist außerdem im § 37 Abs. 2 
SGB VIII geregelt und gilt auch für die Pflegepersonen bei denen Pflegekin-
der nicht durch eine Erziehungshilfe untergebracht sind.  
 
Das Jugendamt hat weiterhin die Pflicht und das Recht zu überprüfen, ob die 
Pflegeeltern das Pflegekind seinem Wohl entsprechend erziehen. (§ 37 Abs. 3) 
Daraus schlussfolgernd haben die Pflegeeltern die Pflicht, das Jugendamt über 
wichtige Ereignisse zu unterrichten, die das Pflegeverhältnis beeinträchtigen 
können.  
 
Die Informationspflicht der Pflegeeltern beginnt z.B. bei anhaltender Krise in 
der Partnerschaft, Trennung, Scheidung, Arbeitslosigkeit, schwerer Krankheit, 
Wohnortwechsel, Überschuldung, neues Pflegefeldkind aus anderem Land-
kreis, Antrag auf ein neues Pflegekind im anderen Landkreis, Schwanger-
schaft, Verlust, Tod und das Pflegeverhältnis beeinträchtigende  Krankheit.  
 
Von Seiten des Jugendamtes besteht Informationspflicht über neue und den 
Rahmen des Pflegeverhältnisses verändernde Bedingungen, weiterhin die 
frühzeitige Information bei Auflösung des Pflegeverhältnisses, wesentliche 
Veränderungen bei der Herkunftsfamilie z. B. Anträge beim Familiengericht 
sowie Fortbildung, Veranstaltungshinweise und der Wechsel der zuständigen 
MitarbeiterInnen. Pflegeeltern sollen ebenfalls über weiterführende Hilfen und 
über die Ausschlusskriterien bei der Vermittlung eines Pflegekindes infor-
miert werden. 
 
Die konkrete Zusammenarbeit wird im Hilfeplan und seiner Fortschreibung 
geregelt. Dabei geht es um den individuellen Fall des Pflegekindes und die es 
umgebenden Bedingungen. 
 
 
Zusammenarbeit von Pflegeeltern und Herkunftseltern37  
 
Nach § 37 Abs. 1 Satz 1 KJHG soll darauf hingewirkt werden, dass die Pfle-
geperson und die Eltern zum Wohl des Kindes oder des Jugendlichen zusam-
menarbeiten.  
 
Im Prozess der Vermittlung muss es einen Hinweis auf die Zusammenarbeit 
von Pflegeeltern und Herkunftseltern geben. Die Zusammenarbeit selbst ist 
positiv zu bewerten. Die konkrete Ausgestaltung der Zusammenarbeit wird im 
Hilfeplan und den umgangsrechtlichen Bestimmungen38 geregelt. 
 
Eine positive, wertschätzende und die jeweils andere Familie respektierende 
Zusammenarbeit wirkt sich gelingender auf die Gestaltung des Pflegeverhält-
nisses aus. 
 

 
36 Siehe Kap. V „Die Begleitung von Pflegefamilien“ und Kap. VI „Qualifizierung und Fort-
bildung von Pflegeeltern“ 
37 Siehe Kap. VII.3. „Besuchskontakte“ 
38 Siehe Kap. IX.5. „Umgangsrecht“ 
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Die Zusammenarbeit hat vor allem dann eine wesentliche Bedeutung, wenn 
die Perspektive des Kindes in der Rückkehr in seine Herkunftsfamilie besteht 
oder die Perspektive noch offen ist39.  
 
 
Zusammenarbeit von Jugendamt und Herkunftsfamilie40 
 
Das Jugendamt ist verpflichtet durch Beratung, Begleitung und Unterstützung 
der Herkunftsfamilie darauf hinzuwirken, dass die Beziehung des Kindes zu 
der Herkunftsfamilie gefördert wird. Insbesondere dann, wenn das Jugendamt 
daran arbeitet die Erziehungsbedingungen in der Herkunftsfamilie so weit zu 
verbessern, dass diese das Kind wieder selbst erziehen kann41.  
 
Die Zusammenarbeit, die zum Wohle des Kindes gewollt ist, gestaltet sich oft 
schwierig und die Palette der Ursachen hierfür ist breit. Pflegeeltern klagen oft 
darüber, dass Kinder unter den Besuchen leiden und sich vor und nach Besu-
chen auffällig verhalten. Als Gründe hierfür werden u.a. mangelnde Struktur 
an Besuchswochenenden, Unstetigkeit der Herkunftseltern, Überlastung und 
mangelnde Grenzziehung bei Besuchen und falsche Versprechungen, die das 
Kind verunsichern genannt. Andererseits beklagen Herkunftseltern, von den 
Pflegefamilien nicht als gleichberechtigte Partner ernst genommen zu werden 
oder den Kindern entfremdet zu werden. 
 
Können die Pflegefamilie und die Herkunftsfamilie nicht im Interesse und 
zum Wohle des Kindes zusammenarbeiten muss das Jugendamt vermitteln 
und eine Lösung anstreben oder das Familiengericht einschalten42. 
 
Ändern sich wesentliche Grundbedingungen in der Pflegefamilie, die für die 
Auswahl der Pflegeeltern ausschlaggebend waren, so sind die Herkunftseltern 
an der Entscheidung über die weitere Perspektive des Pflegekindes zu  beteili-
gen.  
 
 
I.2.5. Pflegefamilie als Form der Erziehungshilfe 
 
Die Auswahl einer geeigneten Hilfeform ist am individuellen Bedarf der Hilfe 
ersuchenden Familie und ihrer speziellen Situation orientiert43. In diesem Sinn 
besteht grundsätzlich eine Gleichrangigkeit der Hilfeformen. 
 
Die  im KJHG  in den §§ 28 - 35a aufgezählten Hilfeformen werden als eine 
beispielhafte Aufzählung verstanden. Das heißt, dass weitere, nicht benannte 
Formen von Erziehungshilfen, die dem Einzelfall gerecht werden, genutzt 
werden können. 
 
Es ist jedoch vor der Auswahl von Hilfen außerhalb der eigenen Familie zu 
prüfen, ob die ambulanten Hilfen ausreichend und geeignet sind. Dies ge-
schieht vor dem Hintergrund der gravierenden Einschnitte in die Biografie 

 
39 Siehe Kap. VIII.6.1. „Rückführung“ 
40 Siehe Kap. VII.2. „Begleitung und Beratung der Herkunftsfamilie“ 
41 Siehe Kap. VIII.6.1. „Rückführung“ 
42 Siehe Anhang D § 38 KJHG 
43 Siehe Kap. II.2.2. „Situations- und Bedarfsanalyse“ 
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eines Kindes und einer Familie, die durch die zeitweise oder dauernde Tren-
nung und den möglichen intensiven Bindungs- und Beziehungsaufbau zu den 
Pflegeeltern entstehen. 
 
Außerdem ist bei der Situations- und Bedarfsanalyse zu beachten, wie lange 
die Kinder und Eltern schon Leistungen zur Erziehungshilfe erhalten haben, 
also welche Ressourcen der Familie bisher aktiviert werden konnten.  
 
Häufige Bindungs- und Beziehungsabbrüche sind zu vermeiden. 
 
 
Bei Kindern und Jugendlichen, die in Pflegefamilien untergebracht werden, 
besteht die Notwendigkeit einen stabilen und emotional eng umrissenen Be-
ziehungskontext zu schaffen, weil der bisherige zeitweise oder auf Dauer für 
das psychische Wohlergehen nicht mehr ausreicht.  
 
Die betreffenden Kinder sind also in der Lage, die in einer Familie notwendi-
gen Bindungen und Beziehungen natürlicher und kontinuierlicher Art entwi-
ckeln zu können und in das Selbstbild zu übertragen. 
 
Wird eine Hilfeform schon geleistet, kann es sich als notwendig erweisen, 
eine weitere Hilfeform hinzuzuziehen, um eine dem Wohl des Kindes ent-
sprechende Erziehung zu gewährleisten. „Die verschiedenen Hilfeformen 
können miteinander verbunden werden.“44 Dies bietet sich vor allem bei zeit-
lich befristeten Hilfen an, um die Kontinuität der Entwicklung zu sichern. 
Aber es gibt sicherlich auch Fälle, in denen es sich als notwendig erweist, die 
Pflegefamilie mit einer zusätzlichen Hilfe zu unterstützen. 
 
 
 
I.3. BESCHREIBUNG DER FORMEN VON PFLEGEVERHÄLTNISSEN 
 
Die Vollzeitpflege nach dem §33 KJHG ist eine Leistung der Hilfen zur Er-
ziehung. Die Vollzeitpflege soll entsprechend dem Alter und Entwicklungs-
stand des Kindes oder Jugendlichen und seinen persönlichen Bindungen sowie 
den Möglichkeiten der Verbesserung der Erziehungsbedingungen in der Her-
kunftsfamilie Kinder und Jugendliche in einer anderen Familie eine zeitlich 
befristete Erziehungshilfe oder eine auf Dauer angelegte Lebensform bieten. 
Der Begriff der Vollzeitpflege hat eine institutionelle und eine zeitliche Be-
deutung. Hinter dem Begriff verbirgt sich eine Vielzahl von verschiedenen 
Hilfearrangements die im Folgenden definiert werden. 
 
 
I.3.1. Dauerpflege 
 
Eine Dauerpflege ist eine auf Dauer angelegte Lebensform und liegt der Be-
willigung von Hilfe zur Erziehung nach § 27 in Verbindung mit § 33 KJHG 
zu Grunde, bei jungen Erwachsenen in Verbindung mit dem § 41 KJHG. Au-
ßerdem gelten in Sachsen-Anhalt der Runderlass Hilfen zur Erziehung in 

 
44 Siehe Anhang C.1. „Kinder und Jugendhilfegesetz des Landes Sachsen-Anhalt“, § 17  Satz  2  
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Pflegefamilien des Ministeriums für Gesundheit und Soziales in Sachsen-
Anhalt von 1995 und die Pflegegeldverordnung Sachsen-Anhalt von 2002. 
 
 
Pädagogischer Auftrag 
Pflegefamilien bieten den Pflegekindern einen stabilen emotionalen und wirt-
schaftlichen Rahmen. Sie geben den Kindern Sicherheit für eine gelingende 
Sozialisation. Die Pflegepersonen achten insbesondere auf die Beziehungen 
des Pflegekindes zu den Bezugspersonen. Die Pflegepersonen erziehen, pfle-
gen und beaufsichtigen das Pflegekind im Auftrag der/ des Personensorgebe-
rechtigten. 
Dieser pädagogische Grundauftrag an die Pflegefamilie wird durch Abspra-
chen aus dem Pflegevertrag und durch die individuellen Erziehungsziele aus 
dem Hilfeplan ergänzt. 
 
Anders als bei den anderen Formen soll die Pflege auf Dauer die Erziehung in 
der Herkunftsfamilie ersetzen, wenn diese, aus den unterschiedlichsten Grün-
den, ihren Erziehungsaufgaben gegenüber dem Kind dauerhaft nicht gerecht 
werden kann und wenn der Verbleib des Kindes in der Herkunftsfamilie trotz 
einschneidender Hilfen nicht dem Wohle des Kindes entspricht. Mitunter kann 
sich der Aufenthalt in der Pflegefamilie bis zur Volljährigkeit und darüber 
hinaus erstrecken.  
 
 
Perspektive des Kindes 
Grundsätzlich ist die Dauerpflege eine langfristige Hilfeform. Die Zeitdauer 
ist von verschiedenen Faktoren abhängig und lässt ein Ende der Pflege nur in 
wenigen Fällen vermuten. Folgende Faktoren beeinflussen die Dauer:  

• Entwicklung der Dreiecks-Beziehung zwischen Pflegekind, Pflegefami-
lie und Herkunftsfamilie 

• Entwicklung einer Erziehungsfähigkeit in der Herkunftsfamilie 
• Integration in die Pflegefamilie (Verankerung) 

 
Die Entscheidung über die Dauer eines Pflegeverhältnisses muss im Rahmen 
des Hilfeplanverfahrens (§36KJHG) unter Mitwirkung aller Beteiligten (§37 
KJHG) getroffen werden.45 Den MitarbeiterInnen des Allgemeinen Sozialen 
Dienstes obliegt eine besondere Verantwortung für die Überprüfung der Vo-
raussetzungen für die Fortführung eines Pflegeverhältnisses. 
 
 
Pflegeperson 
Es können nur Personen Pflegepersonen werden, deren Eignung durch das 
örtliche Jugendamt46 festgestellt wurde. 
 
Eine Berufstätigkeit der Pflegepersonen ist möglich, wenn es nicht dem Be-
dürfnis des Pflegekindes widerspricht. Übersteigt jedoch im Einzelfall der 
erzieherische Bedarf die Möglichkeiten „normaler“ Berufstätigkeit,  so kom-
men nur Pflegepersonen in Frage, die ihre Berufstätigkeit den Bedürfnissen 
des Kindes anpassen können. 

 
45 Siehe Kap. II „Das Hilfeplanverfahren“ 
46 Siehe Kap. III.4.2. „Eignungskriterien“ 
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Beziehungsaspekte 
Das Pflegekind hat auch bei einer auf Dauer angelegten Pflege das Recht auf  
Kontakt47 zu den leiblichen Eltern. Um die erhaltenswerten Bindungen des 
Kindes zu seiner Familie beizubehalten, sollen Kontakte zu dieser ermöglicht 
werden. Allerdings kann aus einer Pflege auf Zeit eine auf Dauer werden, 
wenn die Bindung des Kindes an die Pflegeeltern so groß wird, dass eine 
Rückführung nicht dem Wohle des Kindes entsprechen würde. 
 
Allen Beteiligten muss klar sein, dass ein Kind in einer anderen Familie zu 
deren Mitgliedern neue Beziehungen und sogar intensive Bindungen aufbaut 
und eingeht. Für die Herkunftseltern bedeutet dies, dass sich ihr Kind u.U. in 
der Pflegefamilie viel wohler fühlt und dort leben bleiben möchte. Herkunft-
seltern benötigen auch deshalb intensive Begleitung und Unterstützung.48  
 
Bei einer Dauerpflege ist immer zu berücksichtigen, wie sich die bestehenden 
Bindungen vor dem Hintergrund des Alters und des Entwicklungsstandes zei-
gen. Gemeint sind die Bindungen des Pflegekindes zur Herkunftsfamilie, wie 
auch die zur Pflegefamilie.  
 
Es ist zu berücksichtigen, dass das Pflegekind in einer solchen Situation eine 
schwierige Aufgabe hat, nämlich einerseits die Beziehung zur Herkunftsfami-
lie aufrechterhalten zu wollen und andererseits die zur Pflegefamilie aufzu-
bauen, denn dort lebt das Kind und deren Normen und Regeln gelten im Le-
bensalltag. Es ist für Pflegekinder nicht einfach, sich mit dieser Doppelrolle 
zu arrangieren. Auf keinen Fall dürfen die Kinder darunter leiden, dass sie 
zwischen Menschen, die sie lieben, hin und her gerissen werden. 
 
Aber auch für die Pflegefamilie ist es nicht einfach, jemanden zu betreuen, 
von dem man weiß dass er/ sie vielleicht wieder gehen wird. Wie viel Nähe 
und Vertrauen kann ich diesem Kind zumuten? Wie gehe ich mit der Unge-
wissheit um?  
 
Es erwachsen enge Bindungen zwischen Pflegekind und Pflegeeltern, die in 
ihrer Intensität und Bedeutung der Beziehung zwischen leiblichen Kindern 
und Eltern ähneln. 
 
 
Familienstrukturen 
Es können auch einzelne Personen oder gleichgeschlechtlich zusammenleben-
de Paare Pflegeeltern werden, wenn sie geeignet sind. Es wird jedoch davon 
ausgegangen, dass in der Regel familiäre Strukturen entwicklungsförderlich 
Bedingungen zur Sozialisation aufweisen. 
 
In einer Pflegefamilie darf die Zahl der im Haushalt lebenden Kinder fünf 
nicht übersteigen. Die leiblichen Kinder sind dabei mit zu berücksichtigen.  
 
 
 

 
47 Siehe Kap. VII.1.1. „Bindungen des Pflegekindes“ 
48 Siehe Kap. IX.7. „Verbleibensanordnung“ 

Bindung 
 

Bindung und Tren-
nung 

Familienform 
 

Beachtung von Alter 
und Entwicklungs-
stand 

Beziehungsgestal-
tung des Pflegekin-
des 

Ungewisses Bezie-
hungsgefüge 

Eltern-Kind-
Beziehung 

Anzahl der Kinder 
 



STRUKTUREN UND AUFGABEN IM PFLEGEKINDERWESEN 

   HANDBUCH FÜR DAS PFLEGEKINDERWESEN IN SACHSEN-ANHALT 31  

I.3.2. Zeitlich befristete Pflegeformen 
 
In Abgrenzung zur auf Dauer angelegten Hilfeform gibt es Situationen, in 
denen aufgrund der individuellen Lebenssituation des Pflegekindes eine kurz-
zeitige Unterbringung in einer Pflegefamilie notwendig wird. 
 
 
I.3.2.1. Kurzzeitpflege 
 
 
Rechtliche Grundlage für eine Kurzzeitpflege sind der § 20 KJHG oder die  
§§ 27 und 33 KJHG, sowie der Runderlass Hilfen zur Erziehung in Pflegefa-
milien des Ministerium für Gesundheit und Soziales in Sachsen-Anhalt von 
1995 und die Pflegegeldverordnung Sachsen-Anhalt von 2002. 
 
 
Pflegekinder in Kurzzeitpflege erleben einen stabilen emotionalen und wirt-
schaftlichen Rahmen, der auf familiärer Nähe gründet. Die Kinder erhalten, 
trotz des Abbruchs, Sicherheit für eine gelingende Sozialisation vor allem 
dann, wenn die Unterbringung in der Kurzzeitpflege, wie auch die Rückfüh-
rung in die Herkunftsfamilie, intensiv vorbereitet werden. 
 
 
Pädagogischer Auftrag 
Die Pflegepersonen achten insbesondere auf die Beziehungen des Pflegekin-
des zu den Beteiligten. Die Pflegepersonen erziehen, pflegen und beaufsichti-
gen das Pflegekind anstelle der Personensorgeberechtigten. Dieser pädagogi-
sche Grundauftrag an die Pflegefamilie wird durch Absprachen aus dem Pfle-
gevertrag und durch die individuellen Erziehungsziele aus dem Hilfeplan er-
gänzt. 
Das Besondere an der Kurzzeitpflege ist die Aufarbeitung des kurzzeitigen 
Verlustes von Bezugspersonen. Demzufolge ist der Erhalt von Bindungen zur 
Herkunftsfamilie durch intensive Kontakte eine wichtige Aufgabe. 
 
 
Perspektive des Kindes 
Die Kurzzeitpflege ist eine zeitlich befristete Hilfe. Die Dauer ist abhängig 
vom Grund der Inpflegegabe. Sie kann sich beziehen auf: 

• einen kurzen, begrenzten Zeitraum, verursacht durch einen zeitlich be-
fristeten Ausfall der Erziehungsfunktion der Herkunftsfamilie 

• eine Krisen- und Notsituation, durch die das Wohl des Kindes gefährdet 
ist 

• die Perspektive ist zumeist klar in der Rückkehr des Pflegekindes in die 
Herkunftsfamilie oder deren Perspektivklärung zu sehen 

 
Auch beim Kurzzeitpflegeverhältnis muss die Dauer der Pflege im Rahmen 
des Hilfeplanverfahrens (§ 36 KJHG) unter Mitwirkung aller Beteiligten (§ 37 
KJHG) geregelt werden.49  
 

 
49 Siehe Kap. II „Das Hilfeplanverfahren“ 
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Dabei sind dem Bedürfnis des Kindes nach verlässlicher Bindung und dem 
kindlichen Zeitbegriff individuell Rechnung zu tragen. Die Hilfeplanung ist 
außerdem zeitlich wie auch inhaltlich am Alter, dem Entwicklungsstand und 
aktuell individuellen Bedingungen zu orientieren.  
 
Höchstdauer des Verbleibs des Pflegekindes  in der Pflegefamilie sollte 6 
Monate nicht übersteigen. 
 
Den MitarbeiterInnen der sozialen Dienste im Jugendamt obliegt eine beson-
dere Verantwortung für die Überprüfung der Voraussetzungen für die Auflö-
sung oder Fortführung eines Pflegeverhältnisses.  
 
Pflegepersonen 
Es können nur Personen Pflegepersonen werden, deren Eignung durch das 
örtliche Jugendamt50 festgestellt wurde. 
 
Eine Berufstätigkeit der Pflegepersonen ist möglich, wenn es nicht dem Be-
dürfnis des Pflegekindes widerspricht. Übersteigt jedoch im Einzelfall der 
erzieherische Bedarf die Möglichkeiten „normaler“ Berufstätigkeit,  so kom-
men nur Pflegepersonen in Frage, die ihre Berufstätigkeit den Bedürfnissen 
des Kindes anpassen können. 
 
 
Beziehungsaspekte 
Aufgrund der begrenzten Zeit muss von den Pflegeeltern viel Einfühlungs-
vermögen in das Kind verlangt werden können. Zum einen, weil die natürli-
chen Beziehungen zur Herkunftsfamilie und zum gewohnten sozialen Umfeld 
wie Stadtteil, Schule, Freunde, Vereine, etc. aufrechterhalten werden sollen; 
zum anderen soll sich das Kind an die veränderten Bedingungen durch das 
Leben in der Pflegefamilie gewöhnen.  
 
Pflegeeltern, aber natürlich auch deren Kinder, haben es unter Umständen mit 
ständig wechselnden „neuen“ Kindern zu tun, mit all ihren Originalitäten, 
Bedürfnissen, Emotionen, Verhaltensweisen und deren sozialen Kontakten. 
Der Pflegefamilie kommt die wichtige Aufgabe zu, diese ernst zu nehmen 
ohne die eigene Familie in einem ständigen Wechselbad von Anpassung und 
Neuorientierung „untergehen“ zu lassen.  
 
Dies erfordert neben dem Einfühlungsvermögen, eine höhere Toleranzgrenze 
gegenüber Herkunftsfamilien, um intensiven Kontakt halten zu können. Für 
die Pflegefamilie heißt dies auch ein erhöhtes Maß an Flexibilität und familiä-
rer Sicherheit zu haben, um sich auf zeitlich begrenzte Bindungen mit den 
Pflegekindern einlassen und häufigere Trennungen verarbeiten zu können. 
 
 
Familienstruktur 
Es können auch einzelne Personen oder gleichgeschlechtlich zusammenleben-
de Personen Pflegeeltern werden, wenn sie die örtlich festgelegten Eignungs-
kriterien erfüllen. Es wird jedoch davon ausgegangen, dass in der Regel fami-
lienähnliche Strukturen optimale Bedingungen zur Sozialisation aufweisen. 

 
50 Siehe Kap. III.4.2. „Eignungskriterien“ 
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In einer Pflegefamilie sollte die Zahl der im Haushalt lebenden Kinder fünf 
nicht übersteigen, leibliche Kinder eingeschlossen. 
 
 
I.3.2.2. Bereitschaftspflege 
 
Rechtsgrundlage für die Unterbringung von Kindern und Jugendlichen in 
akuten Notsituationen und bei Gefährdung des Kindeswohls sind die §§ 42 
und 43 KJHG in Verbindung mit dem § 33 KJHG und dem Hilfeplanprozess, 
sowie der Runderlass Hilfen zur Erziehung in Pflegefamilien des Ministerium 
für Gesundheit und Soziales in Sachsen-Anhalt von 1995 und die Pflegegeld-
verordnung Sachsen-Anhalt von 2002. 
 
Bereitschaftspflege ist eine kurzfristige und vorübergehende Unterbringung 
von Kindern und Jugendlichen, deren Versorgung in der Herkunftsfamilie 
aufgrund von Krisensituationen nicht mehr gewährleistet ist. Die Herkunftsel-
tern können ihrem Erziehungsauftrag nicht nachkommen. Bereitschaftspflege 
erfolgt häufig aufgrund einer offenkundig gewordenen Gefährdung des Kin-
deswohls. 
 
 
Pädagogischer Auftrag 
Die Aufnahme eines Kindes in einer Bereitschaftspflege ist immer im Zu-
sammenhang mit der Perspektivklärung und in Notsituationen zu sehen. Im 
Unterschied zu anderen Pflegeformen erfolgt hier die Aufnahme i.d.R. unvor-
bereitet und zunächst auf einen nicht absehbaren Zeitraum. Die Pflegefamilie 
hat die Pflegekinder aufzufangen und zu betreuen, sowie bei der Klärung des 
weiteren Fallverlaufs mitzuwirken. Die Zeit der Unterbringung soll primär 
dazu genutzt werden, eine geeignete nachfolgende Hilfe für das Kind und de-
ren Familie herauszuarbeiten. 
 
Bereitschaftspflegeeltern sichern die Grundversorgung des Kindes bzw. Ju-
gendlichen, nehmen notwendige Arzt- oder Therapietermine wahr. Dazu zäh-
len Unterkunft, Verpflegung, hauswirtschaftliche Leistungen, Aufsicht und 
Betreuung, Gesundheitsvorsorge, Freizeitgestaltung und Organisation des 
Lebensalltags. Bereitschaftspflegeeltern haben nicht in erster Linie erzieheri-
sche Aufgaben. 
 
Die Pflegepersonen achten insbesondere auf die Beziehungen des Pflegekin-
des zu den Beteiligten. Die Pflegepersonen pflegen und beaufsichtigen das 
Pflegekind anstelle der Personensorgeberechtigten. Dieser pädagogische 
Grundauftrag an die Pflegefamilie wird durch Absprachen aus dem Pflegever-
trag und durch individuelle Erziehungsziele geprägt. 
 
 
Perspektive des Kindes 
In der Zeit der familiären Bereitschaftspflege ist eine Perspektive für das Kind 
oder den Jugendlichen zu erarbeiten. Bereitschaftspflegeeltern sollen hierbei 
wichtige Informationen zum Entwicklungsstand des untergebrachten Kindes 
oder Jugendlichen, zu seinem familiären Bindungsverhalten, zu seinen sozia-
len, emotionalen und medizinischen  Besonderheiten sammeln und im Hilfe-
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planprozess einbringen. Zum Teil sind zu Beginn der Aufnahme nur wenige 
Informationen über das Kind, deren Familie und den psychischen Zustand der 
genannt bekannt. Die Bereitschaftspflegeeltern sind die Experten, um die 
nachfolgenden Pflegepersonen auf die Situation des Kindes vorzubereiten. 
 
Die Inobhutnahme von jüngeren Kindern soll grundsätzlich in Bereitschafts-
pflegefamilien erfolgen. 
 
Ebenso kann ein Kind oder Jugendlicher zur Krisenintervention oder für den 
Zeitraum, in dem familiäre Bedingungen abgeklärt werden müssen in einer 
Bereitschaftspflegefamilie aufgenommen werden. 
 
 
Pflegeperson 
Es können nur Personen Pflegepersonen werden und sein, deren Eignung 
durch das örtliche Jugendamt51 festgestellt wurde. 
 
Da Bereitschaftspflegeeltern ständig erreichbar sein müssen und einer höheren 
Belastung ausgesetzt sind, darf ein Pflegeelternteil nicht berufstätig sein.  
 
Zur besonderen Eignung sollten Bereitschaftspflegeeltern möglichst über aus-
reichend Lebenserfahrungen und eine hohe Reflexionsfähigkeit verfügen. 
 
 
Beziehungsaspekte 
Pflegepersonen in familiärer Bereitschaftspflege sind noch häufiger mit einem 
ständigen Wechsel von Kindern und Jugendlichen konfrontiert als Kurzzeit-
pflegeeltern. Ein Bereitschaftspflegeverhältnis ist kaum planbar und trifft her-
ausgenommene Kinder und Jugendliche sowie die Bereitschaftspflegeeltern in 
der Regel unvorbereitet oder zumindest sehr kurzfristig. Daraus resultiert vor 
allem auf Seiten der Kinder eine große Unsicherheit hinsichtlich des weiteren 
Verlaufs der Trennung von den Eltern. Im Gegensatz zu anderen Pflegefor-
men haben die Pflegeeltern hier keine oder nur bedingte Mitsprache bei der 
Auswahl der Kinder. Ebenso ist die Anzahl der im Jahr aufzunehmenden Kin-
der nicht vorhersehbar. 
 
Bereitschaftspflegefamilien müssen mit Ambivalenzen und den verschiedenen 
Erwartungen der Beteiligten leben können. Bereitschaftspflegefamilien sind 
gekennzeichnet durch die Gegensätzlichkeiten von Professionalität und Fami-
lie, Distanz und Nähe, Trennung und Bindung sowie Fluktuation und Bestän-
digkeit. 
 
Bereitschaftspflegestellen sind immer wieder die ersten, die intensiven Kon-
takt zu sozial und emotional verstörten oder gar traumatisierten Kindern und 
Jugendlichen haben. Sie müssen immer wieder Anfangssituationen erleben 
und mit den damit verbundenen Belastungen umgehen. 
 
Hinzu kommt der sich nicht immer einfach gestaltende Kontakt zur Her-
kunftsfamilie. Diese Besuchskontakte sind eine zusätzliche Anforderung. 

 
51 Siehe Kap. III.4.2. „Eignungskriterien“ 

Berufstätigkeit 

Häufige Wechsel der 
Pflegekinder 

Teil des Hilfeplan-
prozesses 
 

Alter der Pflegekin-
der 

Unplanbarkeit 

Ständig unterschied-
liche Erwartungen 

Auffangen von 
traumatisierten und 
emotional verstörten 
Kindern 



STRUKTUREN UND AUFGABEN IM PFLEGEKINDERWESEN 

   HANDBUCH FÜR DAS PFLEGEKINDERWESEN IN SACHSEN-ANHALT 35  

Um den familiären Alltag sicher gestalten zu können, müssen feste Strukturen 
mit klaren, für alle verständlichen Regeln des Zusammenlebens existieren, die 
trotzdem an das jeweilige Kind angepasst werden müssen. 
 
Aufgrund des kurzen, intensiven Kontaktes der Beteiligten ist die Trennung 
der Pflegekinder aus der Bereitschaftsfamilie so langfristig als möglich zu 
planen, um dem Kind den Übergang in eine andere Betreuungsform oder in 
die Herkunftsfamilie zu erleichtern. Deshalb sind intensive Kontakte der Be-
reitschaftspflegeeltern zu den Herkunftseltern von Bedeutung. 
 
Um die außergewöhnliche psychische und physische Belastung verkraften zu 
können, benötigen Bereitschaftspflegefamilien immer wieder Zeiten der Ruhe, 
um die familiäre Identität zu stärken. 
 
 
Familienstruktur 
Es können auch einzelne Personen oder gleichgeschlechtlich zusammenleben-
de Personen Pflegeeltern werden, wenn sie die örtlich festgelegten Eignungs-
kriterien erfüllen. Es wird jedoch davon ausgegangen, dass in der Regel fami-
lienähnliche Strukturen optimale Bedingungen zur Sozialisation aufweisen. 
 
In einer Pflegefamilie sollte die Zahl der Pflegekinder zwei nicht übersteigen. 
Die Anzahl der im Haushalt lebenden Kinder sollte vier nicht übersteigen. 
Darüber hinaus wird empfohlen in diesen Pflegefamilien keine Pflegekinder, 
die eine Perspektive auf Dauer haben gemeinsam mit Bereitschaftspflegekin-
dern zu betreuen.  
 
 
I.3.3. Sozialpädagogische Pflegefamilie 
 
Einer sozialpädagogischen Pflege liegen, wie bei der Dauerpflege, die Vo-
raussetzungen zur Bewilligung von Hilfe zur Erziehung nach § 27 und § 33 
KJHG zu Grunde, bei jungen Erwachsenen § 41 KJHG. Außerdem gelten der 
Runderlass Hilfen zur Erziehung in Pflegefamilien des Ministeriums für Ge-
sundheit und Soziales in Sachsen-Anhalt von 1995 und die Pflegegeldverord-
nung Sachsen-Anhalt von 2002. Es können bei Bedarf die Bestimmungen der 
Eingliederungshilfe für seelisch Behinderte nach § 35a KJHG hinzugezogen 
werden.  
 
 
Pädagogischer Auftrag 
Für besonders entwicklungsbeeinträchtigte Kinder und Jugendliche soll die 
sozialpädagogische Pflegefamilie Bedingungen bieten, die das Pflegekind 
hinreichend in seiner Persönlichkeitsentwicklung fördern. Diese Pflegeform 
wird bei Kindern und Jugendlichen gewählt, bei denen Verhaltensauffälligkei-
ten im Vordergrund stehen. Sozialpädagogische Pflegefamilien nehmen Kin-
der und Jugendliche mit einem erhöhtem Betreuungs- und Erziehungsaufwand 
auf, die unter anderem einer eher therapeutischen Betreuung bedürfen.  
 
Pflegefamilien bieten den Pflegekindern einen stabilen emotionalen und wirt-
schaftlichen Rahmen. Sie geben den Kindern Sicherheit für eine gelingende 
Sozialisation. Die Pflegepersonen achten insbesondere auf die Beziehungen 
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des Pflegekindes zu den Beteiligten. Die Pflegepersonen erziehen, pflegen 
und beaufsichtigen das Pflegekind anstelle der/ des Personensorgeberechtig-
ten. Dieser pädagogische Grundauftrag an die Pflegefamilie wird durch Ab-
sprachen aus dem Pflegevertrag und durch die individuellen Erziehungsziele 
aus dem Hilfeplan ergänzt.  
 
Aufgrund des besonderen Förderungsbedarfs zeigen sozialpädagogische Pfle-
gefamilien sehr hohe Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit den sozialen 
Diensten und  Beratungsstellen und sind therapeutischen Einrichtungen und 
Angeboten gegenüber offen. 
 
 
Perspektive des Kindes 
Grundsätzlich ist auch die Sozialpädagogische Pflege eine langfristige Hilfe-
form. Die Zeitdauer ist wie bei einer Dauerpflege, von verschiedenen Fakto-
ren abhängig und lässt ein Ende der Pflege nur in wenigen Fällen vermuten. 
Folgende Faktoren beeinflussen die Dauer:  

• Entwicklung der Beziehung des Pflegekindes zur Pflegefamilie und zur 
Herkunftsfamilie 

• Entwicklung von Bedingungen der Erziehungsfähigkeit in der Her-
kunftsfamilie 

• Fortdauer des Potentials von Kindeswohlgefährdung und seelischer Be-
hinderung 

• besondere Förderbedingungen in der Pflege, die dem seelischen und 
körperlichen Wohl des Kindes dienen und im Herkunftsmilieu nicht 
oder in nicht ausreichendem Maß zur Verfügung stehen 

 
Aufgrund des erhöhten Förderbedarfs der Pflegekinder ist eine langfristige 
Absicherung notwendig (Dauerpflege). Die Entscheidung über die Dauer ei-
nes Pflegeverhältnisses muss im Rahmen des Hilfeplanverfahrens (§ 36 
KJHG) unter Mitwirkung aller Beteiligten (§ 37 KJHG) getroffen werden.52  
 
Dabei sind dem Bedürfnis des Kindes nach verlässlicher Bindung und dem 
kindlichen Zeitbegriff sowie der Möglichkeit individueller Förderbedingungen 
Rechnung zu tragen. Die Hilfeplanung ist ebenfalls am Alter, dem Entwick-
lungsstand und aktuell individuellen Bedingungen zeitlich, wie auch inhaltlich 
zu orientieren. Für Kinder unter drei Jahren sollte die Hilfeplanung viertel-
jährlich erfolgen, sonst halbjährlich. Der Hilfeplan beinhaltet konkrete und 
abrechenbare Teil- und Förderziele sowie eine kontinuierliche fachliche Be-
gleitung. 
 
Den MitarbeiterInnen der sozialen Dienste im Jugendamt obliegt eine beson-
dere Verantwortung für die Überprüfung der Voraussetzungen für die Fortfüh-
rung eines Pflegeverhältnisses. Der besondere erzieherische Bedarf wird von 
Fachkräften und Pflegeeltern übereinstimmend festgestellt.  
 
 
 
 
 

 
52 Siehe Kap. II „Das Hilfeplanverfahren“ 
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Pflegeperson 
Es können nur Personen Pflegepersonen werden, deren besondere Eignung für 
diese Hilfeform durch das örtliche Jugendamt53 festgestellt wurde. Der 
Schwerpunkt liegt auf der persönlichen Eignung dieser Personen. 
 
Es ist damit zu rechnen, dass aufgrund des erzieherischen Bedarfs ein Eltern-
teil nicht oder nur eingeschränkt berufstätig sein kann. Es muss darum mög-
lich sein, den Umfang der Berufstätigkeit dem individuellen Bedarf des Kin-
des anzupassen. 
 
Es soll bei mindestes einem Elternteil eine abgeschlossene pädagogische, psy-
chologische oder medizinische Ausbildung oder eine besondere persönliche 
Eignung und spezielle Kenntnisse und Erfahrungen im Umgang mit Beein-
trächtigungen verhaltensschwieriger oder behinderter Kinder vorhanden sein. 
Unter besonderer Eignung werden in diesem Bereich spezielle Erfahrungen, 
bewiesene Belastbarkeit, persönliche Weiterbildungen und die Einbindung in 
ein Unterstützungsnetz verstanden. Stellt sich ein sozialpädagogischer Bedarf 
erst im Laufe der Pflege heraus, so ist, wenn die Pflegeeltern dazu in der Lage 
sind, die Eignung festzustellen, um unnötige Abbrüche aus einem Pflegever-
hältnis abzuwenden. 
  
Die Pflegeeltern sollen Kooperationsbereitschaft und die Befähigung zur Re-
flexion ihres pädagogischen Handelns für die Bewältigung der Erziehungs-
probleme besitzen. Sie benötigen ausgeprägte erzieherische Fähigkeiten und 
ein unterstützendes verwandtschaftliches oder nachbarschaftliches Umfeld. Es 
ist zu erwarten, dass sozialpädagogische Pflegeeltern mit den verschiedensten 
Fachkräften und Fachdiensten intensiv zusammenarbeiten müssen. 
 
 
Beziehungsaspekte 
Besonders entwicklungsbeeinträchtigte Kinder und Jugendliche wirken mit 
ihrem Verhalten, ihren Besonderheiten und Auffälligkeiten erschwerend auf 
ein Familiensystem. Sie stellen höhere Anforderungen an die Frustrationstole-
ranz, die Kompromissbereitschaft und die Geduld von Pflegefamilien. Trotz-
dem, oder vielleicht gerade deswegen, haben diese Kinder und Jugendlichen 
tiefe Bindungserwartungen, Sehnsüchte und Wünsche. Sie reagieren auf Ver-
haltensänderungen von Bezugspersonen äußerst sensibel.  
 
Pflegefamilien sozialpädagogischer Pflegestellen haben eine besondere Ver-
antwortung für die weitere Entwicklung von Beziehungs- und Bindungsfähig-
keiten der Kinder und Jugendlichen. Darauf müssen sozialpädagogische Pfle-
gestellen vorbereitet sein. Einfühlsamkeit und Berücksichtigung bisheriger 
Bindungserfahrungen haben in dieser Pflegeform eine hohe Bedeutung. 
 
 
Familienstruktur 
Zu einer sozialpädagogischen Pflegestelle sollen vorzugsweise zwei Elterntei-
le gehören oder gleichgeschlechtlich zusammenlebende Personen sozialpäda-
gogische Pflegeeltern werden, wenn sie die örtlich festgelegten Eignungskrite-

 
53 Siehe Kap. III.4.2. „Eignungskriterien“ 
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rien erfüllen. Es können jedoch auch einzelne Personen die Kriterien erfül-
len.54 
 
Stellt sich im Pflegeverlauf der Bedarf an sozialpädagogischer Pflege heraus, 
kann eine Umwandlung von Dauerpflege in eine Sozialpädagogische Pflege 
stattfinden. Damit verbunden ist eine entsprechend notwendige Qualifizierung 
und Begleitung der Pflegeeltern. 
  
In einer sozialpädagogischen Pflegefamilie sollte die Zahl der Pflegekinder 
zwei nicht übersteigen, wobei die individuelle Diagnose in besonderer Weise 
zu berücksichtigen ist. Bei der Aufnahme eines weiteren Kindes soll ein an-
gemessener zeitlicher Abstand zur Eingewöhnung des Erstaufgenommenen 
gewährleistet sein. Die Vermittlung von Geschwisterkindern muss intensiv 
geprüft werden. Es wird empfohlen, dass die Anzahl der im Haushalt lebender 
Kinder drei nicht übersteigt. 
 
 
Vorbereitung und Begleitung 
Pflegeeltern, die sich für eine sozialpädagogische Pflegestelle bewerben, sol-
len ein zweites, ein spezielles Bewerberverfahren, durchlaufen. In diesem 
wird vor allem ihre besondere persönliche Eignung geprüft. Diese Eignung ist 
das Hauptkriterium bei einer solchen Pflegeform. 
 
Auf die Besonderheiten einer sozialpädagogischen Pflegestelle sind die Pfle-
gepersonen gesondert vorzubereiten. Dazu bieten sich intensive, auch mehrtä-
gige Seminare an, die sich u.a. mit  typischen Verhaltensauffälligkeiten von 
Pflegekindern, mit der Erweiterung diagnostischer Kompetenzen, mit dem 
Umgang mit schwierigen und verhaltensauffälligen Kindern und Jugendlichen 
in Krisensituationen beschäftigen.  
 
Vor und während einer Pflege haben Pflegeeltern das Recht, beraten, begleitet 
und unterstützt zu werden. Es ist für Pflegepersonen sozialpädagogischer 
Pflegestellen notwendig, sich mit anderen austauschen zu können. Intensive 
Gruppenarbeit und Supervision sind nicht nur in Konflikt- und Notsituationen 
angebracht. 
 
 
I.3.4. Heilpädagogische Pflegefamilie 
 
Einer heilpädagogischen Pflege liegen, wie bei der Dauerpflege, die Voraus-
setzungen zur Bewilligung von Hilfe zur Erziehung nach § 27 und § 33 KJHG 
zu Grunde, bei jungen Erwachsenen § 41 KJHG, sowie der Runderlass Hilfen 
zur Erziehung in Pflegefamilien des Ministerium für Gesundheit und Soziales 
in Sachsen-Anhalt von 1995 und die Pflegegeldverordnung Sachsen-Anhalt 
von 2002. Es können bei Bedarf die Bestimmungen der Eingliederungshilfe 
für seelisch Behinderte nach § 35a KJHG hinzugezogen werden. 
 
 
 
 

 
54 Siehe Anhang C.2. „Runderlass Hilfen zur Erziehung in Pflegefamilien“  
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Pädagogischer Auftrag 
Eine heilpädagogische Pflegestelle hat in besonderer Weise den Auftrag, ent-
wicklungsbeeinträchtigte, seelisch, körperlich oder geistig behinderte oder 
von einer solchen Behinderung bedrohte Kinder und Jugendliche aufzuneh-
men, die neben einem medizinischen und therapeutischen auch einen erziehe-
rischen Hilfebedarf zeigen. Im Gegensatz zur Sozialpädagogischen Pflegestel-
le steht hier die Aufnahme von behinderten Kindern im Vordergrund. 
 
Pflegefamilien bieten den Pflegekindern einen stabilen emotionalen und wirt-
schaftlichen Rahmen. Sie geben den Kindern Sicherheit für eine gelingende 
Sozialisation. Die Pflegepersonen achten insbesondere auf die Beziehungen 
des Pflegekindes zu den Beteiligten. Die Pflegepersonen erziehen, pflegen 
und beaufsichtigen das Pflegekind anstelle der/ des Personensorgeberechtig-
ten. Dieser pädagogische Grundauftrag an die Pflegefamilie wird durch Ab-
sprachen aus dem Pflegevertrag und durch die individuellen Erziehungsziele 
aus dem Hilfeplan ergänzt. 
 
 
Perspektive des Kindes 
Grundsätzlich ist auch die heilpädagogische Pflege eine langfristige Hilfe-
form. Die Zeitdauer ist wie bei einer Dauerpflege von verschiedenen Faktoren 
abhängig und lässt ein Ende der Pflege nur in wenigen Fällen vermuten. Fol-
gende Faktoren beeinflussen die Dauer:  

• Entwicklung der Beziehung des Pflegekindes zur Pflegefamilie und zur 
Herkunftsfamilie 

• Entwicklung von Bedingungen der Erziehungsfähigkeit von Herkunfts-
familien 

• Fortdauer des Potentials von Kindeswohlgefährdung und der seelischen 
Behinderung 

• besondere Förderbedingungen in der Pflege, die dem seelischen und 
körperlichen Wohl des Kindes dienen und im Herkunftsmilieu nicht 
oder in nicht ausreichendem Maße zur Verfügung stehen 

 
Aufgrund des erhöhten Förderbedarfs der Pflegekinder ist eine langfristige 
Absicherung notwendig. Die Entscheidung über die Dauer eines Pflegever-
hältnisses muss im Rahmen des Hilfeplanverfahrens (§ 36 KJHG) unter Mit-
wirkung aller Beteiligten (§ 37 KJHG) getroffen werden.55  
 
Dabei sind dem Bedürfnis des Kindes nach verlässlicher Bindung und dem 
kindlichen Zeitbegriff sowie der Möglichkeit individueller Förderbedingun-
gen, Rechnung zu tragen. Die Hilfeplanung ist ebenfalls am Alter, dem Ent-
wicklungsstand und aktuell individuellen Bedingungen zeitlich, wie auch in-
haltlich zu orientieren. Für Kinder unter drei Jahren sollte die Hilfeplanung 
vierteljährlich erfolgen, ansonsten halbjährlich. Der Hilfeplan beinhaltet kon-
krete und abrechenbare Teil- und Förderziele sowie eine kontinuierliche fach-
liche Begleitung. 
 
Den MitarbeiterInnen der sozialen Dienste im Jugendamt obliegt eine beson-
dere Verantwortung für die Überprüfung der Voraussetzungen für die Fortfüh-
rung eines Pflegeverhältnisses.  

 
55 Siehe Kap. II „Das Hilfeplanverfahren“ 
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Der besondere erzieherische Bedarf wird von Fachkräften und Pflegeeltern 
übereinstimmend festgestellt. Die Notwendigkeit einer heilpädagogischen 
Betreuung wird durch eine psychologische und/ oder medizinische Diagnose 
bestätigt. 
 
 
Pflegeperson 
Es können nur Personen Pflegepersonen in heilpädagogischen Pflegestellen 
werden und sein, deren besondere Eignung für diese Pflegeform durch das 
örtliche Jugendamt56 festgestellt wurde.  
 
Ein Elternteil sollte nicht berufstätig sein, um die vielfältigen Förderaufgaben 
für das betreffende Pflegekind zu organisieren und durchzuführen. 
 
Es sollen bei mindestem einem Elternteil eine abgeschlossene pädagogische, 
psychologische oder medizinische Ausbildung oder eine besondere persönli-
che Eignung sowie spezielle Kenntnisse und Erfahrungen im Umgang mit 
behinderten Kindern vorhanden sein.  
 
Unter besonderer Eignung werden in diesem Bereich spezielle Erfahrungen, 
erwiesene Belastbarkeit, persönliche Weiterbildungen und die Einbindung in 
ein Unterstützungsnetz verstanden. Stellt sich ein heilpädagogischer Bedarf 
erst im Laufe der Pflege heraus, so ist, wenn die Pflegeeltern dazu in der Lage 
sind, die Eignung festzustellen, um unnötige Abbrüche aus einem Pflegever-
hältnis abzuwenden.  
 
Es ist die Bereitschaft und Möglichkeit zur Supervision vorauszusetzen. 
 
Heilpädagogische Pflegeeltern benötigen ausgeprägte erzieherische Fähigkei-
ten und ein unterstützendes verwandtschaftliches oder nachbarschaftliches 
Umfeld. Es ist zu erwarten, dass die Pflegeeltern mit den verschiedensten 
Fachkräften und Fachdiensten intensiv zusammenarbeiten müssen. 
 
 
Beziehungsaspekte 
Entwicklungsbeeinträchtigte, seelisch und/ oder körperlich behinderte Kinder 
und Jugendliche wirken mit ihren Besonderheiten, ihrem Verhalten und ihren 
Auffälligkeiten erschwerend auf ein Familiensystem. Sie stellen höhere An-
forderungen an die Frustrationstoleranz, die Kompromissbereitschaft und die 
Geduld von Pflegefamilien.  
 
Trotzdem, oder vielleicht gerade deswegen, haben diese Kinder und Jugendli-
chen hohe Bindungserwartungen, Sehnsüchte und Wünsche. Sie reagieren auf 
Verhaltensänderungen von Bezugspersonen äußerst sensibel.  
 
Pflegefamilien heilpädagogischer Pflegestellen haben eine besondere Verant-
wortung für die weitere Entwicklung von Beziehungs- und Bindungsfähigkei-
ten sowie auf die Gestaltung von individuellen Förderbedingungen der Kinder 
und Jugendlichen. Darauf müssen heilpädagogische Pflegestellen vorbereitet 

 
56 Siehe Kap. III.4.2. „Eignungskriterien“ 
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sein. Einfühlsamkeit und die Berücksichtigung der speziellen Art der Behin-
derung sowie bisheriger Bindungserfahrungen haben eine große Bedeutung. 
 
 
Familienstruktur 
Es wird davon ausgegangen, dass in der Regel familiäre Strukturen entwick-
lungsfördernde Bedingungen für seelisch und körperlich behinderte Kinder 
aufweisen. Es können u.U. auch einzelne Personen oder gleichgeschlechtlich 
zusammenlebende Personen heilpädagogische Pflegeeltern werden, wenn sie 
die örtlich festgelegten Eignungskriterien erfüllen. 
 
In einer heilpädagogischen Pflegefamilie sollte die Zahl der Pflegekinder zwei 
nicht übersteigen, wobei die individuelle Diagnose in besonderer Weise zu 
berücksichtigen ist.  
 
 
Vorbereitung und Begleitung 
Pflegeeltern, die sich für eine heilpädagogische Pflegestelle bewerben, durch-
laufen ein zweites, ein spezielles Bewerberverfahren. In diesem Verfahren 
werden vor allem die örtlich festgelegten besonderen Eignungskriterien ge-
prüft. 
 
Auf die Besonderheiten einer heilpädagogischen Pflegestelle sind die Pflege-
personen gesondert vorzubereiten. Dazu bieten sich intensive, auch mehrtägi-
ge Seminare an, die sich u.a. mit typischen Behinderungen von Pflegekindern, 
mit der Erweiterung diagnostischer Kompetenzen, mit dem Umgang mit be-
hinderten Kindern und Jugendlichen in Krisensituationen beschäftigen. Die 
Vermittlung besonderer gesetzlicher Regelungen ist ebenfalls von Bedeutung.  
 
Vor und während einer Pflege haben Pflegeeltern das Recht, beraten, begleitet 
und unterstützt zu werden.  
 
Es ist für Pflegepersonen heilpädagogischer Pflegestellen notwendig, sich mit 
anderen austauschen zu können. Intensive Gruppenarbeit und Supervision 
sind nicht nur in Konflikt- und Notsituationen angebracht. 
 
 
I.3.5. Verwandtenpflege 
 
Einer Verwandtenpflege können die Voraussetzungen zur Bewilligung von 
Hilfe zur Erziehung nach § 27 und § 33 KJHG, bei jungen Erwachsenen § 41 
KJHG, sowie der Runderlass Hilfen zur Erziehung in Pflegefamilien des Mi-
nisterium für Gesundheit und Soziales in Sachsen-Anhalt von 1995 und die 
Pflegegeldverordnung Sachsen-Anhalt von 2002 zu Grunde liegen.  
 
Durch die Erlaubnisfreiheit von Verwandtenpflege bei Verwandten bis zum 
dritten Grad kann davon ausgegangen werden, dass etliche Pflegen dem Ju-
gendamt nicht bekannt sind. Trotzdem sollen diese Pflegeverhältnisse in glei-
chem Maße wie andere Pflegeformen beraten, betreut und begleitet werden. 
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Wenn Pflegeeltern Vormund sind, können sie den Antrag auf Hilfe zur Erzie-
hung selbst stellen57. Es gibt auch privat vereinbarte Pflegeverhältnisse, in 
diesem Handbuch beziehen wir uns ausschließlich auf Pflegeverhältnisse nach 
dem §33 KJHG. 
 
 
Gründe für Verwandtenpflege 
Der Gesetzgeber sieht vor, dass Kinder bei Verwandten bis zum dritten Ver-
wandtschaftsgrad, also Großeltern, Onkel, Tante und Geschwistern ohne Pfle-
geerlaubnis leben können. Es reicht die Zustimmung der Personensorgebe-
rechtigten. Es ist davon auszugehen, dass es eine Vielzahl an Verwandten-
pflegen gibt, die dem Jugendamt nicht bekannt sind. Die Gründe für die Un-
terbringung können u.a. sein: 

• Tod der Eltern oder eines Elternteils 
• schwere Erkrankungen der Eltern oder eines Elternteils 
• Auslandsaufenthalt der Eltern 
• junge Eltern, die von Verwandten unterstützt werden 
• Studium und berufliche Ausbildung junger Eltern 

 
Das Jugendamt erhält nur dann Kenntnis von einem verwandtschaftlichen 
Pflegeverhältnis der o.g. Art, wenn eine Sorgerechtsübertragung ansteht oder 
wenn die Personensorgeberechtigten einen Antrag von Hilfe zur Erziehung 
stellen. 
 
In vielen Verwandtenpflegeverhältnissen ist das Jugendamt aufgrund beste-
hender unzureichend förderlicher Bedingungen bei den leiblichen Eltern je-
doch in die Pflege involviert und hat zumindest Kenntnis. Beispiele hierfür 
können sein: 
 

• Betreuung des Kindes einer sehr jungen Mutter; Zusammenleben in ei-
nem Dreigenerationenhaushalt 

• Suchtprobleme der leiblichen Eltern 
• psychische Erkrankungen der leiblichen Eltern 
• Gewalt, Misshandlung und Missbrauch durch Familienangehörige 
• zerstrittene Partnerschaft der leiblichen Eltern 
• allgemeine Erziehungsschwierigkeiten 
• Aufnahme heimentlassener Kinder und Jugendlicher 
• Flucht der Kinder vor den leiblichen Eltern 

 
Grundsätzlich lassen sich die eben genannten Gründe nicht von denen unter-
scheiden, die zu einer Fremdpflege führen. Dies hat Folgen für die Hilfe- und 
Unterstützungsleistungen im Rahmen des § 33.  
 
 
Formen der Verwandtenpflege 
Es gibt verschiedene Arten der Verwandtenpflege mit jeweils eigenen Motiva-
tionen und Fragen was Beziehungsintensität, tatsächliche Hilfeleistung und 
Ansprüche an die Pflege betrifft: 

 
57 Nach einem Urteil des VG Hamburg können verwandte Pflegeeltern dann Leistungen vom 
Jugendamt nach § 33 KJHG verlangen, wenn sie die Pflege ohne das Pflegegeld nicht leisten 
können. (Siehe Literatur zu diesem Kapitel) 
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• pflegeerlaubnisfreie Verwandtenpflege 
• Verwandtenpflege mit Pflegeerlaubnis  
• Verwandtenpflege beruhend auf § 33 KJHG (Antrag durch die sorgebe-

rechtigten leiblichen Eltern) 
• Verwandtenpflege beruhend auf § 33 KJHG (Antrag durch die sorgebe-

rechtigten Pflegeeltern) 
 
 
Pädagogischer Auftrag 
Den Verwandten kommen natürlich die gleichen Aufgaben der Sorge um das 
Kind zu, wie den leiblichen Eltern oder anderen Pflegeeltern. Sie haben für 
das Wohl des Kindes zu sorgen. Auch verwandte Pflegefamilien sollen den 
Pflegekindern einen stabilen emotionalen und wirtschaftlichen Rahmen bie-
ten. Sie geben den Kindern Sicherheit für eine gelingende Sozialisation. Die 
Pflegepersonen achten insbesondere auf die Beziehungen des Pflegekindes zu 
den Beteiligten. Die Pflegepersonen erziehen, pflegen und beaufsichtigen das 
Pflegekind anstelle der/ des Personensorgeberechtigten. Dieser pädagogische 
Grundauftrag an die Pflegefamilie wird durch Absprachen aus dem Pflegever-
trag und durch die individuellen Erziehungsziele aus dem Hilfeplan ergänzt. 
 
 
Perspektive des Kindes 
Grundsätzlich ist auch die Verwandtenpflege eine langfristige Hilfeform, sie 
kann im Einzelfall aber auch eine Kurzzeitpflege sein. Die Zeitdauer einer 
Verwandtenpflege ist von unterschiedlichen Bedingungen abhängig, wobei 
die besondere Nähe familiärer Strukturen zu berücksichtigen ist. Folgende 
Faktoren beeinflussen die Perspektive des Pflegekindes:  
 

• Entwicklung der Beziehung des Pflegekindes zu seinen Verwandten 
(Pflegefamilie/ Pflegeperson) und zur Herkunftsfamilie  

• das Verhältnis von der in Pflege gebenden Person zur Pflegeperson 
• Entwicklung von Bedingungen der Erziehungsfähigkeit in den Her-

kunftsfamilien 
• Fortdauer des Potentials von Kindeswohlgefährdung 

 
Es muss zwischen einer zeitlich befristeten, vorübergehenden Hilfe oder einer 
auf Dauer angelegten Lebensform unterschieden werden. 
 
Die Entscheidung über die Dauer eines Pflegeverhältnisses wird im Rahmen 
des Hilfeplanverfahrens (§ 36 KJHG) unter Mitwirkung aller Beteiligten (§ 37 
KJHG) getroffen.58  
 
Dabei sind dem Bedürfnis des Kindes nach verlässlicher Bindung und dem 
kindlichen Zeitbegriff individuell Rechnung zu tragen. Die Hilfeplanung ist 
ebenfalls am Alter, dem Entwicklungsstand und aktuell individuellen Bedin-
gungen zeitlich, wie auch inhaltlich zu orientieren. Für Kinder unter drei Jah-
ren sollte die Hilfeplanung vierteljährlich erfolgen, ansonsten halbjährlich. 
 

 
58 Siehe Kap. II „Das Hilfeplanverfahren“ 
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Den MitarbeiterInnen der sozialen Dienste im Jugendamt obliegt eine beson-
dere Verantwortung für die Überprüfung der Voraussetzungen für die Fortfüh-
rung eines Pflegeverhältnisses.  
 
 
Pflegeperson 
Es können nur Personen Pflegepersonen werden, deren Eignung durch das 
örtliche Jugendamt59 festgestellt wurde. 
 
Eine Berufstätigkeit der Pflegepersonen ist möglich, wenn es nicht dem Be-
dürfnis des Pflegekindes widerspricht. Übersteigt jedoch im Einzelfall der 
erzieherische Bedarf die Möglichkeiten „normaler“ Berufstätigkeit,  so kom-
men nur Pflegepersonen in Frage, die ihre Berufstätigkeit den Bedürfnissen 
des Kindes anpassen können. 
 
In einer Pflegefamilie sollte die Zahl der im Haushalt lebenden Kinder fünf 
nicht übersteigen, leibliche Kinder eingeschlossen.  
 
 
Beziehungsaspekte 
Die Unterbringung von Kindern bei Verwandten hat vor allem den Vorteil, 
dass sie zumeist mit den familiären Strukturen, Normen und Regeln vertraut 
sind. Dies erleichtert die Integration des Kindes in die Familie. Auch wissen 
die verwandten Pflegeeltern in der Regel, mit welchem Kind sie es zu tun ha-
ben. Sie kennen sein bisheriges Leben und seine Eltern u.U. ziemlich genau. 
Dies vermittelt beiden ein Stück Sicherheit. Trennung kann dabei als weniger 
einschneidend erlebt werden. 
 
Für die abgebenden Eltern ist es oftmals leichter, Kinder in der eigenen Fami-
lie unterzubringen, da sie hier weniger Loyalitätskonflikte befürchten. Beide 
Seiten setzen oftmals auf das Zusammengehörigkeitsgefühl von Familie. 
 
Dies soll aber nicht über mögliche Schwierigkeiten hinwegtäuschen, mit de-
nen gerade Verwandtenpflege konfrontiert sein kann. Da ist als erstes der Ge-
nerationskonflikt zu nennen. Es gibt Zeiten in der Entwicklung eines Kindes, 
z.B. in der Pubertät, in denen sich ein besonders großer Altersunterschied zu 
den pflegenden Großeltern verstärkt zeigt. 
 
Es gibt problematische Beziehungen, die ein gelingendes Verwandtenpflege-
verhältnis verhindern. Familien haben die Eigenart, Probleme selbst lösen zu 
wollen. Was aber, wenn die Verwandten selbst in das Lebensschicksal des 
Kindes verwickelt sind, wenn Spannungen, Ambivalenzen, Schuldgefühle und 
Rivalitäten nicht angesprochen werden, sondern wohlmeinend als Zusammen-
gehörigkeit der Familie verstanden werden? Auch ist nicht auszuschließen, 
dass sich Probleme und Schwierigkeiten in der Familiengeschichte wiederho-
len. Es darf im Familienkontext nicht unterschätzt werden, dass Projektionen 
und Übertragungen eine noch größere Rolle spielen können als bei Pflegeel-
tern, die nicht aus der Familie stammen. 
 

 
59 Siehe Kap. III.4.2. „Eignungskriterien“ 
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Die Verwandtenpflege stellt sich in der Praxis als eine Hilfe mit einer hohen 
Ambivalenz dar. Zum einen können familiäre Ressourcen durch diese Pflege-
form von Kindern innerhalb des Familienverbandes sehr gut aktiviert und ge-
nutzt werden. Dabei leisten verwandte Pflegeeltern eine ebenso schwierige 
Arbeit wie andere Pflegefamilien auch - mit dem Unterschied, viel intensiver 
in die Beziehung Pflegekind/ Pflegeeltern verwoben, teilweise verstrickt zu 
sein.  
Dabei besitzen viele, vor allem dem Jugendamt bekannte verwandte Pflegeel-
tern, eher geringe finanzielle Möglichkeiten. Sie sind somit auf die finanzielle 
Unterstützung angewiesen, um dem Kind einen förderlichen Rahmen über-
haupt bieten zu können.  
 
Verwandte Pflegeeltern haben andere Anforderungen an eine Begleitung und 
Unterstützung. Dabei fühlen sich viele verwandte Pflegeeltern zwischen den 
einzelnen Behörden hin und her geschoben. Viele sind darüber hinaus nicht 
wie andere Pflegeeltern erreichbar, was Beratungsangebote und ähnliches 
anbelangt. 
 
 
Psychologische Aspekte von verwandten Pflegeverhältnissen 
Die Motive von Pflegeeltern, die verwandte Kinder aufnehmen, sind durch-
weg mit hoher Emotionalität besetzt. Es spielen u.a. Verantwortung für die 
Familie, Ängste Kinder fremd unter zu bringen und manchmal auch Schuldge-
fühle eine nicht zu unterschätzende Rolle: 
Beispielhaft seien folgende Motive genannt: 
 

• das Kind in der Familie halten zu wollen 
• der Familie in einer Notsituation zu helfen 
• keine Probleme nach außen tragen zu wollen 
• Angst vor Vorurteilen des Umfeldes, ein Kind weggegeben zu haben 
• Wiedergutmachung eigener Erziehungsfehler 
• Schuldgefühle den abgebenden Eltern gegenüber 
• „Die Familie muss sich doch um ein Kind kümmern“ - Ansehen 
• Festhalten am Familienverband, Normen, Regeln, Werte 
• unerfüllter Kinderwunsch (Adoptivkind – bekommt ein Kind) 
• Unterstützung junger Eltern 
• emotionale Bindung zum Kind  
• Aufrechterhaltung der Familienstruktur – Abgebende als „schwarzes 

Schaf“ 
 
Es gibt in den meisten Fällen keine klare Grenze, wann nun die Verwandten-
pflege beginnt. Die untergebrachten Kinder wachsen zu meist „schleichend“ 
in die „neue“ Familiensituation hinein und somit auch in die Familie. So kann 
z.B. die Großmutter schon immer eingesprungen sein, um die Kinder mit zu 
erziehen. 
 
Die hohe emotionale Gebundenheit in der Verwandtenpflege lässt auf die Be-
dürfnisse der Pflegeeltern rückschließen, dass diese in ihrer Wahrnehmung als 
selbständige und integrierte Familie ernst genommen werden will.  
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Beratung und Begleitung verwandter Pflegestellen findet in einem engen fa-
miliären Rahmen statt, was die Grenze – „Was lasse ich für meine Familie 
zu?“ - manchmal erschwert.  In wie weit verwandte Pflegeeltern es zulassen, 
in ihre eigene Strukturen und familiäre Bedingungen hin zu sehen, wird nicht 
zuletzt durch die Art und Weise der Beziehung zum Jugendamt bestimmt. 
 
Alle nachfolgend aufgezählten Bedingungen in einer Verwandtenpflegefami-
lie stehen im ambivalenten Zusammenhang von einerseits zu viel Nähe, die 
einschränkt und nicht hinterfragt wird, und andererseits helfender, dem Si-
cherheitsgefühl von Kindern gerecht werdender Nähe zu Bezugspersonen: 
 

• hohes Loyalitätsniveau 
• Bindungssicherheit für das Kind, ein Abbruch ist nicht notwendig 
• umfängliches Wissen über Familie, ihre Regeln, Normen, Geheimnisse, etc. 
• Verbindung von Rollen (z.B. Oma = Mutter) 
• bisherige Bindungspersonen bleiben in anderen Rollen erhalten  
• die Perspektive des Kindes scheint sicherer  
• weniger Fremdheit in der aufnehmenden Umgebung 
• höheres Integrationsvermögen 
• Gebundensein versus Chance zur Distanz  
• Übertragung von Rollen 
• Familien halten oft große Belastungen aus (vgl. Motivation) 

 
Dabei ist die Frage der Bindungssicherheit für ein Kind als sehr bedeutsam 
einzuschätzen. Das Wohl des Kindes bietet auch hier den Maßstab. Es muss 
abgewogen werden, ob die vorhandenen Bindungen tragfähig genug sind, 
auch in Zukunft eine dem Kindeswohl dienliche Erziehung zu gewährleisten.  
Aus diesem Grunde ist eine ressourcenorientierte Betrachtung des antragstel-
lenden Familiensystems, bei dem das Kind mit seinen Bindungen im Mittel-
punkt steht, besonders wichtig. Es ist eine individuelle und detaillierte Situati-
onsanalyse zu betreiben60. Daraus kann sich u.U. ergeben, dass eine andere 
Hilfeform die geeignete ist - z.B. Unterstützung der Pflege durch eine Tages-
gruppe oder durch eine Sozialpädagogische Familienhilfe oder die Heraus-
nahme des Kindes aus der Pflege. 
 
Gleichzeitig muss bei der Entscheidung für eine Verwandtenpflege der Hin-
tergrund der Inpflegenahme einer genauen Betrachtung unterliegen. So kann 
beispielsweise bei Pflegekindern mit Missbrauchs- oder Gewalterfahrungen in 
der eigenen Familie, die Distanz und damit ein erlebter Schutzraum vor der 
Familie, gegen eine Verwandtenpflege sprechen. In der eigenen Familie ist es 
in der Regel schwieriger, diesen Kindern ausreichend Schutz gewähren zu 
können.  
 
Unabhängig von Erfahrungen dieser Art fällt es innerhalb der Verwandt-
schaftspflege häufig schwerer, eine notwendige Distanz zu bestehenden fami-
liären Konflikten und Belastungen herzustellen und den Weitertransport belas-
tender Strukturen zu unterbrechen. Der erzieherische Bedarf des Kindes wird 
maßgeblich durch die Lebensbedingungen der abgebenden Familie bestimmt. 
Es ist abzuwägen, inwieweit die Pflegestelle anders handeln kann. 

 
60 Siehe Kap. II „Hilfeplanung“ 

Emotionale Nähe 
der Bezugspersonen 

Bindung 

Konflikte und  
Belastungen im 
familiären Rahmen 

Beratung und Be-
gleitung im familiä-
ren Rahmen 

Genaue Betrachtung 
der Gründe für die 
Inpflegegabe 



STRUKTUREN UND AUFGABEN IM PFLEGEKINDERWESEN 

   HANDBUCH FÜR DAS PFLEGEKINDERWESEN IN SACHSEN-ANHALT 47  

 
Durch die häufig gezeigte hohe Belastungsbereitschaft der Verwandten kön-
nen unter Umständen Entwicklungsbeeinträchtigungen, Verhaltensstörungen 
und psychische Destabilisierungen der Pflegekinder nicht richtig oder zeitlich 
zu spät eingeschätzt werden. Die Hemmschwelle, sich Hilfe suchend an das 
Jugendamt zu wenden, bezüglich einer Hilfe zur Erziehung, ist bei Verwand-
ten dann häufig größer. 
 
Neben der Beziehung, die andere Pflegeeltern zu ihrem aufgenommenen Kind 
entwickeln können, bleibt bei der Verwandtenpflege über die Beziehung ei-
ner/s Mutter/Vaters hinaus das Verwandtschaftsverhältnis. Hier entsteht die 
Rolle der Pflegeeltern neben der bleibenden Rolle der Oma, Tante, etc. Beide 
Rollen müssen in Einklang gebracht werden. Darüber hinaus kommt bei der 
Pflege der Enkelkinder noch der Altersunterschied zu „normalen Eltern“ und 
den im Haushalt lebenden leiblichen Kindern. Gerade in Entwicklungsstatio-
nen, wie der Pubertät, kann der Altersunterschied zu erheblichen Konflikten in 
der Beziehung führen. Außerdem kann der gesundheitliche Zustand der Pfle-
gepersonen gegen eine langfristige Pflege sprechen. 
 
 
Vorbereitung und Begleitung 
Alle Pflegeeltern haben das Recht auf Beratung und Unterstützung durch das 
Jugendamt. Es ist sinnvoll, auch Verwandte als Pflegeeltern zu schulen und 
einem Bewerberverfahren zu unterziehen. Allerdings sollten bei Verwandten-
pflege andere Maßstäbe gelten, zumal viele Pflegeverhältnisse erlaubnisfrei 
sein können. Die zuständigen MitarbeiterInnen der Jugendämter haben vor 
allem für die Sicherung des Kindeswohls zu sorgen und die Pflegeeltern zur 
Teilnahme an speziellen Fortbildungen und Pflegeelternzusammentreffen, 
möglichst für Verwandtenpflege, zu motivieren.  
 
Verwandte, die Kinder pflegen, sollten auch bestimmte Eignungskriterien 
erfüllen. Sofern Verwandte nach § 33 KJHG Kinder pflegen, ist von einer 
Teilnahme an einem Bewerberverfahren und einem Vorbereitungsseminar 
auszugehen. Während des Seminars werden in Form von Gruppenarbeit die 
wesentlichen pädagogischen, psychologischen und rechtlichen Rahmenbedin-
gungen eines Pflegeverhältnisses vorgestellt. 
 
Es ist auch für verwandte Pflegeeltern anzustreben, dass sie ihre Erfahrungen 
mit dem Pflegekind und der Pflegesituation mit anderen austauschen können. 
In Konflikt- und Notsituationen sollen Pflegeeltern besonders beraten werden 
können. 
 
 
I.3.6. Vorbereitung und Begleitung61 
 
Pflegeeltern durchlaufen vor der ersten Pflege ein Bewerberverfahren, wel-
ches durch das örtliche Jugendamt organisiert und durchgeführt wird. Dort 
erhalten sie wichtige Grundinformationen. Es außerdem die Geeignetheit als 

 
61 Siehe Kap. V „Begleitung und Beratung der Pflegefamilien“ und Kap. VII „Qualifizierung 
und Fortbildung von Pflegeeltern“ 
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Pflegeeltern geprüft. Die Teilnahme an einem Vorbereitungsseminar62 ist für 
zukünftige Pflegeeltern ebenfalls verpflichtend. Während des Seminars wer-
den theoretisch und praktisch die wesentlichen pädagogischen, psychologi-
schen und rechtlichen Rahmenbedingungen eines Pflegeverhältnisses vorge-
stellt. 
 
Vor und während einer Pflege haben Pflegeeltern das Recht beraten, begleitet 
und unterstützt zu werden.63 Es ist für alle Pflegeeltern anzustreben, dass sie 
ihre Erfahrungen mit dem Pflegekind und der Pflegesituation mit anderen 
Pflegepersonen austauschen können. In Konflikt- und Notsituationen sollen 
Pflegeeltern besonders beraten werden können. 
 
 
I.3.7. Zusammenarbeit mit dem Jugendamt 
 
Für die Entwicklung eines Pflegekindes bezüglich der Feststellung von Bin-
dungen und seiner Förderung, ist eine enge Zusammenarbeit der Pflegeperso-
nen mit den MitarbeiterInnen des Pflegekinderdienstes notwendig und sollte 
sich auf folgende Bereiche beziehen: 
 

• Zusammenarbeit und Mitwirkung am Hilfeplan; Erstellen eines Ent-
wicklungsverlaufsberichtes 

• enge Begleitung der Pflegefamilie, insbesondere zu Beginn des Pflege-
verhältnisses und in Krisen 

• Teilnahme der Pflegepersonen an mindestens zwei Fortbildungsveran-
staltungen im Jahr 

• Gruppenarbeit von Pflegeeltern 
 
 
I.3.8. Finanzieller Rahmen 
 
Den finanziellen Rahmen regelt die jeweils aktuelle Pflegegeldverordnung des 
Landes Sachsen-Anhalt64 (zuletzt geändert im März 2002). 
 
Aufgrund der Tatsache, dass Pflegeeltern über keinerlei soziale Absicherung 
verfügen, wünschen sie sich einen Zuschlag zum Erziehungsbetrag, der in 
einer von ihnen bestimmten Anlageform für eine Alterssicherung eingesetzt 
werden muss. 
 
Im Interesse des Kostenträgers der Pflege (Jugendamt) sollte es sein, eine 
Haftpflichtversicherung im Binnenverhältnis für Pflegefamilien abzuschlie-
ßen.65 Der Kostenträger hat ebenfalls dafür Sorge zu tragen, dass für die Pfle-
gekinder eine Unfallversicherung abgeschlossen wird. Für behinderte Pflege-
kinder ist darüber hinaus eine Haftpflichtversicherung abzuschließen. 
 
Zusätzlich zum Pflegegeld können Pflegefamilien einmalige Leistungen, so-
genannte Einmalige Beihilfen (Urlaub, Weihnachten, Geburtstag u.a.) bezie-

 
62 Siehe Kap. VI.2. „Das Vorbereitungsseminar“ 
63 Siehe Kap. V.1. „Grundsatz von Beratung und Begleitung im Pflegekinderwesen“ 
64 Siehe Anhang C.3. „Pflegegeldverordnung“ 
65 Siehe Kap. IX.3. „Finanzielle Aufwendungen und Leistungen“ 
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hen. Die Höhe der einmaligen Beihilfen wird vom jeweiligen Jugendamt be-
stimmt. Es wird empfohlen, die einmaligen Beihilfen laut  Runderlass Hilfen 
zur Erziehung in Pflegefamilien des Landes Sachsen-Anhalt von 199566 zu 
gewähren. Darin enthalten ist auch eine Grundausstattung für Pflegefamilien.  
 
Die finanzielle Unterstützung von verwandten Pflegeeltern ohne Bewilligung 
zur Erziehungshilfe unterscheidet sich von der mit Anspruch auf Hilfe zur 
Erziehung. Bei letzterem gilt die jeweils aktuelle Pflegegeldverordnung des 
Landes Sachsen-Anhalt. Im ersteren Fall können verwandte Pflegeeltern beim 
Sozialamt Hilfe zum Lebensunterhalt beantragen. Da die Leistungen des Ju-
gendamtes im Pflegeverhältnis an die Bewilligung der Hilfe zur Erziehung 
gekoppelt sind, gilt diese lediglich für Verwandtenpflege nach § 33KJHG. 
 
 
 
I.4. STRUKTUREN DES PFLEGEKINDERWESENS IN SACHSEN-ANHALT 
 
 
I.4.1. Der Pflegekinderdienst in der Jugendamtsstruktur 
 
In den 24 Landkreisen und kreisfreien Städten in Sachsen-Anhalt hat sich ne-
ben dem Allgemeinen Sozialen Dienst (ASD) der Pflegekinderdienst (PKD) 
als Spezialdienst etabliert. Dabei sind üblicherweise ein bis zwei Mitarbeite-
rInnen mit den Aufgaben des Pflegekinderdienstes betraut. Zumeist ist der 
Dienst dieser MitarbeiterInnen mit der Adoptionsvermittlung gekoppelt. 
 
Die MitarbeiterInnen des Pflegekinderdienstes vereinen in ihrem Aufgabenbe-
reich67  
 
 die vertrauensvolle Beratung und Begleitung der Pflegekinder, Pflegeel-

tern und ggf. auch der Herkunftseltern 
 
 den Schutz der Pflegefamilien und ihrer gewachsenen Beziehungen zu 

Pflegekind sowie 
 
 die Kontrolle der Pflegefamilien durch die Ausübung des Wächteramtes. 
 
Zugeordnet ist der Spezialdienst Pflegekinderdienst zumeist dem Sozialen 
Diensten der Jugendämter, was die Anbindung der MitarbeiterInnen des PKD 
an die fallführenden MitarbeiterInnen des ASD durch gemeinsame Team- und 
Fallberatungen sichert.  
 
Unterschiedlich gehandhabt wird die Zuständigkeit für die familiäre Bereit-
schaftsbetreuung. Meist erfolgen Auswahl und Pflege der Bereitschaftspflege-
familien durch den PKD, die Vermittlung der Kinder und die notwendige Be-
treuung jedoch direkt durch den ASD. 
 
 
 

 
66 Siehe Anhang C.2. „Runderlass Hilfen zur Erziehung in Pflegefamilien“ 
67 Siehe Kap. I.1.6. „Der Pflegekinderdienst“ 
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I.4.2. Pflegeelternvereine und -verbände 
 
In 15 der 24 Landkreise und kreisfreien Städten in Sachsen-Anhalt haben sich 
Pflegeelternvereine68 gründen können. In den übrigen gibt es einerseits privat 
organisierte Treffen, durch freie Träger initiierte Zusammenkünfte von Pfle-
geeltern oder direkt durch den PKD getragene Treffen. 
 
Die Aufgabe der Vereine besteht in erster Linie darin, den regionalen Aus-
tausch der Pflegeeltern zu sichern und eine gemeinsame Plattform gegenüber 
dem Jugendamt zu bilden. Hier geht es vor allem um die Organisation von 
örtlichen Pflegeelterntreffen und -festen, um die Organisation von Fortbil-
dungsveranstaltungen, um Beratung und Begleitung der individuellen Fallver-
läufe und um die gemeinsame Interessenvertretung im Jugendamt. Viele Pfle-
geelternvereine haben allein oder gemeinsam mit dem PKD eine Bibliothek 
aufgebaut und organisieren den Austausch von Möbeln, Sachen u. a. 
 
 
Der Landesverband für Pflege- und Adoptiveltern in Sachsen-Anhalt e.V 
 
Der Landesverband für Pflege- und Adoptiveltern in Sachsen-Anhalt e.V.69 ist 
ein Zusammenschluss von Pflegeeltern und Pflegeelternvereinen. Die Mit-
glieder des Landesverbandes arbeiten ehrenamtlich, für sie ist das Wohl des 
Kindes Mittelpunkt aller Bemühungen. 
 
Der Landesverband versteht sich als Anlaufstelle für Pflegeeltern und Pflege-
elternvereine und als ihr Interessenvertreter auf Landes- und Bundesebene. 
Die Vertreter stehen in kontinuierlichem Austausch und arbeiten zusammen, 
um die Qualität und Außenwirksamkeit des Pflegekinderwesens in Sachsen-
Anhalt zu sichern. 
 
Die Aufgaben des Landesverbandes sind in der Vorbereitung, Betreuung, Be-
ratung und Begleitung von Pflege- und Adoptiveltern zu sehen. 
 

• Regionale und überregionale Qualifizierung, durch Fachtagungen, ver-
schiedene Arbeitsgruppen, Bildungswochenenden und Vorbereitungs-
seminare. 

• Intensive Förderung des Gesprächs der Pflegeeltern untereinander, 
ebenso mit den Jugendämtern, der Pflegeelternschule und vielen sozia-
len Einrichtungen. 

• Unterstützung und Hilfe bei Vereinsgründungen. Beistand bei schwie-
rigen Gesprächen und der Durchsetzung berechtigter Forderungen. 

• Information und Öffentlichkeitsarbeit, um das Pflegekinderwesen in der 
Öffentlichkeit realistisch darzustellen. 

• Persönliche Beratung von Pflegeeltern in Krisensituationen rund um die 
Uhr. Begleitung bei Gesprächen im Jugendamt, z.B. beim Hilfeplan. 

• Vermittlung von Kontakten zu kundigen Rechtsvertretern in schwieri-
gen Situationen. 

 
 

68 Liste von Vereinen mit Adressen und Telefonnummern sind im Anhang A.2. zu finden. 
69 Adressen und Telefonnummer sind im Anhang A.2. zu finden. 
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Durch die Mitgliedschaft des Landesverbandes im Bundesverband der Pflege- 
und Adoptiveltern haben seine Mitglieder vielfältige Informations- und Bera-
tungsmöglichkeiten. Der Landesverband bildet zu wichtigen Fragen und Prob-
lembereichen Fachgruppen, die sich intensiv mit den Themen auseinanderset-
zen und Empfehlungen oder Handlungsrichtlinien erarbeiten.  
 
 
I.4.3. Pflegeelternschule 
 
Die Pflegeelternschule Sachsen-Anhalt ist ein vom Land maßgeblich geför-
dertes Projekt, welches 
 

• ortsnah und bedarfsorientiert Qualifizierungen für Pflegeelternbewerbe-
rInnen und erfahrenen Pflegeeltern anbietet und durchführt, 

• mit den einzelnen Kommunen und Pflegeelternvereinen zusammenar-
beitet und das Pflegekinderwesen auch öffentlichkeitswirksam mit die-
sen gemeinsam darstellt und entwickelt,  

• landesweite Seminare und Fachtagungen zum Pflegekinderwesen an-
bietet und durchführt, 

• ein digitales Informations- und Kommunikationsportal70 für Pflegeel-
tern und Fachkräfte im Pflegekinderwesen pflegt und 

• individuelle Anfragen von Pflegeeltern, Pflegekindern und Fachkräften 
aus den Jugendämtern bearbeitet.  

 
Das Angebot der Pflegeelternschule wird jährlich an den Bedarf angepasst 
und weiterentwickelt. Die Veranstaltungen der Pflegeelternschule erfolgen 
praxisorientiert und methodisch vielseitig. Es können erfahrene Pflegeeltern in 
die Gestaltung von Seminaren und Veranstaltungen einbezogen werden. Für 
die Seminare stehen MitarbeiterInnen mit unterschiedlichen fachlichen 
Schwerpunkten zur Verfügung71. 
 
 

 
70 http://www.pflegeelternschule.org 
71 zurzeit werden drei Personalstellen gefördert. Für spezifische Seminare stehen der PES 
ReferentInnen auf Honorarbasis zur Verfügung. 
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II.1. GRUNDLAGEN DES HILFEPLANVERFAHRENS 
 
Mit der Einführung des Kinder und Jugendhilfegesetzes (KJHG) hat die Ju-
gendhilfe zwei wesentliche Steuerungselemente erhalten: die Jugendhilfepla-
nung (§ 80 KJHG) und den Hilfeplan (§ 36 KJHG).  
 
An dieser Stelle soll auf den Hilfeplan als Steuerungsinstrument individueller 
Hilfegestaltung eingegangen werden.  
 
 
II.1.1. Hilfeplan als Steuerungsinstrument individueller Hilfegestal-

tung 
 
Das Gelingen der Hilfe (Unterbringung in einer Pflegefamilie) liegt nicht al-
lein in der Verantwortung des Jugendamtes oder der Pflegeeltern. Aufgabe 
des Jugendamts ist es, die Beteiligten so zu begleiten und zu beraten, dass die 
Entwicklung in der Pflegefamilie von allen reflektiert werden kann. Darüber 
hinaus ist es die Aufgabe der fallbegleitenden MitarbeiterInnen, den Hilfepro-
zess auf seine Effizienz, also eine möglichst positive Entwicklung des Pflege-
kindes und gegebenenfalls auf weitere Notwendigkeit zu überprüfen. Um die-
ser Aufgabe gerecht werden zu können, wird der Hilfeplan eingesetzt. 
 
Die Grundbedingung der Steuerung im Hilfeplan ist, dass Pflegeeltern, Pfle-
gekind und Herkunftseltern gemeinsame Ziele und die verschiedenen mögli-
chen Wege zum Erreichen dieser Ziele aushandeln und definieren. Die Ziele 
müssen in diesem Zusammenhang für alle eindeutig und transparent sein. 
Welche notwendigen Leistungen die verschiedenen Partner (Pflegeeltern, 
Herkunftseltern, Pflegekind, Jugendamt) dafür erbringen müssen, soll der Hil-
feplan festschreiben und damit reflektierbar machen. Es muss mit Unterstüt-
zung des Hilfeplanverfahrens zu operationalisierbaren Vereinbarungen und 
damit zu Verbindlichkeiten zwischen allen Partnern kommen.  
 
Mittels der Hilfeplangespräche und deren Protokolle muss es handlungsleiten-
de Aufgaben für alle Beteiligten geben. Die fallbegleitende MitarbeiterIn des 
Pflegekinderdienstes hat die Aufgabe, dafür eine Struktur zu setzen. Aktive 
Beteiligung wird durch Verbindlichkeiten und Leistungsabsprachen festgehal-
ten. Die aktive Einbeziehung trägt zur Verbindlichkeit aller Partner bei. Die 
Partner müssen mit Unterstützung des Hilfeplanverfahrens genau wissen, was 
ihre Aufgabe ist und welche Handlungsansätze möglich wären.  
 
Eine zeitliche Dimension zur geplanten Zielerreichung muss immer mit verab-
redet werden. In der Regel werden Hilfeplan-Fortschreibungsgespräche halb-
jährlich durchgeführt. Nach Bedarf und Entwicklung im Einzelfall müssen die 
Zyklen angepasst werden.  
 
Nur mit einer kontinuierlichen Reflexion kann ganz konkret die Effizienz der 
Hilfeansätze überprüft werden. Damit werden die vereinbarten Schritte opera-
tionalisierbar. Die gestellten Aufgaben können überprüft werden und die da-
mit gemachten Erfahrungen von den Einzelnen reflektiert und i.d.R. auch auf 
andere Lebensbereiche übertragen werden.  
 

Überprüfung der  
Effizienz und Not-
wendigkeit der Hilfe 

Aushandlung der 
Ziele 

Verbindlichkeit und 
Leistungsverein-
barungen 

Zeitliche  
Absprachen 

Kontinuierliche 
Reflexion des Pro-
zesses 
 

Rechtliche Grundla-
ge 



  DAS HILFEPLANVERFAHREN
   

 

   HANDBUCH FÜR DAS PFLEGEKINDERWESEN IN SACHSEN-ANHALT 54 

Die vereinbarten Ziele und Teilziele sind am individuellen, die Lebenssituati-
on und Lebenswelt der Betroffenen einbeziehenden Bedarf der Pflegekinder, 
der Pflegefamilie und der leiblichen Eltern auszurichten. Es darf weder zu 
Unter- noch zu Überforderungen kommen. Das ist wichtig, um ein Motivati-
onsniveau zu erreichen, das die Bereitschaft zur Veränderung ermöglicht, 
Verunsicherungen aber verhindert.  
 
 
II.1.2. Ressourcenorientierung im Hilfeprozess 
 
Betrachtet man Familien im Sinne des systemischen Ansatzes, so wird deut-
lich, dass die so genannten „schwierigen Kinder“ immer nur Symptomträger 
eines Familiensystems sein können. Dass Familien oder Kinder in Familien in 
irgendeiner Form auffällig werden, gibt einen Hinweis darauf, dass deren Fa-
miliensystem aus dem Gleichgewicht geraten ist. Etwas droht, die Existenz 
der Familie zu zerstören. Symptome können die Nichtversorgung der Kinder 
sein oder Belastungen im Beziehungsgeflecht zwischen den Eltern oder zu 
ihren Kindern, Drogenprobleme der Eltern, Erziehungsdefizite oder andere 
Bedingungen. Es ist davon auszugehen, dass die Familienmitglieder bestimm-
te Verhaltensweisen an den Tag legen, um einerseits die Existenz der Familie 
aufrecht zu erhalten oder aber aus der Familie ausgestoßen zu werden. Diese 
Verhaltensmuster der Familienmitglieder sind Problemlösungsstrategien, die 
häufig gesellschaftlich als nicht angemessen erlebt werden.  
 
Die Herkunftsfamilie und das in Pflege genommene Kind müssen durch pro-
fessionelle Helfer darin unterstützt werden, neue Problemlösungsstrategien zu 
entwickeln und diese in ihren Lebensalltag einbringen zu können. Der Hilfe-
plan sollte dort ansetzen, wo Ressourcen erkennbar sind, soll die Verantwor-
tung den Herkunftseltern nicht auf Dauer entzogen werden. Die Hilfeplanung 
bezieht sich sowohl auf die Herkunftseltern, mit denen daran gearbeitet wer-
den sollte, tragbare Elemente ihrer Beziehung zum Kind herauszufinden und 
auszubauen. Auch mit den Pflegekindern und ihren Pflegeeltern sollen  Res-
sourcen des Elternhauses erarbeitet werden, die mit in die neue Familie ge-
nommen und erweitert bzw. auf andere Lebensbereiche übertragen werden 
können. 
 
Eine bewusste Gegenüberstellung der positiven und negativen Erfahrungen ist 
der erste Schritt zur aktiven Einbeziehung. Ressourcen und Aktivitätspotential 
können erarbeitet werden. Betroffene erkennen neben Defiziten auch eigene 
Fähigkeiten. Herkunftseltern können hier erleben, wie sie Verantwortung für 
ihre Probleme tragen, also durchaus Kompetenzen hinsichtlich von Lebens-
planung oder Erziehung entwickeln können. Diese Kompetenzen brauchen 
sie, um einen weiteren Umgang mit ihren Kindern positiv gestalten zu kön-
nen. Pflegekinder können sich nicht nur als „weggegebenes oder weggenom-
menes Kind“ erleben, sondern einen Blick für eigene Fähigkeiten erlangen, an 
denen, im Sinne eines positiven „Aufschaukelungseffektes“, sie sich weiter-
entwickeln können. 
 
Den leiblichen Eltern muss verdeutlicht werden, dass sie selbst einen maßgeb-
lichen  Einfluss darauf haben, ob es zu einer Entfremdung der eigenen Kinder 
durch das Leben in einer anderen Familie kommt. Sie sind verantwortlich für 
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die Gestaltung der Kontakte und die Beziehung zum Kind. Dabei können sie 
Unterstützung durch die MitarbeiterInnen des Jugendamtes erhalten.  
 
 
II.1.3. Betroffenenbeteiligung 
 
Kinder und Jugendliche sind ihrem Alter und Entwicklungsstand gemäß in 
den Hilfeplanungsprozess in geeigneter Weise einzubeziehen. 
 
Sie müssen bereits in den Vorbereitungsgesprächen und auch im gesamten 
Hilfeprozess feste Partner sein. Eine gemeinsame Vorbereitung zusammen mit 
den Pflegeeltern mittels kindgerechter Fragen hilft den Kindern, den Hilfe-
planprozess zu verstehen und sich aktiv am Geschehen zu beteiligen. So kann 
ihnen außerdem die Angst davor genommen werden, dass etwas ohne ihr Ein-
verständnis geschieht. Die moderierende Fachkraft des Jugendamtes hat in 
den Gesprächen darauf zu achten, dass Angst vor der Vielzahl an Leuten oder 
Angst vor Loyalitätskonflikten zwischen den zwei Familien beim Kind beste-
hen könnten und berücksichtigt werden müssen. Mit einer konkreten Vorbe-
reitung können Pflegeeltern ihre Pflegekinder sehr gut im Hilfeplangespräch 
vertreten oder sie unterstützen. Sie geben den Pflegekindern Sicherheit und 
Vertrauen. 
 
Neben der Vorbereitung, zusammen mit den Pflegeeltern, ist der persönliche 
Kontakt zu den MitarbeiterInnen des Pflegekinderdienstes und des Allgemei-
nen Sozialen Dienstes nicht zu unterschätzen. Die MitarbeiterInnen haben so 
eher die Möglichkeit, das Pflegekind im Lebensalltag zu sehen und ihre Wert-
schätzung der Pflegefamilie gegenüber zu zeigen. Auf diese Weise kann ein 
Vertrauensverhältnis entstehen, welches im Hilfeplangespräch von großer 
Bedeutung für das Kind ist. Außerdem befindet sich das Kind in vertrauter 
Umgebung und fühlt sich dort natürlich sicherer. Ein einfühlsamer, nicht auf-
dringlicher Besuch kann u. U. viel Vertrauen geben. Für eine konkrete Vorbe-
reitung auf den Hilfeplan, gemeinsam mit dem Kind, sind die Pflegeeltern 
verantwortlich.  
 
Ab einem bestimmten Alter und Entwicklungsstand können Kinder und Ju-
gendliche auch mit einem Selbsteinschätzungsbogen arbeiten und so ihre Be-
dürfnisse und Empfindungen dokumentieren, um ggf. daraus selbst weitere 
Ziele und notwendige Absprachen zu entwickeln. Dabei müssen Pflegekinder 
von ihren Pflegeeltern begleitet werden. 
 
Ebenfalls zu beteiligen, sowohl bei der Auswahl der Hilfeform als auch bei 
der Auswahl von Pflegeeltern, sind die leiblichen Eltern. Für den weiteren 
Prozessverlauf und für die Entwicklung des Kindes ist es von primärer Bedeu-
tung, ob die leiblichen Eltern sich mit der Auswahl der Pflegefamilie einver-
standen erklären können. Gerade zu Beginn eines Pflegeverhältnisses wird das 
Grundgefüge für eine gelingende Kooperation auf der Beziehungsebene ge-
legt. Gelingt es hier nicht alle Partner zu beteiligen und deren Wünsche und 
Bedürfnisse bestmöglich zu berücksichtigen, wird das den weiteren Prozess 
belasten und dazu führen, dass nicht alle kooperativ zusammenwirken.   
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II.1.4. Verantwortlichkeiten, Rollen und Zuständigkeiten 
 
Die Herkunftsfamilie wendet sich mit dem Wunsch, Hilfe zur Erziehung zu 
erhalten, an den Allgemeinen Sozialpädagogischen Dienst des Jugendamtes. 
In anderen Fällen wird das Jugendamt auf eine Familie aufmerksam, in der 
Hilfe zur Erziehung geboten scheint. Zuständig für die Familie ist somit der 
Allgemeine Soziale Dienst. Hier werden die Sorgeberechtigten beraten und im 
Prozess begleitet. Die Federführung und Prozesssteuerung liegt somit beim 
Sozialen Dienst, unabhängig um welche Hilfeform es sich handelt.  
 
Eine Besonderheit ergibt sich, wenn die Hilfe zur Erziehung in einer Pflege-
familie geleistet werden soll. Bei dieser Hilfeform kommt ein zusätzlicher 
Dienst des Jugendamtes, der Pflegekinderdienst zur Fall begleitenden Fach-
kraft hinzu. Dem Pflegekinderdienst obliegt die Betreuung und Begleitung der 
Pflegefamilie und der in Pflege lebenden Kinder.  
 
Das Wohl des Kindes müssen sowohl der fallzuständige Allgemeine Soziale 
Dienst als auch der Pflegekinderdienst in den Mittelpunkt stellen, die  Interes-
sen der Kinder vertritt aber vorrangig der Pflegekinderdienst. Mit der getrenn-
ten Interessenvertretung von Herkunftseltern und Pflegefamilie sind in der 
Praxis gute Erfahrungen gesammelt worden. 
 
Der Pflegekinderdienst wird in den Prozess miteinbezogen sobald deutlich 
wird, dass eine ambulante oder teilstationäre Hilfe nicht ausreichend erscheint 
oder aus anderen Gründen nicht geboten ist. Sobald in der Teamberatung über 
eine Fremdunterbringung nachgedacht wird, beteiligt sich der Pflegekinder-
dienst mit an der Beratung. Hier geht es zunächst ausschließlich um die Ent-
scheidung über eine geeignete Hilfeform. In Einzelfällen können bereits als 
geeignet erscheinende Pflegefamilien in Betracht gezogen werden. 
 
In der weiteren Beratung der Sorgeberechtigten  bzw. des Vormundes kann 
eine Fachkraft des Pflegekinderdiensts die Hilfeform vorstellen und das indi-
viduelle Angebot für die eigenen Kinder erläutern. Das Beratungsangebot des 
Allgemeinen Soziale Dienstes kann somit fachlich vom Pflegekinderdienst 
Unterstützung erhalten.  
 
Kommt ein Kind in eine Pflegefamilie, so bleibt auch bei der Dauerpflege die 
Zuständigkeit für die Herkunftsfamilie beim Allgemeine Soziale Dienst. Den 
Herkunftseltern muss deutlich werden, dass bei dieser Fachkraft ihre rechtli-
che und beratende Vertretung gesichert ist. Für eine ausreichende Kooperation 
mit der Pflegefamilie hat der Allgemeine Soziale Dienst in enger Zusammen-
arbeit mit dem Pflegekinderdienst Sorge zu tragen.  Damit ergibt sich bei die-
ser Hilfeform die Besonderheit, dass zwei MitarbeiterInnen des Jugendamtes 
aus unterschiedlichen Fachbereichen einen Fall beraten und begleiten und 
entsprechend miteinander kooperieren müssen.  
 
Diese Trennung ist anzuraten, um der Situation eines Kindes mit zwei Fami-
lien gerecht werden zu können, ohne in Rollendiffusionen geraten zu müssen.  
 
Mit der Zuständigkeitstrennung von Allgemeiner Sozialer Dienst und Pflege-
kinderdienst ergeben sich klare Rollen und Verantwortungen. Die endgültige 
Entscheidung über die Auswahl einer geeigneten Hilfeform liegt beim Allge-
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meinen Sozialen Dienst. Diese Entscheidung sollte mit Hilfe der Beratung 
durch den Pflegekinderdienst getroffen werden. Dabei müssen die zur Verfü-
gung stehenden Pflegeeltern unbedingt berücksichtigt werden. 
 
Da der Allgemeine Soziale Dienst die Fall- und Federführung innehat, obliegt 
ihm die Überprüfung einer adäquaten Hilfe in der ausgewählten Pflegefamilie.  
Mittels Hilfeplan muss eine Überprüfung der Unterbringung in einer Pflege-
familie und eine Steuerung des Hilfeprozesses halbjährlich durchgeführt und 
dokumentiert werden. Der Allgemeine Soziale Dienst muss den Prozess steu-
ern, die Hilfeplangespräche moderieren und strukturieren. Die Ziele der Hilfe 
und die dafür notwendigen Verabredungen und Zuständigkeiten müssen hier 
klar festgelegt und weiter verfolgt werden. Die Kooperation aller am Fall Be-
teiligten liegt in der Verantwortung des Sozialpädagogischen Dienstes.  
 
Der Pflegekinderdienst hat dafür Sorge zu tragen, dass dem Allgemeine So-
ziale Dienst ausreichend Informationen über das Hilfeangebot in der Pflege-
familie und die Entwicklung des Kindes als Vorbereitung für die Hilfeplange-
spräche vorliegen. 
 
Der Pflegekinderdienst muss in Zusammenarbeit mit dem Kind und der Pfle-
gefamilie die im Hilfeplan formulierten und festgelegten Ziele in die Praxis 
implementieren. Hierfür müssen Teilschritte und Teilziele verabredet und 
verfolgt werden. In der fachlichen Beratung und Begleitung ist der Pflegekin-
derdienst für die Pflegefamilien verantwortlich.  
 
Um die Kooperation mit den Herkunftseltern verfolgen zu können, ist eine 
enge Zusammenarbeit mit dem fallzuständigen Allgemeinen Sozialen Dienst 
zu sichern. Eine Dokumentation des Hilfeverlaufes und der Entwicklung des 
Pflegekindes ist zu gewährleisten. Die Interessenvertretung des Pflegekindes 
muss durch beide Dienste des Jugendamtes gesichert werden. 
 
 
II.1.5. Rahmenbedingungen 
 
Für ein effizientes Gespräch in vertrauensvoller Atmosphäre sind die Rah-
menbedingungen von wesentlicher Bedeutung. Zunächst stellt sich die Frage, 
wo die Erstkontakte stattfinden sollen. Ein Gespräch „auf neutralem Boden“ 
in einem Sprechzimmer im Jugendamt kann die ersten Kontakte zwischen der 
Herkunftsfamilie und der Pflegefamilie erleichtern. Gerade zu Beginn des 
Pflegeverhältnisses kann das Jugendamt als neutraler Ort von den Beteiligten 
bevorzugt werden, da hier weder in die Privatsphäre  der Herkunftseltern noch 
der zukünftigen Familie Einblick gegeben wird. Ebenso zu beachten ist aber 
bei der Ortswahl, ein möglichst vertrautes Umfeld für das Kind zu schaffen. 
Um einen angemessenen Raum zu finden, in dem sich alle auf ein Hilfeplan-
gespräch einlassen können, sollten zuvor Absprachen mit allen Partnern statt-
finden. Das Empfinden des Pflegekindes sollte dabei besondere Beachtung 
finden. 
 
Der zeitliche Rahmen der Gespräche sollte so gestaltet werden, dass ausrei-
chend Zeit vorhanden ist, auf das Gespräch einzustimmen und es in Ruhe zu 
beenden. Dabei kann es von nicht unwesentlicher Bedeutung sein, dass die 
unterschiedlichen Partner miteinander über Alltagsthemen sprechen können, 
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um dem formalen Anlass eine wünschenswerte Gelassenheit geben zu können. 
Ansonsten sollten die verabredeten Themenbereiche nur soweit besprochen 
werden, dass klare Ziele und die dafür notwendigen Verabredungen getroffen 
werden können. Der Aushandlungsprozess steht im Mittelpunkt. Die Hilfe-
plangespräche sind nicht für eine grundsätzliche Auseinandersetzung über 
pädagogische Fragestellungen gedacht.   
 
Die fallverantwortliche MitarbeiterIn des Jugendamtes ist für die Gesprächs-
führung zuständig. Ihre Aufgabe ist es, dafür zu sorgen, dass sich alle Partner 
gleichberechtigt am Gespräch beteiligen können, dass immer alle Sichtweisen 
und Meinungen zu den Themenbereichen eingeholt werden und ihren Platz 
erhalten. Darüber hinaus muss mit Hilfe der Gesprächsführung an den The-
men ergebnisorientiert gearbeitet werden. Der Aushandlungsprozess soll sich 
so gestalten, dass zum Ende des Gespräches alle TeilnehmerInnen bereit und 
in der Lage sind, den Verabredungen mittels Unterschrift zuzustimmen. Jeder 
Partner muss in der Lage sein, gemachte Erfahrungen zu reflektieren und in 
den Zusammenhang der Zielvereinbarungen stellen zu können.  
 
Zur Auswertung der Erfahrungen und um weitere Vereinbarungen zu treffen, 
sollte die Gesprächsführung in der Lage sein, verschiedene Methoden1 zur 
Moderation des Prozesses anzuwenden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
1 Z.B. Systemische Frage- und Moderationstechniken, Klientenzentrierte Gesprächsführung, u.a. 
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II.2. ABLAUF EINES HILFEPLANVERFAHRENS 
 
Um den Prozess der Inpflegenahme zu begleiten und zu steuern, hat sich der 
folgende Ablauf eines Hilfeplanverfahrens als hilfreich erwiesen. Dabei müs-
sen möglichst sowohl die Herkunftseltern, als auch die Pflegeeltern und das 
Kind nach ihren individuellen Möglichkeiten in allen Phasen des Prozesses 
mit eingebunden werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In den folgenden Kapitel wird dieses Schema erläutert. 
 
 
II.2.1. Vorbereitung eines Hilfeplanverfahrens 
 
Eine kontinuierliche Vorbereitung auf einen Hilfeplan, egal ob im Vorfeld 
einer Hilfe oder während einer Pflegschaft, macht ein zielorientiertes Arbeiten 
und die Einbindung von Interessen und Bedürfnissen der Beteiligten nicht nur 
leichter, sondern unterstützt dies maßgeblich. Das eigentliche Hilfeplange-
spräch lässt sich dann auf ein notwendiges Minimum an Zeit und anwesenden 
Personen minimieren. 
 
Die kontinuierliche Vorbereitung umfasst die Gesamtheit der Begegnungen 
der verantwortlichen MitarbeiterInnen des Jugendamtes mit den Herkunftsel-
tern, Pflegeeltern, dem Pflegekind und anderen wichtigen Erziehungs- und 
Bezugspersonen. Die Begegnungen und Treffen sollen der gegenseitigen Ver-
trauensbildung und der Beobachtung von Alltagshandeln dienen. Die Aus-
handlung von Konflikten und Dissens darf nicht auf das Hilfeplangespräch 
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beschränkt sein, sondern muss im Alltag erlebt und bearbeitet werden können. 
Die Treffen in Vorbereitung auf ein Hilfeplangespräch helfen den Beteiligten, 
sich bezüglich mancher Fragen zu positionieren und Entscheidungen vorzu-
strukturieren. Die Treffen selbst, gerade mit den Pflegekindern, müssen sich 
nicht nur an Gesprächen festmachen. Jede SozialarbeiterIn hat die Möglich-
keit, sich mit kreativen und gestalterischen Methoden den Beteiligten zu nä-
hern. 
 
 
II.2.2. Situations- und Bedarfsanalyse 
 
In der Situations- und Bedarfsanalyse wird der aktuelle Erziehungs- und Ent-
wicklungsstand von Pflegekind und Herkunftsfamilie beschrieben, um den 
erzieherischen Bedarf und die notwendigen Leistungen daraus abzuleiten. 
 
Für einen zielgenauen, verständlichen und aktuellen Hilfeplan und die Hilfe-
planfortschreibung ist es notwendig, die jeweils aktuelle Situation des Pflege-
kindes, der Pflegefamilie und der Herkunftsfamilie zeitnah zu beschreiben 
(zwei Wochen vor dem Hilfeplan). Die Beschreibung selbst muss von den 
Beteiligten mitgetragen werden können. Die Pflegekinder sind individuell an 
der Erstellung der Situationsanalyse zu beteiligen. Die Wünsche, Vorstellun-
gen und Wahrnehmungen der verschiedenen Beteiligten sind in die Analyse 
einzubeziehen und als solche kenntlich zu machen. Ebenfalls ist deutlich zu 
machen, wann die Informationen und Aussagen gemacht wurden. Es macht 
einen Unterschied, ob Herkunftseltern kurz vor einer Herausnahme des Kin-
des aus ihrem Haushalt über ihr Kind und ihre Situation erzählen oder ob die 
Pflege schon ein Jahr andauert. 
 
Eine Situationsanalyse muss den aktuellen individuellen Bedarf verdeutlichen, 
um notwendige Leistungen daraus ableiten zu können. Die Veränderungen 
und Entwicklungen im Laufe eines Pflegeverhältnisses sollen durch den Ver-
gleich der jeweils schriftlich niedergelegten Situationsanalyse deutlich wer-
den. Sie orientiert sich am Hilfeprozess.  
 
Ein strukturierter Leitfaden ist ein Hilfsmittel zur Erstellung einer Situations-
analyse. Es ist erleichternd, wenn dieser Vordruck die Möglichkeit bietet, Zu-
treffendes anzukreuzen. Trotzdem muss genügend Platz verbleiben, um indi-
viduelle Besonderheiten eintragen zu können.2  
 
Die konkret umzusetzenden Ziele im Hilfeplan resultieren aus der Situations- 
und Bedarfsanalyse. Um zu wissen, warum ein Ziel angestrebt wird und wel-
che Bedingungen erfüllt werden müssen, um das Ziel zu erreichen, ist es not-
wendig zu wissen, in welchem Lebensbereich das Problem oder die Schwie-
rigkeit liegt. Da dies im Einzelfall sehr unterschiedlich ist, werden zum Hilfe-
plan nur bestimmte Lebensbereiche thematisiert. Damit die Fall begleitenden 
SozialarbeiterInnen jedoch bestimmte Bereiche nicht „vergessen“, sind zur 
besseren Übersichtlichkeit im Folgenden die relevanten Erziehungs- und Ent-
wicklungsbereiche und Fragen aus der Situations- und Bedarfsanalyse aufge-
zeigt: 

 
2 Siehe Anhang A.II.1. „Sitauations- und Bedarfsanalyse“ und Anhang A.II.2. „Hilfeplan“ zu 
diesem Kapitel 
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1. Grundaussagen 
• zum Kind und zur Herkunftsfamilie 
• zuständige MitarbeiterIn des Jugendamtes 
• zum Schulbesuch/ Schulform 
• zum Aufenthalt des Kindes 
• zur Kontaktaufnahme 
• zum Anlass 
• zu bisherigen Hilfeleistungen 

 
2. Aktuelle Situation des Kindes aus Sicht der Beteiligten  
• Bezugspersonen für das Kind 
• Sozialverhalten/ Persönlichkeitsentwicklung 
• KiTa und Schule/ Ausbildung 
• Freizeit und Außenkontakte 
• medizinische Beschreibung 
• therapeutische Maßnahmen 
• Elternarbeit 

 
3. Aktuelle Situation der Familie aus Sicht der Beteiligten 
• Regeln 
• Begleitung der Herkunftseltern 
• in Bezug auf Beziehungen (Partnerschaft, zum Kind, Nachbarn, Ver-

wandte, ...) 
• in Bezug auf Erziehung (Erziehungsverhalten, Erziehungsstile, Rituale) 
• in Bezug zum sozialem Umfeld (Wohnumgebung, Entfernungen, ...) 
• Konflikte der Familie  

 
 
II.2.3. Festlegung der Hilfeform und der Art der Pflege 
 
Damit alle Beteiligten eine gesicherte Entscheidung über den Verbleib des 
Kindes treffen können, müssen für das Kind Situationen in der Pflegefamilie 
geschaffen werden, so dass einerseits das Kind sein etwaiges neues Umfeld 
kennen lernen kann, andererseits auch die Pflegefamilie abschätzen kann, ob 
das Kind in die eigene Familie passt. Zunächst sollten Besuche stundenweise 
stattfinden und dann allmählich erweitert werden bis hin zu Tagen mit Über-
nachtungen. 
 
Können sich die Beteiligten für den Verbleib des Kindes in der Pflegefamilie 
entscheiden, so wird eine Zeitspanne verabredet, in der die Pflegefamilie den 
Hilfebedarf und die von ihr zu leistende Hilfe aus ihrer Sicht ermitteln soll. 
Das Kind soll in seinem neuen sozialen Umfeld beobachtet werden, um so-
wohl den Umfang des Hilfebedarfes (Hilfeform) als auch die für eine gelun-
gene Entwicklung zu vereinbarenden Ziele (Analyse des individuellen Be-
darfs) ermitteln zu können. Das Eingewöhnen und die Analyse des Bedarfes 
müssen im Zentrum dieser Phase stehen. In dieser Vorbereitungszeit für den 
Hilfeplan ist ein enger Kontakt und Austausch von Pflegefamilie und Pflege-
kinderdienst notwendig.   
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Spätestens drei Monate nach Einzug des Kindes in die Pflegefamilie soll die 
Konkretisierung in Form des Hilfeplangespräches mit allen Beteiligten statt-
gefunden haben. Hier müssen, unter Berücksichtigung der unterschiedlichen 
Perspektiven und Wunsch- und Zielformulierungen, konkret zu verfolgende 
Schritte für den nächsten Zeitraum (6 Monate) vereinbart werden. Auf Grund-
lage der Bedarfsanalyse in der Vorbereitungsphase muss die derzeit notwen-
dige Hilfeform festgelegt werden. 
 
Die Ziele müssen im Verlauf der Hilfe überprüft und dann nach Bedarf modi-
fiziert oder weiterverfolgt werden. Je nach Entwicklung des Kindes und der 
Situation in der Pflegefamilie kann die Hilfeform nach dem individuellen Be-
darf des Kindes einer zeitweiligen Veränderung unterliegen. Ob die gewählte 
Hilfeform wirklich die am besten geeignete ist, muss ebenfalls im Hilfeplan 
überprüft werden.  
 
 
II.3. HILFEPLANFORTSCHREIBUNG 
 
Die Hilfeplanfortschreibung ist ein weiterführender Hilfeplan, der Ziele, Ab-
sprachen und Leistungen aus dem vorangegangenen Hilfeplan aufnimmt, dis-
kutiert, auswertet und vor dem Hintergrund einer aktuellen Bedarfs- und Situ-
ationsanalyse bisherige Ziele übernimmt, modifiziert und/oder neue definiert. 
Die Grundsätze des Hilfeplanprozesses - Betroffenenbeteiligung und Wert-
schätzung des jeweiligen Handelns - gelten hier ebenfalls. 
 
Der Prozess der Hilfeplanfortschreibung lässt sich wie folgt systematisieren: 
 
1. Bedarfs- und Situationsanalyse aufgrund des Berichtes, von Gesprächen 

und Besuchen 
2. Auswertung bisheriger Ziele, Absprachen und Leistungen 
3. veränderte und neue Ziele, Absprachen und Leistungen im Pflegeverhält-

nis für die einzelnen Beteiligten (für das Pflegekind, für die Pflegefamilie, 
für die Herkunftsfamilie, für das Jugendamt, für andere Beteiligte) 

4. Folgen und Konsequenzen des Pflegeverhältnisses 
5. Termin der nächsten Hilfeplan-Fortschreibung 
6. Unterschriften der Beteiligten 
 
Es gibt immer wieder praktische Bedingungen, die eine Umsetzung der bishe-
rigen Anforderungen eines Hilfeplans in Frage stellen. Im Folgenden sind 
einige Punkte aufgezeigt, die eine Hilfeplanfortschreibung oder zumindest 
Hilfeplanzusätze, welche durch Unterschrift der Beteiligten wertzuschätzen 
sind, vor dem Ablauf des schriftlich fixierten Termins notwendig erscheinen 
lassen: 
 
• Probleme bei der Durchführung und dem Ablauf von Umgangsregelun-

gen und Besuchskontakten 
• das Anstehen gravierender persönlicher Entscheidungen für das Kind 
• das Auftreten besondere Verhaltensauffälligkeiten beim Kind 
• das zeitweise oder gänzliche Ausfallen der Pflegefamilie oder eines 

Pflegeelternteils 
• das Vorkommen besonderer Ereignisse in der Herkunftsfamilie 

Weiterführung des 
Hilfeplanes 
 

Hilfeplan 

Prozess der 
Hilfeplanfortschrei-
bung 
 

Probleme in der 
Hilfeplanfortschrei-
bung 
 

Anpassung der Ziel-
vereinbarungen 
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• die anstehende Rückführung des Kindes in die Herkunftsfamilie 
• die Notwendigkeit einer anderen Form von Erziehungshilfe 

 
Bei der Betrachtung und Auswertung von Zielen und Leistungsvereinbarun-
gen ist es sinnvoll, diese individuell von allen Beteiligten werten zu lassen. 
Damit werden unterschiedliche Sichtweisen auf den Umgang mit den Inhalten 
deutlicher und lassen eine konkretere Weiterarbeit mit dem Ziel der Leis-
tungsvereinbarung zu. Unter Umständen fällt es manchen Beteiligten auch 
leichter, das eigene Handeln und das anderer an einem Bewertungsmaßstab zu 
messen.  
 
Mit Kindern könnte auch grafisch z.B. mit Smilies gearbeitet werden. Für 
Kinder ab dem Grundschulalter bieten sich z.B. Skalierungen zur Beurteilung 
verschiedener Zielerreichungsgrade an.  
Der Bewertungsmaßstab könnte sein: 1 = ich bin sehr zufrieden; 2 = ich bin 
zufrieden; 3 = ich bin teilweise zufrieden; 4 = ich bin nicht zufrieden; 5 = ich 
bin überhaupt nicht zufrieden; 0 = Bewertung ist nicht möglich. 
 
Damit sichergestellt werden kann, dass kontinuierlich an der Entwicklung des 
Pflegekindes und an den von allen Partnern verabredeten Zielen gearbeitet 
wird, ist es notwendig die Hilfeplanfortschreibung in regelmäßig verabredeten 
Zyklen durchzuführen. Sinnvoll erscheint es, zu Beginn in kleineren Abstän-
den Gespräche durchzuführen und dabei den Reflexionsrhythmus auch auf 
individuelle Entwicklungen und Problemlagen anzupassen.  
 
Das Kinder und Jugendhilfegesetz in Sachsen-Anhalt3 sieht für Kinder bis zu 
drei Jahren eine vierteljährliche und für älteren Kinder und Jugendliche eine 
halbjährliche Überprüfung vor. 
 
 
II.3.1. Vorbereitung der Hilfeplanfortschreibung 
 
Für die Erstellung einer Situationsanalyse im Vorfeld der Hilfeplanfortschrei-
bung ist die Reflexion der Entwicklung durch die Pflegeeltern anzuregen.4  
Eine Möglichkeit wäre mittels Leitfaden die Pflegeeltern aufzufordern, sich in 
schriftlicher Form mit der Entwicklung und dem Erreichen der angestrebten 
Ziele auseinander zu setzen.  
 
Pflegeeltern wären zu Beginn eines Pflegeverhältnisses bei der Erstellung 
eines Berichtes vom Pflegekinderdienst zu unterstützen.  
 
Auch hier sind die Pflegekinder nach ihren individuellen Möglichkeiten zu 
beteiligen. 
 
Hausbesuche durch die MitarbeiterInnen des Pflegekinderdienstes sind ein 
weiteres Mittel, Hilfepläne und Hilfeplanfortschreibungen von Seiten des Ju-
gendamtes vorzubereiten. Im individuellen Fall ist zu entscheiden, ob es sinn-
voll erscheint, eher Einzelgespräche mit Pflegekind, Herkunftseltern, Pflegeel-
tern und Pflegegeschwistern zu führen.  

 
3 Siehe Anhang C.1. „Kinder- und Jugendhilfegesetz Sachsen-Anhalt“ 
4 Siehe Kap. II.3.1. Vorbereitung der Hilfeplanfortschreibung 
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Bewertungsmaßstä-
be 
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Je vielfältiger die Informationen aus den Gesprächen sind, umso genauer ist 
das Bild, das von der Situation des Pflegekindes und der Herkunftsfamilie 
erstellt werden kann. Schriftliches Zuarbeiten, egal von wem, kann das münd-
liche Gespräch, die direkte Auseinandersetzung miteinander, nicht ersetzen. 
Es erleichtert jedoch eine geplante und Ziel gerichtete, am Einzelfall orientier-
te Gesprächsführung. 
 
Von Pflegeeltern erstellte Berichte können ein Hilfsmittel zur Feststellung des 
momentanen Entwicklungsstandes des Kindes und zur Überprüfung des Ver-
laufs des Pflegeverhältnisses genutzt werden. Die Inhalte eines Berichtes ori-
entieren sich am Kind aus der Sicht der Pflegeeltern. Es soll vor allem um die 
Entwicklungsmöglichkeiten des Kindes gehen, welche Begabungen es hat, 
wie es motiviert ist, was es gerne macht, wie es bestimmte Situationen meis-
tert, wo es Schwierigkeiten und Probleme hat und welche Anstrengungen die 
Pflegeeltern unternommen haben, die bisherigen Ziele, Absprachen und Leis-
tungen zu verfolgen.  
 
Wird ein Bericht von den Pflegeeltern schriftlich erstellt, sollte dieser dem 
Jugendamt zwei Wochen vor dem Hilfeplangesprächstermin vorgelegt  wer-
den, um das Erleben der Pflegefamilie zeitnah zu dokumentieren. Mit einem 
Bericht würden folgende Ziele verfolgt: 
 
 individuelle Vorbereitung der Pflegepersonen auf den in Kürze anstehen-

den Hilfeplan (Wie haben wir die letzte Zeit erlebt? Was ist uns aufgefal-
len? Was hat uns wie gefallen? Mit welchen Zielen, Absprachen etc. 
konnten wir wie umgehen? Was hat das Kind erlebt? Wie ist es mit den 
Zielen, Absprachen etc. klargekommen?) 

 Vorbereitung des Hilfeplangesprächs durch die Fachkräfte des Jugendam-
tes in Bezug auf wesentliche, sich aus dem Pflegeverlauf ergebende Inhal-
te und Fragen, um die Gesprächsführung zu sichern 

 Vorbereitung des Pflegekindes auf den Hilfeplan (Was wird von mir ver-
langt? Wer unterstützt mich?) 

 eigenständige Überprüfung der bisherigen Ziele, Absprachen und Leis-
tungen 

 Überlegungen zum weiteren Verlauf der Pflege (Perspektive, Zusammen-
arbeit, neue und veränderte Zielsetzungen) 

 
Ein solcher Bericht soll nicht als Kontrollinstrument des Jugendamtes ver-
standen werden. Vielmehr ist er ein fachliches Mittel zur Qualitätssicherung 
von Pflegeverhältnissen. 
 
Steht eine Rückführung in die Herkunftsfamilie an oder ist die Perspektive des 
Kindes noch unklar, so ist durch die Herkunftseltern ebenfalls ein Situations-
bericht zu erstellen. Die Herkunftseltern haben, wie Pflegeeltern auch, mit 
diesem Instrumentarium die Möglichkeit sich selbst, ihre Wünsche, Erwartun-
gen und Leistungen gegenüber anderen darzustellen und Klarheit zu erlangen. 
Der Situationsbericht kann auch mit Hilfe der zuständigen ASD-MitarbeiterIn 
erstellt werden. Die Herkunftseltern werden auf diese Weise auch aktiv in das 
Hilfeplanverfahren einbezogen und erhalten Verantwortung für ihr Handeln. 
Schließlich haben Herkunftseltern bei einer Rückführung viele Aufgaben, bei 
denen sie begleitet werden, die sie aber auch selbst in Angriff nehmen müs-

Berichte sind Hilfs-
mittel 

Situationsbericht der 
Herkunftseltern 
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sen. Auch für die Fortschreibung der Hilfe und die Festlegung der Perspektive 
hat die Mitarbeit der Herkunftsfamilie eine wichtige Bedeutung. 
 
Zur Orientierung bei der Erstellung eines Berichtes kann die Situations- und 
Bedarfsanalyse oder der Leitfaden für die Erstellung eines Berichtes zur Ent-
wicklung des Pflegeverhältnisses5 dienen. Es kann von den Pflegeeltern er-
wartet werden, dass sie zu den Punkten, mit denen sie Erfahrungen gesammelt 
haben, auch Aussagen treffen können. Diese sollten kurze Darstellungen sein. 
Wichtig ist auch zu wissen, dass nicht zu jedem Unterpunkt Stellung genom-
men werden kann oder muss. Die MitarbeiterInnen der Pflegekinderdienste 
haben die Pflegeeltern auf die Erstellung eines Berichtes im Vorfeld des Hil-
feplanes entsprechend vorzubereiten und ggf. zu unterstützen. Die einzelnen 
Punkte und Bereiche einer schriftlichen Dokumentation können auch bildlich 
dargestellt werden, z.B. mittels Skalierungsfragen. Ein exemplarischer Leitfa-
den im Anhang soll den Pflegeeltern helfen, eine Darstellung zu strukturieren.  
 
Die Vorbereitung auf ein Hilfeplangespräch ist für den Gesprächsverlauf von 
wesentlicher Bedeutung. Je genauer und intensiver sich die Pflegeeltern, die 
Herkunftseltern und das Pflegekind auf das Hilfeplangespräch vorbereiten, um 
so eher haben sie die Möglichkeit, ihre Wünsche, Erwartungen und Bedürfnis-
se zum Gegenstand des Gesprächs zu machen und sich nicht in die Abhängig-
keit von JugendamtsmitarbeiterInnen zu begeben.  
 
Für das Pflegekind kann eine intensivere Vorbereitung auch heißen, dass es 
sich nicht ausgeliefert fühlen muss, es kann an Selbstsicherheit und Vertrauen 
auch gegenüber den anderen gewinnen. Es sollte seine Pflegeeltern hinter sich 
wissen. 
 
Eine klare Vorbereitung der Pflegeeltern, Herkunftseltern und des Pflegekin-
des auf den Hilfeplan hilft der Fall begleitenden SozialarbeiterIn bei der Ge-
sprächsführung, die Themen werden schneller aufgegriffen, mit den Ergebnis-
sen und Zielen sind die Beteiligten eher zufrieden und Entscheidungen können 
aufgrund eines konkreteren Sachstandes schneller getroffen werden. 
 
Folgende Fragen helfen der Pflegefamilie, sich auf einen Hilfeplan vorzube-
reiten. Dabei lohnt es sich, auch daran zu denken, wie die anderen Beteiligten 
die jeweilige Situation betrachten. Das heißt, Fragen aus Sicht der Pflegefami-
lie und des Pflegekindes beantworten und begründen, aber auch die vermutli-
che Sicht der Herkunftseltern und des Jugendamtes einbeziehen. 
 
 Soll die Hilfe in der Pflegefamilie weiter gewährt werden? (Wenn ja: wel-

che Perspektive? Wenn nein: Ist noch Hilfe nötig? Welche?) 
 Sollen weitere Hilfen für das Kind beantragt werden? (Wenn ja: Welche, 

in welchem Umfang, für welche Zeit?) 
 Wie wurden die Ziele, Absprachen und Leistungen der Bereiche Sozial-

verhalten/ Persönlichkeitsentwicklung, Schule, Freizeit, Medizin/ Ge-
sundheit und Therapie aus dem letzten Hilfeplan umgesetzt? 6 

 
5 Siehe Anhang A.II.1. „Situations- und Bedarfsanalyse“ 
6 Siehe Anhang A.II.3. „Leitfaden für die Erstellung eines Bericht zur Entwicklung des Pfle-
geverhältnisses“ 
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 Welche Ziele sollen in den Bereichen in der nächsten Phase angegangen 
werden?  

 Welche Ziele sollen im Bereich Umgang in der nächsten Phase angegan-
gen werden? (Ort, Begleitung, Dauer, Inhalt) 

 Welche Ziele sollen im Bereich Personensorge in der nächsten Phase an-
gegangen werden? (Wer nimmt welche Teile wahr?) 

 Welche sonstigen Ziele sollen in der nächsten Phase angegangen werden? 
(Wer nimmt welche Teile wahr?) 
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II.4. ANHANG  
 
 
 
A.II.1. Situations- und Bedarfsanalyse 
 
 
A.II.2. Hilfeplan 
 
 
A.II.3. Leitfaden für die Erstellung eines Berichtes zur Entwicklung 

des Pflegeverhältnisses 
 
 
A.II.4. Hilfeplanfortschreibung 
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SITUATIONS- UND BEDARFSANALYSE 
 
 
Grundaussagen 
 
 
______________________________ ________________________________ 
Familienname des Kindes/ Jugendlichen: Vorname: 
 
______________________________ ___________ ___________________ 
Geburtsname: Geburtsdatum:   Geburtsort: 
 
______________________________  ________________________________ 
Staatsangehörigkeit:  Konfession:  
 
______________________________  ________________________________ 
Mutter:  Anschrift  
 
______________________________  ________________________________ 
Vater:  Anschrift  
 
______________________________  ________________________________ 
Vormund/ Pfleger:  Anschrift  
 
______________________________   
Zuständige MitarbeiterIn des Jugendamtes:   
 
______________________________  ________________________________ 
Erstellung eines ersten Hilfeplanes (Datum) Erstellung des letzten Hilfeplanes (Datum)  
 
 
 
Schulbesuch/ Schulform/ Kindertagesstätte  
 
Kindertagesstätte     
Grundschule      
Realschule      
Gymnasium      
Sonderschule für Lernbehinderte   
Berufsvorbereitungsjahr    
Andere Schulform/ Kita    _______________________________ 

Welche: 
 
________________________________________________________________ 
Name und Anschrift der Schule/ der Kita  
 
________________________________________________________________ 
 
 
 
________________________________________________________________ 
Besondere Angaben (z.B. anstehender Schulwechsel)  
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Wo hält sich das Kind/ der Jugendliche überwiegend auf? 

 
im Haushalt der Eltern    
bei der Mutter      
beim Vater      
bei den Großeltern     
bei Pflegeeltern     
bei anderen Verwandten    
in einer stationären Betreuung   
in einer Bereitschaftspflegefamilie   
bei anderen Personen     _______________________________ 

Welche: 
 
________________________________________________________________ 
Besondere Angaben (z.B. anstehender Schulwechsel)  
 
 
 
Kontaktaufnahme 
 
 
________________________________ 
Wann war der erste Kontakt zum Jugendamt?  
 
Durch wen wurde er hergestellt? 

• das Kind/ den Jugendlichen selbst   
• die Eltern      
• den/ die Lehrer/in     
• Verwandte      
• durch anderen Personen    ___________________________ 

Welche: 
 
________________________________________________________________ 
Besondere Angaben   
 
 
Was war der Anlass für die Kontaktaufnahme/ den Wunsch nach Hilfe? 

• Entwicklungsauffälligkeiten    
• Trennung/ Scheidung der Eltern   
• Beziehungsprobleme     
• Schulschwierigkeiten     
• Straftaten      
• Suchtprobleme des Kindes    
• Anzeichen für Kindesmisshandlung   
• Vernachlässigung     
• Tod eines Elternteils     
• Inhaftierung eines Elternteils    
• Suchtprobleme der Eltern    
• Wohnungsprobleme     
• Überschuldung     
• Arbeitslosigkeit     
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• Längere Krankheit eines Elternteils   
• Behinderung eines Elternteils   
• Andere Angaben     ___________________________ 

     Welche: 
 
________________________________________________________________ 
Besondere Angaben   
 
 
Bisherige Hilfen 

 
Ambulante Beratung nach §§ 16-18 KJHG      
Jugendsozialarbeit nach § 13 KJHG       
Gemeinsame Wohnform für Mütter/ Väter und Kinder nach § 19 KJHG  
Tagespflege nach § 23 KJHG       
Erziehungsberatung nach § 28 KJHG      
Inobhutnahme nach § 42 KJHG       
Andere Angaben          
 
___________________________________________________________________________ 
 Welche: 
 
________________________________________________________________ 
Besondere Angaben   
 
 
Beschreibung der aktuellen Situation des Kindes/ Jugendlichen 
 
Für die Beschreibung der aktuellen Situation ist die jeweilige Sicht der Beteiligten (Kind, 
Pflegeeltern, Herkunftseltern, Jugendamt, anderer) zu beachten und kenntlich zu machen. 
Beachten Sie das Hilfsblatt! 
 
 
Sozialverhalten/ Persönlichkeitsentwicklung 
(Aus der Sicht vom Kind/ Jugendlichen, der Eltern, der Pflegeeltern, des ASD, des PKD, des Vormundes und anderer) 
 
Was funktioniert gut? Was funktioniert weniger gut? 
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KiTa und Schule/ Ausbildung 
(Aus der Sicht vom Kind/ Jugendlichen, der Eltern, der Pflegeeltern, des ASD, des PKD, des Vormundes und anderer) 
 
Was funktioniert gut? Was funktioniert weniger gut? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
Freizeit und Außenkontakte 
(Aus der Sicht vom Kind/ Jugendlichen, der Eltern, der Pflegeeltern, des ASD, des PKD, des Vormundes und anderer) 
 
Was funktioniert gut? Was funktioniert weniger gut? 
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Medizinische Beschreibung 
(Aus der Sicht vom Kind/ Jugendlichen, der Eltern, der Pflegeeltern, des ASD, des PKD, des Vormundes und anderer) 
 
Was funktioniert gut? Was funktioniert weniger gut? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
Therapeutische Maßnahmen 
(Aus der Sicht vom Kind/ Jugendlichen, der Eltern, der Pflegeeltern, des ASD, des PKD, des Vormundes und anderer) 
 
 
Was funktioniert gut? Was funktioniert weniger gut? 
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Zusammenarbeit mit den Herkunftseltern 
(Aus der Sicht vom Kind/ Jugendlichen, der Eltern, der Pflegeeltern, des ASD, des PKD, des Vormundes und anderer) 
 
Was funktioniert gut? Was funktioniert weniger gut? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
Zusätzliche Angaben zur Situation des Kindes 
 
 
________________________________________________________________ 
Wichtige Bezugspersonen für das Kind  
 
________________________________________________________________ 
 
 
 
________________________________________________________________ 
Rituale des Kindes  
 
________________________________________________________________ 
 
 
________________________________________________________________ 
 
 
 
________________________________________________________________ 
Sonstige Besonderheiten, Ereignisse und Vorkommnisse  
 
________________________________________________________________ 
 
 
________________________________________________________________ 
 
 
________________________________________________________________ 
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Aktuelle Situation der Familie aus Sicht der Herkunftseltern und des Jugendamtes  
 
 
________________________________________________________________ 
Einhaltung von Regelungen  
 
________________________________________________________________ 
 
 
 
_______________________________________________________________ 
Handeln und Begleitung der Herkunftseltern in Bezug auf Beziehung (Partnerschaft, zum Kind, Nachbarn, Ver-
wandte, ...)  
 
________________________________________________________________ 
 
 
___________________________________________________________________________ 
 
 
________________________________________________________________ 
 
 
 
________________________________________________________________ 
Handeln und Begleitung der Herkunftseltern in Bezug auf Erziehung (Erziehungsverhalten, Erziehungsstile, Rituale)
  
 
________________________________________________________________ 
 
 
___________________________________________________________________________ 
 
 
________________________________________________________________ 
 
 
 
________________________________________________________________ 
Handeln und Begleitung der Herkunftseltern in Bezug auf das Soziale Umfeld (Wohnumgebung, Entfernungen, ...)
  
 
________________________________________________________________ 
 
 
___________________________________________________________________________ 
 
 
___________________________________________________________________________ 
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________________________________________________________________ 
Konflikte der Familie  
 
________________________________________________________________ 
 
 
___________________________________________________________________________ 
 
 
___________________________________________________________________________ 
 
 
 
 
________________________________________________________________ 
Themen von Gesprächen und Fragen an den Fallverlauf  
 
________________________________________________________________ 
 
 
___________________________________________________________________________ 
 
 
___________________________________________________________________________ 
 
 
 
Genogramm und Soziogramm 
 
 Es liegt ein Genogramm vor.  Datum:_________________ 
 
 Es liegt ein Soziogramm vor.  Datum:_________________ 
 
 
________________________________________________________________ 
Besonderheiten im Genogramm  
 
________________________________________________________________ 
 
 
___________________________________________________________________________ 
 
 
________________________________________________________________ 
Besonderheiten im Soziogramm  
 
________________________________________________________________ 
 
 
___________________________________________________________________________ 
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Hilfsblatt zur Situations- und Bedarfsanalyse 
 
Für die Beschreibung der aktuellen Situation ist die jeweilige Sicht der Beteiligten (Kind, 
Pflegeeltern, Herkunftseltern, Jugendamt, anderer) zu beachten. 
 
Die Situations- und Bedarfsanalyse ist eine Grundlage für die Beschreibung des Hilfebedarfs 
des Kindes/ Jugendlichen und der daraus resultierenden individuellen und konkreten Leistun-
gen, die im Hilfeplan festgeschrieben werden. 
 
Die jeweiligen Beteiligten (Kind/ Jugendlicher, Eltern, Pflegeeltern, ASD, PKD, Vormund, 
Andere) sollen jeweils aus ihrem Bezug und Lebensbereich eine Einschätzung zur aktuellen 
Situation abgeben. Die Aussagen der Betreffenden sollten kenntlich sein. 
 
Die hier aufgeführten Personengruppen sind dabei dem Einzelfall entsprechend auszuwählen 
oder zu ergänzen. Es sollten nur Aussagen zu Themen gemacht werden, die den Einzelnen 
wichtig sind und wozu sie auch meinen, Aussagen treffen zu können. Zu den jeweiligen 
Themen sind nur einige Sätze, möglichst sachlich, zu schreiben. Anhaltspunkte können fol-
gende sein: 
 
Sozialverhalten/ Persönlichkeitsentwicklung 

- Stellung in der Familie/ Wohngruppe 
- Selbstständigkeit 
- Umgang mit Geld 
- Konfliktverhalten 
- Sprachentwicklung (Wortschatz, Verständnis) 
- Umgang mit Anforderungen (in Haushalt und Familie) 
- Motorische Entwicklung 
- Selbstbild/ Fremdbild 

 
Bezugspersonen für das Kind 

- Beziehungsfähigkeit 
- Verhältnis zu Erwachsenen: Unterschiede Mann, Frau, intern, extern, Pflegeeltern 
- Verhältnis zu Familienmitgliedern 

 
KiTa und Schule/ Ausbildung 

- Schulform 
- Lernverhalten (Motivation, Aufmerksamkeit, Leistungen) 
- Stellung in der Klasse 
- Kontakte zu Schülern 
- Kontakte zu Lehrern/ Erziehern 
- Konfliktverhalten in der Schule 
- Verhalten im Unterricht 
- Verhalten in Pausen 

 
Freizeit und Außenkontakte 

- Interessen/ Vorlieben/ Neigungen/ Talente 
- Aktivitäten 
- Freunde 
- Einbindung in Vereine 
- Spielverhalten 
- Selbstständigkeit 
- ... 
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Medizinische Beschreibung 

- Körperliche Entwicklung 
- Krankheiten und deren Verlauf 
- Hygieneverhalten 
- Arztbesuche 
- Notwenige Untersuchungen (z.B. Schuluntersuchung) 
- ... 

 
Therapeutische Maßnahmen 

- welche und Verlauf 
- Berichte der Therapeuten 
- Anteilnahme und Motivation des Kindes 
- ... 

 
Zusammenarbeit mit den Herkunftseltern  

- Anzahl, Dauer von Besuchskontakten 
- Verlauf der Kontakte 
- Wie spricht das Kind von seinen Eltern und in welchem Zusammenhang 
- Einhaltung von Regeln 
- Verhalten des Kindes gegenüber seinen Eltern 
- Verhaltes des Kindes vor und nach den Besuchskontakten 
- ... 
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HILFEPLAN 
 
 
für das Kind/ den Jugendlichen 
 
______________________________ ________________________________ 
Familienname des Kindes/ Jugendlichen: Vorname: 
 
______________________________  ________________________________ 
Erstellung eines ersten Hilfeplanes (Datum) Erstellung des letzten Hilfeplanes (Datum)  
 
 
Situations- und Bedarfsanalyse 
 
  liegt den Beteiligten vor 
  liegt den Beteiligten nicht vor 
 aufgrund von Besuchen  
 aufgrund von Gesprächen im Jugendamt 
 
 
Hilfeform und Art der Hilfe 
 
Die Beteiligten (Siehe Situations- und Bedarfsanalyse) haben sich für die Vollzeitpflege als 
Hilfe zur Erziehung entschieden. 
 
Welche Art von Vollzeitpflege wird geleistet? 
 
 Kurzzeitpflege    
 Dauerpflege     
 Bereitschaftspflege    
 Verwandtenpflege    
 Sozialpädagogische Pflege   
 Heilpädagogische Pflege   
 
Die Perspektive des Kindes ist?  
 
 eine Vollzeitpflege für die Dauer von _______ Wochen/ Monaten  
 das Kind/ der Jugendliche soll auf Dauer in einer Pflegefamilie leben 
 die Dauer des Aufenthaltes in der Pflegefamilie ist noch nicht abschließend geklärt 
 
 die Perspektive des Kindes/ Jugendlichen ist spätestens bis zum _____________ zu 

klären! 
 
 
Warum haben sich die Beteiligten für diese Form der Pflege entschieden? 
 
 
________________________________________________________________ 
Das Pflegekind  
 

______________________________________________________ 
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______________________________________________________ 
 
________________________________________________________________ 
Die Herkunftseltern  
 

______________________________________________________ 
 
 

________________________________________________________________ 
Der Vormund/ Pfleger  
 

______________________________________________________ 
 
 

________________________________________________________________ 
Das Jugendamt  
 

______________________________________________________ 
 
 
________________________________________________________________ 
Andere  
 

______________________________________________________ 
 
 
 
Welche grundlegenden Erwartungen werden von den Beteiligten an die Hilfe gestellt? 
 
 
________________________________________________________________ 
Das Pflegekind  
 

______________________________________________________ 
 
 

________________________________________________________________ 
Die Herkunftseltern  
 

______________________________________________________ 
 
 

________________________________________________________________ 
Der Vormund/ Pfleger  
 

______________________________________________________ 
 
 

________________________________________________________________ 
Das Jugendamt  
 

______________________________________________________ 
 
 
________________________________________________________________ 
Andere  
 

______________________________________________________ 
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Ziele, Absprachen und Leistungen 
 
Welche Hauptziele ergeben sich im Verlauf des Pflegeverhältnisses aus der Situations- 
und Bedarfsanalyse? 
                      Priorität 
 
1.  _______________________________________________________________ 
  
 
 
2.  _______________________________________________________________ 
 
 
3. _______________________________________________________________ 
 
 
4. _______________________________________________________________ 
 
 
5. _______________________________________________________________ 
 
 
Die genannten Hauptziele bilden den Handlungsrahmen der Vollzeitpflege. Es hat sich in der 
Praxis als hilfreich erwiesen nicht alle Ziele gleichzeitig oder gleichmäßig intensiv zu verfol-
gen. Die Beteiligten sind aufgefordert Prioritäten zu setzen, um eine zeitliche Abfolge der zu 
erbringenden Leistungen und Aufgaben sicher zu stellen.  
 
Die Hauptziele können durch verschiedene Schritte (Teilziele) erreicht werden. Die Kriterien 
für diese „kleineren“ Ziele sind Verständlichkeit für die Beteiligten und die Erreichbarkeit des 
Zieles durch die Beteiligten. Auch hier bietet es sich an Prioritäten zu setzen. Das intensive 
Verfolgen eines oder weniger Ziele ist für die Beteiligten erfüllbarer. („Weniger wird nicht so 
schnell aus dem Auge verloren“) 
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Wie können diese Hauptziele von den Beteiligten umgesetzt werden? 
 
__________________________________________________     ______________________ 
Hauptziel          Aus dem Bereich1 
 
 
Welche Schritte (Leistungen und Absprachen) sind notwendig, um dieses Hauptziel zu errei-
chen? 
 
 
___________________________________________________________________________ 
Leistung/ Absprache für das Pflegekind                   
 
______________________________________________________     ___________________ 

Zeitlicher Rahmen 
 
 
___________________________________________________________________________ 
Leistung/ Absprache für die Herkunftseltern                   
 
_____________________________________________________ _     __________________ 

Zeitlicher Rahmen 
 
 
___________________________________________________________________________ 
Leistung/ Absprache für den Allgemeinen Sozialen Dienst                   
 
______________________________________________________     ___________________ 

Zeitlicher Rahmen 
 
 
___________________________________________________________________________ 
Leistung/ Absprache für den Vormund/ Pfleger                   
 
______________________________________________________     ___________________ 

Zeitlicher Rahmen 
 
 
___________________________________________________________________________ 
Leistung/ Absprache für die Pflegeeltern                   
 
______________________________________________________     ___________________ 

Zeitlicher Rahmen 
 
 
___________________________________________________________________________ 
Leistung/ Absprache für den Pflegekinderdienst                   
 
______________________________________________________    ___________________ 

Zeitlicher Rahmen 
 
 
 
 
 

 
1 Vgl. Situations- und Bedarfsanalyse oder Hilfsblatt 
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Folgen und Konsequenzen des Pflegeverhältnisses 
 
Welche Folgen können sich aus dem Pflegeverhältnis für das Beziehungserleben des 
Kindes ergeben? (Perspektive des Kindes) 
 
 
___________________________________________________________________________ 
 
 
___________________________________________________________________________ 
 
 
___________________________________________________________________________ 
 
 
 
Mit welchen Konsequenzen müssen die Beteiligten bei Nicht-Einhaltung von Abspra-
chen und Leistungen rechnen? 
 
 
___________________________________________________________________________ 
 
 
___________________________________________________________________________ 
 
 
___________________________________________________________________________ 
 
 
 
Termin Hilfeplan-Fortschreibung 
 
Wann soll der Hilfeplan überprüft und fortgeschrieben werden?    ________________ 
 
 
 
Unterschriften 
 
 
____________________________  ___________________________ 
Ort, Datum     Unterschrift des Pflegekindes  
 
____________________________  ___________________________ 
Ort, Datum     Unterschrift der Herkunftseltern  
 
____________________________  ___________________________ 
Ort, Datum     Unterschrift der Pflegeeltern   
 
____________________________  ___________________________ 
Ort, Datum     Unterschrift des Vormundes  
 
____________________________  ___________________________ 
Ort, Datum     Unterschrift des Allgemeinen Sozialen Dienstes 
 
____________________________  ___________________________ 
Ort, Datum     Unterschrift des Pflegekinderdienstes  
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LEITFADEN FÜR DIE ERSTELLUNG EINES BERICHTES  
ZUR ENTWICKLUNG DES PFLEGEVERHÄLTNISSES 

 
Die Aussagen aus dem Bericht zur Entwicklungsdarstellung dienen einerseits der Reflektion 
des Hilfeverlaufs und bilden andererseits eine wichtige Grundlage zur Erstellung der Situa-
tions- und Bedarfsanalyse.  
Im Falle einer Eingliederung des Pflegekindes in seine Herkunftsfamilie kann diese Berichts-
form in angepasster Form auch auf die Herkunftseltern angewandt werden. 
 
 
Grundausssagen 
 
_____________________ ___________________    ___________________ 
Familienname des Kindes/ Jugendlichen: Vorname:      Alter des Kindes/ Jugend-
lichen: 
 
______________________________ 
Personensorgeberechtigter 
 
______________________________ ________________________________ 
Name der Pflegeeltern Adresse: 
 
______________________________ ________________________________ 
Zuständige MitarbeiterIn des ASD: Zuständige MitarbeiterIn des PKD: 
 
______________________________  ________________________________ 
Erstellung eines ersten Hilfeplanes (Datum) Erstellung des letzten Hilfeplanes (Datum)  
 
 
 
Aktuelle Situation des Kindes  
 
Einschätzung der Pflegeeltern über das Kind in verschiedenen Lebensbereichen: Welche Be-
gabungen? Welche Stärken? Welche Entwicklungsmöglichkeiten hat es? Welche Defizite? 
Die Aufzählung ist lediglich beispielhaft und auf den Einzelfall zu beziehen.  
 
 
Sozialverhalten/ Persönlichkeitsentwicklung 
• Stellung in der Familie/ Wohngruppe 
• Selbstständigkeit 
• Umgang mit Geld 
• Konfliktverhalten 
• Sprachentwicklung (Wortschatz, Verständnis) 
• Umgang mit Anforderungen (in Haushalt und Familie) 
• Motorische Entwicklung 
• Selbstbild/ Fremdbild 

 
 
Bezugspersonen für das Kind 
• Beziehungsfähigkeit 
• Verhältnis zu Erwachsenen: Unterschiede Mann, Frau, intern, extern, Pflegeeltern 
• Verhältnis zu Familienmitgliedern 
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KiTa und Schule/ Ausbildung 
• Schulform 
• Lernverhalten (Motivation, Aufmerksamkeit, Leistungen) 
• Stellung in der Klasse 
• Kontakte zu Schülern 
• Kontakte zu Lehrern/ Erziehern 
• Konfliktverhalten in der Schule 
• Verhalten im Unterricht 
• Verhalten in Pausen 

 
 
Freizeit und Außenkontakte 
• Interessen/ Vorlieben/ Neigungen/ Talente 
• Aktivitäten 
• Freunde 
• Einbindung in Vereine 
• Spielverhalten 
• Selbstständigkeit 

 
 
Medizinische Beschreibung 
• Körperliche Entwicklung 
• Krankheiten und deren Verlauf 
• Hygieneverhalten 
• Arztbesuche 
• Notwenige Untersuchungen (z.B. Schuluntersuchung) 

 
 
Therapeutische Maßnahmen 
• Welche und Verlauf 
• Berichte der Therapeuten 
• Anteilnahme und Motivation des Kindes 

 
 
Zusammenarbeit mit den Herkunftseltern 
• Anzahl, Dauer von Besuchskontakten 
• Verlauf der Kontakte 
• Wie spricht das Kind von seinen Eltern und in welchem Zusammenhang 
• Einhaltung von Regeln 
• Verhalten des Kindes gegenüber seinen Eltern 
• Verhaltes des Kindes vor und nach den Besuchskontakten 
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HILFEPLAN - FORTSCHREIBUNG 
 
für das Kind/ den Jugendlichen 
 
______________________________ ________________________________ 
Familienname des Kindes/ Jugendlichen: Vorname: 
 
______________________________  ________________________________ 
Erstellung eines ersten Hilfeplanes (Datum) Erstellung des letzten Hilfeplanes (Datum)  
 
 
Situations- und Bedarfsanalyse 
 
  liegt den Beteiligten vor 
 liegt den Beteiligten nicht vor 
 aufgrund eines Berichtes zur Entwicklungsdarstellung 
 aufgrund von Besuchen  
 aufgrund von Gesprächen im Jugendamt 
 
 
Auswertung bisheriger Ziele, Absprachen und Leistungen 
 
Wie empfanden die Beteiligten die Umsetzung der bisherigen Ziele, Leistungen und Ab-
sprachen?  
 
_______________________________ ________________________________________ 
Hauptziel aus dem Hilfeplan     Leistung und Absprache zum Hauptziel  
 
 
Beteiligte Was war positiv? Was war negativ? 

Kind  
 
 
 

 

Pflegeeltern  
 
 
 

 

Herkunftseltern  
 
 
 

 

Jugendamt  
 
 
 

 

Vormund  
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_______________________________ ________________________________________ 
Hauptziel aus dem Hilfeplan     Leistung und Absprache zum Hauptziel  
 
 
Beteiligte Was war positiv? Was war negativ? 

Kind  
 
 
 

 

Pflegeeltern  
 
 
 

 

Herkunftseltern  
 
 
 

 

Jugendamt  
 
 
 

 

Vormund  
 
 
 

 

 
 
_______________________________ ________________________________________ 
Hauptziel aus dem Hilfeplan     Leistung und Absprache zum Hauptziel  
 
 
Beteiligte Was war positiv? Was war negativ? 

Kind  
 
 
 

 

Pflegeeltern  
 
 
 

 

Herkunftseltern  
 
 
 

 

Jugendamt  
 
 
 

 

Vormund  
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Veränderte und neue Ziele, Absprachen und Leistungen im Pflegeverhältnis 
 
 
Welche bisherigen Ziele sollen weiterhin verfolgt werden? 
                     Priorität 
 
1.  _______________________________________________________________ 
  
 
 
2.  _______________________________________________________________ 
 
 
3. _______________________________________________________________ 
 
 
4. _______________________________________________________________ 
 
 
5. _______________________________________________________________ 
 
 
 
Welche neuen und veränderten Ziele ergeben sich aus der aktuellen Situations- und Be-
darfsanalyse? 
                     Priorität 
 
1.  _______________________________________________________________ 
  
 
 
2.  _______________________________________________________________ 
 
 
3. _______________________________________________________________ 
 
 
4. _______________________________________________________________ 
 
 
5. _______________________________________________________________ 
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Wie können diese Hauptziele von den Beteiligten umgesetzt werden? 
 
______________________________________________________ ________________ 
Hauptziel          Aus dem Bereich1 
 
 
Welche Schritte (Leistungen und Absprachen) sind notwendig, um dieses Hauptziel zu errei-
chen? 
 
 
___________________________________________________________________________ 
Leistung/ Absprache für das Pflegekind                   
 
______________________________________________________ ________________ 

Zeitlicher Rahmen 
 
 
___________________________________________________________________________ 
Leistung/ Absprache für die Herkunftseltern                   
 
______________________________________________________ ________________ 

Zeitlicher Rahmen 
 
 
___________________________________________________________________________ 
Leistung/ Absprache für den Allgemeinen Sozialen Dienst                   
 
______________________________________________________ ________________ 

Zeitlicher Rahmen 
 
 
___________________________________________________________________________ 
Leistung/ Absprache für den Vormund/ Pfleger                   
 
______________________________________________________ ________________ 

Zeitlicher Rahmen 
 
 
___________________________________________________________________________ 
Leistung/ Absprache für die Pflegeeltern                   
 
______________________________________________________ ________________ 

Zeitlicher Rahmen 
 
 
___________________________________________________________________________ 
Leistung/ Absprache für den Pflegekinderdienst                   
 
______________________________________________________ ________________ 

Zeitlicher Rahmen 
 
 
 
 
 

 
1 Vgl. Situations- und Bedarfsanalyse oder Hilfsblatt 
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Folgen und Konsequenzen des Pflegeverhältnisses 
 
Welche Folgen können sich aus dem Pflegeverhältnis für das Beziehungserleben des 
Kindes ergeben? (Perspektive des Kindes) 
 
 
___________________________________________________________________________ 
 
 
___________________________________________________________________________ 
 
 
___________________________________________________________________________ 
 
 
 
Mit welchen Konsequenzen müssen die Beteiligten bei Nicht-Einhaltung von Abspra-
chen und Leistungen rechnen? 
 
 
___________________________________________________________________________ 
 
 
___________________________________________________________________________ 
 
 
___________________________________________________________________________ 
 
 
 
Termin Hilfeplan-Fortschreibung 
 
Wann soll der Hilfeplan überprüft und fortgeschrieben werden?    ________________ 
 
 
 
Unterschriften 
 
 
____________________________  ___________________________ 
Ort, Datum     Unterschrift des Pflegekindes  
 
____________________________  ___________________________ 
Ort, Datum     Unterschrift der Herkunftseltern  
 
____________________________  ___________________________ 
Ort, Datum     Unterschrift der Pflegeeltern   
 
____________________________  ___________________________ 
Ort, Datum     Unterschrift des Vormundes  
 
____________________________  ___________________________ 
Ort, Datum     Unterschrift des Allgemeinen Sozialen Dienstes 
 
____________________________  ___________________________ 
Ort, Datum     Unterschrift des Pflegekinderdienstes  
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III.1. GRUNDSÄTZLICHES ZUM AUSWAHLVERFAHREN 
 
Der Pflegekinderdienst des Jugendamtes hat die Aufgabe, mit einem ordentli-
chen Auswahlverfahren die allgemeine Eignung bei den Personen festzustel-
len, die sich als Pflegeeltern bewerben. Dabei ist es problematisch, Eignung 
generell festzustellen. Neben objektiven Gegebenheiten wie räumlichen, fi-
nanziellen und persönlichen Verhältnissen von BewerberInnen spielen auch 
Fähigkeiten eine Rolle, die begrenzt beobachtbar und objektivierbar sind. Da-
zu gehören zum Beispiel Merkmale wie Motivation, Einfühlungsvermögen, 
Belastbarkeit, Stabilität der Partnerschaft oder erziehungsleitende Vorstellun-
gen und Grundhaltungen sowie Reflektionsfähigkeit und Ehrlichkeit. 
 
Gleichfalls können auch persönliche Erfahrungen der Fachkräfte die Beurtei-
lung der Bewerbung von Pflegeeltern in erheblichem Maße beeinflussen. 
Ebenso können deren bisherige Erfahrungen mit leiblichen und Pflegeeltern 
sowie unbewusste und nicht verarbeitete Konflikte mit der eigenen Familie 
eine Rolle spielen. Einen nicht zu unterschätzenden Einfluss haben auch mehr 
oder weniger bewusste, vom Zeitgeist geprägte Vorstellungen.  
 
Daneben spielen auch andere Faktoren eine Rolle, wie z. B. unterschiedliche 
Ausbildungen der Fachkräfte oder gegenwärtige Arbeitsbelastungen oder der 
Zwang zur Unterbringung  gefährdeter Kinder.  
 
Das Auswahlverfahren von Pflegeeltern wird als Prozess verschiedener aufei-
nander aufbauender und ineinander greifender sozialpädagogischer Aufgaben 
verstanden.  
 
Ein Ziel ist es, Pflegeeltern zu gewinnen, die aufgrund fachlicher und persön-
licher Voraussetzungen bereit sind, im Rahmen der Vollzeitpflege nach § 33 
KJHG ein Kind in den eigenen Haushalt aufzunehmen, zu begleiten, zu för-
dern und im Rahmen des Pflegeverhältnisses mit allen Beteiligten zu koope-
rieren. 
 
Ein weiteres Ziel ist die sich zur Verfügung stellenden Pflegefamilien mit 
ihren strukturellen, persönlichen Ressourcen und Möglichkeiten, aber auch 
mit ihren Grenzen und Einschränkungen in einen Pflegeelternpool aufzuneh-
men. Dazu bedarf es der schriftlichen Darstellung von Eignungskriterien.  
 
Es wird empfohlen das Auswahlverfahren in einem Zeitraum zwischen 3 und 
6 Monaten zum Abschluss zu bringen. In diesem Zeitraum haben die bewer-
benden Eltern ausreichend Zeit zur persönlichen Reflektion von Informatio-
nen aus dem Pflegekinderwesen. 
 
 
 
III.2. ERWARTUNGEN VON PFLEGEELTERNBEWERBERINNEN  
 
PflegeelternbewerberInnen haben sich aus den unterschiedlichsten Gründen 
für eine Pflegeelternschaft entschieden. Sie sehen sich einem behördlichen 
Verfahren, der Prüfung ihrer Eignung, gegenüber. Die Pflegeelternbewerbe-
rInnen haben in der Regel verschiedene Erwartungen an ein solches Verfahren 
und an den Prozess der Aufnahme eines Kindes in die Familie. Sie befassen 

Feststellung der  
allgemeinen Eig-
nung einer Pflege-

 
 

Einfluss persönli-
cher Erfahrungen 
der Beteiligten 
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Fachliche Kompe-
tenzen 
 

Ziel: Gewinnung 
von Pflegeeltern 
 

Zeitaufwand 
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über mögliche Pfle-
gestellen 
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sich u. a. mit folgenden Fragen, die bei der Durchführung des Verfahrens be-
rücksichtigt werden müssen:  
 
• Bekommen wir ein zu uns passendes Kind? 
• Ist dies ein Weg, ein „mehr“ an Familie zu bekommen? 
• Haben wir ausreichende Ressourcen zur Betreuung eines Pflegekindes? 
• Wie werden wir begleitet? 
• Was müssen wir alles offen legen? 
• Wie wird es den eigenen Kindern ergehen? 
• Wo kann ich Hilfe erwarten? 
• Wie werden Freunde, Nachbarn und Bekannte reagieren? 
• Wie wird das Kind aussehen? 
• Wie lange werde ich warten müssen? 
• Wie werden wir uns anstellen? 
• Wird unsere Leistung honoriert? 

 
 
 
III.3. RAHMENBEDINGUNGEN IM AUSWAHLVERFAHREN 
 
 
III.3.1. Aufgaben eines Auswahlverfahrens 
 
Die Pflegefamilie muss gut auf ihre Aufgaben vorbereitet werde. Sie muss 
ausreichend Zeit zur Aufnahme des grundlegenden Wissens aus dem Pflege-
kinderwesen und zur Reflektion der individuellen Befindlichkeiten haben. Es 
darf nicht sein, dass Pflegekinder vorschnell, quasi aus der Not heraus, in „ir-
gendeine“ Pflegefamilie vermittelt werden. Für eine adäquate Vermittlung 
bedarf es  ausführlicher, teilweise auch intimer Informationen über die Pflege-
familie und ihre Mitglieder. 
 
Pflegeeltern sind als Partner des Jugendamtes zu betrachten. Sie übernehmen 
die wichtige Aufgabe der Erziehung von sozial und emotional benachteiligten, 
teilweise behinderten Kindern und Jugendlichen. Sie stellen ihren privaten 
Rahmen für eine öffentliche Aufgabe zur Verfügung und sind somit zur 
Transparenz des Erziehungsgeschehens verpflichtet. 
 
Der Jugendhilfeträger muss demgegenüber Rechnung tragen, in Form eines 
transparenten und einheitlichen Auswahlverfahrens, in dem die wichtigsten 
Belange und Grundinformationen zur Entstehung eines Pflegeverhältnisses 
den sich bewerbenden Eltern und Familien mitgeteilt werden. 
 
Für die Gewinnung und Auswahl von Pflegefamilien sind folgende Aufgaben 
wahrzunehmen: 
 
 Werbung von Pflegefamilien/Erstellen von Materialien 
 Erläuterung der Bewerbungsunterlagen 
 Ausbildung und Vorbereitung von Pflegefamilien 
 Hausbesuch zur Gewinnung eines persönlichen Eindrucks von der gesam-

ten Pflegefamilie 
 Eignungsprüfung und Entscheidung durch den Pflegekinderdienst 

Vorbereitung auf 
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Pflegeeltern als 
Partner des Jugend-
amtes 
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 Entscheidungsprozess der betreffenden Familie 
 
Bei der Ausbildung künftiger Pflegeeltern sollen Jugendamt, externe Referen-
ten und erfahrene Pflegeeltern zusammenwirken1. 
 
 
III.3.2. Entscheidungsstrukturen 
 
Das Auswahlverfahren wird in der Regel von den MitarbeiterInnen des Pfle-
gekinderdienstes, der Vermittlungsstelle, durchgeführt. 
 
Bei der Entscheidung für oder gegen Pflegeeltern ist es schwer, subjektive 
Eindrücke auszuschließen, da sich diese oft auf  gesammelte Erfahrungen 
stützen. Die fachliche Begründung für die Auswahl soll von den Mitarbeite-
rInnen des Pflegekinderdienstes gemeinsam formuliert werden. Die Vermitt-
lungsstelle schätzt die Eignung der Pflegeeltern in Form eines Sozialberich-
tes2 ein. Dieser wird von den Pflegeeltern zur Kenntnis genommen und unter-
schrieben.  
 
 
III.3.3. Kooperation 
 
Im Interesse einer gelingenden Vermittlung eines Pflegekindes sollten die 
Fachdienste des Jugendamtes und die Pflegeeltern kooperieren. 
 
Beim Auswahlverfahren sind der fachliche Austausch von MitarbeiterInnen 
des Pflegekinderdienstes und die Anwendung bestimmter sozialpädagogischer 
Methoden3 notwendig. Eine gemeinsame und einheitliche Vorgehensweise 
der PflegekinderdienstmitarbeiterInnen vermindert Fehleinschätzungen und 
hilft bei der Betrachtung der sich bewerbenden Familie. So kann es z. B. hilf-
reich sein, Hausbesuche mit zwei MitarbeiterInnen durchzuführen, um die 
Fülle an Eindrücken und Erfahrungen auswerten und in die Auswahl der Pfle-
gefamilie mit einbeziehen zu können4. 
 
Die Vorteile von Teamarbeit, wie beispielsweise das Einbringen eines breite-
ren Fachwissens, größere Detailgenauigkeit und Verringerung von Subjektivi-
tät, greifen im Auswahlverfahren vor allem dann, wenn Unsicherheiten bezüg-
lich der BewerberInnen und deren Familien bestehen, die kollegiale Beratung 
oder andere Formen der Teamberatung erforderlich machen.  
 
 
III.3.4. Bedeutung der Auswahlmöglichkeiten von Pflegefamilien 
 
Grundsätzlich dient eine große Auswahl vorbereiteter Pflegefamilien dem 
Kindeswohl, da diese mehr Alternativen für die Vermittlung bietet und so eher 
gewährleistet, dass Pflegefamilie und Pflegekind zueinander passen.  

 
1 Siehe Kap. VI.2. „Das Vorbereitungsseminar“ 
2 Siehe Kap. III.5.8. „Die Entscheidung - Sozialbericht“ und Kap. III.5.9. „BewerberInnen - 
Abschlussgespräch“ 
3 Siehe Kap. III.4.4. „Methoden zur Eruierung von Eignungskriterien“ 
4 in der Praxis kann dies jedoch durch die räumliche Zuordnung von MitarbeiterInnen u.a. 
organisatorischen Rahmenbedingungen kaum gewährleistet werden 
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Der Nachteil langer Wartezeiten kann zu Motivationsverlust bei vorbereiteten 
Pflegeeltern und deren leiblichen Kindern führen. So kann ein „Abspringen“ 
provoziert werden. Ausgebildete BewerberInnen sollten daher in bereits be-
stehende Pflegeelterngruppen integriert werden. Sie sollen an Fortbildungen 
und Veranstaltungen der Vereine teilnehmen und sich engagieren können (z. 
B. durch Übernahme von Patenschaften).  
 
BewerberInnen müssen durch offene Gespräche bereits im Voraus über die 
Vermittlungspraxis und die damit verbundenen Wartezeiten informiert wer-
den. Eine zielgerichtete Werbung und eine am Bedarf orientierte Vorbereitung 
kann zudem verhindern, dass zu lange Wartelisten entstehen. 
 
Eine kommunenübergreifende Kooperation bei der Vermittlung von Pflege-
kindern ist zu befürworten. Die Zentrale Adoptionsstelle in Sachsen-Anhalt ist 
für den überregionalen Ausgleich von Pflege- und Adoptivkindern zuständig. 
Schwer zu vermittelnder Pflegekinder werden durch die zentrale Adoptions-
stelle den einzelnen Pflegekinderdiensten vorgestellt.  
 
 
III.3.5. Werbung und Information von Interessenten für Pflegestellen5 
 
Werbung 
Als Werbemittel stehen Presse, Plakate, Faltblätter und Mundpropaganda zur 
Verfügung. Die Mundpropaganda hat sich als wirksamstes Werbemittel er-
wiesen. Zufriedene Pflegefamilien schaffen durch positives Feedback im Be-
kanntenkreis Interesse an der Aufnahme eines Pflegekindes. Deshalb ist es 
wichtig, Pflegefamilien gut zu begleiten und zu unterstützen. 
 
Information 
Informationsmaterial für PflegeelternbewerberInnen soll über Folgendes auf-
klären: 
 
 Was ist eine Pflegefamilie (Geschichte), grundsätzliche Veränderungen 

für das System Familie, Öffentlichkeit der Familie, Anforderungen an die 
Familie 

 Rechtliche Rahmenbedingungen 
 Grundinformationen zum Jugendhilferecht, zum Familienrecht, zur finan-

ziellen Absicherung und zu Versicherungen, Pflegeformen, Hilfeplan, Zu-
sammenarbeitspflichten, Pflicht zur Auskunftserteilung 

 Welche Veränderungen auf die Pflegefamilie zukommen kann. 
 Unterstützungs- und Begleitungsangebote 
 Beratungspflicht des Jugendamtes, Vereine, Literaturhinweise 
 
 

 
5 Siehe auch Kap. X „Öffentlichkeitsarbeit“ 
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III.3.6. Eignung zur Aufnahme weiterer Pflegekinder 
 
Vor der Vermittlung weiterer Pflegekinder in eine bestehende Pflegefamilie 
muss das Auswahlverfahren in einer speziellen Form erneut durchlaufen wer-
den. 
Dabei gilt es vor allem zu prüfen: 
 
 Wie ist die pädagogische Qualität des bisher durchgeführten Pflegschafts-

verhältnisses zu bewerten? 
 Wie groß sind die Ressourcen der Familienmitglieder für die Aufnahme 

eines weiteren Pflegekindes? Dabei sind alle Familienmitglieder zu be-
rücksichtigen.  

 Welche Veränderungen in der Familiendynamik ergeben sich mit der 
Aufnahme eines weiteren Pflegekindes? 

 
 
 
III.4. ANFORDERUNGEN AN PFLEGEELTERNBEWERBERINNEN  
 
III.4.1. Eignungskriterien und deren Anwendung 
 
Neben der Motivation von PflegeelternbewerberInnen spielen Eignungskrite-
rien eine wichtige Rolle für die Auswahl von Pflegeeltern. Die Festlegung von 
Eignungskriterien sichert zum einen fachlich-inhaltliche und zum anderen 
strukturelle Standards. Sie helfen, die Jugendhilfepraxis zu vereinheitlichen 
und tragen zu einer klareren Profilierung der Pflegefamilien bei.  
 
Mit unterschiedlichen Methoden haben die Fachkräfte im Pflegekinderdienst 
eine sorgfältige Prüfung der Eignung im Rahmen des Bewerberverfahrens 
vorzunehmen, um wesentliche Voraussetzungen für ein gelingendes Pflege-
verhältnis zu schaffen. Der Pflegekinderdienst erhält damit familienbezogene 
Aussagen, die im Vermittlungsprozess von Pflegekindern einen nicht zu un-
terschätzenden Wert besitzen, um die geeignete Pflegefamilie zu finden.  Eine 
individuelle Prüfung der PflegeelternbewerberInnen sichert darüber hinaus die 
Feststellung ihrer Ressourcen und bietet die Möglichkeit, unterschiedliche 
Pflegeformen zu erkennen und zu stärken.   
 
 
Umgang mit den Eignungskriterien 
 
Die im Folgenden vorgestellten möglichen Eignungskriterien stellen eine 
Auswahl der zu prüfenden Kriterien dar und erheben keinen Anspruch auf 
Vollständigkeit. Die Ausprägung der Kriterien bewegt sich zwischen den Po-
len „sehr deutlich wahrnehmbar“ bis hin zu „nicht feststellbar“. Die Gewich-
tung der unterschiedlichen Kriterien im Hinblick auf die generelle Eignung 
muss jedoch immer einzelfallbezogen erfolgen. Damit unterliegt auch die 
Reihenfolge der aufgeführten Kriterien keinerlei Wertung. Nicht zu vergessen 
ist, dass die Eruierung der meisten Kriterien im kommunikativen Prozess zwi-
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schen BewerberInnen und Fachkraft erfolgt, der ein wichtiges Element im 
Entscheidungsprozess darstellt6. 
 
 
III.4.2. Eignungskriterien 
 
 Motivation 
Die Motivation der PflegeelternbewerberInnen, ein fremdes Kind zur Pflege 
und Erziehung im eigenen familiären Haushalt aufnehmen zu wollen, spiegelt 
ihre Wünsche und Vorstellungen in Bezug auf das Pflegekind wider. 
 
Es gibt verschiedene Gründe, Pflegekinder aufnehmen zu wollen. Diese Moti-
vation stellt eine wichtige Voraussetzung für das Gelingen eines Pflegever-
hältnisses dar. Sie beeinflusst die Art des Umgangs mit dem Pflegekind, der 
Herkunftsfamilie und die Zusammenarbeit mit dem Jugendamt. Die Pflegefa-
milie muss sich über ihre Motivation im Klaren sein und den direkten Zu-
sammenhang mit der allgemeinen Eignung erkennen. Dazu ist es auf Seiten 
der BewerberInnen notwendig, sich im Vorfeld eines Pflegeverhältnisses 
selbstkritisch und ehrlich mit den eigenen Beweggründen auseinander zu set-
zen. 
 
Die Motivation der Pflegeeltern ist nicht auf einen einzelnen Faktor zu redu-
zieren. Sie ist vielmehr das Ergebnis einer mehr oder weniger bewussten Vor-
bereitung auf das Dasein als Pflegefamilie. Es spielen individuelle momentane 
und lebensgeschichtlich bedingte Befindlichkeiten und Emotionen ebenso 
eine Rolle wie Familienumstände, Familienstrukturen, familiäre Entwick-
lungsverläufe und anstehende Familienaufgaben. 
 
Für die MitarbeiterInnen der Vermittlungsstelle bedeutet dies, Situationen zu 
arrangieren, in denen BewerberInnen die Möglichkeit haben, ihre Motive oh-
ne Ängste und Vorurteile offen und ehrlich auszudrücken und diskutieren zu 
lassen. 
 
Es gibt nicht die eine passende Motivation, die es erlaubt, Pflegeperson zu 
sein. Wichtiger ist vielmehr, dass Pflegepersonen bereit und in der Lage sind, 
ihre Motive auszudrücken und besprechen zu lassen. Jede Motivation muss 
hinterfragt werden können. 
 
 
 Einstellung zur Elternschaft auf Zeit 
Im Rahmen gültiger Sorgerechtsvereinbarungen sind die Interessen des Kin-
des zu berücksichtigen.  Mit ist der Elternschaft auf Zeit ist ein positives Pfle-
geverhältnis gemeint, das den Kontakt des Pflegekindes zu seinen leiblichen 
Eltern und anderen Bezugspersonen zulassen kann und.  
 
Damit verbunden ist das Akzeptieren und Fördern der bestehenden Bindungen 
des Kindes. Elternkontakten ist von den Pflegeeltern der erforderliche Stel-
lenwert einzuräumen.  

 
6 In der Beschreibung der einzelnen Pflegeformen (Kap. I.3.) finden sich weitere, auf die 
Pflegeform bezogene Kriterien, insbesondere die Familienstruktur und Zeitressourcen der 
Pflegepersonen betreffend. 
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Rückführungs- und Trennungsaspekte müssen den Pflegeeltern bewusst sein. 
Es sollte eine grundsätzliche Bereitschaft vorhanden sein, eine Rückführung 
des Kindes mitzugestalten. Hierbei ist die Berücksichtigung einer gesicherten 
Perspektive des Kindes erforderlich und ein mögliches Gefährdungspotential  
zu vermeiden. 
 
 
 Religion und Kultur 
Pflegepersonen sind in der Lage, die Religion des Pflegekindes zu akzeptieren 
und dieser offen zu begegnen. Pflegepersonen setzen sich aktiv mit der Natio-
nalität/ Kultur des Pflegekindes und der Herkunftseltern auseinander.  
 
Soweit dies möglich ist und notwendig erscheint, sind Pflegepersonen aus 
einem ähnlichen Kulturkreis zu suchen. 
 
 
 Akzeptanz anderer Lebensformen 
Pflegeeltern sollten den Lebensformen der Herkunftseltern mit Toleranz und 
Akzeptanz entgegentreten können. 
 
 
 Erziehungsverhalten 
Das Erziehungsverhalten der Pflegepersonen muss von Einfühlungsvermögen 
in die individuelle Lebensgeschichte des Pflegekindes geprägt sein. Es muss 
die Bedürfnisse und den Entwicklungsstand des Kindes berücksichtigen und 
Veränderungen im Erziehungsalltag zulassen, um in geeigneter Weise auf das 
Pflegekind reagieren zu können.  
 
Das Erziehungsverhalten ist für alle Familienmitglieder transparent zu gestal-
ten. Die Eltern pflegen eine gewaltfreie Erziehung. 
 
Pflegepersonen und Pflegefamilien sind in der Lage durch Hobbys, Freizeit-
gestaltung und Arbeit den leiblichen und den Pflegekindern unterschiedliche 
Anregungen zu bieten, die die individuelle Persönlichkeit des Kindes fördern 
und stärken. 
 
 
 Erziehungserfahrungen 
Pflegeeltern und Erziehungspersonen sollten in der Regel erfahrene Eltern 
sein. Für ältere Pflegekinder sind vielfältige praktische Erfahrungen der Pfle-
gepersonen von Bedeutung. Es ist für alle Pflegepersonen wichtig, offen ge-
genüber neuen Erziehungserfahrungen zu sein. 
 
 
 Belastbarkeit und Konfliktfähigkeit 
Die Belastbarkeit und Konfliktfähigkeit von Pflegepersonen sollte gegeben 
sein. Es spielen Vorerfahrungen der BewerberInnen eine wesentliche Rolle 
und können beispielsweise mit den Fragen:  
 

• Welche Krisen im Erziehungsalltag habe ich erlebt?  
• Wie habe ich diese bewältigt?  
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• Wie gehe ich mit bestimmten Erziehungsproblemen um?  
umschrieben werden.  
 
Im Umgang mit Krisen und Konflikten haben Bewältigungsstrategien der ge-
samten Familie Bedeutung. In welchen Familiensituationen gab es welche 
Krisen? Wer hatte welche Anteile bei der Bewältigung? Wie stabil erwies sich 
die Familienkonstellation? 
 
Darüber hinaus erleben Menschen im Lebenszyklus Krisen, zum Beispiel  
durch schwere Krankheit der Eltern oder deren Tod oder durch die Trennung 
und Scheidung von LebenspartnerInnen, durch den Verlust von Kindern, 
durch Totgeburt oder eigene Kinderlosigkeit. Wie gehen die Pflegeelternbe-
werberInnen damit um? Welche Ressourcen konnten und können sie mobili-
sieren?  
 
Besondere Fragen im Bereich der Verwandtenpflege können z. B. sein: Wie 
gehe ich mit den „versagenden“ eigenen Kindern um? Sehe ich einen Rollen-
konflikt zwischen Mutter und Großmutter? 
 
 
 Gesundheit 
Gesundheitliche Probleme von Pflegepersonen dürfen die Pflege und Erzie-
hung von Pflegekindern nicht beeinträchtigen. (Akut lebensverkürzende oder 
lebensbedrohliche Krankheiten, Suchtkrankheiten) Gesundheitliche Schwie-
rigkeiten dürfen den Erziehungsalltag nicht maßgeblich beeinflussen und die 
Erziehungsbedingungen dauernd verschlechtern. Dem Jugendamt ist ein Ge-
sundheitsattest der betreuenden Pflegepersonen beizubringen. 
 
 
 Familienstruktur 
Für die Vermittlung und den Verlauf eines Pflegeverhältnisses ist es unab-
dingbar, Informationen über die momentane Familiensituation und Lebens-
planung bezüglich Partnerschaft und Berufstätigkeit offen zu legen. Unter 
anderem können folgende Fragen eine Rolle spielen: 
 
Partnerschaft: 
 
• Wie sieht die weitere Lebensplanung bezüglich der Partnerschaft aus? 

Wie tragfähig ist die Partnerschaft? 
• Inwieweit ist der/die Lebenspartner/in in den Erziehungsalltag einge-

bunden? Von wem geht die Motivation zur Pflege aus? In welcher Wei-
se akzeptieren beide Partner die Pflege? 

 
Familienstruktur7: 
 
• Anzahl und Geschlecht der vorhandenen, noch zu betreuenden eigenen 

Kinder 
• Welche Bedürfnisse haben diese? 
• Welche Koalitionen und Subsysteme gibt es in der Familie? 
• Welche Position ist dem zukünftigen Pflegekind zugedacht? 

 
7 Siehe auch Familienstruktur der Pflegeformen (Kap. I.3. ff) 
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• Gibt es andere Personen, die einer Pflege durch die BewerberInnen be-
dürfen (z. B. kranke Eltern, Großeltern)? 

• Welche anderen Personen aus dem familiären oder nachbarschaftlichen 
Umfeld sind in die Erziehung eingebunden? 

 
 
 Berufliche Einbindung 
Mit der beruflichen Einbindung eines oder beider Elternteile sind wesentliche 
Ressourcen der BewerberInnen gebunden. Es gilt zu überprüfen, inwieweit 
der bestehende Berufsalltag mit der Aufnahme eines Pflegekindes verbunden 
werden kann. Folgende Fragestellungen dienen der Einordnung: 
 
• Wie konkret ist das Arbeitsverhältnis gestaltet? 
• Ist es möglich, in bestimmten Situationen mehr Zeit für die Familie 

aufzuwenden? 
• Inwieweit bestehen bei beruflicher Verhinderung anderweitige Betreu-

ungsmöglichkeiten? 
• Gibt es regelmäßige Arbeitszeiten? 
• Können mit dem Arbeitgeber individuelle Absprachen getroffen wer-

den (z. B. bei häufiger Krankheit des Pflegekindes)? 
• Welche berufliche Entwicklung kann anstehen? Inwieweit wirkt sich 

diese verändernd auf die Familie aus? 
 
 
 Wohnraum 
Die Wohnverhältnisse der Pflegefamilie müssen: 
 
• eine kindgerechte (alters- und entwicklungsabhängige) Einrichtung 

vorweisen, 
• den Pflegekindern räumliche Rückzugs- und Gestaltungsmöglichkeiten 

sowie 
• alters- und entwicklungsentsprechende Beschäftigungsmöglichkeiten 

im sozialen Umfeld bieten. 
 
 
 Reflexionsmöglichkeit beider Elternteile 
Pflegepersonen sind grundsätzlich in der Lage und bereit, ihr eigenes Handeln 
in Bezug auf das Pflegeverhältnis zu reflektieren. Pflegepersonen beteiligen 
sich aktiv an Vorbereitungs- und Qualifizierungskursen. Sie sind in der Lage, 
nicht nur bei Problemen und Krisen Beratungs- und Unterstützungsangebote 
wahrzunehmen.  
 
Sie sind darüber hinaus bereit, auch das Handeln anderer beteiligter Familien-
angehöriger zu reflektieren, offen und ehrlich Familiensituationen zu be-
schreiben und ggf. Veränderungen anzustreben. 
 
Pflegepersonen sind in der Lage, eigene familiäre und persönliche Bedürfnisse 
und Ansprüche zu artikulieren. Sie sollten darüber hinaus fähig sein, ihre An-
sichten, aber auch ihre Grenzen in Bezug auf das Pflegeverhältnis gegenüber 
den Beteiligten durchzusetzen. 
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Die Familie muss sich mit der Frage auseinandersetzen, inwieweit die Erhal-
tung des Kindeswohls mit den Bedürfnissen und Gefühlen der eigenen Fami-
lie zu vereinbaren ist.  
 
 
 Bereitschaft zur Teilnahme an Fortbildungen 
Pflegepersonen zeigen die Bereitschaft zur Teilnahme an Qualifizierungs-
maßnahmen in Vorbereitung und Begleitung eines Pflegeverhältnisses. Sie 
nehmen aktiv an Vorbereitungskursen, Fortbildungsveranstaltungen und Fach-
tagungen teil. 
 
Für Verwandte von Pflegeeltern sind ggf. adäquate eigene Formen von Aus-
tausch und Fortbildung wichtig.  
 
 
 Mobilität 
Pflegeeltern bringen in Bezug auf die Mobilität entsprechende Flexibilität mit, 
um die verschiedensten Termine mit den Pflegekindern wahrnehmen zu kön-
nen (beispielsweise Fahrten zu bestimmten Arztterminen, Aufrechterhalten 
von Besuchskontakten). 
 
 
 Zusammenarbeit 
Pflegepersonen arbeiten aktiv mit den zuständigen Fachdiensten des Jugend-
amtes und anderen sozialen Diensten zusammen. Insbesondere ist ihre Mitar-
beit an der Gestaltung von Perspektiven für das Pflegekind im Rahmen des 
Hilfeplanverfahrens gefordert. Die Familie ist bereit und in der Lage, mit der 
Herkunftsfamilie zusammenzuarbeiten. 
 
 
 Soziales Umfeld und soziale Einbindung 
Die Pflegefamilie ist u. a. durch ihre soziale Einbindung in  und ihre Sichtwei-
sen auf das Familiensystem durch folgende Bereiche gekennzeichnet: 
 
• Die Pflegefamilie im Großfamilienverbund mit ausgesprochenen und 

unausgesprochenen Wünschen, Erwartungen, Befürchtungen und Ängs-
ten 

• Wie eigenständig und autonom kann die Kern(Pflege-)familie agieren? 
• Die Pflegefamilie ist in ihrem sozialen Umfeld akzeptiert und bringt 

sich vor Ort in das soziale Geschehen ein. 
• Welche Rückzugsmöglichkeiten haben die Pflegepersonen? Wer unter-

stützt sie bei der Regenerierung ihrer Kräfte? 
• Welches Verständnis wird den Pflegepersonen aus ihrem Umfeld und 

ihrer Familie entgegengebracht? 
 
 
 Altersunterschied 
Der Altersunterschied zwischen Pflegeperson und Pflegekind8 sollte dem na-
türlichen Eltern-Kind-Verhältnis gleichkommen. Voraussetzung ist jedoch die 

 
8 Bei verwandten Pflegepersonen, insbesondere bei Großeltern, ist von einer ausschließlichen 
Altersgrenze abzusehen. 
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Volljährigkeit und die Geschäftsfähigkeit der Pflegeperson. Alter und persön-
liche Reife der PflegeelternberwerberInnen entsprechen einer verantwortli-
chen Elternschaft. Pflegeeltern sollten in der Lage sein, die Kinder bis zur 
Volljährigkeit altersentsprechend betreuen zu können. 
Auch hier gilt, dass das Kindeswohl und schützenswerte Bindungen höchste 
Priorität besitzen.  
 
 
 Finanzielle Situation 
Die finanzielle Situation der zukünftigen Pflegepersonen sollte gesichert sein. 
Das heißt, dass die Pflegefamilie in der Lage sein muss, mit dem eigenen fi-
nanziellen Einkommen ihre Familie problemlos versorgen zu können und so-
mit ihren Lebensunterhalt gesichert bestreitet. Alle PflegeelternbewerberInnen 
müssen dem Kostenträger (Jugendamt) eine Verdienstbescheinigung vorlegen. 
 
 
 Meldebehördliches Führungszeugnis 
PflegeelternbewerberInnen haben dem zuständigen Jugendamt ein meldebe-
hördliches Führungszeugnis vorzulegen. Die in den vorgenannten Kriterien 
zur Eignung von Pflegeeltern bestehenden persönlichen Eigenschaften, wie 
z.B. Zuverlässigkeit, Ehrlichkeit, Vertrauen, Offenheit u.a. sind bei der Be-
trachtung des Führungszeugnisses zu beachten. Vorstrafen, die im Zusam-
menhang mit Delikten gegen das Kindeswohl (Körperverletzung, Misshand-
lung, Missbrauch etc.) stehen, schließen eine Pflegschaft aus. 
 
 
III.4.3. Ausschlusskriterien9 
 
Ausschlussgründe sind dann gegeben, wenn das Wohl des Kindes oder Ju-
gendlichen von einer Pflegeperson nicht gewährleistet werden kann oder be-
droht ist. Anders als bei den oben genannten Kriterien gibt es den Ausschluss-
kriterien keinen oder vorübergehend keinen Spielraum in der Wahrnehmbar-
keit.  
 
 
 Vorübergehende Ausschlusskriterien 
Vorrübergehende Ausschlussgründe sind solche, die zunächst gegen die Be-
werberInnen sprechen, allerdings veränderbar sind und deren Neugestaltung 
nachvollziehbar ist. Dazu gehören folgende: 
 
• Sehr belastende Arbeitssituationen, 
• familiäre Umstrukturierung (neuer Partner/ neue Partnerin, eigener 

Nachwuchs), 
• Verlust von eigenen wie auch fremden Kindern oder nahen Verwand-

ten, den die Beteiligten gerade verarbeiten (Verwandte können gemein-
sam trauern, was die Situation erleichtert), 

• momentane schwere Erkrankung eines Familienmitgliedes, 
• momentaner Paar- oder anderweitiger Familienkonflikt, 
• z.Zt. unzureichendes Einkommen, 

 
 

9 Vgl. Handbuch Vollzeitpflege des Bayrischen Landesjugendamtes, München 1999  
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 Dauernde Ausschlusskriterien 
Folgende Ausschlussgründe sind im Besonderen zu nennen: 
 
Die Erziehungsfähigkeit betreffend: 
• In der Vergangenheit bestanden längere und erhebliche Erziehungs-

schwierigkeiten, 
• eine gewaltfreie Erziehung ist nicht gewährleistet. 

 
Den Gesundheitszustand betreffend: 
• Akute lebensbedrohliche und/ oder nachweisbar lebensverkürzende Er-

krankungen eines Pflegeelternteils, 
• Suchtkrankheiten der Pflegeeltern, 
• Akute/ chronische psychiatrische Erkrankungen von Pflegeeltern, 
• ansteckende Krankheiten, die unter Umständen auf das Pflegekind 

übertragen werden können (TBC, Hepatitis B, HIV-Infektionen etc.). 
 
Wohnraum betreffend: 
• Kein ausreichender Wohn- und Lebensbereich bei der aufnehmenden 

Familie. 
 
Wirtschaftliche Situation betreffen: 
• Den Lebensunterhalt dauernd bedrohende Verschuldung. 

 
Persönliche Konfliktsituationen betreffend: 
• Widerstände eines Lebenspartners oder eines leiblichen Kindes gegen 

die Aufnahme eines Pflegekindes, 
• relevante Vorstrafen, die eine Gefährdung des Kindeswohls darstellen 

können, 
• Zugehörigkeit zu einer konfliktträchtigen weltanschaulichen Gruppie-

rung mit prognostizierter Kindeswohlgefährdung. 
 
Mangelnde Kooperationsbereitschaft betreffend: 
• Widerstände gegen die Zusammenarbeit mit der Vermittlungsstelle so-

wie gegen beratende Institutionen und Personen, 
• grundsätzliche Ablehnung einer Zusammenarbeit mit der Herkunftsfa-

milie. 
 
 
III.4.4. Methoden zur Eruierung der Eignung von Pflegeelternbewer-

berInnen 
 
Im Verlauf eines Auswahlverfahrens für Pflegeeltern steht die Eruierung von 
Eignungskriterien im Vordergrund. Es sollen die Ressourcen der BewerberIn-
nen herausgearbeitet werden, um die Vermittlung von Pflegekindern in diese 
Familie auf der Basis einer Familienanamnese zu erleichtern. Dieser Prozess 
nimmt einige Zeit in Anspruch und umfasst mehrere Beratungsgespräche, 
Hausbesuche, das Durcharbeiten und Besprechen eines Fragebogens für Pfle-
gelternbewerberInnen sowie die aktive Teilnahme an einem Vorbereitungs-
seminar.  
 

Dauernde Aus-
schlusskriterien 
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Eine gründliche Vorbereitung und Prüfung der PflegeelternbewerberInnen 
dient auch der Bewerberfamilie, denn sie erfährt Gelegenheit, sich selbst in 
ihren Einstellungen und familiären Bedingungen vor dem Hintergrund der 
Aufnahme eines Kindes zu hinterfragen. Sie machen Erfahrungen zu ihrer 
Belastbarkeit und Konfliktfähigkeit in Problemsituationen und ihren erzieheri-
schen Ressourcen. 
 
Die Eruierung von Eignungskriterien ist eine Leistung des zuständigen Pfle-
gekinderdienstes und sollte - wenn möglich - im Team reflektiert und hinter-
fragt werden. 
 
Außerdem stellt die Eruierung von Eignungskriterien hohe fachliche Anforde-
rungen an die MitarbeiterInnen des Pflegekinderdienstes im Hinblick auf ihre 
diagnostischen und beraterischen Fähigkeiten und Fertigkeiten.  
 
Demgegenüber müssen PflegeelternbewerberInnen, aber auch erfahrene Pfle-
geeltern bereit sein, diagnostische Methoden zur Überprüfung der Eignung 
mitzugestalten und durchführen zu lassen. 
 
Grundsätzlich sind alle Methoden der Beratung und Begleitung von Familien 
angebracht, die  
 
 eine Familie als Ganzes bzw. das Umfeld der Familie erfassen und  
 sich dabei auf die Beziehungsstrukturen sowie  
 auf die Art und Weise der Kommunikation der Familienmitglieder stüt-

zen. 
 
Die Eignung der BewerberInnen ist im Verlauf des Auswahlverfahrens durch 
unterschiedliche Methoden zu eruieren. Im Folgenden sollen nun, orientiert an 
Zielen, Inhalten, Aufwand und Gestaltungsmöglichkeiten, einige mögliche 
Methoden benannt werden. Die Darstellung bietet einen Einblick in die Me-
thoden. Anwendung und Gestaltung der Methoden sind in der entsprechenden 
Fachliteratur zu finden. 
 
 
Genogramm- und Soziogrammarbeit 
 
Mit einem Genogramm wird eine Familie systematisch dargestellt, ähnlich 
einem Familienstammbaum. Neben der Sammlung familienspezifischer Daten 
(Geburts- und Todesdaten, Beruf, Ortswechsel, Eheschließungen/ Scheidun-
gen) spielen die Eigenschaften und Charakteristika von erinnerten Personen 
sowie deren Beziehungen untereinander eine wesentliche Rolle im Gespräch.  
 
Durch die dargestellte Familiengeschichte und die erlebten Familienbeziehun-
gen entsteht ein zusammenhängendes Bild von dieser Familie. Es veranschau-
licht Ressourcen, aber auch Grenzen, Schicksale und Visionen, erfolgreiche 
Lebensgestaltungen und Schwierigkeiten, typische Konstellationen und be-
stimmte Familienmuster.  
 
Ein Soziogramm ermöglicht neben der Darstellung von Familienmitgliedern 
die Einbeziehung von anderen wichtigen Personen oder Sachinformationen. 

Hinterfragen der 
persönlichen Struk-
turen und Motivati-
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rungen 

Mitarbeit der Be-
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stellung von Familie 

Erkunden von wich-
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Familiengeschichte 
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ziehungen der Fami-
lie 
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Besonders intensiv werden im Soziogramm die Beziehungen der Personen 
untereinander betrachtet. 
 
Ziele Inhalt der Gespräche Aufwand 
• Genauer und klarer Einblick in das 

Familiensystem sowie in das sozi-
ale Umfeld, um somit eventuelle 
Rollenkonflikte, Verstrickungen 
bzw. Rollenzuschreibungen zu  
erkennen und damit umzugehen  

• Öffnung der eigenen Familie,  
Entwicklung von Transparenz 

• Erkennen von Bindungen und 
Verstrickungen 

• Aktivierung eigener Reflexionen 
• Herausarbeiten von Ressourcen 

und Grenzen der Familien 
• Vgl. auch Biografiearbeit 

• Beschreibung der momentanen Fami-
lie sowie der Ursprungsfamilie 

• Beteiligung des sozialen Umfelds 
• Erarbeitung von Familiengeschichte, 

Ritualen, Ähnlichkeiten, Übertragun-
gen 

• Darstellung von Familienaufgaben 

• Ausbildung der MitarbeiterInnen 
des Pflegekinderdienstes ist not-
wendig 

• Nach Vorbereitung und Einfüh-
rung ca. 2 h Beratungszeit 

• Beteiligung mehrerer Familien-
mitglieder 

Gestaltungsformen:  
• Grafische Darstellung der Familie 
• Das Genogramm und Soziogramm ist nie fertig, es kann jederzeit erweitert oder verändert werden 
• Beachten von möglichen Widerständen 
 
 
Beratungsgespräche10 
 
Ziele Inhalt der Gespräche Aufwand 
• Erkennen der Motivation  
• Gewinnung von Pflegeelternbewerbe-

rInnen 
• Überzeugen 
• Pflegeeltern als Partner gewinnen 

durch Anerkennung und Wertschät-
zung 

• Übersichtliche und umfangreiche 
Informationen über Anforderungen 

• Entwicklung eines Vertrauensver-
hältnisses 

• Erkennen der Einsetzbarkeit in Bezug 
auf eventuelle Pflegeformen 

• Allgemeiner Informationsaustausch 
• Informationen und Aufklärungen 
• Anforderungen als Pflegeeltern und 

die sich daraus ergebenden Anforde-
rungen und Aufträge an Pflegeeltern-
bewerberInnen als Dienstleister für 
das Jugendamt 

• Lebenssituation und Familiensystem 
• Leben in und mit der Familie 
• Pädagogische Erfahrungen 
• Motivationen 
• Mittragen von Verantwortung 
• Transparenz von Aufgaben 
• Grenzen als Pflegeeltern sowie Be-

lastbarkeit 
• Fähigkeit zur Selbstreflexion 
• Bereitschaft, Erfahrungen zu akzeptie-

ren, kindliche Bedürfnisse zu integrie-
ren 

• Fähigkeiten der Pflegeeltern, das Kind 
anzunehmen und zu lieben 

   

• mehrere Gespräche(einschließlich 
Hausbesuche) zu den genannten 
Schwerpunkten 

• Reflektion des Gespräches mit 
einer anderen MitarbeiterIn des 
Jugendamtes 

• 1- 2 Berater, je Beratungssetting 
 

Gestaltungsformen:  
• Durchführung eines allgemeinen Beratungsgespräches 
• Reizarmer und ruhiger Raum, Beratungszimmer  
• Keine Telefonate 
• Einzelgespräche und Familiengespräche auch bei Hausbesuchen 
• Gruppengespräche (Bewerber + erfahrene Pflegeeltern) 
 

 
10 Siehe auch Kap. III.5.2. „BewerberInnen – Erstgespräch in der Vermittlungsstelle“, Kap. 
III.5.7. „BewerberInnengespräch“ und Kap. III.5.9. „BewerberInnen - Abschlussgespräch“ 
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Für vertrauliche Gespräche im Jugendamt sind geeignete räumliche Voraus-
setzungen zu schaffen.  
Folgendes unterstützt die Gesprächsatmosphäre: 

• Möglichkeiten, während des Gesprächs ungestört zu sein, wie z. B.: 
Einzelzimmer, Besprechungszimmer, Rufumleitung. 

• Angenehme, familiengerechte Atmosphäre, wie z. B.: Spielmöglich-
keiten, angenehme Licht- und Farbgestaltung, Möbel, die dem Bera-
tungs- und Gesprächskontext förderlich sind. 

• Familiengerechte Infrastruktur, wie beispielsweise Parkplätze etc. 
 
 
Fragebogen für PflegeelternbewerberInnen11 
 
Mit einem Fragebogen für PflegeelternbewerberInnen sollen Rahmenbedin-
gungen in der Familie sowie Grundinformationen über die Personen und deren 
Motivation zur Aufnahme eines Pflegekindes erfragt werden.  
 
In den einzelnen Jugendämtern wird mit verschiedenen Fragebögen gearbei-
tet. Im Anhang dieses Kapitels sind Vorlagen für einen Basisfragebogen und 
einen erweiterten Fragebogen zu finden. 
 
Handelt es sich um ein Bewerberpaar, so wird darum gebeten, die Fragebögen 
jeweils getrennt auszufüllen, um beiden Personen, insbesondere in ihren Vor-
stellungen und Wünschen bezüglich einer Pflegschaft, gerecht werden zu 
können. Gleichzeitig soll mit Hilfe des Fragebogens eine Auseinandersetzung 
mit der evtl. bevorstehenden Aufnahme eines Kindes angeregt werden. 
 
Der Fragebogen hat in erster Linie den Charakter einer Anamnese und einer 
ersten Stellungnahme der PflegeelternbewerberInnen. Er ist eine Grundlage 
und Leitfaden für die Gespräche zwischen den BerwerberInnen und den Mit-
arbeiterInnen des Jugendamtes. 
 
 
Hausbesuche12 
 
Ziele Inhalt der Gespräche Aufwand 
• Ziel ist es, die BewerberInnen in 

ihrem Wohnumfeld kennen zu ler-
nen, um die spätere Anbahnung 
der Pflegeverhältnisse gestalten zu 
können 

• Kennenlernen aller Familienmit-
glieder 

• Vgl. auch Beratungsgespräche 

• Vertrauen schaffen 
• Eindruck gewinnen von den häusli-

chen Gegebenheiten, vom Wohnum-
feld, von der Familienatmosphäre 

• Fragen der BewerberInnen ausführlich 
und konkret beantworten 

• Vgl. auch Beratungsgespräche 
 

• ausreichend Zeit (2-3h) 

 
11 siehe Kapitel III.5.3 „BewerberInnenfragebogen – Basisfragebogen“ und III.5.5 „Erweiterter Fragebogen“  
12 Siehe auch Kap. III.5.6. „Hausbesuch“ 
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Gestaltungsformen:  
• Hausbesuche sollte in Absprache mit der Bewerberfamilie vorangemeldet erfolgen. 
• Es empfiehlt sich bei einem Hausbesuch, an dem alle Familienmitglieder anwesend sein sollen, mit zwei Mitarbeite-

rInnen den Besuch durchzuführen, um die Fülle von Eindrücken gemeinsam in den Prozess der Eignungsprüfung 
einfließen zu lassen. 

• MitarbeiterInnen des Jugendamtes müssen sich Zeit nehmen und Ruhe ausstrahlen, um einen ganzheitlichen Über-
blick zu erlangen. 

• Durchführung eines spontanen Hausbesuches (kurzfristige Anmeldung), um alltägliche Situationen zu erleben. Ziel 
des Besuches nicht aus den Augen verlieren 

 
 
Familienbrettarbeit 
 
Die Arbeit mit einem Familienbrett ist eine ergänzende Methode zur Darstel-
lung der Familienstruktur und der Beziehungen in der Familie. Bei dieser Me-
thode wird auf einem Brett mittels einfacher Figuren die momentan erlebte 
Familienbeziehung aufgestellt. Es werden dabei Nähe und Distanz einzelner 
Personen, Hierarchien, Familiendynamiken und Grenzen deutlich.  
 
Mit dem Familienbrett kann darüber hinaus die Veränderung aufgezeigt wer-
den, die auf die Familie zukommen kann, wenn ein Pflegekind und seine Her-
kunftseltern dazugestellt werden.  
 
Da die Methode aus der familientherapeutischen Praxis kommt, erfordert sie 
eine einschlägige Ausbildung der MitarbeiterInnen der Pflegekinderdienste, 
damit Irritationen, voreilige Schlüsse und Missbrauch der Methode ausge-
schlossen werden. 
 
Das Familienbrett eignet sich besonders dann, wenn Unsicherheiten bezüglich 
der Eignung von Pflegeeltern bestehen, um so Sicherheiten zu erlangen und 
Unterstützung bei der Entscheidungsfindung geben zu können. 
 
Ziele Inhalt der Gespräche Aufwand 
• Genauer und klarer Einblick in das 

Familiensystem, um somit eventu-
elle Rollenkonflikte, Verstrickun-
gen bzw. Rollenzuschreibungen zu  
erkennen und damit umzugehen  

• Öffnung der eigenen Familie,  
Entwicklung von Transparenz 

• Erkennen von Bindungen und 
Verstrickungen 

• Aktivierung eigener Reflexionen 
• Herausarbeiten von Ressourcen 

und Grenzen der Familien 
• Vgl. auch Biografiearbeit 

• Beschreibung der momentanen Familie 
sowie der Ursprungsfamilie 

• Beteiligung des sozialen Umfelds 
• Erarbeitung von Ritualen, Ähnlichkei-

ten, Übertragungen  
• Eine Herkunftsfamilie eines mögli-

chen Pflegekindes kann einbezogen 
werden  

• Überprüfen und Vergleichen von 
unterschiedlichen Sichtweisen aus der 
Familie 

• Initiierung von Veränderungsprozes-
sen 

• Ausbildung der MitarbeiterInnen  
des Pflegekinderdienstes ist not-
wendig 

• Nach Vorbereitung und Einfüh-
rung ca. 2 h Beratungszeit 

• Beteiligung mehrerer Familien-
mitglieder  

Gestaltungsformen:  
• Plastische, bildhafte Darstellung der Familie 
• Beachten von möglichen Widerständen 
 
 
Familienskulpturarbeit 
 
Die Familienskulpturarbeit ist ebenfalls eine plastische Methode zur Darstel-
lung von Beziehungen, Strukturen und Familienmustern. Sie ergänzt diagnos-

Ergänzende Metho-
de 

Aufzeigen von Ver-
änderungspoten-
tialen 

Voraussetzung ist 
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bildung 

Besondere Eignung 

Ergänzende Metho-
de 
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tische Arbeitsweisen des Pflegekinderdienstes und ist eine intensive Fallar-
beitsmethode. 
 
Wie die Familienbrettarbeit geht diese Methode weit über die sprachliche 
Darstellung von Familie hinaus. Mit ihr können unterschiedlichste Gefühle 
von Familienmitgliedern vermutet und erkannt werden. Es können Nähe und 
Distanz, Koalitionsbildungen und Hierarchien innerhalb eines Familiensys-
tems dargestellt werden.  
 
Die Familienskulptur kann mit der betreffenden Familie selbst erstellt werden 
oder durch andere Personen (z. B. in einer Teamberatung des Sozialen Diens-
tes eines Jugendamtes). 
 
Da die Methode aus der familientherapeutischen Praxis kommt, bedingt sie 
eine einschlägige Ausbildung der MitarbeiterInnen des Pflegekinderdienstes, 
um Irritationen, voreilige Schlüsse und Missbrauch der Methode auszuschlie-
ßen.  
 
Ziele Inhalt der Gespräche Aufwand 
• Genauer und klarer Einblick in das 

Familiensystem, um somit eventu-
elle Rollenkonflikte, Verstrickun-
gen bzw. Rollenzuschreibungen zu  
erkennen und damit umzugehen  

• Erkennen von Bindungen und 
Verstrickungen 

• Aktivierung eigener Reflexionen 
• Herausarbeiten von Ressourcen 

und Grenzen der Familien 
 

• Beschreibung der momentanen Fami-
lie sowie der Ursprungsfamilie  

• Erarbeitung von Ritualen, Ähnlichkei-
ten, Übertragungen 

• Eine Herkunftsfamilie eines mögli-
chen Pflegekindes kann einbezogen 
werden 

• Überprüfen und Vergleichen von un-
terschiedlichen Sichtweisen aus der 
Familie 

• Initiierung von Veränderungsprozes-
sen 

• Ausbildung der MitarbeiterInnen 
des Pflegekinderdienstes ist not-
wendig 

• Nach Vorbereitung und Einfüh-
rung ca. 2 h Beratungszeit 

• Beteiligung mehrerer Familien-
mitglieder  

Gestaltungsformen:  
• Plastische, bildhafte Darstellung der Familie 
• Beachten von möglichen Widerständen 
 
 
Vorbereitungsseminar13  
 
Unter dem Vorbereitungsseminar wird eine Seminarreihe im Rahmen des 
Auswahlverfahrens für Pflegeeltern verstanden, in der rechtliche und pädago-
gisch/psychologische Grundlagen aus den Bereichen des Pflegekinderwesens 
und der Entwicklung von Kindern vermittelt werden. Neben dieser Vermitt-
lung von Wissen steht der Erfahrungsaustausch von Pflegeelternbewerberin-
nen und -bewerbern im Mittelpunkt. Die Teilnehmenden haben die Möglich-
keit, ihre Einstellungen zu reflektieren.  
 
Ziele Aufwand 
• Den zukünftigen Pflegeeltern Unterstützung, Anregung und Hilfestellung in 

ihrem Entscheidungsprozess zu geben, ein Pflegekind in ihre Familie aufzu-
nehmen 

• Schulung allgemeiner Themen 
• Konkrete Erweiterung von Wissen und Kompetenzen 
• Breites Spektrum von Fragen und Lebenslagen der Pflegekinder aufgreifen 

• Mindestens 6 Veranstaltungen 
mit einer Dauer von jeweils 3 h 

• Beteiligung des Pflegekinder-
dienstes 

• Beteiligung erfahrener Pflegeel-
tern 

 
13 Siehe Kap. VI.2. „Qualifizierung und Fortbildung von Pflegeeltern“ 
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• Vermittlung rechtlicher sowie psychologischer/pädagogischer Grundlagen im 
Pflegekinderwesen  

• Thematisierung der zu erwartenden Veränderungen und Belastungen in einer 
künftigen Pflegefamilie  

• Bewusstmachung der eigenen Einstellungen, Rollen und Wünsche in Bezug auf 
die Pflegefamilie  

• Zeitlich eng beieinanderliegende 
Veranstaltungen 

Gestaltungsformen:  
• Möglichst einheitliches Konzept zur Vorbereitung von Pflegeeltern 
• Einbeziehung von erfahrenen Pflegeeltern 
• Auf die Situation der Teilnehmenden eingehen  
• Gute Erreichbarkeit durch Angebote in den einzelnen Landkreisen und kreisfreien Städten 
• 6 – 10 Pflegeelternpaare je Seminar 
 
 
 
 
III.5. DAS AUSWAHLVERFAHREN 
 
Eine Eignungsprüfung von BewerberInnen muss im Rahmen eines Beratungs-
prozesses verlaufen, um sowohl ihnen und ihren Familien als auch dem Ju-
gendamt eine Entscheidungsfindung zu ermöglichen. Eine wesentliche Rolle 
spielt dabei der Kontakt zwischen BewerberInnen und Fachkraft, denn der 
Ausgangspunkt ist häufig von unterschiedlichen Interessen geleitet.  
 
Die Atmosphäre der Beratung sollte dazu beitragen, ein Vertrauensverhältnis 
aufzubauen. Dabei muss beiden Seiten bewusst sein, dass sich bewerbende 
Eltern und Familien mit der Übernahme einer Pflegschaft zu Partnern des Ju-
gendamtes werden. Ein kooperativer und transparenter Beratungsprozess und 
eine möglichst gemeinsame Entscheidungsfindung legen den Grundstein für 
die weitere positive Zusammenarbeit.  
 
Im gesamten Verfahren muss für die BewerberInnen nachvollziehbar sein, 
warum ihr Angebot zur Aufnahme eines Pflegekindes bezüglich „Qualität“ 
und „Seriosität“ ausführlich geprüft werden muss.  
 
In den folgenden Kapiteln werden neun Schritte für einen einheitlichen Ver-
fahrensweg zur Prüfung der allgemeinen Eignung als Pflegeeltern vorgestellt. 
In der Praxis lässt sich nicht immer die Reihenfolge einhalten. Z.B. dann, 
wenn im Zuständigkeitsbereich nur ein Vorbereitungsseminar im Jahr angebo-
ten wird, PflegeelternberwerberInnen aber das gesamte Jahr über im Jugend-
amt vorstellig werden.  
 
Die konkrete Ausgestaltung des Ablaufes der Prüfung der allgemeinen Eig-
nung obliegt den jeweiligen MitarbeiterInnen der Pflegekinderdienste. 
 
 
III.5.1. Informationsrunden für BürgerInnen 
 
In diesen regelmäßig stattfindenden Informationsveranstaltungen können sich 
an einer Pflegschaft oder Adoption interessierte Bürgerinnen und Bürger 
Grundinformationen über das Pflegekinder- und Adoptionswesen verschaffen.  
 

Entscheidungsfin-
dungsprozess  

Atmosphäre des 
Prozesses 

Nachvollziehbarkeit 
des Auswahlverfah-
rens 

Öffentliche Informa-
tionsveran-
staltungen 

Kommunale Selbst-
verwaltung 



 DIE AUSWAHL GEEIGNETER PFLEGEPERSONEN      
 

87   HANDBUCH FÜR DAS PFLEGEKINDERWESEN IN SACHSEN-ANHALT 

Die Termine für die Veranstaltungen werden öffentlich bekannt gegeben. Die 
Anwesenden werden nicht namentlich erfasst. Abschließend wird auf zustän-
dige Kontaktpersonen im Jugendamt und ortsansässige Pflege- und Adoptiv-
elternvereine hingewiesen, damit dort im Einzelgespräch weitere Fragen be-
antwortet werden können. 
 
 
III.5.2. BewerberInnen – Erstgespräch in der Vermittlungsstelle 
 
Beim individuell vereinbarten Erstgespräch im Jugendamt sollten beide El-
ternteile anwesend sein und mit ihren Fragen und Anliegen ihren Platz im 
Gespräch erhalten. Deutlich muss werden, dass beide Elternteile an der Ent-
scheidung für ein Pflegschaftsverhältnis beteiligt werden, denn von den Ver-
änderungen in der Familiendynamik werden im Folgenden auch alle Famili-
enmitglieder betroffen sein. Der Termin muss so gewählt werden, dass auch 
der/die berufstätige Partner/in an dem Gespräch teilnehmen kann. 
 
In diesem Gespräch sollen grundlegende Fragen eines Pflegschaftsverhältnis-
ses erörtert werden. Hinweise auf einschlägige Literatur zum Bereich Pflege-
kinderwesen sollten genannt werden.  
 
Es muss transparent werden, dass mit dem sich anschließenden Verfahren ein 
Ziel verfolgt wird: 
 
• Die BewerberInnen sollen einen Entscheidungsfindungsprozess durch-

laufen, der es ihnen ermöglicht, sich ausreichend mit dem Status ein 
Pflegekind aufnehmen zu wollen, auseinander zu setzen und die Folgen 
für die eigene Familie zu bedenken. 

 
Mit der Bewerbung für ein Pflegschaftsverhältnis müssen sich die Bewerbe-
rInnen einem vom Jugendamt durchgeführten Prüfverfahren unterziehen, das 
dem Jugendamt ermöglicht, die Eignung für die Versorgung und Erziehung 
von einem oder mehreren Pflegekindern festzustellen. 
 
Im gesamten Verfahren muss den BewerberInnen deutlich sein, dass es zu-
nächst ausschließlich um die Feststellung der allgemeinen Eignung als Pfle-
gepersonen geht, nicht aber um die Unterbringung bestimmter Pflegekinder in 
bestimmte Pflegeformen.  
 
 
III.5.3. Bewerberfragebogen für künftige Pflegeeltern - Basisfragebo-

gen 
 
Besteht bei den BewerberInnen nach dem Erstgespräch weiterhin grundsätzli-
ches Interesse an einer Pflegschaft, so erhalten sie einen Basisfragebogen14, 
den sie zu Hause ausfüllen sollen. 
 
Mit dem Basisfragebogen sollen Rahmenbedingungen in der Familie, Grund-
informationen über die Personen und deren Motivation zur Aufnahme eines 
Pflegekindes erfragt werden.  

 
14 Siehe Anhang A.III.1. „Basisfragebogen“ 
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Handelt es sich um ein Bewerberpaar, so wird darum gebeten, die Fragebögen 
getrennt auszufüllen, um beiden Personen, insbesondere in ihren Vorstellun-
gen und Wünschen bezüglich einer Pflegschaft, gerecht werden zu können.  
 
Gleichzeitig soll mit Hilfe des Fragebogens eine Auseinandersetzung mit der 
evtl. bevorstehenden Aufnahme eines Kindes angeregt werden. 
 
Darüber hinaus werden die BewerberInnen aufgefordert, folgende Formalien 
dem Jugendamt beizubringen: 
 
• Meldebehördliches Führungszeugnis 
• Lebenslaufbeschreibung (vorgegebene Kriterien des Jugendamtes) 
• Gesundheitsattest 

 
 
III.5.4. Vorbereitungsseminar 
 
Schon im Erstgespräch muss den BewerberInnen erläutert werden, dass ein 
Pflegschaftsverhältnis einer Vorbereitung bedarf. Für die Prüfung der allge-
meinen Eignung ist es verpflichtend, an den vom Jugendamt organisierten 
Vorbereitungsseminaren teilzunehmen, um sich auf die zukünftigen Aufgaben 
und Veränderungen bestmöglich vorbereiten zu können. An den Vorberei-
tungsseminaren sind beide Partner zur Teilnahme verpflichtet. 
 
Beide Seiten, d. h. BewerberInnen und Jugendamt, benötigen Informationen 
und müssen Informationen geben. Die Fachkraft muss alles Notwendige im 
Gespräch oder mittels der Fragebögen über die BewerberInnen erfahren. Die-
se müssen wiederum über die Realität von Pflegeverhältnissen informiert 
werden.   
 
Da das jeweilige Jugendamt für die Prüfung der allgemeinen Eignung als 
PflegeelternbewerberIn zuständig ist, obliegt ihm auch die Organisation von 
Vorbereitungsseminaren. Es kann bei der inhaltlichen Gestaltung der Semina-
re  mit unterschiedlichen Partnern zusammenarbeiten. Dafür bietet sich die 
Kooperation mit Verbänden, Pflegeelternvereinen, Beratungsstellen oder der 
Pflegeelternschule Sachsen-Anhalt an.  
 
Es ist darauf zu achten, dass den BewerberInnen ermöglicht wird, alle sie be-
treffenden Fragen stellen zu können, ohne ihnen das Gefühl zu vermitteln, um 
ihre Eignung fürchten zu müssen. Dazu ist es gegebenenfalls notwendig, einen 
Teil der Veranstaltungsreihe ohne die MitarbeiterInnen des Pflegekinderdiens-
tes durchzuführen. Ansonsten ist deren Teilnahme jedoch ausdrücklich er-
wünscht.  
 
Die Themen der Veranstaltungen sollten vom Jugendamt ausgewählt werden 
und eine umfangreiche Auseinandersetzung mit einem Pflegschaftsverhältnis 
hervorrufen. Die Seminarreihe sollte mindestens vier bis sechs Veranstaltun-
gen umfassen. 15 
 

 
15 Siehe auch Kap. VI.2. „Vorbereitungsseminar“ 
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III.5.5. Fragebogen zur Aufnahme eines Pflegekindes - Erweiterter 

Fragebogen  
 
Nach Abschluss der Seminarreihe erhalten alle BewerberInnen einen weiteren 
Fragebogen16, der sich insbesondere mit inhaltlichen Vorstellungen und Er-
wartungen an eine angestrebte Pflegschaft beschäftigt. Mit diesem Fragebo-
gen sollen eine vertiefte Reflexion bei den sich bewerbenden Eltern angeregt 
und gleichzeitig die Kriterien des Jugendamtes überprüft und beantwortet 
werden. 
 
Auch hier erhalten Paare zwei getrennt auszufüllende Fragebögen. 
 
 
III.5.6. Hausbesuch 
 
Während des Auswahlverfahrens sollte mindestens ein Hausbesuch bei den 
sich bewerbenden Eltern und Familien durch den Pflegekinderdienst stattfin-
den. Die Vielzahl von Eindrücken bedarf eines Reflexionsprozesses bei der 
MitarbeiterIn des Pflegekinderdienstes, um diese objektiver in den Prozess der 
Eignungsprüfung einfließen zu lassen. 
 
Alle Mitglieder der Familie sollten beim Besuch anwesend sein. Dabei sollte 
ermöglicht werden, dass nach einem gemeinsamen Gespräch mit allen Fami-
lienangehörigen jeweils Einzelgespräche mit den Kindern der Familie in ver-
trauter Umgebung durchgeführt werden können.  
 
Als Grundlage und Leitfaden des Gespräches sollte der erweiterte Fragebogen 
für PflegeelternbewerberInnen sein. 
 
 
III.5.7. BewerberInnengespräch 
 
Nach Rückgabe beider Fragebögen an das Jugendamt wird ein erneuter Ge-
sprächstermin mit allen Familienangehörigen vereinbart. In diesem Gespräch 
sollte die sich bewerbende Familie nach einer intensiven Auseinandersetzung 
für sich entschieden haben, ob sie sich um ein oder mehrere Pflegekinder be-
werben möchte.  
 
Grundlage und Leitfaden des Gespräches sollten die von den Pflegeelternbe-
werberInnen ausgefüllten Fragebögen sein. 
 
Die Selbsteinschätzungen der BewerberInnen sowie die Einschätzung durch 
die Fachkräfte müssen ausgetauscht werden. Darüber hinaus können die Be-
werberInnen in diesem Gespräch entscheiden, welche Pflegeform für sie vor-
stellbar und umsetzbar erscheint17. 
 
 

 
16 Siehe Anhang A.III.2. „Erweiterter Fragebogen“ 
17 Vergleiche Kap. I.3. „Beschreibung der Formen von Pflegeverhältnissen“ 
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III.5.8. Die Entscheidung - Sozialbericht 
 
Es wird empfohlen, dass an der Entscheidung neben den begleitenden Mitar-
beiterInnen des Pflegekinderdienstes in einem Teamgespräch und bei beson-
deren Fragestellungen andere Fachdienste beratend mitwirken. Die endgültige 
Entscheidung über die Eignung obliegt den Fachkräften der Pflegekinder-
dienste. Sie formulieren einen entsprechenden Sozialbericht.  
 
In einem Sozialbericht über die Eignung der PflegelternbewerberInnen wird 
durch den Pflegekinderdienst festgestellt, in wie weit die BewerberInnen für 
ein Pflegschaftsverhältnis geeignet erscheinen. Der Sozialbericht ist den Be-
werberInnen im Abschlussgespräch zur Kenntnis zu geben und schriftlich 
bestätigen zu lassen. 
 
Der erstellte Sozialbericht muss die erfüllten und nichterfüllten Prüfkriterien 
für die BewerberInnen nachvollziehbar darlegen.    
 
Eine mögliche Ablehnung der allgemeinen Eignung von Pflegeelternbewerbe-
rInnen ist diesen im Abschlussgespräch sowie durch einen schriftlichen Be-
scheid mitzuteilen  
 
 
III.5.9. BewerberInnen - Abschlussgespräch 
 
Im Abschlussgespräch ist mit der gesamten Familie ihre allgemeine Eignung 
anhand der vom Jugendamt festgeschriebenen Prüfkriterien mit Hilfe des So-
zialberichtes zu erläutern. 
 
An dieser Stelle kann die Eignung für eine oder mehrere Pflegschaftsformen 
ausgesprochen werden. Ebenso kann der geeignet erscheinende  Personenkreis 
von Pflegekindern eingegrenzt werden. 
 
Mit der festgestellten allgemeinen Eignung wird den sich bewerbenden Eltern 
eine Bescheinigung vom Jugendamt ausgestellt. Die sich bewerbende Familie 
bzw. die BewerberInnen können nun künftig in das Vermittlungsverfahren 
von Pflegekindern einbezogen werden. 
 
Für die nun bevorstehende Aufnahme eines Pflegekindes müssen weitere Ver-
fahrensschritte verbindlich verabredet werden. Sollte es zu längeren Wartezei-
ten bei der Anbahnung eines Pflegeverhältnisses kommen, sollten die Bewer-
berInnen die Möglichkeit erhalten, sich weiterhin in Form von Seminaren, in 
Vereinen oder durch andere Veranstaltungen auf ihre Pflegeelternschaft vor-
bereiten zu können. 
 
Wird es sich um eine Bereitschaftspflege handeln, so müssen die BewerberIn-
nen nun in der Ausstattung der entsprechenden Pflegeplätze unterstützt wer-
den. Hier sollte eine Erstausstattung zur Unterbringung von Pflegekindern 
verabredet werden. 
 
Wenn die Fachkräfte nach dem Prüfverfahren zu dem Ergebnis kommen, dass 
diese BewerberInnen mit der Aufnahme eines Pflegekindes überfordert wären, 
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muss ihnen verdeutlicht werden, in wie weit es sich um eine generelle Nicht-
eignung oder um eine vorübergehende Nichteignung handelt. 
 
Wird vom Jugendamt eingeschätzt, dass die Nichteignung nur vorübergehend 
besteht, so muss offengelegt werden, welche Kriterien einer Veränderung be-
dürfen, bevor dem Neuantrag einer Pflegschaft zugestimmt werden kann. 
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III.6. ANHANG 
 
A.III.1. Basisfragebogen 
 

A.III.2. Erweiterter Fragebogen 
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FRAGEBOGEN FÜR KÜNFTIGE PFLEGEELTERN 

BASISFRAGEBOGEN 
 
 
Personalien 
 
 
______________________________ ________________________________ 
Familienname: Vorname: 
 
______________________________ ___________ ___________________ 
Geburtname: Geburtsdatum:   Geburtsort: 
 
______________________________  ________________________________ 
Staatsangehörigkeit:  Konfession:  
 
________________________________________________________________ 
Anschrift:  
 
______________________________ ________________________________ 
Telefon privat:  Telefon dienstlich:   
 
 
Schule/ Beruf 
 
 
______________________________ ________________________________ 
Schulabschluss: Erlernter Beruf:  
 
______________________________ ________________________________ 
Derzeit ausgeübter Beruf: Arbeitgeber: 
     
 ________________________________ 
 
 
 
Partnerschaft 
 
 
__________________________________________ 
Name der Partnerin/ des Partners 
 
______________________________ ________________________________ 
Seit wann besteht Ihre Partnerschaft:  Datum der Eheschließung:   
 
______________________________ ________________________________ 
Waren Sie schon einmal verheiratet? Grund der Trennung?  
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Angaben zu Kindern (leiblich/ adoptiert) 
 
Name, Vorname geboren am: Leiblich/ adoptiert  Wer hat das Sorgerecht?  jetziger Aufenthalt: 

        

        

        

        

 
Das Kind besucht folgende Schule (Schulart): 
 
________________________________________________________________   
 
________________________________________________________________ 
 
________________________________________________________________    
 
________________________________________________________________ 
 
 

 
Angaben zu weiteren Personen (Eltern, Pflegekinder) 
 
Name, Vorname: geboren am:  Verwandtschaftsverhältnis/Bekanntschaft:  

        

        

        

 
Dauerhafte Erkrankungen eines Familienmitgliedes?   ja   nein 

 
_________________________________________________________________________________________ 
Welche? 
 
 
Angaben zur Wohnsituation 
 
____________________________________________________________ 
Wohnlage (z.B. Innenstadt, Randlage)  
 
____________________________________________________________ 
Wohnverhältnis: (z.B. Mietwohnung, Haus)  
 
_____________________ __________________________ _____________________ 
Größe der Wohnung:  Anzahl der Räume:    Höhe der Miete: 
  
Haustiere:   nein   ja, welche ___________________________________________________ 
 
Haben Sie einen Garten?  nein   ja  
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Angaben zu Freizeitinteressen 
 
___________________________________________________________________________ 
Haben Sie Hobbys, Freizeitinteressen? Welche?  
 
___________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
 
___________________________________________________________________________ 
Welche Hobbys, Freizeitinteressen verfolgt das im Huashalt lebende Kind? 
 
___________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
 
 
Angaben zu anderen Verpflichtungen und Tätigkeiten 
 
__________________________________________________________________________________________ 
Welche? 
 
__________________________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
 

 
Fragen zur Aufnahme eines Pflegekindes 
 
Die folgenden Fragen sollen Ihnen Anregungen geben, sich mit der Aufnahme eines Pflegekindes und der damit 
verbundenen Veränderungen in Ihrer Familie auseinander zu setzen. Der Fragebogen soll der Vorbereitung auf 
noch zu führende Gespräche dienen.  
 
 
Ich möchte ein Pflegekind aufnehmen, weil: _____________________________________________  
 
___________________________________________________________________________     
 
___________________________________________________________________________        
        
___________________________________________________________________________ 
     
___________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
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Was hat Sie zur Kontaktaufnahme mit dem Pflegekinderdienst veranlasst?  ______________________________ 
 
___________________________________________________________________________     
 
___________________________________________________________________________        
        
 
 
Haben Sie bereits früher einen Antrag zur Aufnahme eines Pflege- bzw. Adoptivkind gestellt?   nein  ja                 
 
___________________________________________________________________________ 
Wenn ja, bei welcher Vermittlungsstelle und wann? 
 
 
 
Folgende Unterlagen stelle ich zur Vervollständigung meiner Bewerbung zur Verfügung: 

  Einen Lebensbericht 

 Fotos  

 ärztliches Attest 

 Meldebehördliches Führungszeugnis 

 Verdienstbescheinigung 

 

 
Schlusserklärung 
 
 
Mir ist bekannt, dass es notwendig ist, wesentliche Veränderungen in meinen persönlichen, 
beruflichen oder finanziellen Belangen unaufgefordert mitzuteilen. 
 
Ich versichere die Vollständigkeit und Richtigkeit der von mir gemachten Angaben. 
 
 
 
 
____________________________      ________________________ 
Ort , Datum        Unterschrift 
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FRAGEBOGEN ZUR AUFNAHME EINES PFLEGEKINDES 

ERWEITERTER FRAGEBOGEN 
 
 
 
Sie überlegen, ein Pflegekind aufzunehmen. 
 
Damit werden spezielle Besonderheiten und evtl. Probleme auf Sie zukommen, z.B. Aspekte 
wie: „ein Pflegekind ist ein Kind auf Zeit“, Zusammenarbeit mit dem Jugendamt und den 
leiblichen Eltern, eine Rückkehroption für das Kind zu seiner Herkunftsfamilie.  
Dabei sind Rechte und Pflichten sowie finanzielle Leistungen von Pflegefamilien gesetzlich 
weitgehend geregelt. Mit verschiedenen Themenbereichen haben Sie sich bereits, im Rahmen 
der besuchten Seminare, auseinandersetzen können. 
Bedeutende Aspekte kommen mit dem großen Bereich der eigenen Wünsche und Vorstellun-
gen an ein bevorstehendes Pflegeverhältnis hinzu. 
 
 
Bitte füllen Sie die folgenden Fragen in Ruhe und getrennt von Ihrem Partner aus. Sie können 
durchaus unterschiedliche Ansichten haben, die eine Familiensituation prägen und bereichern 
können. 
• Verwenden Sie zusätzliche Beiblätter, wenn die im Fragebogen angeführten Zeilen zur 

Erläuterung nicht ausreichen. 
• Falls Ihnen eine Frage unklar ist oder Sie mehr dazu erfahren wollen, können Sie dies 

vor Beantwortung, mit der Fachkraft aus der Vermittlungsstelle, klären. 
• Wenn Sie eine Frage nicht beantworten können oder wollen, lassen Sie die Frage offen. 

Die Fachkraft wird in den folgenden Gesprächen mit Ihnen darauf zurückkommen. 
 
 
Mit diesem Fragebogen sollen verschiedene inhaltliche Aspekte eines Pflegeverhältnisses 
geklärt werden, die für die Prüfung Ihrer Eignung und die Vermittlung eines geeigneten Kin-
des wichtig erscheinen. 
Es gibt keine richtigen oder falschen Antworten. Ihre persönlichen Standpunkte und Vorstel-
lungen sind ausschlaggebend dafür, über welche Inhalte in der weiteren Beratung gesprochen 
werden sollte.   
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Form des Pflegeverhältnisses 
 

Es gibt verschiedene Pflegeformen, für welche interessieren Sie sich? 

 Dauerpflege 

 Kurzzeitpflege 

 Bereitschaftspflege  

 Tagespflege 

 
 
Angaben zum Kind 
 
1. Wie alt sollte das vermittelte Kind sein?   ______________________________________ 

 
2. Welches Geschlecht sollte das Kind haben?   egal   weiblich  männlich 

 
 
3. Könnten Sie sich auch die Aufnahme eines Kindes mit einer anderen Nationalität/  
einer anderen Kultur vorstellen?     Ja   Nein 
 
 
4. Würden Sie auch Geschwister aufnehmen?   Ja (welchen Alters)   Nein 
 
 
 
Es gibt Kinder mit gesundheitlichen Beeinträchtigungen oder mit seelischen, geistigen oder körperlichen Störun-
gen oder Behinderungen.  
 
5. Wie stehen Sie zur Aufnahme eines solchen Kindes? 
 
A) verhaltensauffällige Kinder:  ______________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
B) geistig behinderte Kinder:  ______________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
C) körperlich behinderte Kinder:  ______________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 

 
D) sinnesgeschädigte Kinder:  ______________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 

 
E) körperlich nicht ganz gesunde Kinder:  _______________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 

 
F) lernbehinderte Kinder:   ______________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
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Es gibt Kinder, die aufgrund unterschiedlicher familiärer Schwierigkeiten vermittelt werden müssen. 
 
6. Wie stehen Sie zur Aufnahme eines solchen Kindes? 
 
A) Straffälligkeiten:  _____________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
B) Schwachbegabung:  _____________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
C) Alkoholismus oder andere Suchtprobleme:  ________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 

 
D) Prostitution:   _____________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 

 
E) Geisteskrankheit:  _____________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 

 
F) Schwere körperliche Krankheit: ______________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
G) Inzest:  ____________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
 
 
7. Weshalb würden Sie sich zutrauen, einem solchem Kind gerecht zu werden?  
 
___________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 

 
 

8. Wie stehen Sie zur Aufnahme eines Kindes, dessen Herkunft ungeklärt ist?  
___________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
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Ich möchte möglichst viel wissen über: 
 
9. Die bisherige Entwicklung des Kindes:   Ja    Nein,  
 
weil ______________________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
 
10. Die Herkunft des Kindes:    Ja    Nein,  
 
weil ______________________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
 
11. Ich bin grundsätzlich zur Zusammenarbeit mit den bisherigen Bezugspersonen  bereit  nicht bereit 
 
weil ______________________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
 
 
Pflegefamilien und Herkunftsfamilien leben meist in „zwei verschiedenen Welten“. Häufig sind Herkunftsfami-
lien aufgrund ihrer momentanen wirtschaftlichen, sozialen oder psychischen Situationen nicht in der Lage, dem 
eigenen Kind eine günstige Entwicklung zu ermöglichen. 
Aus diesen verschiedenen Lebenswelten können sich Konfliktlagen ergeben, wenn diese Unterschiede nicht 
bewusst sind und nicht berücksichtigt werden. 
 
12. Haben Sie bereits Kontakt zu Familien, die einen anderen sozialen und/ oder kulturellen Hintergrund 
haben als Sie?         

 Ja    Nein 
 
13. Welche Unterschiede sind Ihnen dabei aufgefallen? 
 
__________________________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
  
 
14. Können Sie sich Kontakt zu Eltern vorstellen, welche sich z.B. durch andere Ansichten, Benehmen 
oder Ausdrucksweisen deutlich von Ihnen unterscheiden? 
 
__________________________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
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Vielfach wollen Eltern, deren Kinder in eine Pflegefamilie kommen, bei der Erziehung des Kindes mitreden. 
 
15. Wie stehen Sie dazu und wie können die Wünsche und Bedürfnisse der leiblichen Eltern Ihrer Mei-
nung nach Berücksichtigung finden? 
 
__________________________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
  
 
 
Für ein Kind bedeutet der Wechsel zwischen den Familien in der Regel gravierende Veränderungen, Ängste und 
oftmals eine „schlimme Situation“, zumal häufig lange Zeiten der Unsicherheit vorangegangen sind. 
Kinder können diese Veränderung meist nicht verstehen und reagieren entsprechend bei leiblichen Eltern und 
Pflegeeltern. 
 
16. Wie, glauben Sie, könnte das Kind reagieren? 
 
__________________________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
  
 
17. Welche kindlichen Reaktionen würden Sie ängstigen? 
 
__________________________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
  
 
18. Wo, meinen Sie, sind Grenzen Ihrer Aufnahmebereitschaft oder Belastung erreicht? 
 
__________________________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
  
 
19. Können Sie sich die Aufnahme eines Kindes vorstellen, wenn Ihre Familie damit auf Dauer eine „be-
sondere Familie“ wird? (z.B. Schwierigkeiten des Kindes, Kontakt zu leiblichen Eltern, etc.) 
 
__________________________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
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20. Haben Sie Erfahrungen im Umgang mit Kindern? Wenn ja, welche? (z.B. in der Familie, im Beruf)  
 
__________________________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
  
 
21. Sind Sie vertraut mit Pflegekindern?  
__________________________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
  
 
22. Sind Sie vertraut mit Problemkindern?  
 
__________________________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
  
 
23. Welche Erziehungsziele streben Sie an?  
__________________________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
  
 
24. Welche Vorstellung von Erziehungsmethoden haben Sie im Allgemeinen?  
__________________________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
  
 
25. Welche Schulbildung wünschen Sie dem Kind? 
 
__________________________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
  
 
26. In welchem Glauben würden Sie das Kind erziehen? 
 
__________________________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
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27. Welche Reaktion erwarten Sie von Ihren Kindern, nach Aufnahme eines Pflegekindes? 
 
__________________________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
  
 
28. Was könnte für Ihre Kinder hilfreich sein, diese neue Situation zu bewältigen? 
 
__________________________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
  
 
29. Wie stehen Verwandte, Freunde oder Nachbarn zu Ihrem Vorhaben, ein Pflegekind aufzunehmen? 
 
__________________________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
  
 
30. Wie meinen Sie, werden Nachbarn oder Bekannte reagieren, wenn die Eltern des Pflegekindes zu 
Ihnen zu Besuch kommen? 
 
__________________________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
  
  
31. Glauben Sie, dass sich in Ihrem persönlichen Leben durch die Aufnahme eines Kindes etwas ändern 
wird? (z.B. Urlaub, Berufstätigkeit, Wohnung, Partnerschaft, Freundschaften, soziales Umfeld)  
 
__________________________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
  
 
32. Was glauben Sie aus welchen Gründen ein Kind in einer Pflegefamilie untergebracht wird; was ver-
binden Sie damit? 
 
__________________________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
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33. Was glauben Sie welche Erwartungen ein Pflegekind an seine zukünftigen Pflegeeltern hat? 
 
__________________________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
 
34. Pflegekinder haben häufig noch weiterhin Kontakt zu ihren leiblichen Eltern. Können Sie sich Kon-
takte Ihres Pflegekindes zu seinen leiblichen Eltern vorstellen und wie sollten diese ihrer Meinung nach 
stattfinden? 
 
__________________________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
  
35. Was glauben Sie geht in leiblichen Eltern vor, die ihr Kind einer fremden Familie anvertrauen müssen 
und ihr Kind nur nach festen Besuchsregeln sehen können? 
 
__________________________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
  
 
36. Wie stellen Sie sich Ihren Kontakt zu den leiblichen Eltern vor? Wo sehen Sie Vorteile? Wo würden 
Sie Schwierigkeiten sehen?  
 
__________________________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
  
 
37. Wo wären Ihrer Meinung nach Grenzen im Umgang mit den leiblichen Eltern erreicht? 
 
__________________________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
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38. Unter welchen Umständen könnten Sie sich eine Rückführung des Pflegekindes in den Haushalt seiner 
leiblichen Eltern vorstellen? 
 
__________________________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
  
 
39. Wie würden Sie sich die Zusammenarbeit mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Jugendam-
tes (Pflegekinderdienst) vorstellen? 
 
__________________________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
  
 
40. Welche Unterstützung sollte Ihnen als Pflegeeltern vor und nach der Vermittlung eines Pflegekindes 
angeboten werden? (z.B. bei Erziehungs- oder Beziehungsschwierigkeiten) 
 
__________________________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
  
 
41. Sind Sie bereit, an Weiterbildungsmaßnahmen zur Qualifizierung als Pflegeeltern teilzunehmen? 
 
__________________________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
  
 
42. Haben Sie Interesse, mit anderen Pflegefamilien Kontakt aufzunehmen? 
 
__________________________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
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Weitergabe von Daten 
 
 
43. Ich bin damit einverstanden, dass ggf. meine Unterlagen an andere anerkannte Vermittlungsstellen 
weitergegeben werden.   

 Ja    Nein 
 
 
 
Schlusserklärung 
 
Ich bin darüber informiert worden, dass kein Rechtsanspruch auf Vermittlung eines Pflege-
kindes besteht und dass die Aufnahme eines Pflegekindes in der Regel zeitlich begrenzt ist. 
Mir ist bekannt, dass die Vermittlung eines Pflegekindes scheitern kann. 
 
Bei der Vermittlung eines Pflegekindes werde ich persönliche Daten des Kindes und der Her-
kunftsfamilie von Seiten der Vermittlungsstelle und evtl. anderen Stellen erfahren. Ich ver-
pflichte mich, diese Angaben nicht an Dritte weiterzugeben. 
 
Die hier abgefragten Angaben sind freiwillig. 
Falls sich Ihre Aufnahmebereitschaft (später) verändert, besteht jederzeit die Möglichkeit, 
diesen Fragebogen neu auszufüllen oder mit Zusatzblättern zu ergänzen. 
 
 
 
____________________________      _________________ 
Ort , Datum        Unterschrift 
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Die Qualität eines Pflegeverhältnisses ist vom Prozess der Vermittlung maß-
geblich abhängig. Dabei stehen die Berücksichtigung der Interessen des Kin-
des und die besonderen Bedingungen der ausgewählten Pflegefamilie im Mit-
telpunkt. 
 
 
IV.1. DER PROZESSVERLAUF DER VERMITTLUNG VON PFLEGEKINDERN IN 

PFLEGEFAMILIEN 
 
 
IV.1.1. Die Vermittlung – eine weitreichende Entscheidung für alle Betei-

ligten 
 
Die Vermittlung von Pflegekindern in eine Pflegefamilie ist sicherlich einer 
der weitreichensten Eingriffe in das Beziehungserleben eines Kindes und einer 
Familie.  
 
Das Kind muss einerseits die Trennung von seinem bisherigen Beziehungsset-
ting verkraften, verstehen warum es in einer anderen Familie leben soll und 
diese, ihm fremde Familie, kennen lernen.  
 
Die Pflegefamilie wiederum hat sich auf die Situation vorzubereiten, Erfah-
rungen über das Kind zu sammeln, abzuwägen ob eine Integration gelingen 
kann und alle Familienmitglieder in den Prozess einzubeziehen. 
 
Die Herkunftsfamilie wird mit der Situation der Herausnahme oder der freiwil-
ligen Abgabe eines oder mehrerer Kinder konfrontiert. Sie müssen mit ihren 
eigenen Gefühlen von Schuld, Versagen, Unverständnis und Misstrauen klar 
kommen. Gleichzeitig sind sie aufgefordert, das Kind gut ankommen zu lassen, 
loszulassen, um die Trennung dem Kind nicht zu erschweren. 
 
 
IV.1.2. Darstellung des Vermittlungsprozesses  
 
Grundlage für den Vermittlungsprozess ist ein abgeschlossenes Auswahlver-
fahren1 der Pflegeeltern einerseits und andererseits der Feststellung des erzie-
herischen Bedarfs eines Kindes oder Jugendlichen zur Erziehung in einer Pfle-
gefamilie mittels eines Hilfeplanes2.  
 
Ein Fachteam im Jugendamt entscheidet über die Auswahl einer geeigneten 
Pflegefamilie für das Pflegekind. Gleichzeitig sollte die Pflegeform3 und die 
Verbleibensperspektive des Kindes geklärt werden.  
 
Anschließend werden die Pflegefamilie und die Herkunftsfamilie über die Ent-
scheidung und deren Folgen informiert und ihnen die Möglichkeit der Reflek-
tion gegeben. 
 

 
1 Siehe Kap. III „Die Auswahl geeigneter Pflegepersonen“ 
2 Siehe Kap. II „Das Hilfeplanverfahren“ 
3 Siehe Kap. I.3. „Beschreibung der Formen von Pflegeverhältnissen“ 
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Erst wenn das Einverständnis aller Seiten gegeben ist, können erste Kontakte 
stattfinden. Diese sollten immer von einer Reflektion der Beteiligten begleitet 
werden.  
 
Erst wenn das Pflegekind, die Pflegeeltern und ggf. die Herkunftseltern sich 
füreinander, sprich für diese Pflegefamilie entschieden haben, sollte der Pfle-
gevertrag unterzeichnet und ein konkreter Hilfeplan aufgestellt werden, der 
regelmäßig fortgeschrieben wird. 
 
Schematisch lässt sich der Vermittlungsprozess wie folgt darstellen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abgeschlossenes Aus-
wahlverfahren der 

Pflegeeltern 

Bedarf der Hilfe zur 
Erziehung in einer 

Pflegefamilie besteht 

Begründete Entscheidung für eine  Pflegefamilie im 
Team des Jugendamtes/ der Vermittlungsstelle 

 

 Informationen an die 
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Pflegeform und PF 

Möglichkeiten der Reflektion 
Gesprächs- u. Rückfragemöglichkeiten 
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Erstkontakte 
Wo lebt das Kind zur Zeit?  

Ort, Zeit, Begleitung 
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Ort, Zeit, Begleitung 

Anbahnung eines Pflegeverhältnisses 
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IV.1.3. Einbeziehung der Bedarfs- und Situationsanalyse und der Eig-

nungskriterien in die Entscheidung für eine Pflegefamilie 
 
Kinder, die zu Pflegekindern werden, sollen in einer individuell für sie geeig-
neten Pflegefamilie aufwachsen können. Es ist also für ein Kind eine passende 
Pflegefamilie zu suchen. 
 
Grundlagen für die Vermittlung eines Kindes in eine Pflegefamilie sind: 
 
• die Situations- und Bedarfsanalyse4 für das betreffende Kind und  
• das Vorhandensein verfügbarer Pflegestellen, von 
• Pflegepersonen mit einem abgeschlossenen Auswahlverfahren und der 

individuellen Feststellung der Eignung5 der Pflegefamilien 
 
Im Vorfeld einer möglichen Vermittlung sind die Bedürfnisse und Interessen 
des Kindes und die der abgebenden Eltern mit individuellen Bedingungen ei-
ner potentiellen Pflegefamilie abzugleichen. Dafür gibt es kein einheitliches 
Verfahren. An dieser Stelle ist von den MitarbeiterInnen des Pflegekinder-
dienstes eine fachliche Intuition gefordert, die objektiven und weniger objekti-
ven Daten der Beteiligten zueinander zu bringen und möglichst eine große An-
zahl von Übereinstimmungen festzustellen. Erst dann kann eine erste Kontakt-
aufnahme der Beteiligten erfolgen.  
 
Ist eine als am besten geeignet eingeschätzte Pflegefamilie gefunden, so gilt es 
zunächst das Kennlernen aller Beteiligten zu gestalten. 
 
 
IV.2. DIE KONTAKTAUFNAHME UND ANBAHNUNG 
 
In einem ersten Schritt sollten sich die Herkunftseltern und die potentiellen 
Pflegeeltern ebenso wie das zu vermittelnde Kind und die potentiellen Pflege-
eltern persönlich kennen lernen. In welcher Reihenfolge die Erstkontakte zu 
gestalten sind, muss fall- und situationsabhängig entschieden werden.  
 
Bei dem ersten Kontakt von Herkunfts- und Pflegeeltern sollte ein neutraler 
Ort, wie das Jugendamt gewählt werden. Die Kontaktaufnahme und das Ge-
spräch sind von Seiten des Jugendamtes zu begleiten. Wünschenswert ist dabei 
eine Vertretung der Herkunftseltern durch die Fachkraft des ASD und die Ver-
tretung der potentiellen Pflegeeltern durch eine Fachkraft des PKD. 
 
Der erste Kontakt von Kind und potentiellen Pflegeeltern sollte im derzeitigen 
und damit vertrauten Sozialraum des Kindes stattfinden. Hier liegt die Beglei-
tung des Kontaktes beim PKD. Eine für das Kind vertraute Person aus dem 
derzeitigen sozialen Umfeld sollte das Kind begleiten. Lebt das Kind zu die-
sem Zeitpunkt noch bei den leiblichen Eltern, so empfiehlt sich ein erstes Tref-
fen im Jugendamt, damit die Eltern nicht schon zum ersten Kontakt potentielle 
Pflegeeltern in das eigene soziale Umfeld empfangen und damit ihre Pri-
vatsphäre offenbaren müssen. 

 
4 Siehe Kap. II.2.2. „Situations- und Bedarfsanalyse“ 
5 Siehe Kap. III.4. „Anforderungen an PflegelternbewerberInnen“ 
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Die Besuche des Kindes, von und bei den potentiellen Pflegeeltern sind zu 
wiederholen, wobei eigene Kinder oder bereits in die Pflegefamilie aufge-
nommene Pflegekinder zu einem passenden Zeitpunkt daran zu beteiligen sind. 
Die derzeitige Bezugsperson kann sich dabei nach Bedarf des Kindes immer 
weiter aus den Besuchen entziehen. Die Begleitung durch den PKD ist hier nur 
unter Umständen notwendig.  
 
Die Kontaktgestaltung ist nach Wunsch und Bedürfnis des Kindes zu intensi-
vieren von Stunden auf Tage, Übernachtungen bis hin zu Aufenthalten von 
Wochenenden oder ggf. Wochen. Die Anbahnung sollte sich zunehmend mehr 
auf den Wohnort der Pflegeeltern konzentrieren.  
 
Vor Aufnahme des Kindes in eine Pflegefamilie sollten die Herkunftseltern die 
Möglichkeit erhalten, den neuen Lebensraum des eigenen Kindes zu sehen. Es 
wirkt sich positiv auf die Herkunftseltern und das Pflegeverhältnis aus, wenn 
sie über die Pflegefamilie und den Ort nähere Informationen haben. Noch bes-
ser auf den Verlauf eines Pflegeverhältnisses wirkt sich aus, wenn die Her-
kunftseltern bewusst den Ort des Aufwachsens mit bestimmt haben. 
 
Ausgenommen sind Situationen, in denen das Kindeswohl durch die Aufrecht-
erhaltung von Kontakten mit den leiblichen Eltern gefährdet wäre. Pflegefami-
lien bieten dann in erster Linie einen Schutzraum, der vor dem Zugriff der leib-
lichen Eltern gesichert werden muss. 
 
 
Reflektion der Kontakte 
 
Nach den einzelnen, immer vom Einzelfall abhängigen, Treffen müssen alle 
Beteiligten Gelegenheit haben, für sich und im Gespräch mit den begleitenden 
SozialarbeiterInnen die Treffen zu reflektieren: Folgende Fragestellungen kön-
nen dabei helfen: 
 
• Wie sind die bisherigen Gespräche und Kontakte verlaufen? 
• Wie schätzen die Beteiligten die Beziehung zueinander ein? 
• Wie stehen die Pflegeeltern, das Pflegekind und die Herkunftseltern 

emotional zueinander? 
• Wie kommen die Pflegepersonen mit dem Kind und seiner Situation zu-

recht? 
• Was sind erste Reaktionen von Freunden, Nachbarn und Verwandten? 
• Was ist der Kindeswille? Wie äußert er sich? Wann und wie? 
• Sind die Pflegefamilie und das Kind sich nahe genug, um zu erkennen, 

ob sie zusammen leben wollen und können? 
• Haben die Beteiligten genügend Zeit sich kennen zu lernen? 
• Welche Auswirkungen hat die Dauer der Anbahnung auf das Empfinden 

des Kindes und der Pflegefamilie? 
• Wie reagieren die einzelnen Mitglieder der Pflegefamilie, insbesondere 

die bislang in der Familie lebenden leiblichen Kinder oder andere Pfle-
gekinder? 

• Welche Hilfen werden erwartet und erwünscht? 
• Zu welchen Themen besteht noch Informationsbedarf? 

Beteiligung der 
Familienmitglieder 

Ausbau der Kontak-
te 

Reflektionsmöglich-
keit für alle Beteilig-
ten 

Beteiligung der 
Herkunftseltern 

Anbahnung bei 
Kindeswohlgefähr-
dung 



DER VERMITTLUNGS- UND ANBAHNUNGSPROZESS  
  
     

98   HANDBUCH FÜR DAS PFLEGEKINDERWESEN IN SACHSEN-ANHALT 

 
Weitergabe von Informationen 
 
Notwendige Informationen für den Aufbau einer langfristigen Beziehung zwi-
schen Pflegekindern und Pflegeeltern müssen an alle Beteiligten weitergege-
ben werden, ohne dabei die Anbahnung im Sinne eines vorurteilsfreien Ken-
nenlernens zu belasten. Dabei dürfen als notwendig erachtete Informationen 
nicht ausgelassen werden, sondern sind in einer möglichst sachlichen Form 
weiterzugeben6.  
 
 
Zeitpunkt der Kontakte 
 
Die Zeitpunkte und Zeiträume der Kontakte sind in erster Linie an den Bedürf-
nissen und Wünschen des Kindes zu orientieren. Die Bedürfnisse der Her-
kunftseltern und Pflegeeltern müssen während der Anbahnung hinter denen des 
Kindes stehen.  
 
 
Abschluss der Anbahnungszeit 
 
Zum Abschluss der Anbahnungsphase müssen folgende Fragen geklärt sein: 
 
 Ist eine emotionale Basis füreinander entstanden? 

• In wie weit wird diese emotionale Basis von den Beteiligten wahrge-
nommen? 

• Haben alle Beteiligten darüber frei entscheiden können? 
• Hat die Vorbereitung einer Perspektivklärung stattgefunden? 
• Ist für alle Beteiligten geklärt, was sich mit der Inpflegenahme verän-

dert, was bestehen bleibt? (Kontakte, Bestimmungsrechte, Besuch in 
bisherigen Institutionen, etc.) 

 
 

IV.3. DIE ENTSCHEIDUNG DER INPFLEGEGABE 
 
Vor Entscheidung einer Inpflegenahme ist mit allen Partnern mindestens ein 
abschließendes Gespräch zu führen. Mit dem zu vermittelnden Kind sollte da-
zu mindestens ein Gespräch nur mit dem PKD stattfinden. Auch die evtl. in der 
Pflegefamilie bereits lebenden Kinder sind ohne Anwesenheit der Eltern zu 
befragen. 
 
Die Entscheidung der Beteiligten auch mit „Nein“, sind zu respektieren. 
 
Die Entscheidung sollte dem betreffenden Kind möglichst von ihm naheste-
henden Personen, meistens die leiblichen Eltern, mitgeteilt werden. Diese er-
halten außerdem damit eher die Möglichkeit, sich vom Kind angemessen zu 
verabschieden. Es kann hilfreich sein die Herkunftseltern auf diesen sehr weit-
rechenden Schritt vorzubereiten und ggf. zu begleiten. 
 

 
6 Siehe auch Kap. IV.6. „Rahmenbedingungen im Vermittlungs- und Anbahnungsprozess“ 
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Es ist beim Wechsel des Kindes in die Pflegefamilie vom Pflegekinderdienst, 
dafür zu sorgen, dass alle notwendigen und erforderlichen Unterlagen7 an die 
Pflegefamilie gegeben werden. 
 
 
Der Umzug 
 
Ohne Zweifel ist der Tag des Wechsels in die Pflegefamilie mit großer Aufre-
gungen auf allen Seiten verbunden. Es ist für das Pflegekind günstig, wenn es 
von einer vertrauen Person in die „neue“ Familie gebracht wird. Das Kind soll-
te beim Packen seiner Sachen beteiligt sein. Abschieds- und Willkommensges-
ten sowie Symbole von Kommen und Gehen sind für den Beginn eines neuen 
Lebensabschnittes unverzichtbare Rituale8.  
 
Die Erfahrungen der Praxis zeigen, dass Kinder größtenteils 
 
• direkt aus ihren Ursprungsfamilien 
• aus Bereitschaftspflegestellen oder  
• stationären Jugendhilfeeinrichtungen 

 
in Pflegefamilien vermittelt werden. Gleichgültig wo die Kinder, die Pflege-
kinder werden, vorher gelebt haben – es gibt immer Bindungs- oder Bezugs-
personen, denen im Vermittlungsprozess eine große Bedeutung zukommt. 
Kinder brauchen zur Vorbereitung des Wechsels in eine Pflegefamilie ausrei-
chende, wahrheitsgetreue Informationen über das "Warum" sie in eine andere 
Familie kommen und wie lange ihr Aufenthalt dort vermutlich dauern wird.  
 
 
 Das Kind lebt bei seinen Eltern 
Während der Vorbereitung sollte durch die Fachkraft abgeklärt sein, wie die 
Begegnung von Pflegeeltern und Herkunftseltern für das Kind am förderlichs-
ten zu gestalten ist. In den Fällen, in denen die Herkunftseltern mit der Inpfle-
gegabe einverstanden sind, sollte die Möglichkeit des Erstkontaktes in deren 
Wohnung überprüft werden, um dem Kind möglichst viel Vertrautheit zu er-
halten. Das kann wesentlich zu einem positiven Verlauf des Pflegeverhältnis-
ses beitragen. Das Kind sollte das Gefühl vermittelt bekommen, dass seine 
Eltern mit der Unterbringung in der Pflegefamilie einverstanden sind. 
 
 
 Das Kind lebt in einer Bereitschaftspflegestelle 
Bei einer Vermittlung aus einer Bereitschaftspflege in eine Dauerpflegestelle 
sollte die dem Kind dort vertraut gewordene Bezugsperson gleichfalls in den 
Vermittlungsprozess einbezogen werden.  
 
 
 Das Kind lebt in einer Wohngruppe einer Jugendhilfeeinrichtung 
Wichtig ist bei einer Vermittlung in Pflegestellen hierbei, dass auch die zu-
ständigen Betreuer des Kindes in ausreichendem Maße einbezogen werden, da 
sie für das Kind die aktuellen Bezugspersonen darstellen.  

 
7 Siehe Kap. IV.6. „Rahmenbedingungen im Vermittlungs- und Anbahnungsprozess“ 
8 Siehe auch Kap. IV.4.1. „Vorbereitung und Begleitung des Pflegekindes“ – „Übergänge“ 

Unterlagen 

Abschieds- und 
Willkommensrituale 



DER VERMITTLUNGS- UND ANBAHNUNGSPROZESS  
  
     

100   HANDBUCH FÜR DAS PFLEGEKINDERWESEN IN SACHSEN-ANHALT 

 
IV.4. VORBEREITUNG UND BEGLEITUNG IM VERMITTLUNGS- UND ANBAH-

NUNGSPROZESS 
 
 
IV.4.1. Vorbereitung und Begleitung des Pflegekindes 
 
Der Umbruch und die Zeit der Vermittlung sind für das Kind u.U. nur schwer 
nachzuvollziehen. Es befindet sich einerseits in der Lage, die Bindungen zu 
den Herkunftseltern, Verwandten und dem sozialen Umfeld aufrecht erhalten 
zu wollen und andererseits sich für eine neue Lebensumwelt entscheiden zu 
müssen.  
 
Psychische Belastungen, die aus den Erfahrungen mit den Herkunftseltern re-
sultieren können und oftmals auch Schuldgefühle des Kindes, für diese Situati-
on verantwortlich zu sein, kommen außerdem hinzu.  
 
Aus diesem Grunde ist eine Begleitung des Kindes durch eine Vertrauensper-
son unumgänglich. Diese Person kann eine MitarbeiterIn des Jugendamtes 
sein, aber genauso auch eine vertraute Erzieherin oder die Bereitschaftspflege-
eltern, die FamilienhelferIn oder Verwandte, auch Nachbarn sind möglich. Sie 
sollte sich regelmäßig mit dem Kind und seiner neuen Situation auseinander-
setzen.  
 
Das Vorhandensein einer vertrauten Bezugsperson hilft die Wünsche und den 
Bedarf des Kindes, bei all den Loyalitäten zu verstehen.  
 
Ebenso wie die Pflegeeltern und die Herkunftseltern haben die Kinder das 
Recht, Informationen über die Pflegefamilie und sein Umfeld zu erhalten. Fol-
gende sollten es sein: 
 
• Alter und Aussehen der Pflegeeltern, Pflegegeschwister 
• Beruf und Freizeit der Pflegeeltern, Pflegegeschwister 
• Geschwisterkonstellation 
• Verwandte und Kontakte zu denen 
• Haustiere, auch eigene mitbringen? 
• Was gibt es alles in der Wohngegend? Besichtigung der Örtlichkeiten 
• Schule 
• Größe der Wohnung/ des Hauses 
• Stadt oder Land  
• Eigenes Zimmer/ eigenes Bett 
• Wie und wo kann man seine Freizeit verbringen? 
• Waren schon mal Pflegekinder in der Familie? 
• Auto der Familie 
• Taschengeld 

 
 
Schaffung geeigneter Übergänge für das Pflegekind 
 
Pflegekinder erleben zumindestens eine Trennung. Diese Trennungssituation 
muss von den erwachsenen Begleitpersonen so gestaltet werden, dass das Kind 
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in die neue Wohnumgebung guten Gewissens und mit dem Gefühl, nicht alles 
zurücklassen zu müssen nicht ausschließlich schmerzlich annehmen kann.  
 
• Es sollte in der Lage sein, Dinge mit zunehmen, die es lieb hat.  
• Es sollte Abschied von vertrauten Personen nehmen können. 
• Es sollte Möglichkeiten haben, Abschied auch von bestimmten vertrau-

ten Orten nehmen zu können. 
 
Für die Gestaltung eines Übergangs in eine Pflegefamilie oder aus der Her-
kunftsfamilie heraus, sind immer die erwachsenen Bezugs-, Betreuungs- und 
Aufsichtspersonen zuständig. 
 
Viele Jugendämter haben positive Erfahrungen gemacht, wenn Kinder die in 
Pflegefamilien untergebracht werden sollen, vorübergehend in einer Bereit-
schaftspflegefamilie oder in einem geeigneten Heim leben. Die Pflegeeltern 
und ErzieherInnen haben hier ganz klar die Aufgabe, die Kinder in ihrem 
Trauerprozess, der Trennung von den Herkunftseltern, zu begleiten und sie im 
Abbau von Schuldgefühlen zu unterstützen. Außerdem sollen sie am Hilfe-
planprozess sowie an der Entwicklung der Perspektive des Kindes mitwirken.   
 
Die Entscheidung, ob Bereitschaftspflege oder Heim, ist im Einzelfall zu tref-
fen. Grundsätzlich wird die Unterbringung in einer Bereitschaftspflegefamilie 
bevorzugt. Kinder zwischen 0-6 Jahren sollten in Bereitschaftspflegefamilien 
aufgenommen werden.  
 
Kinder mit schweren traumatischen Erfahrungen und Opfer von Gewalt und 
Missbrauch benötigen oftmals eine Art „Neutralisierungsphase“ um sich von 
den bisherigen Ereignissen distanzieren zu können. Dann ist eine vorüberge-
hende Unterbringung in einem Heim anzustreben.  
 
Es muss beachtet werden, dass Kinder auch im Trauerprozess neue Beziehun-
gen eingehen können. 
 
Es gibt aber auch Kinder, die direkt aus der Herkunftsfamilie in eine Pflegefa-
milie vermittelt werden können. Dies ist vor allem dann der Fall, wenn der 
Trennungsprozess von den Herkunftseltern unterstützt wird und positive Kon-
takte zur aufnehmenden Pflegefamilie bestehen oder aufgebaut werden kön-
nen, ohne dass Konkurrenzverhalten entsteht und die Herkunftsfamilie sowie 
das Kind damit einverstanden sind. Trotzdem sollte in diesem Fall auf erfahre-
nere Pflegeeltern zurückgegriffen werden. 
 
Grundsätzlich gilt: So wenig Beziehungsabbrüche wie möglich, jedoch so viel 
wie nötig, um das Beziehungserleben des Kindes nicht zu arg durcheinander zu 
bringen. Um einen „weichen“ Übergang gestalten zu können, ist möglichst die 
Herkunftsfamilie einzubeziehen.  
 
Bei der Vermittlung sollte auch bedacht werden, inwieweit das soziale Umfeld 
des Kindes einbezogen werden muss und ggf. bestehende Kontakte beibehalten 
werden sollen.  
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IV.4.2. Vorbereitung und Begleitung der Herkunftseltern 
 
Die Vorbereitung und Begleitung einer Herkunftsfamilie in der Vermittlungs-
situation ergibt sich zwangsläufig aus der emotionalen Besonderheit der Situa-
tion. Herkunftseltern können mit der Tatsache, dass ihr Kind in einer anderen 
Familie leben soll, folgende belastende Gefühle und folgendes Verhalten ver-
binden: 
 
• Schuldgefühle, die man u.U. nicht zeigen darf und kann 
• Versuchen, die Schuld auf andere (Kind, Jugendamt, Pflegefamilie) zu 

übertragen 
• Nicht Verstehen der Herausnahmegründe 
• Versagensgefühle, die man u.U. nicht zeigen darf und kann 
• Die Erziehungshilfe als Zwang erleben 
• Neid und Eifersucht auf die Pflegefamilie 
• Konkurrenzgedanken und -verhalten 
• Angst, das Kind/ die Kinder zu verlieren 
• Angst, die Auflagen nicht zu schaffen 
• Finanzielle Nachteile 
• Wut und Aggression  
• Scham, Trauer, Schmerz 

 
Die Inpflegegabe kann auch positiv gewertet werden: 
 
• Entlastung der Familie 
• „Ich wollte, dass es meinem Kind besser geht“ 
• „Das Kind muss vor dem schlagenden Vater geschützt werden“ 
• „Damit kann ich andere Menschen glücklich machen“ 

 
Alles in allem ist die Situation für Herkunftseltern sehr belastend und mit we-
nig Vertrauen in sich selbst und in die Zukunft verbunden. Für ein gelingendes 
Pflegeverhältnis und die Gestaltung eines sicheren Übergangs, ist auf eine Zu-
sammenarbeit mit der Herkunftsfamilie nicht zu verzichten9. 
 
Die Begleitung und Beratung der Herkunftsfamilie muss bei aller Problemlage, 
mit Klarheit, Offenheit und Ehrlichkeit erfolgen. „Schonendes Verhalten der 
Sozialarbeiter den Herkunftseltern gegenüber führt oft zu diffusen Vorstellun-
gen. Herkunftseltern müssen wissen, dass das Kind und letztendlich auch die 
Erwachsenen um dieses Kind herum Handlungen und Entscheidungen brau-
chen, um in Klarheit und Sicherheit leben zu können.“10 
 
Die Herkunftseltern sind vor ihrer Zustimmung zur Unterbringung ihres Kin-
des in Vollzeitpflege, über die möglichen Konsequenzen in Bezug auf das Be-
ziehungs- und Bindungserleben der Kinder aufzuklären. 
 
Das Jugendamt hat schnellsten eine klare Position, im Bezug auf die Perspek-
tive des Kindes zu beziehen.  

 
9 Siehe Kap. VII.2. „Begleitung und Beratung der Herkunftsfamilie“ 
10 Vgl. Hopp, H.; „Wege der Beratung und Unterstützung von Pflegefamilien“, in Paten 4/00 
S. 9-14. 
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Für die Erarbeitung einer zeitlichen Perspektive des Kindes, ist der gesamte 
bisherige Hilfeverlauf zu berücksichtigen, also auch die Formen ambulanter 
Jugendhilfeleistungen. Die Unterbringung eines Kindes außerhalb der Familie, 
ist als besondere Form der Erziehungshilfe zu betrachten. Sie greift nicht nur 
weit in familiäre Beziehungen ein, sondern sie ist vor allem für das Kind ein 
einschneidender Lebenswechsel.  
 
Daher sollte ein Dauerpflegekind auch tatsächlich eine auf Dauer angelegte 
Lebensperspektive haben. 
 
Die intensive Begleitung der Herkunftseltern durch die MitarbeiterInnen des 
Allgemeinen Sozialen Dienstes ist notwendig. Für die Erstellung einer zu-
kunftsträchtigen Prognose für das Kind, müssen Pflegekinderdienst und All-
gemeiner Sozialer Dienst intensiv kooperieren, der eine weiß um die Situation 
des Kindes, der andere um die der Herkunftsfamilie. 
 
Auch wenn die Prognose des Kindes auf Dauer außerhalb der Familie ist, sind 
die Herkunftseltern in ihrem Trauerprozess, der sich sehr unterschiedlich zei-
gen kann, zu begleiten. An dieser Stelle müssen viele negativen Gefühle auf-
gearbeitet werden, um eine zukünftigen Zusammenarbeit zu sichern. Dies muss 
nicht alles durch den ASD geleistet werden, sondern kann auch durch vertraute 
Personen (Familienhelfer, u.a.) geschehen. 
 
Im Laufe des Vermittlungs- und Anbahnungsprozesses kann es sich günstig 
auswirken, wenn die Herkunftseltern die Pflegeeltern kennen lernen.  
 
Die Herkunftseltern haben das Recht, Informationen über die Pflegefamilie 
und ihr Umfeld zu erhalten. Ausgeschlossen sind die Fälle, in denen das Kind 
vor gewalttätigen Übergriffen geschützt werden muss. Folgende Informationen 
sollten weiter gegeben werden: 
 
• Informationen über die Pflegeeltern (Alter, Aussehen, Beruf) 
• Informationen über Pflegegeschwister (Alter, Freizeit) 
• Informationen über den Erziehungsstil und Religionszugehörigkeit 
• Informationen über die Pflegeform 
• Informationen über die Wohnung, Wohngegend und das soziale Umfeld 
• Informationen, die auch das Kind wissen möchte 
• Wie geht die Pflegefamilie mit Umgangskontakten um? 
• Hatte die Pflegefamilie schon einmal Kinder die zu den Eltern zurück-

gegangen sind? 
• Informationen über die Kosten der Pflegschaft (nicht über das Pflege-

geld der Pflegefamilie) 
• Informationen über Rechte und Pflichten (z.B. § 1688 BGB, und Um-

gangsrechte) 
  
 
IV.4.3. Vorbereitung und Begleitung der Pflegefamilie 
 
In der Regel haben die für ein zu vermittelndes Kind vorgesehenen Pflegeel-
tern schon das Auswahlverfahren abgeschlossen. Damit haben die Mitarbeite-

Abgeschlossenes 
Auswahlverfahren 
 

Hilfeplan  
 

Enge Begleitung 
durch den ASD  
 

Begleitung durch 
andere Helfer  
 

Kennenlernen der 
Pflegeeltern  
 

Informationen für 
die Herkunftseltern  
 

Dauerpflege 
 



DER VERMITTLUNGS- UND ANBAHNUNGSPROZESS  
  
     

104   HANDBUCH FÜR DAS PFLEGEKINDERWESEN IN SACHSEN-ANHALT 

rInnen der Vermittlungsstelle eine allgemeine Vorstellung von den betreffen-
den Pflegeeltern.  
 
Es besteht nun die Aufgabe, die spezielle Eignung von Pflegefamilie und Pfle-
gekind im Vorhinein zu prüfen. Zwischenzeitlich können sich jedoch Verände-
rungen in der Pflegefamilie ergeben, die beim Jugendamt mindestens einmal 
im Jahr angezeigt werden müssen. Dies betrifft Informationen über:  
 
• Ehe und Partnerschaft,  
• Veränderungen im Beruf mit Auswirkungen auf die Betreuungsintensi-

tät,  
• Pflege von Familienangehörigen,  
• Wohnung, Hausbau, Wohnortwechsel,  
• veränderte Vorstellungen von Pflegefamilie einzelner Familienmitglie-

der 
 
Im Vorfeld der Auswahl sind folgende Überlegungen eines Fachteams (ASD, 
PKD) angebracht und im Gespräch mit den Pflegepersonen zu erörtern: 
 
• Welche Ressourcen bestehen in der Familie, um den Beteiligten und 

insbesondere den Bedürfnisse des Kindes gerecht werden zu können? 
• Welche Stellung haben derzeit die leiblichen/ bzw. anderen Pflegekinder 

in der Familie? 
• Gibt es andere Aufgaben, die in der Familie momentan gelöst werden 

müssen? (Z.B. Umzug, Krankheit, Einschulung, Pubertät eines Kindes, 
Pflege von Großeltern, etc.) 

• Sind alle Familienmitglieder mit der Aufnahme dieses Pflegekindes ein-
verstanden? 

• Wie würde sich die Beziehungsstruktur der Pflegefamilie durch die 
Aufnahme dieses Kindes möglicherweise verändern? 
 

• Welche Regeln, Normen und Werte leben die Herkunftseltern? 
• Informationen über wichtige Beziehungen des Kindes. Wie und in wel-

cher Form sollen diese Aufrecht erhalten werden? 
• Informationen über die psychische Situation der Herkunftsfamilie und 

über besondere Problemlagen 
• Welche Rituale kennt und lebt das Kind? Welche sollten in der Pflege-

familie beibehalten werden? 
• Informationen über das Kind (Bereitstellen der Situations- und Bedarfs-

analyse) 
 
• Welche weiteren Beteiligten würden mit den Pflegeeltern zusammenar-

beiten?  
• Gibt es Besonderheiten in der rechtlichen Situation des Pflegekindes? 
• Welche Ziele werden mit der Unterbringung in der Pflegefamilie ver-

bunden?  
• Welche Leistungen werden von den Pflegepersonen in Bezug auf Unter-

stützung und Förderung erwartet?  
 

Es ist besonders wichtig für die vermittelnden SozialarbeiterInnen, einen ver-
trauensvollen Umgang zu den Pflegeeltern zu pflegen. Pflegeeltern muss durch 
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die Begleitung bewusst werden, dass sie neben ihrem Mut und dem Willen, ein 
Pflegekind aufnehmen zu wollen, eine folgenschwere Entscheidung für ihre 
eigene Familie treffen. Es muss ihnen, wie auch dem betreffenden Pflegekind, 
das „Nein“ - Sagen erlaubt sein, ohne Angst und ohne Folgen auf ihren Status 
als PflegeelternbewerberInnen. 
 
Von Beginn an ist es wichtig, klare Absprachen mit den Beteiligten zu haben, 
um die ersten Kontakte in einer, bei aller Unsicherheit und Aufregung, geplan-
ten und ruhigen Atmosphäre durchführen zu können. Dazu zählen gemeinsame 
Absprachen zu Zeit, Ort und Inhalten der Treffen. 
 
Die erste Zeit mit einem Pflegekind kann von Abwarten, Anpassen und Vor-
sicht geprägt sein. Während dieser Zeit haben Pflegefamilien einen erhöhten 
Anspruch auf Begleitung und Beratung. Dieser soll einerseits durch Gespräche 
mit den zuständigen SozialarbeiterInnen und andererseits durch spezifische 
Fortbildungsangebote geleistet werden.  
 
Es empfiehlt sich, „junge Pflegeeltern“ zu einzelnen Themen zusammen und 
mit einigen erfahrenen Pflegeeltern gemeinsam fortzubilden und in einen Er-
fahrungsaustausch treten zu lassen.  
 
 
IV.5. BESONDERHEITEN IM VERMITTLUNGSPROZESS 
 
Bei der Unterbringung von Pflegekindern in Pflegefamilien sind einige Be-
sonderheiten zu beachten, die sich in jedem Fall auf die Qualität der Pflege 
auswirken. 
 
 
Geschwisterfolge 
 
 Das aufgenommene Pflegekind soll in der Regel das jüngste Kind in der 

Familie sein. Die bisher im Haushalt lebenden Kinder können so in der 
Regel ihre eigene Stellung im Familiensystem weiter wahren. Pflegekin-
der bedürfen oftmals verstärkter Zuwendung, wie sie sonst den jüngsten 
Familienmitgliedern zusteht. 

 
 In Fällen eines großen Altersunterschiedes der bisher im Haushalt leben-

den Kinder kann es möglich sein, ein Pflegekind aufzunehmen, welches 
vom Alter dazwischen liegt. Es müssen aber verstärkt die tatsächlichen 
Ressourcen der Pflegeeltern betrachtet werden. 

 
 Der Altersunterschied sollte mindestens zwei Jahre betragen, um eine 

natürliche Altersfolge aufrecht zu erhalten. 
 
 Bei einer Vermittlung muss auch die Stellung des Kindes in seiner Her-

kunftsfamilie betrachtet werden. Es kann u.U. nicht förderlich sein, wenn 
die Pflegefamilie ähnliche Strukturen aufweist. 
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 Bei anderen Kindern kann gerade diese unterstützten wirken. Eine indivi-
duelle Situations- und Bedarfsanalyse ist besonders notwendig, um die 
bisherigen Rollen und Aufgaben, mit den möglichen in der Pflegefamilie 
abzugleichen. 

 
 
Ortsnahe Unterbringung  
 
 Besteht eine berechtigte Rückkehroption in absehbarer Zeit ist die ortsna-

he Unterbringung, im Zuge der Orientierung am sozialen Umfeld, sinn-
voll.  

 
 Sollen Besuchskontakte aufrechterhalten werden dann ist zu beachten, 

dass die Unterbringung nicht sehr weit entfernt erfolgt. Lange Fahrtzeiten 
erschweren Kontakte und Bindungen und Beziehungen können nicht auf-
rechterhalten werden. 

 
 Ob ein Kind am gleichen Ort oder in der Nähe in einer Pflegefamilie le-

ben soll, ist zu aller erst von der Perspektive des Kindes abhängig.  
 

 Besteht jedoch die Notwendigkeit, für das Pflegekind ein anderes System 
zu schaffen, z.B. um es vor seinen es traumatisierenden Eltern zu schüt-
zen, dann spricht alles für eine ortsferne Unterbringung. 

 
 
Vermittlung von Geschwistern 
 
 In der Bedarfs- und Situationsanalyse muss die Stellung der betreffenden 

Geschwister zueinander detailliert betrachtet werden, ob eine gemeinsame 
oder getrennte Unterbringung den Interessen der einzelnen Kinder ent-
sprechen.  

 
 Stehen die Geschwister in einem starken Abhängigkeitsgefüge, so besteht 

die Gefahr, dass sie sich als Subsystem in einer Pflegefamilie verstehen 
und ihre bisherigen Rollen nicht aufgeben werden. Dies trifft insbesonde-
re für Geschwister mit traumatischen Erfahrungen, massiver Vernachläs-
sigung und Eltern mit starken Suchtproblemen zu. Eine gemeinsame Un-
terbringung ist dann eher ungeeignet. 

 
 Haben die Geschwister Aufgaben in der Herkunftsfamilie übernommen, 

die sonst nur Erwachsene haben, dann sollten die Geschwister ebenfalls 
voneinander getrennt untergebracht werden, um das bisherige Verhaltens-
system aufzulösen. 

 
 Fühlen sich ältere Geschwister besonders verantwortlich für jüngere, auch 

dann sollte eine gemeinsame Unterbringung vermieden werden.  
 

 Bei Kindern mit traumatischen Erfahrungen bietet eine Einzelvermittlung 
in eine Pflegefamilie meistens die besten Chancen, ein neues Beziehungs-
system aufzubauen. 
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 Getrennt Unterbringung heißt nicht, dass die Geschwister keinen Kontakt 
zueinander haben dürfen. Die Bindungen der Geschwister untereinander 
erfährt so eine Wertschätzung, auch für den Aufbau einer eigenständigen 
Identität. 

 
 
 
IV.6. RAHMENBEDINGUNGEN IM VERMITTLUNGSPROZESS 
 
 
Beachtung von Wünschen der Beteiligten (Kind) 
 
Bei allen Überlegungen hat der Bedarf des Kindes, sein Wille und seine Emp-
findungen Priorität. Alle praktischen Maßnahmen und das Tempo der Vermitt-
lung, angefangen von Gesprächen mit den zuständigen Vermittlungspersonen, 
über Übergangsunterbringung und ersten Kontakten, bis hin zur Anbahnung, 
haben sich an den Bedürfnissen des Kindes zu orientieren.  
 
Dem Wunsch und Wahlrecht nach § 5 KJHG, ist sofern das Kindeswohl nicht 
beeinträchtigt wird nachzukommen. 
 
Eine klare Perspektive, vielleicht aufgrund einer umfassenden Situations- und 
Bedarfsanalyse, erleichtert dem Kind und der Pflegefamilie, sich auf den Ver-
mittlungsprozess einzulassen. 
 
 
Auswahlmöglichkeit von Pflegeeltern 
 
Die Pflegekinderdienste sind bestrebt, zu jedem Vermittlungszeitpunkt mehre-
re Pflegefamilien zur Auswahl zu haben, um den unterschiedlichen Bedarfs- 
und Interessenlagen gerecht zu werden. Es kann bei der Suche nach geeigneten 
Pflegefamilien auch über den Zuständigkeitsbereich hinaus in anderen Kom-
munen nachgefragt werden. 
 
 
Verantwortlichkeiten und Zuständigkeiten 
 
Die Hauptverantwortung für den Vermittlungs- und Anbahnungsprozess liegt 
beim Pflegekinderdienst des Jugendamtes. Der PKD hat dafür Sorge zu tragen, 
dass alle Beteiligten sich in ausreichendem Maße mit einer Vermittlung, An-
bahnung und Inpflegenahme auseinandersetzen. Dabei ist es im Prozess not-
wenig, dass für alle Beteiligten transparent ist, dass die Beteiligten einen für 
sie zuständigen Ansprechpartner haben und dass der Prozess zur Perspektivklä-
rung allen Beteiligten dient. 
 
Für die Herkunftseltern ist in der Vermittlung und Anbahnung vorrangig der 
ASD verantwortlich.  
 
Die Pflegeeltern werden vom PKD begleitet. Beim zu vermittelnden Kind 
müssen verschiedene Partner kooperieren. Wurde das Kind bereits zuvor durch 
das Jugendamt betreut, so wird der/ die fallzuständige MitarbeiterIn des ASD, 
die für das Kind vertraute Person sein. Sie muss eine Überführung des Kindes 
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an den/ die KollegIn des PKD einleiten. Lebt das Kind bereits in einer anderen 
stationären Unterbringung, so sind die dortigen Bezugspersonen durch den 
PKD mit in den Prozess zu involvieren. 
 
Der PKD ist fallführende Fachkraft in der Vermittlung und hat dafür Verant-
wortung zu tragen, dass nach jedem Schritt der Kontaktgestaltung und Anbah-
nung die daran beteiligten Personen im persönlichem Gespräch oder in Form 
von Telefonaten, durch gezieltes Nachfragen ein Reflektionsprozess in Gang 
zu setzen. Die enge Kooperation mit dem ASD, anderen Fachkräften und den 
potentiellen Pflegeeltern ist ebenfalls durch den PKD zu sichern.   
 
 
Atmosphäre bei den Anbahnungskontakten 
 
Die ersten Kontakte der Pflegefamilie mit dem eventuellen Pflegekind und ggf. 
der Herkunftsfamilie sollte in einer Weise stattfinden, die es beiden Seiten er-
möglicht zu erfahren ob die „Chemie“ stimmt. Es muss beachtet werden, dass 
die Aufnahme eines Kindes viel mit persönlicher Nähe zu tun hat, denn Pfle-
geeltern leben in der Regel 24 h am Tag mit einem Pflegekind und das jedem 
Tag.  
 
Insbesondere bei den ersten Kontakten mit dem zu vermittelnden Kind, ist da-
rauf zu achten, dass das Kind von einer ihm vertrauten Person begleitet wird. 
Das können die leiblichen Eltern, Verwandte, Bezugspersonen aus dem Heim 
oder der Bereitschaftsfamilie sein. Darüber hinaus sollte beim ersten Kontakt 
die für das Kind vertraute Umgebung gewählt werden. Die Atmosphäre des 
Treffens muss auf das Alter und den Entwicklungsstand des Kindes abge-
stimmt werden. Unabhängig davon sollte möglichst eine ungezwungene Atmo-
sphäre hergestellt werden. Das kann über ein arrangiertes Kaffeetrinken, einen 
Aufenthalt auf einem Spielplatz, einem Spaziergang oder Ähnlichem herge-
stellt werden. 
 
Für die Gesprächsführung zwischen Herkunftseltern und potenziellen Pflegeel-
tern und zu Beginn auch beim Treffen zwischen dem zu vermittelnden Kind 
und den potenziellen Pflegeeltern ist der PKD verantwortlich. Der/ die Mitar-
beiterIn des Jugendamtes muss das Gespräch so führen, dass es für keinen Be-
teiligten schuldzuweisend erlebt wird. Das Kennenlernen steht im Mittelpunkt. 
Dabei gilt es lösungs- und ressourcenorientiert zu agieren.  
 
Im Gespräch muss allen Beteiligten dabei transparent sein, wofür und in wel-
cher Form das Verfahren der Anbahnung stattfinden wird. Das jede Seite dabei 
positiv wie auch negativ entscheiden kann, muss verdeutlicht werden.      
 
 
Dauer des Anbahnungsprozesses 
 
Das kindliche Zeitempfinden muss bei der Dauer des Vermittlungs- und An-
bahnungsprozesses berücksichtigt werden. Die Beteiligten haben so eng wie 
möglich zusammen zu arbeiten, die notwendigen Informationen auszutauschen 
und den Übergang des Kindes so „weich“ wie möglich zu gestalten.  
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Informationsmappe für die Pflegefamilie 
 
Nach der Entscheidung über den Wechsel des Kindes in die Pflegefamilie er-
halten die Pflegepersonen alle notwendigen Unterlagen, die zur Betreuung des 
Kindes von Nöten sind. Die Informationsmappe sollte unbedingt folgendes 
enthalten: 
 
• Pflegevertrag 
 
• Angaben zum Pflegekind (Geburtsdatum, Geburtsort, Anamnese, medi-

zinische Hinweise) 
• Ein aktueller Hilfeplan (Situations- und Bedrfsanalyse, Zielvereinbarun-

gen) 
• Ausweise (Geburtsurkunde, Impfausweis, Kinderuntersuchungsheft) 
 
• Telefonnummern des Jugendamtes (ASD, PKD, Vormund, Bereit-

schaftstelefonnummer) 
• Kinderarzt 
• AnsprechpartnerIn der Kindereinrichtung, Schule, Vereine 
• Angabe der Adresse und Telefonnummer der Herkunftseltern und ande-

rer wichtiger Bezugspersonen 
• Adressen und Telefonnummern der Geschwister 
• AnsprechpartnerIn von Helfern in der Herkunftsfamilie (Familienhilfe, 

Beistände, Betreuer) 
 
• Hinweise zum gültigen Sorgerecht und zur Umgangsgestaltung 
• Allgemeine gesetzliche Grundlagen11 (entsprechende §§, Runderlass, 

Pflegegeldverordnung) 
 
 
 
IV.7. VERMITTLUNGSPROZESS IN KRISEN- UND NOTSITUATIONEN 
 
Bei der Vermittlung von Pflegekindern kommt es häufig zu Krisensituation in 
den Herkunftsfamilien, die es notwendig machen, Kinder innerhalb eines kur-
zen Zeitraumes anderweitig unterzubringen (Vermeidung einer Kindeswohlge-
fährdung).  
 
Es wird empfohlen, Kinder und Jugendliche aus einer Krisen und Notsituation 
wenn möglich in einer Übergangsbetreuung unterzubringen. Dies ermöglicht 
die Kinder und Jugendlichen aufzufangen und zu versorgen. Gleichzeitig hat 
das Jugendamt die Möglichkeit, eine angemessene Auswahl der Erziehungshil-
fe, ggf. in Pflegefamilien, zu treffen. Die weitere fachliche Vermittlung ge-
schieht in Zusammenarbeit mit den Personen der Übergangsbetreuung.  
 
Übergangsbetreuung können durch Bereitschaftsfamilien12,13 und spezielle 
Heimplätze vorgehalten werden. Dafür ist es notwendig, einen ausreichenden 
Pool an Bereitschaftspflegeplätzen in Pflegefamilien oder in dafür ausgerichte-

 
11 Siehe Anhang D 
12 Siehe Kap. I.3.2.2. „Bereitschaftspflege“ 
13 Siehe Kap. IV.4.1. „Vorbereitung und Begleitung des Pflegekindes“ 

Checkliste und In-
formationsmappe 
 
 

Kurzzeitige Unter-
bringung 
 
 

Notwendigkeit einer 
Übergangsbetreuung 
 
 

Bereitschaftspflege 
und besonderer 
Heimplätze 
 
 

Pflegevertrag 
 
 
Angaben zum Kind 
und der Hilfeplan 
 
 

Adressen und An-
sprechpartner 
 
 

Rechtliche Hinweise 
 
 



DER VERMITTLUNGS- UND ANBAHNUNGSPROZESS  
  
     

110   HANDBUCH FÜR DAS PFLEGEKINDERWESEN IN SACHSEN-ANHALT 

ten Heimgruppen vorzuhalten. Das Konzept und Beziehungsangebot in dieser 
Betreuung muss den Übergangscharakter für die Kinder deutlich machen, ohne 
ausschließlich Beaufsichtigung anzubieten. Die dort tätigen Fachkräfte (Bereit-
schaftspflegeeltern und Erzieher) müssen eine entsprechende Aus- und Fort-
bildung erhalten, um ein entsprechendes Beziehungsangebot  gewährleisten zu 
können. Mit dieser Unterbringung soll eine Phase gesichert werden, um eine 
passende Pflegefamilie zu finden und eine  Kennlern- und Anbahnungszeit zu 
sichern. 
 
Ob das Kind in der Übergangszeit in eine Bereitschaftspflegefamilie oder in 
eine dafür konzipierte Heimgruppe untergebracht wird, muss vom Einzelfall 
abhängig gemacht werden. Die erlebte familiäre Situation und evtl. bestehende 
traumatische Erlebnisse müssen dabei Berücksichtigung finden. Ebenso sind 
das Alter und evtl. ebenfalls unterzubringende Geschwister zu berücksichtigen. 
 
Das Hauptziel der Bereitschaftsunterbringung ist die Perspektivklärung für das 
Kind. Ist die Entscheidung für eine Inpflegenahme getroffen, kommt die Ver-
mittlung und Anbahnung einer Pflegeverhältnisses hinzu.  
 
Eine erste Perspektivklärung ist schnellstmöglich aber spätestens nach 6 Wo-
chen abzuschließen. Während dieser Zeit ist eine intensive Kooperation vom 
Pflegekinderdienst und der Bereitschaftspflegestelle zu gewährleisten. 
 
Die Unterbringung sollte 6 Monate bei älteren und 3 Monate bei jüngeren Kin-
dern nicht überschreiten. Für Kinder bis zu 6 Jahren ist die Bereitschaftspflege-
familie vor zu ziehen. 
 
Die Bindungen14 des Kindes sind bei der Übergangsbetreuung zu beachten. 
 
 
 
 
 
 
 

 
14 Siehe Kap. VII.1.1. „Bindungen des Kindes“ 
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Pflegekinder sind in hohem Maße besonderen Erfahrungen und Belastungen 
ausgesetzt. Sie haben sich neben der zeitweiligen oder dauernden Trennung 
von ihren leiblichen Eltern und der Auseinandersetzung mit ihrer Lebensge-
schichte, im Beziehungs- und Lebenssystem der Pflegefamilie zurechtzufin-
den1. Die Pflegefamilie selbst stellt ihren persönlichen Bereich, ihre Wohnung 
sowie ihre emotionalen, physischen und psychischen Ressourcen der öffentli-
chen Jugendhilfe zur Verfügung und nimmt damit Veränderungen in ihrem 
Lebensbereich in Kauf. Die Jugendhilfe wiederum stellt spezifische und am 
Bedarf des Kindes orientierte Anforderungen an die Pflegefamilie und hat die 
Aufgabe, die Entwicklung des Kindes zu begleiten sowie zu kontrollieren. 
Neben dem Jugendamt haben noch andere beteiligte Personen, wie Institutio-
nen, z.B. Gericht, Vormund und Beratungsstellen, Einfluss auf das „private“ 
System Pflegefamilie. Nicht zu vergessen sind die Ansprüche und Erwartun-
gen der Herkunftsfamilie an alle anderen Beteiligten.  
 
Damit wird deutlich, dass nicht nur die Pflegekinder sich mit einem doppel-
ten, ja dreifachen Beziehungs- und Kommunikationsgefüge arrangieren müs-
sen, auch die Pflegefamilie selbst ist darin maßgeblich involviert und „ver-
strickt“, was sich auch von den Fachleuten der beratenden und begleitenden 
Dienste sagen lässt. 
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Die Grafik macht die vielseitigen Kommunikations- und Interaktionsrichtun-
gen aus der Sicht des Pflegekindes, der Herkunftsfamilie und der Pflegefami-

 
1 Siehe Kap. V.4. „Die Begleitung und Beratung von Pflegekindern“ 
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lie deutlich. Auf alle Beteiligten wird durch die Anforderungsebene in Form 
gesellschaftlicher Vorstellungen, psychosozialer Kompetenzen und fachlicher 
Anforderungen ein gewisser Druck ausgeübt, der durch Beratung und Beglei-
tung der Beteiligten aufgefangen und gesteuert werden muss.  
 
Pflegepersonen und Herkunftsfamilien sind durch das Pflegekind auf eine sehr 
enge Weise miteinander verbunden. Die verschiedenen Familiensysteme wer-
den auf das Pflegekind projiziert und so weitergereicht. Die Pflegefamilie 
muss mit anderen Erwartungen, Vorstellungen, Lebensweisen und Wünschen 
klarkommen. Die Pflegefamilien benötigen für das „Wie damit auskommen?“ 
eine individuelle Vorbereitung und eine kontinuierliche Begleitung, gegebe-
nenfalls auch eine intensive Beratung. 
 
Die Dienste und Behörden, welche die Pflegefamilie begleiten, haben ein je-
weils eigenes Interesse im Pflegeverhältnis. Darauf sind die Pflegepersonen 
und auch die Herkunftseltern vorzubereiten und in ihrem Umgang zu beglei-
ten. Z.B. ist der Pflegekinderdienst für die Beratung und Begleitung zuständig 
und hat ebenfalls die Aufgabe der Kontrolle der Pflegefamilien (Wächteramt). 
Außerdem ist die Zusammenarbeit der verschiedenen Dienste unumgänglich. 
 
Die Verflechtung der die Pflegefamilie begleitenden Dienste und Behörden 
sind nicht zu vernachlässigen und haben einen großen Anteil an der Gestal-
tung eines gelingenden Pflegeverhältnisses. 
 
 
 
V.1. GRUNDSATZ VON BERATUNG UND BEGLEITUNG IM 

PFLEGEKINDERWESEN 
 
Pflegefamilien und Pflegekinder haben vor der Aufnahme des Kindes oder 
Jugendlichen in eine Familie und während der gesamten Dauer der Pflege 
Anspruch auf Beratung und Unterstützung, heißt es im § 37,2 KJHG2. Damit 
haben „angefangen vom ersten Gedanken eines Pflegeverhältnisses bis hin zu 
seiner Beendigung ... die Pflegefamilie und das Pflegekind einen durchgehen-
den Anspruch auf Beratung und Begleitung“3.  
 
Der Bedarf an Begleitung und Beratung orientiert sich an der persönlichen 
Entwicklung des Kindes in der Pflegefamilie. Diese wiederum ist geprägt 
durch die psychischen Möglichkeiten des Kindes, die individuellen Befind-
lichkeiten und Bedürfnisse der Pflegefamilie4, aber auch die Situation der 
Herkunftsfamilie.  
 
Auch die Herkunftseltern haben ein Recht auf Begleitung und Beratung, 
schon deshalb, weil sie an einer gelingenden Hilfe zur Erziehung mitwirken 
müssen. Wenn man an eine mögliche Rückführung der Pflegekinder ins El-
ternhaus denkt, müssen sie bestimmte, im Hilfeplan festgelegte, Veränderun-
gen anstreben und verwirklichen. Allen Beteiligten ist klar, dass die Herkunft-

 
2 Siehe Kap. V.1. „Grundsatz von Beratung und Begleitung im Pflegekinderwesen“ 
3 Vgl. Hopp, H.; „Wege der Beratung und Unterstützung von Pflegefamilien“; in Paten 4/00 
S. 9-14 
4 Damit ist die gesamte Pflegefamilie gemeint: Eltern, leibliche Kinder und ggf. andere Be-
troffene. 
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seltern dafür der Unterstützung von Fachkräften bedürfen, auch wenn die 
Verantwortlichkeit bei ihnen selbst liegt5. 
 
Begleitung und Beratung finden in folgenden Bereichen von Pflegeverhältnis-
sen statt: 
 
• Im Auswahlverfahren von Pflegeeltern 
• Während des Vermittlungsprozesses von Pflegekindern in Pflegefami-

lien 
• Während des Anbahnungsprozesses 
• Vor und während der Pflege für die Herkunftsfamilie 
• Zu Beginn eines Pflegeverhältnisses der Pflegefamilie 
• Kontinuierliche Begleitung und Beratung im Pflegeverlauf 
• Bei Beendigung des Pflegeverhältnisses 

 
Begleitung ist die ständige oder dauerhafte Möglichkeit, mit einer vertrauten 

Person/ Personen, der vermittelnden Stelle, eines involvierten freien 
Träges oder einer vertrauten Gruppe gleicher Interessenten (z.B. einem 
Pflegeelternverein) über den Alltag der Pflege ins Gespräch zu kommen, 
sich auszutauschen, Kontakte zu knüpfen, sich Informationen zu organi-
sieren. Begleitende Personen stehen den Beteiligten kurzfristig zur Ver-
fügung ohne großen zeitlichen und organisatorischen Aufwand. Beglei-
tung ist damit zum einen die kontinuierliche Arbeit mit oder in einer 
Pflegeelterngruppe und zum anderen die Sicherheit für Pflegeeltern, ei-
ne/n konkrete AnsprechpartnerIn im Jugendamt, in der Vermittlungsstel-
le oder bei einem Freien Träger zu haben. 

 
Beratung ist eine zielgerichtete Interaktion zwischen den zu beratenden Fa-

milienmitgliedern und einer entsprechend ausgebildeten Beratungsper-
son. Beratung zielt damit direkt auf konkrete Befindlichkeiten und Be-
dürfnisse einzelner oder der ganzen Familie. Beratung unter diesem Ge-
sichtspunkt ist keine Alltagsleistung des Pflegekinderdienstes, sondern 
eine besondere Situation, die ein besonderes Beratungssetting benötigt. 
Sie geht damit weit über die Begleitung hinaus. Je nach Bedarf und Situ-
ation und jeweiliger Fachkenntnis, sollten externe Berater oder Supervi-
soren den Beratungsbedarf bearbeiten. Eine Beratung kann sich aus dem 
Kontext der Begleitung ergeben. 

 
In der Beratung und Begleitung lassen sich verschiedene Formen von Interak-
tion unterscheiden: 
 
• Einzelgespräche von Pflegeeltern, Pflegekindern oder Herkunftseltern 

mit den MitarbeiterInnen des Jugendamtes 
• Gruppenarbeit für die verschiedenen Betroffenen (regelmäßige Grup-

pentreffen, Treffen von Pflegepersonen mit ähnlichen Problemlagen, 
Treffen von Pflegepersonen gleichartiger Pflegeformen) 

• Möglichkeiten gemeinsamer Feste und Aktivitäten, um die Pflegefami-
lien untereinander bekannt zu machen und Berührungsängste abzubau-
en 

 
5 Siehe Kap. V.2. „Begleitung und Beratung im Verlauf eines Pflegeverhältnisses“ 
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• Beratung durch externe Fachkräfte (Beratungsstellen, Pflegeelternschu-
le) 

• Beratung und Begleitung durch Vereine und Selbsthilfeorganisationen 
• Supervision für Beteiligte 

 
Ziele von Beratung und Begleitung sind in erster Linie die Unterstützung ei-
nes gelingenden Pflegeverhältnisses und der Schutz von Integrität und Hand-
lungsmöglichkeiten der einzelnen Beteiligten. Es müssen im Einzelfall indivi-
duelle Ziele abgesprochen werden, was mit der Klärung eines konkreten Bera-
tungs- und Begleitungsauftrages einhergeht. 
 
Ein wichtiger Grundsatz bei der Beratung und Begleitung von Pflegepersonen 
besteht in der Wahrung der Integrität der zu begleitenden Personen. Ihre Wün-
sche und Bedürfnisse müssen wahrgenommen und respektiert werden.  
 
Die Intensität von Beratung und Begleitung resultiert einerseits daraus, dass 
Pflegepersonen von sich aus nach Begleitung in bestimmten Situationen ver-
langen. Zum anderen hängt sie vom tatsächlichen Bedarf der Pflegeperson ab, 
der von der/dem MitarbeiterIn des Jugendamtes festgestellt wird. Es gilt, diese 
beiden Interessen ausgleichend wahrzunehmen und in einen Kontext zu stel-
len, der das Pflegeverhältnis weiterhin trägt.    
 
Praktisch sollten folgende Bedingungen erfüllt sein: 
 
• Rechtzeitige Terminvereinbarung mit den Pflegepersonen und/ oder der 

Pflegefamilie. 
• Regelmäßige Termine, um eine Kontinuität der Begleitung herzustel-

len. 
• Termine nicht nur im Amt vereinbaren, sondern ggf. auch als Hausbe-

such. 
• Vorherige Absprache der Themen. 
• Die zu besprechenden Themen am Hilfeplan orientieren. 
• Bekanntsein der Erreichbarkeit von MitarbeiterInnen des Jugendamtes. 

 
Die Gruppenarbeit mit Pflegeeltern kann zum Beispiel folgende Ziele verfol-
gen: 
 
• Förderung des Erfahrungsaustausches unter den Pflegeeltern in Erzie-

hungsfragen und bei Beziehungsproblemen im Rahmen der Hilfe zur 
Selbsthilfe, 

• Bearbeitung des Spannungsfeldes zwischen Pflegefamilie, Pflegekind 
und Herkunftsfamilie, 

• Sensibilisierung für Probleme der Herkunftsfamilie und die Situation 
von Pflegekindern, 

• Stärkung der Toleranz gegenüber unterschiedlichen Lebensentwürfen, 
• Fortbildung zu aktuellen Fragen, Rechten und Pflichten von Pflegeel-

tern, 
• Qualifizierung von Personen, damit bei längerem Bestehen einer Grup-

pe sich auch selbständige Aktivitäten entwickeln können.6  

 
6 Vgl. Bayrisches Landesjugendamt, Vollzeitpflege, Kap. 6, 1999 
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V.2. BEGLEITUNG UND BERATUNG IM VERLAUF EINES 

PFLEGEVERHÄLTNISSES 
 
 
V.2.1. Begleitung und Beratung im Auswahlverfahren  
 
Das Auswahlverfahren hat zum Ziel, PflegeelternbewerberInnen so zu beglei-
ten und beraten, dass diese - unter Abwägung der Dinge die auf sie zu kom-
men können - selbst entscheiden, ob sie ein Pflegekind aufnehmen wollen7. 
Die PflegeelternbewerberInnen sollen ihre eigenen Ressourcen und Stärken, 
aber auch Grenzen und Zumutbarkeiten erkennen und der vermittelnden Stelle 
deutlich machen können.  
 
Dies geschieht einerseits durch spezielle Vorbereitungsseminare und anderer-
seits durch persönliche Kontakte und Gespräche mit den zuständigen Mitar-
beiterInnen des Jugendamtes bzw. der Vermittlungsstelle oder der in den Pro-
zess involvierten freier Träger.  
 
Zusammenfassend kann gesagt werden, dass eine generelle Vorbereitung von 
PflegeelternbewerberInnen unabdingbar ist. 
 
 
V.2.2. Begleitung und Beratung während des Vermittlungsprozesses  
 
Am Anfang eines Pflegeverhältnisses steht natürlich der Vermittlungs- und 
Anbahnungsprozesses. In diesem Prozess ist eine besondere Beratung für die 
Beteiligten notwendig, um die Entscheidung für die Aufnahme eines Pflege-
kindes abzuwägen und konkrete Schritte der Anbahnung gemeinsam zu verab-
reden und durchzuführen. Im Kapitel „Der Vermittlungs- und Anbahnungs-
prozess“ wird ausführlich auf den begleitenden Prozess der Beratung Bezug 
genommen. 
 
 
V.2.3. Begleitung und Beratung im Anbahnungsprozess  
 
Die ersten Kontakte der Pflegefamilie mit dem eventuellen Pflegekind und 
ggf. der Herkunftsfamilie sollten in einer Weise stattfinden, die es beiden Sei-
ten ermöglicht zu erfahren, ob die „Chemie“ stimmt. Es muss beachtet wer-
den, dass die Aufnahme eines Kindes viel mit persönlicher Nähe zu tun hat, 
denn Pflegeeltern leben in der Regel täglich rund um die Uhr mit ihrem Pfle-
gekind zusammen.  
 
Aus diesem Grunde ist es besonders wichtig, zu den vermittelnden Sozialar-
beiterInnen einen vertrauensvollen Umgang zu pflegen. Pflegeeltern muss 
durch die Begleitung bewusst sein, dass sie durch ihren Mut und den Willen 
ein Pflegekind aufnehmen zu wollen, auch eine folgenschwere Entscheidung 
für ihre eigene Familie treffen.  
 

 
7 Siehe Kap. III.5. „Das Auswahlverfahren“ 
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Es muss ihnen, wie auch dem betreffenden Pflegekind, das Nein-Sagen er-
laubt sein, ohne Angst und ohne Folgen auf ihren Status als Pflegeelternbe-
werberInnen. 
 
Es ist schon an dieser Stelle wichtig, klare Absprachen mit allen Beteiligten 
zu treffen, um - bei aller Unsicherheit und Aufregung - die ersten Kontakte  in 
einer geplanten und ruhigen Atmosphäre durchführen zu können. Dazu zählen 
gemeinsame Absprachen zu Zeit, Ort und Inhalten der Treffen. 
 
Nach den einzelnen, immer vom Einzelfall abhängigen Treffen müssen alle 
Beteiligten Gelegenheit haben, für sich und im Gespräch mit den begleitenden 
SozialarbeiterInnen die Treffen zu reflektieren. Folgende Fragestellungen 
können dabei helfen: 
 
• Was ist der Kindeswille? Wie äußert er sich? Wann und wie? 
• Sind die Pflegefamilie und das Kind sich nahe genug, um zu erkennen, 

ob sie zusammen leben wollen und können? 
• Haben die Beteiligten genügend Zeit, sich kennen zu lernen? 
• Welche Auswirkungen hat die Dauer der Anbahnung auf das Empfin-

den des Kindes und der Pflegefamilie? 
• Wie reagieren die einzelnen Mitglieder der Pflegefamilie?8 

 
 
V.2.4. Begleitung und Beratung zu Beginn eines Pflegeverhältnisses  
 
Bei der Übersiedlung eines Kindes in eine Pflegefamilie ist von entscheiden-
der Bedeutung, wie diese geschieht und ob sie vom Kind zu diesem Zeitpunkt 
gewollt ist. Damit bestimmt das Kind, abhängig von Alter und Entwicklungs-
stand, die Übergangssituation mit. An dieser Stelle muss das Ziel von Beglei-
tung und Beratung sein, dass die anderen Beteiligten alles tun, damit dem 
Kind der Übergang in eine neue Lebensform und der damit verbundene Um-
bruch im Leben weniger schwer gemacht werden. 
 
Die Beteiligten können dem Kind den Übergang erleichtern, indem sie 
 
• dem Kind Vertrautes mitgeben (Kuscheltier, Spielzeug, Kassetten, 

Schlafanzug, Kleidung etc.), 
• wichtige Rituale übernehmen (z.B. die Art und Weise ins Bett zu ge-

hen), 
• erfahren, welche Vorlieben das Kind hat (in Bezug auf Essen, Musik, 

etc.), 
• ein Willkommensritual gestalten, 
• über Ängste des Kindes Bescheid wissen, 
• dem Kind die Möglichkeit geben, mit bisherigen Kontaktpersonen auch 

weiterhin in Verbindung zu stehen, 
• sich über das soziale Netz des Kindes informieren9. 

 

 
8 Vgl. H. Hopp, Wege der Beratung und Unterstützung von Pflegefamilien, in Paten 4/00 S. 9-
14 
9 Vgl. Ebd.  
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Zu Beginn eines Pflegeverhältnisses ist eine intensive Begleitung notwendig. 
Wie bei allem Neuen prägen auch hier die ersten Eindrücke. An dieser Stelle 
entwickelt sich das Bild der Pflegeeltern in Bezug auf die Wertigkeit ihrer 
Arbeit - können sich Pflegeeltern als Partner der Jugendhilfe fühlen oder wer-
den sie nur in Notsituationen wahrgenommen? Die Begleitung zu Beginn ei-
nes Pflegeverhältnisses ist auch deshalb so bedeutend, da das in Bewerberse-
minaren erworbene Wissen nun in der Praxis angewendet wird: Was man über 
das Ankommen in der Pflegefamilie gehört hat, erlebt man nun selbst. Auch 
können die Veränderungen in der Pflegefamilie die Beteiligten stärker belas-
ten als vorher vermutet. Dann ist ein Beratungsgespräch hilfreich. 
 
Die Begleitung sollte neben telefonischen Kontakten unbedingt Besuche des 
Pflegekindes und der Pflegefamilie einschließen. Sie fördern und sichern nicht 
nur den Kontakt zur Pflegefamilie, sondern geben auch dem Pflegekind das 
Gefühl, von übergeordneter Stelle in seinen Befindlichkeiten und Bedürfnis-
sen wahrgenommen zu werden. Dies bedeutet jedoch, dass es an dieser Stelle 
eine Kontinuität von Kontaktpersonen geben muss. 
 
 
V.2.5. Begleitung und Beratung während der Dauer der Pflege 
 
Die kontinuierliche Beratung und Begleitung von Pflegefamilien im Verlauf 
eines Pflegeverhältnisses ist eine wesentliche Stütze für den Prozess einer 
gelingenden Hilfe. Pflegefamilien sollen sich in einem System sie umgeben-
der und bei Bedarf zu aktivierender Hilfeleistungen aufgehoben fühlen. Die 
Pflegepersonen sollen über ihre Möglichkeiten von Hilfsleistungen informiert 
sein. 
 
Henrike Hopp unterscheidet in ihrem Beitrag zur Beratung und Unterstützung 
von Pflegefamilien drei Formen der kontinuierlichen Begleitung, die auch in 
diesem Handbuch als Orientierung dienen sollen: 
  
• durch die Vermittlungsstelle (in der Regel dem örtlichen Jugendamt) 
• durch Selbsthilfeorganisationen 
• weitere Angebote durch Erziehungsberatungsstellen und freiberufliche 

Berater 
 
 
Begleitung und Beratung durch die Vermittlungsstelle 
 
Sicherlich haben die einzelnen Pflegefamilien unterschiedlichen Bedarf, in 
ihrer jeweiligen Situation begleitet und beraten zu werden. Für die einen sind 
die regelmäßig stattfindenden Hilfeplangespräche und deren Vorbereitung 
genug, für andere hingegen gibt es einen erhöhten Beratungsbedarf, der aus 
unterschiedlichsten Gründen gegeben sein kann - z.B. veränderte Ausgangs-
bedingungen in der Herkunftsfamilie, problematisch zu gestaltende Umgangs-
kontakte, das zutage treten von Misshandlung und Missbrauch, Schwierigkei-
ten der leiblichen Kinder, mit der neuen Situation zurecht zu kommen, etc. 
Der Bedarf richtet sich immer nach dem Einzelfall. 
 
Des Weiteren wird es immer wieder bestimmte Zeiten und Themen geben, 
von denen die SozialarbeiterInnen im Vorfeld wissen, dass diese zu Proble-
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men führen können. An dieser Stelle sind präventive Beratungsangebote an-
gebracht, beispielsweise in Zeiten heftiger Übertragung des Kindes auf die 
Pflegeeltern oder in der Pubertät. 
 
Kommen erhebliche Mehraufwendungen als geplant für die Betreuung eines 
Kindes in Form von Beratung auf die Pflegeeltern zu, so können diese auch 
finanziell unterstützt werden.10 
 
Die regelmäßig vom Träger zu organisierenden Qualifizierungsangebote sind 
ein wichtiger Teil der Begleitung.11 
 
Es wird empfohlen, dass die Pflegeeltern regelmäßig das Gespräch mit den 
MitarbeiterInnen des Pflegekinderdienstes suchen. Die Vereinbarung regel-
mäßiger Gespräche mit den zuständigen SozialarbeiterInnen hat den Vorteil, 
dass man nicht nur in Krisensituationen miteinander spricht. Folgende Rah-
menbedingungen können dafür gelten: 
 
• rechtzeitige Terminvereinbarung mit der Familie, so dass alle Zeit zur 

Vorbereitung darauf haben und anwesend sein können 
• vorab versendete Leitfragen oder gemeinsam abgesprochene Themen 

können die Vorbereitung und den Verlauf des Gespräches erleichtern 
• zeitliche Begrenzung des Gespräches 
• zielorientierte Gesprächsführung12 

 
Einige Jugendämter bieten für Pflegeeltern spezielle Begleitung in Fachar-
beitsgruppen an. Diese können thematisch orientiert sein, z.B. zu bestimmten 
Pflegeformen oder speziellen Themen wie ADHS oder regional zugeschnitten 
sein, um die Erreichbarkeit zu sichern. Solcherart Fachgruppen sind zu begrü-
ßen. 
 
 
Begleitung und Beratung durch Vereine und Selbsthilfeorganisationen 
 
In vielen Landkreisen und kreisfreien Städten gibt es Pflegefamilienvereine 
auf kommunaler Ebene, die meist an den Landesverband und damit auch dem 
Bundesverband von Pflegeeltern angeschlossen sind. Durch die Aktivitäten 
dieser Verbände haben Pflegeeltern die Möglichkeit des direkten Erfahrungs-
austausches und einer eigenständigen Begleitung von erfahrenen Pflegeeltern.  
 
Neben regelmäßigen Treffen organisieren diese Verbände Gesprächskreise, 
gesellige Veranstaltungen, Feste für Pflegekinder, Begleitung bei schwierigen 
Gesprächen im Jugendamt oder bei Gericht. Auch helfen sie sich gegenseitig 
beim Austausch von Kinderkleidung, Fachliteratur etc.  
 
Das örtliche Jugendamt ist nach § 37,2 verpflichtet, solche Zusammenschlüsse 
zu beraten und zu unterstützen. 
 
 

 
10 Siehe Anhang C.2. „Runderlass Hilfen zur Erziehung in Pflegefamilien“ 
11 Siehe Kap VI „Qualifizierung und Fortbildung von Pflegeeltern“ 
12 Vgl. Bayrisches Landesjugendamt, Vollzeitpflege, Kap.6, 1999 
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Beratung und Begleitung durch andere Fachkräfte 
 
Viele Pflegeeltern benötigen Beratung und Begleitung über die der Jugendäm-
ter und Interessenverbände hinaus. Bei speziellen Fragen, Sorgen und Nöten 
ist es angebracht, fachspezifische Beratung und Begleitung nutzen zu können. 
Dafür gibt es mehrere Möglichkeiten: 
 
 Beratungsstellen für Familien, Kinder und Jugendliche vor Ort 
• Sie sind sehr häufig Ansprechpartner für Pflegefamilien und Pflegekin-

der. Oftmals werden Pflegeeltern bei Erziehungsproblemen oder zur 
Vermittlung von Besuchskontakten vom Jugendamt an diese verwiesen.  

• Vorteilhaft ist eine unvoreingenommene und nicht durch Loyalitäten 
besetzte Beratungsumgebung. Die MitarbeiterInnen von Beratungsstel-
len können sich als Unbeteiligte (anders als MitarbeiterInnen von Ju-
gendämtern) an die Betroffenen wenden und helfen, Strategien zur Lö-
sung von Problemsituationen zu entwickeln. Es kann von Vorteil sein, 
dass die BeraterInnen und PsychologInnen unabhängig vom Jugendamt 
agieren, um bestimmte Befindlichkeiten, wie Amtsängste, etc., nicht 
aufkommen zu lassen. 

• Als Nachteil kann sich die relative Unerfahrenheit mit den besonderen 
Situationen in Pflegeverhältnissen erweisen. An dieser Stelle sind das 
Jugendamt und auch die Pflegeelternvereine aufgefordert, den Beratern-
Innen und PsychologInnen der Beratungsstellen die Themenlage zu 
vermitteln. Können sich diese darauf einlassen, haben Pflegeeltern, 
Pflegekinder und auch Herkunftseltern kompetente Partner außerhalb 
des Jugendamtes zur Verfügung.  

• Problematisch ist es auch, wenn Termine nicht kurzfristig zu vereinba-
ren sind. 

 
 Externe (freiberufliche oder angestellte) BeraterInnen/ SupervisorIn-

nen  
Hier gilt, was Vorteile und Nachteile anbelangt, Ähnliches wie bei den 
Beratungsstellen. Diese BeraterInnen sind darüber hinaus nicht an einen 
Ort gebunden und meist auch bereit, über längere Zeit eine Pflegefamilie 
oder eine Gruppe von Pflegeeltern zu betreuen. Ihre Fachkompetenz er-
langen sie durch eine intensive und langwierige an Fällen orientierte Aus-
bildung. Einige Jugendämter bieten Pflegeeltern die Möglichkeit an bis zu 
sechs Gruppensupervisionen teilzunehmen. Andere ermöglichen Pflegeel-
tern im Einzelfall, nach Festlegung im Hilfeplan, Einzelsupervisionen 
wahrzunehmen.  

 
Es ist von Vorteil, wenn den Pflegeeltern bekannt ist, welche Formen und 
Möglichkeiten es an externer Beratung und Supervision im jeweiligen Land-
kreis/ kreisfreier Stadt gibt. Das Vorhandensein einer regelmäßig aktualisier-
ten Informationsmappe13 ist hilfreich. 
 
Die Möglichkeit der Nutzung von Supervision und individueller Fallberatung 
wirkt sich positiv auf den Verlauf eines Pflegeverhältnisses aus. 
 

 
13 Siehe Kap. IV.6. „Rahmenbedingungen im Vermittlungs- und Anbahnungsprozess“ 
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Ein wichtiges Qualitätsmerkmal kann auch die Möglichkeit von Gruppensup-
ervisionen durch externe BeraterInnen und SupervisorInnen sein. An diesen 
können Pflegeeltern teilnehmen, ohne einen bestimmten Beratungsbedarf 
ausweisen zu müssen. Es ist auch sehr förderlich, sich über Erfolge zu unter-
halten, denn sie zeigen noch viel genauer als Misserfolge, was die Ressourcen 
der jeweiligen Person sind. Es wird empfohlen solche Angebote in der Region 
anzubieten. 
 
 
V.2.6. Begleitung und Beratung bei der Beendigung eines Pflegever-

hältnisses14 
 
Geplante Beendigung 
 
Bei einer geplanten Beendigung, beispielsweise bei einer Rückkehr in die 
Herkunftsfamilie oder dem Wechsel in eine betreute Wohnform, dient die 
Begleitung und Beratung dazu, die Pflegefamilie in den Wechsel des Lebens-
bereiches einzubinden. Damit soll dem Pflegekind Sicherheit und Vertrauen in 
die neuen Bedingungen gegeben werden.  
 
Eine Rückkehr gelingt dann besonders gut, wenn sie während der gesamten 
Pflege als Ziel festgehalten wurde und von allen Seiten zielgerichtet daran 
gearbeitet wurde. So kann der Wechsel von allen Beteiligten mitgetragen 
werden. Weiterhin förderlich ist, wenn die Pflegefamilie das Kind mit gutem 
Gewissen gehen lassen kann, also wenn sie überzeugt ist, dass ein Zusammen-
leben wirklich möglich ist. An einem solchen Fall wird die Bedeutung von 
Begleitung und Beratung für alle Beteiligten ersichtlich. 
 
Steht die Beendigung eines Pflegeverhältnisses an, so ist diese langfristig im 
Hilfeplan vorzubereiten. Die Begleitung und Beratung der Pflegefamilie und 
des Pflegekindes zielt dann auf die zukünftige Unterbringung und Lebenswei-
se des Pflegekindes.  
 
 
Pflegeverhältnis bei Volljährigkeit des Pflegekindes 
 
Mit der Volljährigkeit eines Pflegekindes ändert sich die Rechtsgrundlage des 
Pflegeverhältnisses. Der junge Erwachsene kann einen Antrag auf Hilfe für 
junge Volljährige nach § 41 KJHG stellen. Das Jugendamt hat dann den Be-
darf zu prüfen und dem Antrag stattzugeben, wenn die Hilfe erforderlich ist. 
Die Hilfe kann in der Fortführung des Pflegeverhältnisses gewährt werden. 
 
• Welche Schritte sind zur Erlangung der Selbständigkeit zu unterneh-

men?  
• Welche Anforderungen und Leistungen sind an den jungen Erwachsenen 

zu stellen?  
 
 
 
 

 
14 Siehe Kap. VIII.6. „Beendigung eines Pflegeverhältnisses“ 
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Ungeplante Beendigung eines Pflegeverhältnisses 
 
Die ungeplante Beendigung eines Pflegeverhältnisses ist ein für alle Beteilig-
ten emotional äußerst belastendes Ereignis, welches meist sehr kurzfristig 
geschieht. Nicht immer ist ein „Abbruch“ mit einem Scheitern der Pflegefami-
lie zu begründen.  
 
Die Gründe der ungeplanten Beendigung sind vielschichtig. Sie reichen von 
einer ungünstigen Vermittlungskonstellation und sich daran anschließender 
Aufschaukelung von schwierigen Situationen über sich plötzlich verändernde 
Bedingungen in der Herkunftsfamilie, beispielsweise durch eine neue Partner-
schaft der leiblichen Mutter des Pflegekindes oder dem Willen des Pflegekin-
des wieder zu gehen, bis hin zur fehlenden Unterstützung, Begleitung und 
Beratung der Pflegefamilie in schwierigen Situationen.  
 
Hier sind folgende Schwerpunkte in Begleitung und Beratung zu sehen: 
 
• Aufarbeitung von Schuld-, Scham-, Trauer- und Versagensgefühlen der 

Pflegeeltern und Mitgliedern der Pflegefamilie. 
• Was hat möglicherweise zur Überforderung geführt? 
• Was sind die tatsächlichen Motive des Pflegekindes, die Pflegefamilie 

verlassen zu wollen? 
• Welche Unterstützung benötigen die noch in der Pflegefamilie verblie-

benen Pflegekinder oder Adoptivkinder? 
• Welche Unterstützung benötigt nun die Herkunftsfamilie? 

 
 
 
V.3. BEGLEITUNG UND BERATUNG VON LEIBLICHEN KINDERN IN 

PFLEGEFAMILIEN15 
 
Angebote für leibliche Kinder von Pflegefamilien gibt es außerhalb der Fami-
lie und des Jugendamtes bisher kaum. Deshalb sollten Pflegeeltern ihre Kin-
der auf das angestrebte Pflegeverhältnis selbst gut vorbereiten und während 
der Zeit, wenn ein Pflegekind in der Familie ist, auf die Signale der eigenen 
Kinder achten und entsprechend reagieren. 
 
Voraussetzung für ein Pflegeverhältnis ist, dass auch die leibliche Kinder ein-
verstanden sind ein Pflegekind in die Familie aufzunehmen. 
 
Auch wenn Pflegeeltern meinen, dass ihre Kinder Verständnis für die neue 
Familiensituation zeigen werden, so werden sich die leiblichen Kinder sehr 
häufig emotional mit dem Pflegeverhältnis auseinandersetzen. Für die leibli-
chen Kinder ist die Aufnahmen eines Pflegekindes immer ein tiefer Einschnitt 
in ihre bisherige Lebenswelt mit ihren Eltern im Familienverbund. Auch wenn 
sie sich sehr ein (Pflege-) Geschwisterkind wünschten, ist es etwas anderes, 
wenn dieses erst einmal mit seinen Besonderheiten da ist und es Veränderun-
gen im Familienalltag mit sich  bringt. 
 

 
15 Siehe Kap. VIII.4.2. „Das Erleben leiblicher Kinder“ 
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Empfindungen von Benachteiligung und ungenügender Beachtung durch die 
Eltern sollten von den Eltern wahrgenommen werden und Gegenstand einer 
konstruktiven Auseinandersetzung sein.  
 
Wichtig für ein förderliches Miteinander der Kinder in einer Pflegefamilie ist 
die Beachtung der jeweiligen Rollen, ihrer Stellung in der Familie sowie ihre 
emotionalen Befindlichkeiten. Sie müssen ihre ursprüngliche Rolle weiter 
leben dürfen, wie sie sie vom Ursprung her erlebt haben. Es können sich sonst 
unnötige, dem Zusammenleben eher schadende, Spannungen entwickeln. 
Pflegeeltern müssen darauf achten, dass die leiblichen Kinder nicht in die Rol-
le der Eltern/ Erzieher schlüpfen, weil sie sich verantwortlich fühlen, dies 
kann zu Überforderung führen.  
 
Auf die Gestaltung eines Pflegeverhältnisses kann sich positiv auswirken, 
wenn im Voraus und während des Pflegeverhältnisses begleitende Angebote 
für leibliche Kinder vorhanden sind. Dies kann erreicht werden durch: 
 
• individuelle Gesprächsmöglichkeiten mit MitarbeiterInnen des Pflege-

kinderdienstes, 
• die Teilnahme an Vorbereitungsseminaren oder an bestimmten Teilen 

eines Vorbereitungsseminars, 
• Gruppenangebote für leibliche Kinder,  
• Bestimmte Eltern-Kind-Aktivitäten oder Eltern-Kind-Tage, 
• gemeinsame Kinderfreizeiten u.ä. 

 
 
 
V.4. BEGLEITUNG UND BERATUNG VON PFLEGEKINDERN 
 
 
V.4.1. Pflegekinder in pädagogischen Einrichtungen  
 
Eine enge, offen und ehrliche Zusammenarbeit von Pflegeeltern mit pädagogi-
schen Einrichtungen ist für das Wohl des Pflegekindes mit seinen besonderen 
Bedürfnissen förderlich. 
 
Eine Voraussetzung dafür ist die gegenseitige und rechtzeitige Information 
über Besonderheiten, Entwicklungen und notwendiger Förderbedarf, ggf.  
schon bevor das Kind in der Einrichtung (Kindertagesstätte, Schule, Hort u.ä.) 
ist. Den Pflegepersonen kommt hierbei eine besondere Vermittlungsposition 
zu. Sie müssen rechtzeitig informieren, intervenieren, koordinieren, etc. 
 
Wichtige Grundlage dafür ist der Hilfeplan. Er sollte als Instrument genutzt 
werden, um alle Beteiligten, auch die, die nur eine Zeit mit dem Kind zu tun 
haben, in den Hilfeprozess einzubeziehen und ihnen ihre Rolle verdeutlichen. 
 
Es ist vor allem wichtig, dass alle die mit dem Kind zu tun haben, über Ablauf 
und Bedeutung der Integrationsphasen16 des Kindes informiert sind. Aufgrund 
dieser Informationen können Verhaltensweisen eines Pflegekindes, auch in 

 
16 Siehe Kap. VIII.3. „Integration eines Pflegekindes in eine Familie“ 
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pädagogischen Einrichtungen, anders gedeutet werden, um damit letztlich im 
Interesse des Kindes reagieren zu können.  
 
Schule, Kindergarten, Vereine/ Arbeitsgemeinschaften, etc., Medizinische 
Einrichtungen (Ärzte, Krankenhäuser, Kureinrichtungen, etc.) müssen von 
den Pflegeeltern über Besonderheiten rechtzeitig informiert werden. Dabei 
sind die Rahmenbedingungen von Vertrauen und Datenschutz zu beachten.  
 
 
V.4.2. Begleitende Angebote für Pflegekinder 
   
Pflegeeltern finden im Umgang mit dem Kind schnell heraus, welche Interes-
sen es hat, wie es zu motivieren ist, was es meidet und gern hat. 
 
Pflegeeltern sollten dem Kind behilflich sein, für sich geeignete Angebote 
auszuwählen und es auch bei Misserfolgen ermutigen, weiterzumachen. Im 
Vordergrund steht auch hierbei die Entwicklung des Selbstbewusstseins und 
des Selbstwertgefühls der Kinder  zu stärken. 
 
Pflegeeltern sollten bei der gemeinsamen Auswahl begleitender Angebote sich 
von folgenden Fragen leiten lassen:  

 
• Was ist typisch für mein Pflegekind? 
• Welche Interessen/ Besonderheiten des Kindes stehen im Mittelpunkt? 
• Kann das Kind diesem Angebot entsprechen und persönliche Erfolge 

erzielen?  
• Inwieweit stärken Erfolge das Selbstbewusstsein/ Selbstwertgefühl des 

Kindes? 
• Fühlt es durch das Erleben in der (z.B. Sport-) Gruppe, dass es ein 

wertvoller und wichtiger Mensch ist? 
• Wie kann bei Misserfolgen geholfen werden, Schuldgefühle abzubau-

en? 
• Wieso ist es bei allem wichtig, die besondere Rolle des Pflegekindes zu 

beachten und zu akzeptieren? 
 
 
 
V.5. RAHMENBEDINGUNGEN VON BEGLEITUNG UND BERATUNG 
 
 
V.5.3. Zuständigkeit bei Beratung und Begleitung 
 
Es wird davon ausgegangen, dass in den Jugendämtern der Soziale Dienst in 
den Allgemeinen Sozialen Dienst (ASD) und den Pflegekinderdienst (PKD) 
getrennt ist. Während der ASD für die Betreuung aller aufkommenden Fälle 
für die Hilfen zur Erziehung zuständig ist, hat sich der Pflegekinderdienst auf 
die Begleitung der Vollzeitpflege spezialisiert. 
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Die Trennung der beraterischen Tätigkeit schließt jedoch eine kontinuierliche 
fachliche und sachliche Zusammenarbeit der beiden Dienste ASD und PKD  
ein. Der Hilfeplanprozess gibt hierfür einen strukturierten Rahmen vor17. 
 
 
V.5.4. Erreichbarkeit von MitarbeiterInnen der Jugendämter 
 
Es gibt immer wieder Situationen, in denen Pflegeeltern dringend Beratung 
und konkrete Hilfe benötigen. Dabei ist z.B. an familiäre Krisensituationen zu 
denken, die zu einer Eskalation geführt haben. Oder das Pflegekind ist von 
einem Besuchskontakt mit der Herkunftsfamilie nicht wieder zurückgekehrt 
und diese ist auch nicht erreichbar. Oder der seit Jahren verschwundene leibli-
che Vater steht vor der Wohnung der Pflegefamilie und fordert lautstark die 
Herausgabe seines Kindes. - Oft sind Pflegeeltern nicht in der Lage, solche 
Situationen allein zu meistern. Dann benötigen sie konkrete und ggf. vertraute 
AnsprechpartnerInnen. In der Regel kann man tagsüber immer jemanden im 
Jugendamt erreichen - was aber ist am Abend, nachts oder am Wochenende? 
 
Die telefonische Erreichbarkeit ist in den einzelnen Landkreisen und kreis-
freien Städten zurzeit unterschiedlich geregelt. Einige haben eine Rufbereit-
schaft von JugendamtsmitarbeiterInnen organisiert, andere sind nur über die 
Notrufnummer einer zentralen Leitstelle zu erreichen. Die Infomappe18 für 
Pflegeeltern sollten Informationen zur Erreichbarkeit von MitarbeiterInnen 
des Jugendamtes und des Familiengerichtes enthalten. 
 
 
V.5.5. Betreuungsschlüssel 
 
Mit diesem Handbuch kann kein verbindlicher Betreuungsschlüssel festgelegt 
werden. Dies obliegt dem jeweiligen Jugendamt selbst.  
 
Der Bundesverbandes der Pflege- und Adoptiveltern e.V. als Interessenvertre-
ter der Pflegeeltern empfiehlt folgenden Betreuungsschlüssel.  
 
Betreuung von Pflegefamilien mit einem Grundbedarf des Pfle-
gekindes 

1 : 30 

Betreuung von Pflegefamilien mit einem erhöhten Bedarf des 
Pflegekindes 

1 : 24 

Betreuung von Pflegefamilien in Sonderpflegeformen 1 : 15 
Betreuung von professionellen Pflegefamiliensystemen 1 : 10 
 
 
 
 
 
 

 
17 Siehe Kap. II.1.4. „Verantwortlichkeiten, Rollen und Zuständigkeiten“ 
18 Siehe Kap. IV.6. „Rahmenbedingungen im Vermittlungs- und Anbahnungsprozess“ 
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VI.1. DEFINITION VON QUALIFIZIERUNG UND FORTBILDUNG 
 
Die Qualifizierung und Fortbildung von Pflegeeltern ist, neben der Begleitung 
und Beratung für Pflegefamilien und Pflegekinder1, eine wichtige Säule zur 
Stärkung und Verbesserung der Qualität von Pflegeverhältnissen in den Land-
kreisen und kreisfreien Städten Sachsen-Anhalts. 
 
 Unter Fortbildungen versteht man in diesem Kontext Angebote für Pfle-

geeltern, die zur Erweiterung ihrer Kenntnisse und Weiterentwicklung ih-
rer Fähigkeiten und Fertigkeiten für den Pflegefamilienalltag dienen. Die 
Art der Pflegeform kann dabei besonderes berücksichtigt werden.  

 
 Zur Qualifizierung von Pflegeeltern und PflegeelternbewerberInnen gibt 

es eine Reihe von miteinander im Zusammenhang stehenden Angeboten 
zur Erweiterung von Kenntnissen und Entwicklung von Fähigkeiten. Die-
se sind mit dem Ziel  

• der Vorbereitung von PflegeelternbewerberInnen auf die Pflegekind-
schaft oder 

• der Erlangung des Nachweises einer besonderen Eignung für besondere 
Pflegeformen2 oder 

• der intensiven Fortbildung während der Dauer eines Pflegeverhältnis-
ses. 

verbunden. 
 
 
 
VI.2. ZIELE VON QUALIFIZIERUNG UND FORTBILDUNG 
 
Qualifizierungs- und Fortbildungsangebote für Pflegepersonen haben in erster 
Linie präventiven und informierenden Charakter. Sie sollen grundsätzlich: 
 
• Pflegeeltern über allgemeine und auch spezifische pädagogische, psycho-

logische und rechtliche Inhalte im Pflegekinderwesen informieren. 
• den Pflegepersonen die Lebenssituation der Pflegekinder und auch die der 

Herkunftsfamilie näher zu bringen, um diese in ihrem Denken und Han-
deln besser zu verstehen. 

• den Pflegeeltern zukunftsorientiert „praktische Handlungsmöglichkeiten“ 
geben und helfen, mögliche Konflikt- und Krisensituationen zu erkennen 
und dem Wohl des Kindes dienliche Handlungsstrategien zu entwickeln 
und anzuwenden. 

• den gegenseitigen Erfahrungsaustausch unter Pflegeeltern fördern. 
• aktuelle Themen und Inhalte aufgreifen, die sich auf spezifische Situatio-

nen von Pflegekindern oder aber auch gesellschaftliche Bedingungen be-
ziehen. 

• den Pflegeeltern ermöglichen, sich kontinuierlich weiterzubilden und aus-
zutauschen. 

• den Pflegefamilien Gelegenheit geben, ihre Situation im Bezug zum Pfle-
gekind zu betrachten. 

• die Ressourcen der Pflegeeltern aktivieren und stärken. 
 

1 Siehe Kap. V „Die Begleitung und Beratung der Pflegefamilie“ 
2 Siehe Kap. I.3. „Beschreibung der Formen von Pflegeverhältnissen“ 
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• rechtzeitig Mut und Kraft zur Fortführung des Pflegeverhältnisses vermit-
teln, um eine vorzeitige Beendigung von Pflegeverhältnissen zu vermei-
den. 

• Vertrauen zu den MitarbeiterInnen des Pflegekinderdienstes schaffen. 
• ermöglichen, gemeinsam an Inhalten und Themen zu arbeiten. 
 
Die Angebote zur Fortbildung und Qualifizierung richten sich nach dem Be-
darf der Pflegekinder und der Pflegepersonen. Die Jugendämter als Träger 
von Weiterbildungsveranstaltungen stimmen die Themen, Inhalte und mögli-
che ReferentInnen mit den Pflegeeltern ab. Pflegeelternvereine sind entspre-
chend zu beteiligen.  
 
Qualifizierungsangebote haben darüber hinaus die Aufgabe, entsprechend 
dem Bedarf von Pflegekindern, fachliche Standards für spezifische Pflege-
formen zu vermitteln, um den Bedarf an Sonderpflegeformen langfristig zu 
decken.  
 
Angebote zur Fortbildung und Qualifizierung von Pflegeeltern machen den 
fachlichen Anspruch der Pflege von Kindern in Familien deutlich.  Sie eignen 
sich in besonderer Weise zur Öffentlichkeitsarbeit; daher sollten das Jugend-
amt als Träger solcher Veranstaltungen diese in geeigneter Weise bekannt 
machen.3  
 
Die Teilnahme an Weiterbildungsveranstaltungen für Pflegeeltern wird von 
den örtlichen Trägern der Jugendhilfe als Recht der Pflegeeltern verstanden. 
Für die Pflegeltern besteht eine Pflicht zur Bereitschaft, an sie selbst betref-
fenden Angeboten aktiv teilzunehmen. Es wird empfohlen, die Teilnahme an 
entsprechenden Weiterbildungsveranstaltungen im Hilfeplan festzuhalten. 
 
Alle TeilnehmerInnen an Fortbildungs- und Qualifizierungsveranstaltungen 
erhalten eine Teilnahmebestätigung, auf dem das Thema vermerkt ist. Bei 
Seminarreihen und Qualifizierungsmaßnahmen sollten die wichtigsten Inhalte 
der Veranstaltungen benannt sein.  
 
 
 
VI.3. DAS VORBEREITUNGSSEMINAR 
 
Das Vorbereitungsseminar ist Teil einer allgemeinen Prüfung der Eignung 
von Pflegeeltern4. 
 
Die Praxis zeigt, dass die gezielte Vorbereitung der BewerberInnen um eine 
Pflegschaft ein ganz wesentlicher Baustein für das Gelingen eines Pflegever-
hältnisses ist.  
 
Neben der notwendigen Informationsvermittlung über psychologische, päda-
gogische, rechtliche und auch wirtschaftliche Aspekte eines Pflegeverhältnis-
ses ist es wichtig, innerhalb einer Bewerbergruppe den Austausch über die 
persönlichen Motive, Erfahrungen und Meinungen zu fördern und die Ausei-

 
3 Siehe Kap. X „Öffentlichkeitsarbeit“ 
4 Siehe Kap. III.5. „Das Auswahlverfahren“ 
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nandersetzung der BewerberInnen mit ihren eigenen Möglichkeiten, Fähigkei-
ten und auch Grenzen anzuregen. 
 
 
VI.3.1. Ziele eines Vorbereitungsseminars 
 
Ziel eines Vorbereitungsseminars ist, dass die BewerberInnen am Ende der 
Seminarreihe ihre Bereitschaft, einem Kind eine neue Lebensperspektive zu 
ermöglichen, differenziert sich selbst und anderen gegenüber vertreten können 
oder sich aber zu entscheiden, dass die Aufnahme eines Pflegekindes nicht in 
Betracht kommt.  
 
Während des Seminars werden dazu folgende „kleinere“ Ziele verfolgt: 
 
• Es gilt, den BewerberInnen ein realistisches Bild von Pflegekindern und 

dem möglichen Verlauf eines Pflegeverhältnisses zu vermitteln. 
• Grundlagen von Konfliktbewältigungsstrategien zu vermitteln. 
• Die PflegeelternbewerberInnen sollen angeleitet werden, ihre eigene 

Lebenssituation, ihre eigenen Wünsche und ihre Motivation sowie die 
Bedingungen des aufzunehmenden Kindes, aktiv zu reflektieren. 

• Es ist den BewerberInnen deutlich zu vermitteln, dass Pflegekinder eine 
Herkunftsfamilie haben, in der sie aufgewachsen sind, die ihre bisherige 
Entwicklung maßgeblich geprägt hat und die zumeist auch in der Zu-
kunft des Kindes eine Rolle spielen wird. Pflegekinder sind Kinder mit 
zwei Familien. 

• Die BewerberInnen erhalten Anregungen, wie sie ihre eigenen Grenzen 
und Möglichkeiten und die Auswirkung eines Pflegeverhältnisses auf 
die eigene Lebensplanung realistisch einschätzen können. 

• Die BewerberInnen sollen erkennen, dass das Kind und seine Geschich-
te im Mittelpunkt einer jeden Vermittlung steht und dass dies mit eige-
nen Wünschen und Vorstellungen konkurrieren kann.  

• Die BewerberInnen sollen erfahren, dass die Entscheidung über die 
konkrete Vermittlung eines Kindes vor dem Hintergrund seiner bisheri-
gen Lebenserfahrungen und seiner zukünftigen Entwicklung geschieht. 
Diese Grundlagen müssen mit den Bedingungen in der Pflegefamilie 
überein zu bringen sein.  

 
Die Gruppenarbeit mit PflegeelternbewerberInnen stellt auch eine Entschei-
dungshilfe dar, ob die BewerberInnen aus Sicht der verantwortlichen Fachstel-
len grundsätzlich für die Aufnahme eines Pflegekindes in Frage kommen. Die 
MitarbeiterInnen des Pflegekinderdienstes erhalten einen umfassenden Ein-
druck von den BewerberInnen - eine wichtige Entscheidungsgrundlage, um  
ein zu vermittelndes Kind mit seinen Besonderheiten und entsprechend seiner 
Bedürfnisse gezielt in einer zu ihm passenden Pflegefamilie unterzubringen. 
 
 
VI.3.2. Rahmenbedingungen eines Vorbereitungsseminars 
 
Veranstalter eines Vorbereitungskurses für PflegeelternbewerberInnen ist der 
örtliche Pflegekinderdienst. Er ist verantwortlich für die Auswahl der Teil-
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nehmerInnen und die strukturellen Bedingungen der Seminarreihe (Ort, Zeit 
und Auswahl der ReferentInnen).  
 
Gibt es in einem Landkreis oder einer kreisfreien Stadt nur wenige Bewerbe-
rInnen, so sollten diese an einem zeitnah stattfindenden Vorbereitungsseminar 
in einer der Nachbarkommunen teilnehmen können. 
 
Das Vorbereitungsseminar für PflegeelternbewerberInnen ist Bestandteil des 
Auswahlverfahrens für Pflegeeltern, die Teilnahme daran ist also verpflich-
tend.5 Werden die Seminare von SeminarleiterInnen, die nicht im zuständigen 
Pflegekinderdienst arbeiten durchgeführt, wird die Teilnahme der zuständigen 
MitarbeiterInnen des Pflegekinderdienstes empfohlen. 
 
Es sollte darauf geachtet werden, dass möglichst beide Pflegepersonen (Ehe-
partner oder Zusammenlebende) zu den Seminarveranstaltungen anwesend 
sind. 
 
Über welchen Zeitraum wie viele Veranstaltungen für ein Vorbereitungssemi-
nar verteilt sind, wird in den Kommunen unterschiedlich gehandhabt. Folgen-
de Modelle lassen sich beispielhaft aufzählen: 
 
• 10 Veranstaltungen für PflegeelternwerberInnen innerhalb eines Jahres. 

Neben themenorientierten Seminaren werden auch Exkursionen z.B. in 
Heimeinrichtungen oder zu einer Beratungsstelle angeboten. Die Be-
werberInnen haben in diesem Modell die Möglichkeit sich intensiv über 
einen langen Zeitraum auf die Pflegekindschaft vorzubereiten und viel 
Raum zur Selbsterfahrung und Erfahrungsaustausch. 

• Vorbereitungsseminar von 6 Veranstaltungen. Dieses Modell setzt auf 
die intensive und kompakte Vorbereitung. Die BewerberInnen setzen 
sich in einem intensiven Lehrgang mit den Inhalten6 auseinander. Auch 
hier stehen neben der Vermittlung von Theorie Selbsterfahrung und Er-
fahrungsaustausch im Mittelpunkt. Diese Variante wird von Jugendäm-
tern bevorzugt, die externe SeminarleiterInnen für ein Vorbereitungs-
seminar engagieren. 

 
Erfahrungsgemäß ist es günstig, den Abstand zwischen zwei Seminarveran-
staltungen so zu wählen, dass die Teilnehmenden genügend Zeit haben, die 
unterschiedlichen Themen zu reflektieren. 
 
Um den Erfahrungsaustausch zwischen den Teilnehmern gewährleisten zu 
können, sollte die Gruppengröße bei fünf bis maximal zehn Familien liegen,  
 
Die Räumlichkeiten sollten hell und freundlich sowie für unterschiedliche 
Methoden der Gruppenarbeit geeignet sein (Gruppengespräche, Kurzreferate, 
Kleingruppenarbeit, Arbeit an Tafel oder Flipchart, Vorhandensein eines 
Overheadprojektors, Abspielmöglichkeit von Videos und CD’s). 
 
Die SeminarleiterInnen sollten über einen pädagogisch/ psychologischen 
Berufsabschluss verfügen und mit ihrer fachlichen Qualifikation und ihren 

 
5 Siehe Kap. III.5. „Das Auswahlverfahren“ 
6 Siehe Kap. VI.3.4. „Inhalte des Vorbereitungsseminars“ 
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Erfahrungen einen Zugang zum Pflegekinderwesen haben. Sie sollten die ört-
lichen Gegebenheiten, z.B. die Ausführung des Hilfeplans in dem jeweiligen 
Landkreis oder der kreisfreien Stadt in der Seminararbeit berücksichtigen. 
 
Nach dem Abschluss der Seminarreihe erhalten die TeilnehmerInnen eine 
Teilnahmebestätigung. 
 
 
VI.3.3. Einbeziehung erfahrener Pflegeeltern 
 
Die Seminarreihe soll einem hohen, praktisch erfahrbaren Anspruch, genügen. 
Aus diesem Grunde sollten erfahrene Pflegeeltern in die Gestaltung des Vor-
bereitungsseminars einbezogen werden. Es ist für die teilnehmenden Bewer-
berInnen von besonderer Bedeutung, von den Erfahrungen anderer Pflegeel-
tern zu profitieren. Diese können ihre Erlebnisse den BewerberInnen sehr 
plastisch schildern und so die Wirklichkeit von Pflegeverhältnissen aus erster 
Hand darstellen.7 
 
 
VI.3.4. Inhalte des Vorbereitungsseminars 
 
Die Inhalte des Vorbereitungsseminars greifen ein möglichst großes Spektrum 
an Fragen und Problemlagen auf, welche auf die Pflegefamilien im Verlauf 
der Pflegschaft zukommen können. Deshalb werden sowohl rechtliche Hin-
tergründe als auch psychologische, pädagogische und medizinische Informati-
onen vermittelt, die einerseits kindzentriert, andererseits aber auch auf die 
Situation der teilnehmenden Familien gerichtet sind. Wissensvermittlung und 
die Darstellung von Erfahrungen dienen dazu, kindliches Verhalten zu verste-
hen und die Handlungskompetenzen der TeilnehmerInnen zu erweitern. 
 
Die Vielzahl von zu erwartenden Veränderungen und Belastungen in einer 
künftigen Pflegefamilie werden thematisiert. PflegeelternbewerberInnen sol-
len sich ihrer eigenen Einstellungen, Rollen und Wünsche in Bezug auf die 
Pflegefamilie bewusst werden können. Die Teilnehmenden sollten während 
aller Seminarthemen genügend Möglichkeiten haben, die eigenen Erfahrungen 
und Befindlichkeiten zu äußern. 
 
Die folgende Übersicht zeigt an einem Beispiel8 die wichtigsten Inhalte eines 
Vorbereitungsseminars mit sechs Veranstaltungen: 
 
1. Die Pflegefamilie 
• gegenseitiges Kennenlernen der TeilnehmerInnen 
• Austausch über Motive und Wünsche, die mit der Aufnahme eines 

Pflegekindes verbunden sind 
• Beziehungsrahmen: Besprechen, wen man sich mit der Aufnahme eines 

Pflegekindes noch „ins Haus“ holt 
 

7 Der Landesverband für Pflege- und Adoptiveltern in Sachsen-Anhalt und die Pflegeeltern-
schule Sachsen-Anhalt haben ein gemeinsames Konzept zur Vorbereitung von Pflegeeltern-
berwerberInnen erarbeitet, in dem die Teilnahme von erfahrenen Pflegeeltern verpflichtend 
festgeschrieben ist. 
8 Diese wurde von dem Landesverband der Pflege- und Adoptiveltern in Sachsen-Anhalt e.V. 
und der Pflegeelternschule Sachsen-Anhalt gemeinsam erarbeitet  
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• rechtliche Beziehungen: Pflegefamilie, Jugendamt, leibliche Eltern 
• Pflegeformen 

 
2. Recht und Zusammenarbeit 
• Herausnahme/ Inobhutnahme/ freiwilliger Antrag auf Hilfe zur Erzie-

hung 
• Unterschiede von Pflegekindschaft auf Dauer und Pflegekindschaft auf 

Zeit 
• Rückführung von Pflegekindern 
• Zusammenarbeit in der Jugendhilfe: Hilfeplan als Grundlage (wird spä-

ter praxisorientiert nochmals aufgegriffen) 
• Partner der Zusammenarbeit: Herkunftseltern, Vormund, Pflegekinder-

dienst... 
• Sorgerecht 
• Umgangsrecht 

 
3. Die Herkunft des Kindes 
• Ursachen von Herausnahmen/ Herausgabe 
• Situation der Herkunftsfamilie 
• Ziel der Zusammenarbeit aller Beteiligten 
• Grenzen der Zusammenarbeit (emotionale Aspekte bei Pflegeeltern und 

Herkunftseltern) 
• Bindungstheorie 

 
4. Pflegeverlauf I 
• Trennungserleben des Kindes und Trauer 
• Trauer der Pflegeeltern bei Beendigung des Pflegeverhältnisses 
• Loyalität und Loyalitätskonflikte 
• Anbahnung, Übergang und Anpassung im Pflegeverhältnis 
• Blick des Kindes auf Erwachsene 
• Entwicklungsverzögerungen 

 
5. Pflegeverlauf II 
• Erwartungen des Kindes aufgrund seiner bisherigen Erfahrungen 
• traumatische Erfahrungen und ihre Bedeutung für das Erleben des Kin-

des 
• Übertragung und  Regression als Integrationsphasen nach Nienstedt/ 

Westermann9 
• Erleben des Pflegekindes und der Pflegeeltern 

 
6. Pflegefamilie und Öffentlichkeit 
• Zusammenarbeit von Pflegeeltern/ Vereinen 
• Reaktion der Umwelt auf die Aufnahme eines Pflegekindes 
• Unterstützungsmöglichkeiten 
• Zusammenarbeit mit Institutionen 
• Veränderung in der Familie durch die Aufnahme eines Pflegekindes 

(Zusammenfassung) 

 
9 Monika Nienstedt/ Arnim Westermann „Pflegekinder – Psychologische Beiträge zur Sozia-
lisation von Kindern in Ersatzfamilien“, Münster 1998 
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• Stellung der leiblichen Kinder in der Pflegefamilie 
• Selbstreflexion 

 
Die Teilnehmenden erhalten während der Seminarreihe schriftliche Materia-
lien zu den jeweils bearbeiteten Inhalten. 
 
 
 
VI.4. FORTBILDUNG FÜR PFLEGEELTERN 
 
 
VI.4.1. Formen von Qualifizierung und Fortbildung 
 
Aufgrund der unterschiedlichen Situationen von Pflegekindern, der verschie-
denen Erfahrungen der Pflegepersonen und ihrer unterschiedlichen zeitlichen 
Ressourcen ist es wichtig, ein differenziertes und vielschichtiges Qualifizie-
rungs- und Fortbildungsmodell zur Verfügung zu haben. Die Differenzierung 
muss zum einen in zeitlicher Hinsicht und zum anderen unter inhaltlichen 
Gesichtspunkten geschehen. In den folgenden Punkten werden verschiedene 
Formen von Qualifizierungs- und Fortbildungsmöglichkeiten an fiktiven Bei-
spielen geschildert. Inhalte werden im nächsten Kapitel beispielhaft aufge-
zählt. 
 
 
Regionale Abendveranstaltungen10 
 
Regionale Abendveranstaltungen werden durch einen örtlichen Träger (Ju-
gendamt und/ oder Pflegeelternverein) organisiert. Sie dauern jeweils maxi-
mal zwei bis drei Stunden und haben einen Themenschwerpunkt11. Die 
Abendveranstaltungen sichern in jedem Landkreis/ jeder kreisfreien Stadt ein 
Grundangebot an Wissensvermittlung und Erfahrungs- sowie Wissensaus-
tausch.  
 
Wichtig ist dabei ist auch, dass die Pflegeeltern untereinander ins Gespräch 
kommen, sich in einer Gruppe „Gleichgesinnter“ aufgehoben fühlen und ohne 
Ängste nicht verstanden zu werden, ihre Themen ansprechen können. 
 
Zeitlich und räumlich sind regionale Abendveranstaltungen so organisiert, 
dass möglichst jede Pflegefamilie aus dem jeweiligen Landkreis/ der kreis-
freien Stadt vertreten sein kann. 
In den einzelnen Landkreisen und kreisfreien Städten gibt es sehr unterschied-
liche Organisationsformen für solche Abende. Grundsätzlich können einzelne 
Informationsabende zu bestimmten Themen und regelmäßig stattfindende 
Gruppentreffen unterschieden werden. 
 
Hier sind einige mögliche Formen beispielhaft aufgezeigt: 
 

 
10 Unter Abendveranstaltungen werden Seminare verstanden, die 2-3 Zeitstunden dauern. 
Diese finden meisten am Abend statt, können aber auch zu anderen Tageszeiten angeboten 
werden. Dies richtet sich nach dem Bedarf der Pflegepersonen. 
11 Supervisionen und Beratungen finden oft auch abends statt, sind aber damit nicht gemeint. 
Siehe Kap. V „Begleitung und Beratung der Pflegefamilie“ 
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 Landkreis A:  
• alle sechs bis acht Wochen treffen sich die Pflegeeltern mit der/ den 

MitarbeiterInnen des Pflegekinderdienstes zu sogenannten Stützpunkt-
treffen. Diese dienen in erster Linie dem gegenseitigen Erfahrungsaus-
tausch. An einigen Abenden werden zu einem bestimmten Thema in-
terne oder externe ReferentInnen eingeladen. 

• Drei- bis viermal jährlich haben die Pflegeeltern die Möglichkeit, an 
themenzentrierten Arbeitsgruppen teilzunehmen, die auf spezifische Si-
tuationen und Probleme bestimmter Pflegekinder zugeschnitten sind. 
Dazu werden die betreffenden und interessierten Pflegeeltern eingela-
den. 

• Ebenfalls drei- bis viermal im Jahr treffen sich die Pflegeeltern beson-
derer Pflegeformen (z.B. Bereitschaftspflege). 

• Der regionale Verein organisiert Feste und andere Zusammenkünfte 
von Pflegeeltern. 

 
 Landkreis B:  
• Einmal im Monat findet an einem festen Ort zu fester Zeit ein Vereins-

treffen statt, bei dem Vereinsthemen besprochen und Erfahrungen aus-
getauscht werden. Bei diesen Treffen werden auch die Feste des Ver-
eins für Pflegekinder und Pflegeeltern organisiert und vorbereitet. 

• Mehrere dieser Treffen werden, in Absprache mit den Vereinsmitglie-
dern, unter ein Thema gestellt, zu dem externe ReferentInnen eingela-
den werden. 

 
 Landkreis C:  
• Der örtliche Verein trifft sich jeden Monat zum gegenseitigen Erfah-

rungsaustausch und zum Besprechen von Vereinsthemen.  
• Die MitarbeiterInnen des Pflegekinderdienstes nutzen die organisatori-

schen Gegebenheiten des Vereins und bereiten, in Absprache mit den 
Vereinsmitgliedern viermal jährlich Themenabende mit externen Refe-
rentInnen vor, die im Rahmen der Vereinstreffen stattfinden. 

• Jährliche Feste werden gemeinsam organisiert und durchgeführt. 
 
 Landkreis D:  
• Ein freier Träger ist vom Landkreis beauftragt, sich um die Fortbildung 

von Pflegeeltern zu kümmern, ihren Bedarf zu erkunden und entspre-
chende Angebote zu unterbreiten. Daraufhin organisiert dieser viermal 
jährlich eine Themenveranstaltung mit externen ReferentInnen. 

• Darüber hinaus fühlt sich dieser Träger auch für den Erfahrungsaus-
tausch der Pflegeeltern verantwortlich und organisiert mehrere Pflege-
elterntreffen, die sich an den Jahresfesten ausrichten. 

 
 Landkreis E:  
• In Absprache mit den Pflegeeltern organisiert der Pflegekinderdienst 

fünf bis sechs thematische Abendveranstaltungen mit externen Referen-
tInnen. 

• Darüber hinaus sorgt der Pflegekinderdienst in den von ihm organisier-
ten Jahresfesten, beispielsweise im Sommer oder zu Weihnachten, für 
einen Erfahrungsaustausch der Pflegeeltern untereinander. 
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 Landkreis F:  
• Der Pflegekinderdienst organisiert sechsmal im Jahr thematische Aben-

de, die überwiegend durch interne MitarbeiterInnen organisiert und 
durchgeführt werden, inhaltlich aber mit den betreffenden Pflegeeltern 
abgesprochen sind. 

• Der regionale Verein organisiert daneben zwei eigene thematische Ver-
anstaltungen mit externen ReferentInnen. Außerdem werden Jahresfeste 
etc. durchgeführt. 

 
Die Fortbildungsveranstaltungen am Abend und der regelmäßig organisierte 
Erfahrungsaustausch von und für Pflegeeltern sind derzeit unentgeltlich.  
 
 
Regionale Tages- und Wochenendveranstaltungen 
 
Neben den regionalen Abendveranstaltungen sind Tages- und Wochenendver-
anstaltungen das zweite wichtige Standbein für Qualifizierung und Fortbil-
dung von Pflegepersonen im Landkreis bzw. in der kreisfreien Stadt. Im 
Rahmen solcher Veranstaltungen können Themen intensiv erörtert, bespro-
chen und reflektiert werden. Sie bieten darüber hinaus den Teilnehmenden die 
Möglichkeit sich gegenseitig noch besser kennen zu lernen.  
 
Die Themen dieser Veranstaltungen müssen sorgfältig ausgewählt und die 
Termine langfristig zwischen den örtlichen Pflegeelternvereinen und dem 
Pflegekinderdienst abgestimmt werden. 
 
Mit Tages- und Wochenendveranstaltungen hat man außerdem die Möglich-
keit, die ganze Familie einzubeziehen. Es bietet sich auch an, innerhalb einer 
Wochenendfreizeit für Pflegefamilien thematisch zu arbeiten. Pflegeeltern 
können sich losgelöst vom Alltag, auf sich selbst, die anderen Pflegeeltern 
sowie auf neue Erfahrungen und Eindrücke einlassen. Wichtig ist bei Veran-
staltungen dieser Art eine qualifizierte Betreuung der Kinder und Jugendli-
chen. 
 
Mehr als zwei Tages- und Wochenendveranstaltungen im Jahr anzubieten 
bedarf eines überdurchschnittlichen Interesses der Pflegeeltern.  
 
Es wird empfohlen, durch einen Beitrag zur Deckung der Unterbringungs- 
und Versorgungskosten die TeilnehmerInnen an der Finanzierung einer sol-
chen Veranstaltung zu beteiligen und die Durchführung somit abzusichern. 
 
Um die anfallenden ReferentInnenkosten bei Tages- und Wochenendveran-
staltungen möglichst gering zu halten, sollten benachbarte Landkreise koope-
rieren, um eine optimale Teilnehmerzahl zu erreichen. Dies macht sich insbe-
sondere bei spezifischen Themen bemerkbar, die nur für kleinere Gruppen 
von Pflegefamilien interessant sind. 
 
Um einen hohen Zuspruch der Pflegeeltern zu erlangen, sind Tagesveranstal-
tungen möglichst am Wochenende anzubieten. Die Räumlichkeiten sind den 
Bedürfnissen der Teilnehmenden, auch der Kinderbetreuung, anzupassen. Es 
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ist auf eine gute Erreichbarkeit aus dem jeweiligen Landkreis/ der kreisfreien 
Stadt zu achten. 
 
 
Überregionale Tages- oder Wochenendseminare 
 
Es gibt immer wieder Inhalte, die nur für eine kleinere Zahl von Pflegeeltern 
von Interesse sind, z.B. zum Thema Behinderung oder bei Seminaren für be-
sondere Pflegeformen. Hier bietet es sich an, überregionale Veranstaltungen 
anzubieten, deren Inhalte und Termine langfristig den Pflegeeltern bekannt 
sind. Auch, und dies sollte nicht unterschätzt werden, hat der Zuspruch an 
überregionalen Seminaren etwas mit dem Bekanntheitsgrad der ReferentInnen 
zu tun. Deren fachliches Know-how ist eine wichtige Motivationsgrundlage 
für die Teilnahme der Pflegeeltern. 
 
Aber auch das Kennenlernen von Pflegeeltern aus anderen Landkreisen und 
der daraus resultierende Austausch sind wichtige Faktoren für überregionale 
Veranstaltungen. Nicht zuletzt der hier eingesetzten, überregional bekannten 
ReferentInnen wegen erfreuen sich solche Veranstaltungen - wie z.B. die Bil-
dungswochenenden des Landesverbandes oder der Tag der Pflegefamilien - 
eines starken Zuspruchs.  
 
Als Organisatoren und Veranstalter bieten sich landesweit tätige Interessen-
verbände, wie der Landesverband der Pflege- und Adoptiveltern in Sachsen-
Anhalt, oder landesweite freie und öffentliche Träger an. Zu nennen ist an 
dieser Stelle das Landesjugendamt und die Pflegeelternschule der Stiftung 
Evangelische Jugendhilfe St. Johannis in Bernburg. Zu begrüßen sind außer-
dem Veranstaltungen anderer Träger oder Personen, stellen sie doch einen 
erweiterten Angebotskreis dar und erhöhen die Vielfalt.  
 
Erfreulicherweise gibt es auch eine Reihe regionaler Pflegeelternvereine, die 
es aus ihrem Interesse und Engagement heraus schaffen, überregionale Veran-
staltungen zu organisieren. 
 
Die terminliche und inhaltliche Koordinierung ist durch Kooperation der eben 
genannten Organisatoren durch regelmäßige Treffen sicherzustellen.  
 
 
Überregionale Tagungen 
 
Alle bisher genannten Veranstaltungen dienen in erster Linie der Fortbildung 
von Pflegeeltern. Es ist jedoch genauso wichtig, Qualifizierungs- und Fortbil-
dungsmöglichkeiten im Pflegekinderwesen für Fachkräfte aus den Jugendäm-
tern und Fachkräfte anderer beteiligter Dienste und Institutionen anzubieten. 
Möglichst alle im Pflegekinderwesen Involvierten sollten an der gemeinsamen 
Aushandlung von pädagogischen, psychologischen und rechtlichen Inhalten 
und Prämissen beteiligt sein. 
 
Das kann etwa in Form landesweiter Tagungen geschehen. Diese sollten, wie 
überregionale Seminare auch, in Kooperation landesweiter Interessenverbän-
de, freier und öffentlicher Träger, organisatorisch und inhaltlich geplant und 
durchgeführt werden.  
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Als Themen bieten sich jeweils aktuell diskutierte, fachliche Positionen aus 
dem Pflegekinderwesen oder betreffender Wissenschaftsbereiche an. Das 
Themenspektrum reicht vom Stand der Verwandtenpflege über neurobiologi-
sche Erkenntnisse und deren Auswirkungen auf die Traumaforschung bis hin 
zum Aufbau und der Qualifizierung heilpädagogischer und sozialpädagogi-
scher Pflegestellen. 
 
 
Qualifizierungskurse für besondere Pflegeformen 
 
In der Praxis wird deutlich, dass in vielen Landkreisen sozialpädagogische 
und heilpädagogische Pflegestellen gesucht werden, um behinderte Kinder 
oder besonders entwicklungsbeeinträchtigte Kinder und Jugendliche bedarfs-
gerecht unterzubringen. 
 
Im Rahmen der Fachtagungen zum Entstehen dieses Handbuches haben die 
Beteiligten befunden, dass die Formulierung von Inhalten und Kriterien zur 
Qualifizierung von Pflegeeltern solcher Pflegestellen ein besonders wichtiges 
Thema ist. Es sollte intensiv bearbeitet werden; die Fachtagungen ließen dafür 
zu wenig Raum12.  
 
Aus diesem Grunde sollen hier nur die Fragen aufgeführt werden, die von 
einer Sonderarbeitsgruppe oder während einer besonderen Fachtagung bear-
beitet werden könnten: 
 
• Wie können die Kriterien für differenzierte besondere Pflegestellen13 

noch weiter konkretisiert werden? Was genau bedeutet „besondere Eig-
nung“? 

• Worüber wird eine besondere Pflegestelle definiert? Über den Bedarf 
der Kinder? Nachträglich? Oder vor der Vermittlung? Erhalten ausge-
bildete Pädagogen, Erzieher, medizinische Fachkräfte automatisch den 
Status einer besonderen Pflegestelle? 

• Wie kann ein Qualifizierungskurs für Nichtpädagogen etc. ausgestaltet 
werden, um den Status einer besonderen Pflegestelle zu entsprechen? 
Können Pflegepersonen berufsbegleitend entsprechende Abschlüsse 
nachholen? Wie können diese landesweit anerkannt werden? Kann eine 
solche Ausbildung aus bestimmten Fortbildungsmodulen bestehen? 
Welche Inhalte haben diese? 

• Ist eine landesweit einheitliche Qualifizierung sinnvoll, wer organisiert 
und wer bezahlt sie? 

• Wie können Diagnostische Verfahren und das Hilfeplanverfahren ziel-
genauer auf besonders entwicklungsbeeinträchtigte Kinder und deren 
notwendige Förderung abgestimmt und gestaltet werden? 

 
Während der bisherigen Fachtagungen wurde die Bereitschaftspflege eben-
falls nur ansatzweise besprochen. Es kann nur auf die Bedeutung der Vorbe-
reitung und Begleitung von Bereitschaftspflegeeltern hingewiesen werden. 

 
12 Besondere Pflegeformen detaillierter zu beschreiben könnte eine Aufgabe der Fortführung 
der bisherigen Debatte um Qualitätsmerkmale im Pflegekinderwesen in Sachsen-Anhalt sein. 
13 Siehe Kap. I.3. „Beschreibung der Formen von Pflegeverhältnissen“ 
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Gerade bei dieser kleinen Gruppe von Pflegeeltern bietet sich die Zusammen-
arbeit benachbarter Landkreise und kreisfreier Städte an, um den Bereit-
schaftspflegeeltern die Möglichkeit zu geben, ihre speziellen Themen und 
Anliegen in einer eigenen Gruppe zu besprechen. Auch ist es nicht unwichtig, 
Bereitschaftspflegeeltern auf besondere pädagogische, psychologische und 
rechtliche Bedingungen vorzubereiten. Dazu ist es notwendig ein Qualifizie-
rungskonzept zu erarbeiten. 
 
 
Veranstaltungen für verwandte Pflegeeltern 
 
Verwandte Pflegeeltern haben oftmals andere Ansprüche an Fortbildung, aber 
auch an Begleitung. Es hat sich in der Vergangenheit gezeigt, dass diese 
Gruppe von Pflegeeltern besonders schwer zu erreichen ist und sich von vie-
len Themen und Inhalten nicht angesprochen fühlt. Daher ist es zukünftig eine 
wichtige Aufgabe, verwandte Pflegeeltern als eigenständige Betroffenengrup-
pe wahrzunehmen und spezielle Fortbildungs- und Begleitungsangebote zu 
unterbreiten14. 
 
In einigen Landkreisen gibt es derzeit Veranstaltungen für verwandte Pflege-
eltern, um wenigstens den gegenseitigen Erfahrungsaustausch sicher zu stel-
len. 
 
 
VI.4.2. Themen und Inhalte von Fortbildung und Qualifizierung 
 
Fortbildungsangebote werden vor allem dann von den Pflegeeltern gerne in 
Anspruch genommen, wenn sich ihre momentanen Befindlichkeiten und Be-
dürfnisse aus dem Pflegeverhältnis heraus in den Themen und Inhalten wie-
derfinden. Daher ist es schwer, ein allgemein gültiges Angebot an bestimmten 
Themen zu formulieren.  
 
Die Angebotspalette an Fortbildungen für Pflegeeltern muss den jeweils aktu-
ellen Bedingungen angepasst und jährlich erneuert werden. Dass dafür der 
Kontakt der MitarbeiterInnen des Pflegekinderdienstes zu den Pflegeeltern 
und Kenntnisse über den Verlauf einzelner Pflegeverhältnisse eine notwendi-
ge Voraussetzung sind, ist selbstverständlich. Sicher gibt es immer wieder 
Themen, die von ständiger Brisanz sind, wie z.B. die Gestaltung von Um-
gangskontakten des Kindes mit seiner Herkunftsfamilie. Neben sehr pflege-
kinderspezifischen Thematiken sind auch allgemeinere von Bedeutung, da sie 
die Grundlage für ein differenziertes Jugendhilfesystem darstellen.  
 
Im Folgenden sind mögliche Fortbildungsthemen in den Kategorien Recht, 
Pädagogik/ Psychologie und Allgemeines beispielhaft, ohne Wertung der Be-
deutung, aufgelistet. 
 
Allgemeine Themen 
 
• Kommunikationsformen 
• Was heißt richtig erziehen? 

 
14 Siehe Kap. I.3.5. „Verwandtenpflege“ 

Besondere Anspra-
che von verwandten 
Pflegeeltern not-
wendig 
 

Die Bedürfnisse der 
Pflegepersonen 
bestimmen die The-
menauswahl 
 

Jährliche Anpassung 
der Themen 
 

Mögliche Themen 
 



QUALIFIZIERUNG UND FORTBILDUNG VON PFLEGEELTERN   

139   HANDBUCH FÜR DAS PFLEGEKINDERWESEN IN SACHSEN-ANHALT   

• Vereine fördern und unterstützen 
• Familien im Wandel – Einfluss sich verändernder Werte und Normen 

auf die Familie 
• Mehr Sicherheit im Alltag durch Rituale und „Immer-

Wiederkehrendes“ 
• Zusammenarbeit mit der Herkunftsfamilie 
• Zusammenarbeit mit Therapeuten 
• Zusammenarbeit mit der Schule 
• Vorstellung verschiedener Therapien 
• Frauen und Männer, Geschlechterrollen in der Erziehung 
• Die Arbeit der Beratungsstelle 
• Der Schulpsychologische Dienst 
• Konsequenzen - Grenzen - Strukturen im Alltag 
• Institutionen für Pflegefamilien 
• Die Pflegefamilie - eine ganz normale Familie? 
• Was ist seelische Behinderung? 
• Die Adoption des Pflegekindes (Freigabe, Ersetzung, Adoption als Er-

wachsener) 
• Stressbewältigung im Alltag  
• Entwicklungspsychologische Aspekte in der Erziehung von Kindern  
• Alkoholembryopathie 
• Integration von Pflege- und Adoptivkindern in die Familie 
• Veränderungen der Familienbeziehungen durch die Aufnahme eines 

Pflegekindes 
 

Rechtliche Themen 
 
• Hilfeplan 
• Sorgerecht 
• Umgangsrecht 
• Rechtliche Besonderheiten in Pflegeverhältnissen  
• Jugendhilferecht 
• Pflegefamilien/ Pflegekinder in familiengerichtlichen Verfahren 
• Verfahrenspflegschaft 
• Rechte und Möglichkeiten von Pflegeeltern und Pflegekindern 
• Vormundschaft  
• Namensänderung 
• Ausübung und Vertretung im Rahmen des Elternrechtes 
• Wenn das Pflegekind volljährig wird (§ 41 - Hilfe für junge Volljähri-

ge, weitere Hilfen) 
 

Pädagogisch/ Psychologische Themen 
 
• Umgang mit der Herkunftsfamilie des Pflegekindes  
• Mein Kind will Kontakt zu seinen leiblichen Eltern  
• Zwischen allen Stühlen - das Pflegekind und seine Loyalitätskonflikte 
• Umgang mit Suchtkranken und psychisch erkrankten Herkunftseltern 
• Die Vorgeschichte des Pflegekindes und deren Auswirkungen auf das 

Verhalten des Kindes 
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• Wie gehe ich mit bestimmten Verhaltensauffälligkeiten um? 
• Wie viel Wahrheit braucht mein Kind? 
• Aufklärung des Kindes über seine Herkunft 
• Traumatische Erfahrungen von Kindern und einfühlendes Verstehen 
• Wenn Pflegekinder gehen 
• Bindung und Trennung  
• Nähe - Distanz/ Probleme mit Beziehungs- und Bindungsverhalten 
• Wie gehe ich mit bestimmten Entwicklungsverzögerung um? 
• Gewalterfahrungen von Kindern und deren Auswirkungen im Alltag 
• Hilferufe - was das Kind mit seinem Verhalten ausdrücken will 
• Wie gehe ich mit den Aggressionen meines Pflegekindes um? 
• Immer wiederkehrende Ängste meines Pflegekindes, Strategien für die 

Bewältigung 
• „Burn-out“: wenn Pflegeeltern nicht mehr können 
• Sexueller Missbrauch und die Anforderungen an die Pflegefamilie 
• Schule und Pflegekind 
• Pflegekind/ Adoptivkind und Pubertät 
• Identitätsfindung bei Pflege- und Adoptivkindern und Jugendlichen 
• Reaktionen leiblicher Kinder auf die Aufnahme eines Pflegekindes 
• Geschwisterkonstellationen 
• Generationen im Konflikt 
• Lügen, Stehlen und  ... 
• Die Sache mit dem (Miss-)trauen 
• Sexualisierte Kinder und Jugendliche 
• Integration von Pflegekindern in Pflegefamilien 
• Umgang mit seelischer Behinderung 
• Entstehung psychischer Störungen 

 
Viele der eben genannten Seminarthemen eignen sich sowohl für Abendsemi-
nare als auch für Tagesveranstaltungen. Hilfreich kann auch die Kombination 
von beidem sein, um spezielle Themen der Pflegeeltern vor Ort fallspezifi-
scher besprechen zu können. 
 
Für verwandte Pflegeeltern gilt es, aus dieser Liste passende Angebote her-
auszufiltern und vor Ort, vielleicht auch mit dem Nachbarlandkreis zusam-
men, anzubieten. 
 
 
 
VI.5. RAHMENBEDINGUNGEN VON QUALIFIZIERUNG UND FORTBILDUNG  
 
Methoden 
 
Es kann an dieser Stelle nicht auf spezielle Methoden im Einzelnen eingegan-
gen werden. Die Träger und Veranstalter von Qualifizierung und Fortbildung 
sollten jedoch auf eine natürliche Methodenvielfalt achten, die es allen Teil-
nehmenden ermöglicht, sich dem Thema offen und kreativ zu nähern. Die 
Formen sind abhängig vom Thema und sollten sich zusammensetzen aus kur-
zen Vorträgen, lockeren moderierten Gesprächsrunden, Arbeiten in Klein-
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gruppen, Diskussionen in der Gruppe, Rollenspielen, Einzelarbeiten und 
Paargesprächen.  
 
Alle Qualifizierungs- und Fortbildungsveranstaltungen sind auf die Praxis der 
Pflegeeltern ausgerichtet. Am Ende der Veranstaltungen sollen Erfahrungen 
und Ideen stehen, die unmittelbar im Alltag umzusetzen sind und die Arbeit 
der Pflegefamilie konkret erleichtern. Um dieses Ziel zu erreichen, kann sich 
ein Seminar nicht nur auf Informationsübermittlung beschränken, sondern es 
sollte genügend Raum zum Erfahrungsaustausch und auch zur Selbsterfahrung 
zur Verfügung stehen. Es sollen die unterschiedlichen Voraussetzungen der 
teilnehmenden Pflegepersonen, was Umgang und Kenntnisse zu einem Thema 
anbelangt, beachtet werden. 
 
Unterschiedliche Menschen nehmen die ihnen vermittelten Inhalte und The-
men auf unterschiedliche Weise wahr. Die ReferentInnen sollten daher auf 
eine lebendige Seminargestaltung achten und möglichst verschiedene Metho-
den- und Unterrichtsmittel, wie mündlicher Vortrag,  schriftliche Aufträge, 
Visualisierungen an Flipchart, Tafel und Polylux, etc., einsetzen.  
 
Bei verschiedenen Themen, vor allem emotional sehr bewegenden, ist es 
wichtig, vertrauensvolle Situationen für die Teilnehmenden zu schaffen. Es ist 
nicht leicht über belastende Themen zu sprechen. Daher kann es sinnvoll sein, 
feste Gruppen zu installieren, die sich kennen und sich durch ihre gegenseiti-
gen Erfahrungen offen begegnen können. Für die Methodik von Themenrei-
hen bedeutet dies, zunächst Themen anzubieten die es den Teilnehmenden 
ermöglichen, sich intensiv kennen zu lernen und erst im Anschluss daran „ans 
Eingemachte“ zu gehen.  
 
Bei Tages- und Wochenendveranstaltungen fällt dies leichter, da schon länge-
re gemeinsame Arbeitsphasen vorgeschaltet werden können. Diese Fortbil-
dungsformen eignen sich darüber hinaus besser, Inhalte und Themen intensiv 
zu bearbeiten.  
 
Eine wichtige Methode zu erfahren, wie man in bestimmten Situationen als 
Pflegeelternteil selbst reagiert, sind Selbsterfahrungsübungen und Rollenspie-
le. Hier ist das gegenseitige Vertrauen und ein spannungsfreier Rahmen Vo-
raussetzung. Die ReferentIn hat insbesondere auf die Persönlichkeit der Teil-
nehmenden und deren Signale zu achten. Insbesondere für Fortsetzungsveran-
staltungen und für Beratungs- und Supervisionsgruppen ist diese Form der 
Themenbearbeitung geeignet. 
 
 
Räumliche Bedingungen 
 
Ein Raum von ausreichender Größe und angenehmer Atmosphäre ist ein 
wichtiger Beitrag zum Gelingen eines Seminars. Bei Tages- und Wochenend-
veranstaltungen sollte die entsprechende Verpflegung mit eingeplant werden. 
Kinderbetreuung sollte in räumlicher Nähe zum Seminarort gewährleistet 
sein.  
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Materialien 
 
Wesentliche theoretische und praktische Inhalte des Seminars sollten den 
TeilnehmerInnen als Handreichung mitgegeben werden, damit sie zum Nach-
lesen und Nachfragen zu Hause vorliegen.  
 
 
Finanzierung von Fortbildung und Qualifizierung 
 
Im Runderlass von 199515 wird festgestellt, dass die Kommunen 30 Euro je 
Pflegeperson und Jahr zur Finanzierung von Fortbildung und Qualifizierung 
im Haushalt zur Verfügung zu stellen haben. Anfallende Kosten wie Honorar 
für Referentinnen bzw. Referenten, Raummiete, Material, Teilnehmerbeiträge, 
Fahrtkosten, sind davon zu finanzieren. Für ein detailliertes, am Bedarf orien-
tiertes und die verschiedenen Pflegeformen beachtendes Fortbildungs- und 
Qualifizierungsprogramm in einer Kommune sind erfahrungsgemäß diese 30 
Euro kaum ausreichend.  
 
Es wird empfohlen, den Anteil zur Finanzierung zur Fortbildung und Qualifi-
zierung pro Pflegeelternteil jährlich anzupassen. Pflegeeltern und Pflege-
elternvereine sollten an der Diskussion dazu angemessen beteiligt werden. 
 
Mit der kommunalen Finanzierung sollen regelmäßige und einmalige Fortbil-
dungsveranstaltungen vor Ort abgesichert werden. Dazu zählen alle regelmä-
ßigen Treffen, die jährlichen Abendseminare sowie die jährlichen Tages- und 
Wochenendveranstaltungen. Bei letzteren kann ein zusätzlicher Beitrag erho-
ben werden. 
 
Haben Pflegeeltern den Bedarf und berechtigtes Interesse, an Fortbildungs-
veranstaltungen außerhalb des Landkreises/ der kreisfreien Stadt teilzuneh-
men, z.B. an landesweiten oder bundesweiten Tagesseminaren, so sollten die 
Pflegeeltern durch eine finanzielle Beihilfe motiviert werden, solche Veran-
staltungen wahrzunehmen. Fahrtkosten sind anteilig vom Kostenträger zu 
übernehmen. 
 
Fortbildungen, die im Hilfeplan im Besonderen und einzelfallspezifisch fest-
gehalten werden, müssen vom Kostenträger der Hilfe zur Erziehung getragen 
werden. Fahrtkosten sind anteilig vom Kostenträger zu übernehmen. 
 
 
Einladungen, Anmeldung und Zeiten 
 
Ein Großteil der Pflegeeltern ist gerne bereit an Fortbildungsveranstaltungen 
teilzunehmen. Trotzdem hat es sich von Vorteil erwiesen, Pflegeeltern zu den 
einzelnen Veranstaltungen, abgesehen von den regelmäßigen Treffen ohne 
Thema, gesondert einzuladen und um Rückantwort zu bitten. Dies schafft ei-

 
15 Siehe Anhang C.2. „Runderlass Hilfen zur Erziehung in Pflegefamilien“ 
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nerseits mehr Planungssicherheit für den Veranstalter und zum anderen mehr 
Verbindlichkeit bei der Wahrnehmung von Fortbildungsveranstaltungen. 
 
Stehen speziellere Themen an, steht dem nichts entgegen, nur eine Auswahl 
von Pflegeeltern einzuladen. Die Auswahl beschränkt sich hier z.B. auf be-
stimmte Pflegeformen oder bestimmte Interessengruppen oder richtet sich 
nach einem bestimmten Bedarf der Pflegekindern. 
 
Die Fortbildungsveranstaltungen sollten außerhalb der Ferienzeiten stattfin-
den, um möglichst viele Pflegeeltern zu erreichen.  
Eine günstige Anfangszeit für Abendveranstaltungen von zwei bis drei Stun-
den Dauer ist erfahrungsgemäß zwischen 19.00 und 19.30 Uhr. Tagesveran-
staltungen sollten zwischen 9.30 Uhr und 10.00 Uhr beginnen. 
 
 
Qualifizierungsanforderungen an die SeminarleiterInnen 
 
Neben einer beruflich fundierten Ausbildung zum jeweiligen Thema haben 
die ReferentInnen idealerweise Kenntnisse in der Erwachsenenbildung und 
Interesse an den Besonderheiten von Pflegeverhältnissen. Darüber hinaus 
müssen sie in der Lage sein, sich auf die jeweilige Gruppe einlassen und sich 
mit deren spezifischen Situationen auseinandersetzen zu wollen und können. 
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VII.1. SITUATION DER HERKUNFTSFAMILIE 
 
Bei den Herkunftsfamilien von Pflegekindern führen sehr häufig ungünstige 
Rahmenbedingungen zu Mehrfachbelastungen, welche die Erziehungsfähig-
keit der Eltern beeinträchtigen. Umstände die solche Mehrfachbelastungen 
hervorrufen können sind z.B. Arbeitslosigkeit, psychische Krankheiten, Ver-
schuldung, sehr niedriges Einkommen und ungünstiger Wohnraum. Diese 
Belastungen stehen oft im Zusammenhang mit sozialen Schwierigkeiten, wie 
Sucht, Überforderung in der Erziehung, Partner- und Eheproblemen, unzu-
reichende emotionale und auch materielle Versorgung der Kinder oder Haft 
der Eltern oder eines Elternteils.  
 
Es lässt sich kein einfaches Bild der Umstände in einer Familie skizzieren, die 
dazu führten, dass ein Kind in einer Pflegefamilie untergebracht werden soll. 
Die Mehrfachbelastungen ermöglichen es den Eltern in vielen Fällen nicht, 
eine dem Wohl des Kindes entsprechende Erziehung zu gewährleisten. Es 
treffen existentielle und individuelle Problemlagen zusammen, die oft nicht 
ohne Hilfsangebote zu überwinden sind. Deutlich wird dies am Beispiel al-
leinerziehender Mütter. Sie müssen die materielle und emotionale Versorgung 
der Familie allein sicher stellen. Körperliche und seelische Überforderung 
können so schnell die Folge sein. 
 
Mit einer Herausnahme oder Inpflegegabe eines Kindes können sich bei den 
betroffenen Eltern Gefühle von Versagen, Schuld, Scham und Angst einstel-
len. Diese Eltern fühlen sich nicht selten als „Verlierer“ der Gesellschaft. Sie 
müssen den Nachbarn und Verwandten erklären, warum sie nicht in der Lage 
sind, ihre Kinder selbst zu erziehen.  
 
Die Inpflegegabe eines Kindes ist immer mit einem einschneidenden emotio-
nalen Verlust seitens des Kindes, aber auch der Eltern, verbunden. Jedes Kind 
hat einen wichtigen emotionalen Platz in der Herkunftsfamilie, auch wenn es 
eine negative Rolle durch die Familie zugeschoben bekommt, z.B. als „Sün-
denbock“.  Die Herkunftseltern müssen lernen, mit der neuen Situation umzu-
gehen. 
 
Für viele Herkunftseltern besteht trotz ihrer sozialen Situation eine hohe 
Schwellenangst vor Hilfsangeboten. Sie stehen Beratung, Therapie und dem 
Jugendamt oftmals eher kritisch gegenüber. Sollen Hilfen greifen, sind sie auf 
akzeptierende SozialarbeiterInnen angewiesen, die die Befindlichkeiten der 
Herkunftseltern aufgreifen und in konstruktive Bahnen lenken können. 
 
Die Pflegekinder leben in der Regel in der Pflegefamilie unter besseren psy-
chosozialen und materiellen Bedingungen als in der Herkunftsfamilie; sie er-
fahren einen anderen Lebens- und Erziehungsstil. Die Herkunftseltern können 
unter Umständen Angst vor der Entfremdung ihres Kindes haben. Häufig se-
hen Herkunftseltern in der Pflegefamilie eine Konkurrenz.  
 
Hinzu kommt möglicherweise das Gefühl, dass die SozialarbeiterInnen des 
Jugendamtes sich eher für die Pflegefamilie einsetzen. Reaktionen wie Kon-
taktabbruch oder überzogenes und forderndes Verhalten gegenüber dem Ju-
gendamt oder den Pflegeeltern können, auf diese Ursachen zurückgeführt 
werden. 
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Oftmals besteht bei den Herkunftseltern der Wunsch nach einer schnellen 
Rückkehr der Kinder in die Familie. Sie machen manchmal zu leicht große 
Versprechungen und wecken bei sich selbst und den Kindern große Hoffnun-
gen, die zum Teil im Widerspruch zu den eigenen individuellen erzieheri-
schen und sozialen Möglichkeiten stehen oder die nicht erfüllt werden kön-
nen. 
 
Die Situation der Herkunftseltern an sich, lässt keine Rückschlüsse auf ihre 
Möglichkeiten im Verlauf eines Pflegeverhältnisses zum Wohl des Kindes 
zusammenzuarbeiten zu. Es können folgende individuell begründete Zugänge 
der Herkunftseltern zur Fallgestaltung unterschieden werden: 
  
• Hohe Bereitschaft zur Mitarbeit, sich der eigenen Verantwortung be-

wusst sein. 
• Die Lebenssituation ist in einem für das Kind vertretbaren Zeitraum 

veränderbar.  
• Bereitschaft zur Mitarbeit ist da, aber die Herkunftseltern sind wenig 

zuverlässig. Damit ist schwerer einzuschätzen, inwieweit sie ihrer Ver-
antwortung gerecht werden können. 

• Die Lebenssituation ist zwar veränderbar, aber es gibt noch größere 
Probleme, deren Bewältigung sich zeitlich schlecht abschätzen lässt.  

• Die Herkunftseltern lehnen eine Zusammenarbeit mit dem Jugendamt, 
den Pflegeeltern oder beiden ab. 

• Die Herkunftseltern besitzen kein Sorgerecht für ihre Kinder in der 
Pflegefamilie. 

• Die Mitarbeit der Herkunftseltern ist durch einen Gerichtsbeschluss be-
stimmt. 

 
Aus diesen Gründen ist eine Begleitung und Beratung der Herkunftseltern im 
Rahmen des Hilfeplanverfahrens und während des Pflegeverhältnisses von 
großer Wichtigkeit.1 
 
 
VII.1.1. Bindungen des Pflegekindes 
 
Bei der Betrachtung von Pflegeverhältnissen und der Entwicklung einer dem 
Wohl des Kindes entsprechenden Perspektive, spielen die emotionalen Bin-
dungen eines Kindes an die unterschiedlichen Bezugspersonen eine wesentli-
che Rolle. Als Grundlage hierfür dient die auf den Psychoanalytiker John 
Bowlby2 zurückgehende Bindungstheorie. 
 
Demnach entwickeln alle Kinder im Laufe der ersten fünf Lebensjahre eine 
einmalige, im Gefühl verankerte und emotionale Beziehung zu ihren leibli-
chen Eltern oder anderen beständigen Bezugspersonen. Die Bindungstheorie 
geht davon aus, dass beide, das Kind und die Bezugsperson, aktiv am Prozess 
der Bindungsentwicklung beteiligt sind. 
 

 
1 Siehe Kap. VII.2. „Begleitung und Beratung der Herkunftsfamilie“ 
2 Vgl. Bowlby, John, „Bindung. Eine Analyse der Mutter-Kind-Beziehung“, München 1975 
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Das Kind zeigt typische Verhaltensweisen, wie z.B. Lächeln, Weinen, An-
klammern, Rufen, Suchen und Saugen, auf welche die Bezugsperson mit ent-
sprechend fürsorglichem Elternverhalten reagiert. Die Art und Weise, wie 
eine  Bezugsperson handelt um dieses Grundbedürfnis eines Kindes nach Bin-
dungssicherheit zu befriedigen, hat Folgen für die Qualität der Bindung von 
Kind und Eltern. Es ist für das Bindungsverhalten des Kindes von entschei-
dender Bedeutung, ob die Bezugsperson ihm Sicherheit und Geborgenheit 
vermittelt, oder ob sie die Signale des Kindes nicht sensibel und feinfühlig 
genug einschätzt oder gar abweisend oder ambivalent reagiert. 
 
Sensibilität und  Feinfühligkeit sind wichtige Voraussetzungen für Entwick-
lung von Bindung: 
 
• Die Bezugsperson muss in der Lage sein, Signale des Kindes aufmerk-

sam wahrzunehmen.  
• Die Signale müssen von der Betreuungsperson aus der Perspektive des 

Kindes gedeutet werden. So kann ein Baby aus verschiedenen Gründen 
weinen, z.B. weil es Hunger hat oder sich unwohl fühlt,  weil es 
Schmerzen hat oder aus Langeweile.  

• Die Bezugsperson muss angemessen, mit den entsprechenden Mitteln 
reagieren (z.B. die richtige Menge an Nahrung geben, bestimmte An-
reize zur Kommunikation bieten, usw.). 

• Die Reaktion der Bezugsperson muss prompt und innerhalb einer für 
das Kind tolerierbaren Frustrationszeit erfolgen. 

 
Bis zum Alter von sechs Monaten unterscheidet das Kind zwar verschiedene 
Personen, es kann seine Hauptbezugspersonen erkennen und es lächelt ihm 
vertraute Personen häufiger an, lässt sich aber sehr schnell auf eine Beziehung 
zu anderen, auch eher fremden Personen, ein. Je kontinuierlicher diese Perso-
nen zur Verfügung stehen, umso schneller entwickelt das Kind eine Bindung. 
 
Ab dem sechsten Monat unterscheidet das Kind sehr viel deutlicher Bin-
dungspersonen von anderen. Es akzeptiert Trost nur von den bekannten Bin-
dungspersonen, reagiert auf andere ängstlich („Fremdeln“). Es erlebt die Ab-
wesenheit der Bezugsperson als befremdlich und zeigt dies mit entsprechen-
dem Bindungsverhalten, wie Weinen, Suchen, Rufen. 
 
Mit zwölf bis achtzehn Monaten hat das Kind i.d.R. eine individuell gestaltete  
Bindung zu einer Hauptbindungsperson und wenigen weiteren Bindungsper-
sonen aufgebaut.  
 
Bis zum Alter von fünf Jahren differenziert sich das Bindungsverhalten weiter 
aus. Das Kind lernt immer besser, Nähe und Distanz zu regulieren, eigene  
und auch Bedürfnisse der Bindungsperson zu erkennen. Es lernt, dass gegen-
seitige Befriedigung in Interaktion verhandelbar ist. Bowlby spricht hier vom 
Aufbau „zielkorrigierter Partnerschaft“ zwischen Bindungsperson und Kind.  
 
Die nun verinnerlichten Bindungserfahrungen werden als Bindungsrepräsenta-
tion bezeichnet. Es sind gleichsam die „Schubladen“, in denen wiederholte 
Beziehungserfahrungen gesammelt werden und sich zum Muster von Gefüh-
len und Einstellungen zu Beziehungen verdichten. Die Bindungsrepräsentati-
onen haben bewusste und unbewusste Anteile. In beängstigenden oder über-
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fordernden Situationen steuern sie das Verhalten und die Beziehungsgestal-
tung des Kindes. 
 
Jeder Mensch bindet sich an Bezugspersonen. Allerdings haben Bindungen 
sehr unterschiedliche Qualitäten, da sie sich einer Anpassung an unterschied-
liche Bindungsmilieus entsprechend entwickelt haben.  
 
Die Bindungstheorie unterscheidet vier Bindungsqualitäten3: 
 
 Sicher gebundene Kinder 

Sie haben stete Sicherheit und Befriedigung ihrer Bedürfnisse durch die 
Bezugspersonen erfahren und Vertrauen in die Bindungspersonen entwi-
ckelt. Diese Kinder erhalten Trost und Rückhalt durch eine hohe Sensibi-
lität und Feinfühligkeit der Bindungspersonen und können sich auf unbe-
kannte Situationen einlassen. Sie zeigen ebenfalls Vertrauen und Sicher-
heit. 

 
 Unsicher vermeidend gebundene Kinder 

Die Kinder erleben, dass ihre Bindungsperson sich nicht oder nicht in aus-
reichendem Maße auf ihre Bedürfnisse einlassen und sie befriedigen. Die 
Kinder können die Bezugspersonen als zurückweisend, ignorierend oder 
verneinend empfinden. Diese Kinder entwickeln unsicher-vermeidende 
Strategien was die Beziehungsgestaltung anbelangt. 
 

 Unsicher ambivalent 
Die Bezugspersonen sind in ihrem Beziehungsverhalten nicht für die Kin-
der einschätzbar. Mal erfahren sie in belastenden Situationen Trost und 
ein andermal Ablehnung und Zurückweisung. Die Kinder erfahren keine 
stetige vertrauensvolle Beziehung und haben dadurch eher Schwierigkei-
ten, sich auf andere Beziehungsangebote einzulassen. 

 
 Desorganisiertes Bindungsverhalten 

Wenn Kinder unerklärliche Bindungsstrategien zeigen, wenn sie sich in 
Stresssituationen besonders stereotyp verhalten, für kurze Zeit erstarren 
oder ihr Verhalten nicht einschätzbar ist, spricht man von desorganisier-
tem Bindungsverhalten. Kinder mit solchem Verhalten haben häufig 
traumatische Erfahrungen, insbesondere mit ihren Bezugspersonen, ge-
macht. Sie sind zutiefst einsam und besonders misstrauisch, was Bezie-
hungsangebote anbelangt. 

 
Die Bindungsforschung geht davon aus, dass Bindungsmuster lebenslang wir-
ken und einen Einfluss auf die Gestaltung von Beziehungen, das Erkunden der 
Umwelt und auf das Mobilisieren von Unterstützungen haben  
 
Pflegekinder haben oftmals ein nicht ausreichend einfühlsames und feinfühli-
ges Verhalten ihrer Eltern kennen gelernt. Sie leiden nicht selten unter Bezie-
hungsstörungen, die auf fehlendes Vertrauen zu Erwachsenen und deren Fol-
gen zurückführen lassen können.  
 

 
3 Siehe Anhang A.VII.1. „Übersicht der Bindungsmodelle“ 

Bindungsqualität 
 

Bindungsdauer 
 

Störungen der Bin-
dungsentwicklung 
 



DIE HERKUNFTSFAMILIE IM PFLEGEVERHÄLTNIS   

149   HANDBUCH FÜR DAS PFLEGEKINDERWESEN IN SACHSEN-ANHALT 

In der Pflegefamilie findet in erster Linie Beziehungsarbeit statt. Aus diesem 
Grunde ist es für die Pflegeeltern von besonderer Wichtigkeit, über die Bin-
dungsverhaltensweisen von Pflegekindern genau Bescheid zu wissen, um das 
Verhalten der Kinder richtig einschätzen zu können und darauf adäquat fein-
fühlig, sensibel und vor allem ausdauernd reagieren zu können.  
 
Pflegekinder, die auf Dauer in Pflegefamilien aufwachsen, haben die Mög-
lichkeit, zumindest einen Teil der nicht erfahrenen Bindungsverhaltensweisen 
nachzuholen. Oft gehen Pflegekinder dann ein neues Eltern-Kind-Verhältnis 
ein. 
 
 
VII.1.2. Loyalitätskonflikte 
 
Das Pflegekind steht in vielen Fällen in einem emotionalen Abhängigkeits-
verhältnis zu seiner Herkunftsfamilie. Diese war sein zu Hause und hat es in 
seinem psychischen Erleben und Empfinden maßgeblich geprägt.  
 
In beiden Familiensystemen, dem der Herkunftsfamilie und dem der Pflege-
familie, gibt es mehr oder weniger bewusste Erwartungen an das Verhalten 
des Kindes, wie mit familienspezifischen Regeln, Normen und Werten umge-
gangen werden soll. Die Erwartungen beziehen sich meist auch auf die kon-
krete Beziehungsgestaltung.  
 
Es kann vom Pflegekind nicht erwartet werden, dass es sich für eine Familie 
entscheidet. Es gerät in einen inneren Konflikt - vor allem dann, wenn die 
Pflegefamilie vom Kind eine „volle" Integration erwartet und die Herkunftsel-
tern davon ausgehen, dass es bald wieder bei ihnen wohnen wird. Das Kind 
weiß nicht so recht, wie es sich entscheiden soll und verhält sich bestenfalls 
allen Seiten gegenüber loyal. 
 
Pflegekinder wollen meist beide Seiten nicht verlieren. Die mehr oder weniger 
bewusste Identitäts- und Zugehörigkeitskrise kann sich in extrem überange-
passtem oder auffälligem Verhalten zeigen. 
 
Für das Kind ist es außerordentlich wichtig, so schnell wie möglich die Per-
spektive der Hilfe zu klären, um ihm und den anderen Beteiligten Sicherheit 
zu geben und Entscheidungen zum Verbleib zu akzeptieren. In der Praxis ist 
dies nicht einfach, schließlich spielen die Gefühle und die psychische Situati-
on der Herkunftsfamilie ebenso wie die der Pflegefamilie, im Bezug zum je-
weils anderen, eine große Rolle.  
 
Pflegeeltern entwickeln aus den vom Jugendamt erhaltenen Informationen und 
dem Zustand des Kindes ein Bild von der Herkunftsfamilie. Dies kann positi-
ve wie negative Emotionen gegenüber der Herkunftsfamilie auslösen. Je 
schwerer die Belastung und die Probleme des Kindes sind, umso mehr Wut 
und Unverständnis wird den leiblichen Eltern entgegengebracht. So entstehen 
Angst vor Besuchsregelungen bzw. deren Ablehnung, aber auch Angst um das 
Kind und die in ihm evtl. hervorgerufenen Gefühle.  
 
Es gilt für die Pflegeeltern wie auch die Herkunftseltern, eine akzeptierende 
Grundhaltung einzunehmen. Es ist nicht leicht, Eltern, die ihre Kinder miss-
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handelt haben, anzunehmen und vielleicht auf sie zuzugehen. Deshalb sollten 
Pflegeeltern sich nicht scheuen, ihre Emotionen den Herkunftseltern gegen-
über mit den MitarbeiterInnen des Pflegekinderdienstes zu besprechen, um 
einen anderen Zugang zur Herkunftsfamilie zu erhalten. 
 
Loyalitätskonflikte sind nicht per se schädigend, denn das Kind lernt sich da-
mit auseinanderzusetzen, zu differenzieren und Alternativen zu akzeptieren. 
Problematisch sind Loyalitätskonflikte dann, wenn vom Kind ein „entweder 
oder“ verlangt wird. Loyalitätskonflikte können nur gelöst werden durch Ak-
zeptanz der Herkunft und der Beziehungen in der Vergangenheit und dem 
darauf folgenden Prozess der Trennung, der Trauer und des Schmerzes.  
 
 
 
VII.2. BEGLEITUNG UND BERATUNG DER HERKUNFTSFAMILIE 
 
Die Begleitung und Beratung der Herkunftsfamilie hat während des gesamten 
Pflegeverhältnisses und insbesondere bei einer geplanten Rückführung aus 
zweierlei Gründen eine immense Bedeutung für den Fallverlauf, also die Ent-
wicklung des Kindes und seiner Beziehungen. 
 
 Es kann nur mit den Herkunftseltern zusammen eine realistische Prognose 

für das Kind im Pflegeverhältnis erstellt werden. In einer kontinuierlichen 
und intensiven Begleitung der Herkunftsfamilie können die Sozialarbeite-
rInnen nach Ermittlung der Ist-Situation eine Prognose erstellen. Es ist in-
folgedessen zu prüfen, ob die Stabilisierung der Herkunftsfamilie in ei-
nem aus kindlicher Sicht vertretbaren Zeitraum erfolgen kann und ob eine 
Rückführung ein realistisches Ziel der Hilfe zur Erziehung ist4. Daraus 
ergeben sich für die Gestaltung des Pflegeverhältnisses jeweils unter-
schiedliche Bedingungen und Absprachen, z.B. zu Umgangskontakten. 

 
 Die Sicht der Herkunftsfamilie auf das Pflegeverhältnis ist von entschei-

dender Bedeutung für das Beziehungssystem des Pflegekindes. Die Her-
kunftseltern wollen und müssen in ihren Befindlichkeiten ernst genom-
men werden. Sie haben zudem, welche Umstände auch zur Pflege geführt 
haben, eine veränderte Rolle - nämlich als abgebende Eltern, die sich viel-
leicht als die versagenden fühlen und Schuldgefühle entwickeln. Sie sind 
zu beraten und zu begleiten, ihre neue Rolle anzunehmen und dem Kind 
eine angstfreie Entwicklung in der Pflegefamilie zu ermöglichen. Nur 
wenn sich auch die Herkunftsfamilie in der Lage sieht diese Situation zu 
verarbeiten, kann sie dem Pflegeverhältnis positiv gegenübertreten.  

 
Die Begleitung und Beratung der Herkunftsfamilie muss, bei aller Problemla-
ge, mit Klarheit, Offenheit und Ehrlichkeit erfolgen. „Schonendes Verhalten 
der Sozialarbeiter den Herkunftseltern gegenüber führt oft zu diffusen Vorstel-
lungen. Herkunftseltern müssen wissen, dass das Kind und letztendlich auch 
die Erwachsenen um dieses Kind herum Handlungen und Entscheidungen 
brauchen, um in Klarheit und Sicherheit leben zu können.“5 

 
4 Siehe Kap. VIII.1. „Die Perspektive des Kindes“ 
5 Vgl. H. Hopp, „Wege der Beratung und Unterstützung von Pflegefamilien“; in: Paten 4/00 
S. 9-14 
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VII.2.1. Inhalte von Begleitung und Beratung 
 
Die Inhalte und Themen von Begleitung und Beratung der Herkunftseltern 
sollten sich an deren Anliegen und Interessen orientieren. Dabei sollte beach-
tet werden, dass die momentane Situation - die Fremdpflege der eigenen Kin-
der - zumeist nicht kurzfristig entstanden ist, sondern einen zeitlich längeren 
individuellen biografischen Hintergrund besitzt. Aus der Erfahrung lassen sich 
folgende Schwerpunkte thematisieren6: 
 
• die eigene Herkunftsgeschichte 
• Partnerschaft und Elternschaft 
• „Rest-“ Familie 
• (schwieriges) Verhalten von Kindern und Jugendlichen 
• Schule 
• Pubertät – Ablösung und Loslassen 
• Entfremdung 
• Besuchskontakte 

 
Im Zusammenhang mit der Gestaltung des Pflegeverhältnisses können folgen-
de Fragen für die Begleitung und Beratung von Belang sein: 
 
• Welche Ziele verfolgen die Beteiligten? 
• Was kann zu Loyalitätskonflikten beim Kindes führen? Unter welchen 

Bedingungen hat es das Kind schwerer, sich in seiner neuen Umgebung 
zurechtzufinden? 

• Wie können Herkunftseltern Interesse am Kind und seiner Entwicklung 
zeigen? 

• Wie können Herkunftseltern auf die Wünsche ihrer Kinder reagieren? 
• Was macht gegenseitige Wertschätzung aus? 
• Welche rechtlichen Möglichkeiten haben Herkunftseltern im Pflegever-

lauf? 
• Wie können gegenseitige Verabredungen und Verbindlichkeiten herge-

stellt werden? 
 
Bei der Arbeit mit der Herkunftsfamilie ist, unter Beachtung des individuellen 
Falls, der Perspektive des betreffenden Kindes und des bisherigen Fallver-
laufs, an folgende Bereiche anzuknüpfen: 
 
• Lebenssituation der Herkunftsfamilie  
• Wohnsituation, berufliche und ökonomische Situation, Partnerschaft, 

Geschwister des Kindes, soziales Umfeld (Kollegen, Nachbarn, Freun-
de, u.a.)  

• Emotionale Auswirkungen der Inpflegegabe 
• Gefühle von Ablehnung, Trauer, Schuld und Versagen, Rivalitäten mit 

den Pflegeeltern, Vorwürfe gegenüber dem Jugendamt 
• Planung und Begleitung der Zusammenarbeit mit der Herkunftsfamilie 

 
6 Vgl. Dunkel/ Loderer/ Rottler „Arbeit mit Eltern in der stationären Jugendhilfe“; in: Jugend-
hilfe Heft 3/ 2003 S. 132- 138 
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• Gestaltung von Besuchskontakten, Modus des begleiteten Umgangs, In-
formationen über das Kind und seine Entwicklung, notwendige Förde-
rung, erzieherische Probleme 

• Persönliche Situation der Herkunftseltern 
• Suchtverhalten, Gewalt, Missbrauch, psychische Erkrankungen, etc.7 

 
Für den Verlauf eines Pflegeverhältnisses ist es von Bedeutung, dass die ver-
schiedenen sozialen Dienste kooperieren und alles was zur Klärung der Per-
spektive des Kindes beiträgt auszutauschen. 
 
In der Praxis erfahren die Herkunftseltern in der Regel in arrangierten Ge-
sprächssituationen mit den SozialarbeiterInnen des Pflegekinderdienstes und 
vor allem des Allgemeinen Sozialen Dienstes Begleitung und Beratung. Es 
gibt verschiedene Anlässe für solche Gespräche: 
 
• Es kann sein, dass die Herkunftseltern aufgrund sorgerechtlicher Best-

immungen in irgendeiner Weise für das Kind aktiv werden müssen. 
• Es können Gespräche im Vorfeld der Erstellung oder Fortführung eines 

Hilfeplanes sein. 
• Es können Krisengespräche sein, die sich auf das Pflegekind oder ande-

re Kinder der Herkunftseltern beziehen. 
 
Die Praxis hat gezeigt, dass eine kontinuierliche Arbeit mit den Herkunftsel-
tern, im Sinne der Unterstützung des Pflegeverhältnisses, nicht die Regel ist.  
 
 
VII.2.2. Methoden von Begleitung und Beratung 
 
Für einen gelingenden Verlauf von Pflegeverhältnissen bietet sich in vielen 
Fällen eine Kombination von Unterstützungsmöglichkeiten an: 
• Gespräche mit den SozialarbeiterInnen 
• Gespräche mit den Pflegeeltern 
• Angebote von anderen begleitenden Hilfen (Sozialpädagogische Famili-

enhilfe, Beratungsstellen, ErzieherInnen) 
• Gruppenangebote für Herkunftseltern. 

 
 
Einzelangebote für Herkunftseltern 
 
Die Erfahrung hat gezeigt, dass familiensystemische Beratungsangebote durch 
die MitarbeiterInnen des Allgemeinen Sozialen Dienste, des Pflegekinder-
dienstes, von Beratungsstellen und anderen Fachdiensten Herkunftseltern und 
-familien auffangen und entlasten können. Familiensystemische Methoden 
eigenen sich vor allem deshalb, weil sie nicht problemfokussiert arbeiten. Es 
kommt darauf an, die Ressourcen der Herkunftsfamilie zu aktivieren und zu 
stärken, um mit der veränderten Lebenssituation umgehen zu lernen. Aus den 
akzeptierten Veränderungen heraus haben die Herkunftsfamilien die Möglich-
keit, Lebensweisen zu entwickeln, die eine Rückführung, zu mindestens aber 
eine weitere Begleitung des in einer Pflegefamilie lebenden Kindes zulassen. 

 
7 Vgl. Bayrisches Landesjugendamt, Vollzeitpflege, Kap. 6, 1999.  

Kooperation der 
sozialen Dienste 
 

Anlässe für Bera-
tungsgespräche 
 

Bisher kaum konti-
nuierliche Angebote 
 

Kombination von 
Angeboten 
 

Familiensystemische 
Methoden 
 



DIE HERKUNFTSFAMILIE IM PFLEGEVERHÄLTNIS   

153   HANDBUCH FÜR DAS PFLEGEKINDERWESEN IN SACHSEN-ANHALT 

 
 
Gruppenangebote für Herkunftseltern 
 
Es ist überlegenswert, begleitende Beratung von Herkunftseltern in Gruppen 
auf freiwilliger Basis anzubieten. Die Herkunftseltern sollen so eine Möglich-
keit erhalten, ihre Erwartungen, Emotionen und Bedürfnisse zu äußern, auszu-
tauschen und ggf. in Bezug zur Realität neu bestimmen. Sie erhalten Antwor-
ten auf sie bewegende Fragen. Lebensgeschichtliche Thematiken können im 
Gespräch mit anderen Betroffenen leichter bearbeitet und veränderte Hand-
lungsmöglichkeiten besser angenommen werden. Auch der Prozess des Grup-
pengeschehens selbst kann sich positiv auf die Persönlichkeit auswirken. 
Kompromissbereitschaft und Verständigungsprozesse werden gefördert und 
können vielleicht auf den Alltag übertragen werden. Auch besteht die Mög-
lichkeit, „aus sich heraus zu gehen“ und soziale Kontakte mit Gleichbetroffe-
nen zu knüpfen.  
 
Herkunftseltern können auf diesem Weg ein besonderer, ein mitwirkender 
Teil eines Pflegeverhältnisses werden.  
 
Es gibt bisher nur vereinzelte Gruppenangebote für Herkunftseltern. Folgende 
Fragen sollten beim Aufbau einer solchen Gruppe im jeweiligen Einzugsbe-
reich, abhängig von den anzusprechenden Eltern, beachtet werden: 
 
• Gruppengröße 
• nur Mütter oder Väter oder beide 
• Erreichbarkeit des Treffpunktes  
• Wer leitet die Gruppe? (PKD, ASD oder eine externe Fachkraft) 
• Welche Inhalte sollen bearbeitet werden? 
• Gibt es außer den Beratungsangeboten weitere, z.B. Weihnachtsfeier 

mit den leiblichen Kindern u.ä. 
• Wie oft sollte die Gruppe sich treffen? 

 
Als Methoden bieten sich, je nach Zielgruppe, neben Gesprächen, Biografie-
arbeit und Familienbrettarbeit auch sozialtherapeutische Rollenspiele und 
themenorientierte Gruppenarbeiten an. 
 
 
 
VII.3. BESUCHSKONTAKTE 
 
In der Praxis stellen Besuchskontakte häufig Pflegekinder, Pflegeeltern und 
Herkunftseltern vor eine Herausforderung, denn hier treffen die beiden Fami-
liensysteme und ihre unterschiedlichen Erwartungen und Bedürfnisse direkt 
aufeinander.  
 
Besuchskontakte sind eine Form des Umgangsrechtes von Kindern und El-
tern8. Die UN-Kinderrechtskonvention setzt für die Rechte und Bedürfnisse 

 
8 Siehe Kap. IX.6. „Umgangsrecht“ 

Gründe für eine 
Gruppenarbeit 
 

Herkunftseltern als 
Mitwirkende 
 
Fragen zum Aufbau 
einer Herkunftsel-
terngruppenarbeit 
 

Arbeitsmethoden 
 

UN - Kinderrechts-
konvention 
 

Besuchskontakte 
sind Herausforde-
rung 
 



  DIE HERKUNFTSFAMILIE IM PFLEGEVERHÄLTNIS 
 

   HANDBUCH FÜR DAS PFLEGEKINDERWESEN IN SACHSEN-ANHALT 154 

von Kindern und Jugendlichen internationale Maßstäbe an, die von den Un-
terzeichnerstaaten durch nationales Recht umgesetzt werden müssen9.  
 
Für die Gestaltung von Umgang und Besuchskontakten sind einige Artikel der 
UN-Kinderrechtskonvention maßgebend:10,11 
 
 Artikel 9: Trennung von den Eltern, persönlicher Umgang 
• Kinder dürfen von ihren Eltern gegen deren Willen nur getrennt wer-

den, wenn das Wohl des Kindes dies erfordert, z.B. nach Misshandlung 
oder Vernachlässigung.  

• Das von seinen Eltern getrennt lebende Kind hat das Recht, regelmäßig 
persönliche Beziehungen und unmittelbare Kontakte zu beiden Eltern-
teilen zu pflegen, soweit dies nicht dem Kindeswohl widerspricht. 

• Umgangseinschränkungen und Besuchsverbote bedürfen einer Begrün-
dung im Einzelfall, die sich ausschließlich am Wohl des Kindes zu ori-
entieren hat. 

 
 Artikel 12: Berücksichtigung des Kindeswillens 
• Das Kind hat in allen es betreffenden Angelegenheiten das Recht, seine 

Meinung frei zu äußern. 
• Sie muss angemessen und entsprechend seinem Alter und seiner Reife 

berücksichtigt werden. 
• In allen Gerichts- und Verwaltungsverfahren muss das Kind entweder 

unmittelbar oder durch einen Vertreter gehört werden. 
 
 Artikel 20: Von der Familie getrennt lebende Kinder; Pflegefamilien; 

Adoption 
• Kinder, die nicht in ihrer Herkunftsfamilie verbleiben können, haben 

Anspruch auf den besonderen Schutz und Beistand des Staates. 
• Bei der Auswahl der Pflegefamilie sind die erwünschte Kontinuität so-

wie ethnische, religiöse, kulturelle und sprachliche Herkunft des Kindes 
zu beachten. 

 
Werden die entsprechenden Bedürfnisse und Erwartungen der Beteiligten res-
pektiert und erweisen sich die gegenseitigen Absprachen und Vereinbarungen 
als praktikabel, können Besuchskontakte zu einem gelingenden Pflegeverhält-
nis beitragen. Bestehen jedoch unüberwindbare Gegensätze und Vorurteile, 
was den Sinn und den Verlauf von Besuchskontakten anbelangt, so wirken 
sich diese nachteilig auf das Pflegeverhältnis aus und sie beeinträchtigen die 
psychische Entwicklung des Pflegekindes.  
 
Absprachen und Vereinbarungen zu Besuchskontakten sind Bestandteil der 
kontinuierlichen Hilfeplanung. 
 
Die Spezifik einer Pflegekindschaft besteht im Aufwachsen eines Kindes in 
zwei völlig verschiedenen Familien. Ein Pflegekind hat immer Bezüge zu 
seiner leiblichen Familie, wächst aber auf Dauer oder auf Zeit in einer anderen 
Familie auf. Letztere pflegt und unterstützt die emotionale, geistige und kör-

 
9 Siehe Kap. IX. „Rechts- und Kostenfragen“ 
10 Siehe Anhang F.3. „Die Position des Kindes stärken.“ Von J. Maywald 
11 Die unten genannten Artikel sind auch für andere Bereiche des Pflegekinderwesens bindend 
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perliche Entwicklung des Pflegekindes. Die Herkunftsfamilie kann in diesen 
Prozess durch die Umgangsgestaltung involviert werden, zu mindestens aber 
begleiten. 
 
Für die Gestaltung des Umgangs haben sich zwei theoretische Ansätze etab-
liert, die eine unterschiedliche Art und Weise der Umgangsgestaltung fordern.  
 
Ein theoretischer Ansatz geht von der Notwendigkeit aus, die biografische 
Vergangenheit eines Pflegekindes, das Leben mit den leiblichen Eltern, zu 
akzeptieren und anzuerkennen. Dem Pflegekind soll die Möglichkeit gegeben 
werden, sich seiner Vergangenheit bewusst zu sein, sie nicht aus seinem Le-
ben ausblenden zu können.  
 
Die Vergangenheit ist im Handeln, Denken und Fühlen des Pflegekindes prä-
sent. Sie ist ein Teil seiner Persönlichkeit. Dies heißt aber nicht, Besuchskon-
takte um jeden Preis, sondern die Bedingungen, die zur Pflegschaft geführt 
haben, differenziert in die Umgangsgestaltung einzubeziehen. Demnach wird 
davon ausgegangen, dass bei der Inpflegenahme eines Kindes zwei Familien 
miteinander in Beziehung treten.  
 
Auf der Erwachsenenebene sollten die beiden Elternparteien eine akzeptieren-
de, von gegenseitigem Verständnis und Achtung geprägte Beziehung entwi-
ckeln, die es dem Kind ermöglicht, ohne Loyalitätskonflikte positive Bezie-
hungen zu Pflegeeltern und leiblichen Eltern zu halten. 
 
Aus systemischer Sichtweise ist es für Pflegekinder von Bedeutung, dass sie 
von den Erwachsenen das Signal bekommen, dass die leiblichen Eltern akzep-
tierbare Menschen sind, mit denen man sich zu Gunsten des Kindes einigen 
kann. Vorurteile gegenüber der Herkunftsfamilie des Kindes seitens der Pfle-
geeltern behindern das Kind in seiner Entwicklung.  
 
Grundsätzlich wird somit das Pflegekind als ein Kind zweier Elternparteien 
beachtet, den Pflegeeltern als sozialen Eltern und den Herkunftseltern als bio-
logischen Eltern. Besuchskontakte können für das Aufrechterhalten dieses 
Elternsubsystems immer unter der Bedingung, dass die Besuchskontakte dem 
Kindeswohl nicht abträglich sind, notwendig und gewünscht sein.  
 
Ein zweiter theoretischer Ansatz stellt den Schutz des Kindes vor den Perso-
nen unter denen es in seinem bisherigen Lebensverlauf gelitten hat, in den 
Mittelpunkt. Dieser Ansatz wurde aus der Therapie mit schwer traumatisierten 
und missbrauchten Pflegekindern12,13 entwickelt.  
 
Umgang und Besuchskontakte bleiben ausgeschlossen, um dem betreffenden 
Kind es zu ermöglichen, eine neue Eltern-Kind-Beziehung in der Pflegestelle 
aufzubauen und Beziehungserleben neu zu entwickeln. Personen und beson-
ders leibliche Eltern, mit denen ein Kind schlimme frühe Erfahrungen ge-
macht hat, die es misshandelt und vernachlässigt haben, rufen bei Umgangs-
kontakten unweigerlich eine Wiederbelebung von Ängsten und Traumata her-
vor. Deshalb hat der Schutz des Kindes oberste Priorität. 

 
12 Siehe Kap. VIII.2. „Traumatische Erfahrungen eines Pflegekindes“ 
13 Vgl. Nienstedt, M./ Westermann, A.; „Pflegekinder“, Münster 1998 
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Weiterhin beschreibt dieser Ansatz, dass bei einer unklaren Zukunftsperspek-
tive des Kindes und Rückführungswünschen der leiblichen Eltern, das Kind 
die Besuche und Kontakte als ängstigend und bedrohlich erlebt. Die ungesi-
cherte Zukunft des Kindes und die Aufrechterhaltung der Kontakte zu den 
leiblichen Eltern erhöhen die Wahrscheinlichkeit eines Misserfolgs des Pfle-
geverhältnisses in hohem Maße. 
 
Beide Ansätze verstehen sich als familientherapeutische Modelle. Demnach 
ist der Lebensmittelpunkt eines Pflegekindes immer in einer Familie zu fin-
den. Die therapeutischen Methoden beider Ansätze zielen auf die Integration 
des Pflegekindes in die Pflegefamilie. Wobei der eine die Herkunftsfamilie in 
einem bestimmten Rahmen einbezieht und der andere diese ausgrenzt. 
 
In der Praxis hat sich gezeigt, dass das Pflegekinderwesen nicht nur nach ei-
nem Modell arbeiten kann. Welchem Ansatz der Vorzug gegeben wird, hängt 
maßgeblich vom konkreten Einzelfall ab. Dem Hilfeplanverfahren und der 
Perspektivklärung kommt dabei eine besondere Rolle zu. Folgende Kriterien 
müssen bei der Gestaltung von Besuchskontakten beachtet werden: 
 
 Das Pflegekind, sein Wohl und sein Wille14, stehen bei der Umgangsge-

staltung im Mittelpunkt. 
 
 Die Qualität der Bindung15 des Pflegekindes an seine Bezugspersonen hat 

maßgeblichen Einfluss auf den Kindeswillen16. Besteht eine sichere Bin-
dung an die leiblichen Eltern, so dienen Besuchskontakte dem Kindes-
wohl. Desorganisierte Bindungspräferenzen lassen auf traumatische Er-
fahrungen17 schließen und Besuchskontakte würden diesen Zustand wie-
derbeleben oder gar verstärken. Trennungsängste von Pflegekindern müs-
sen vor dem Hintergrund von Bindungsqualitäten differenziert betrachtet 
werden. Angstbindungen können die Entwicklung eines Kindes lähmen. 
Es ist zu beachten, dass jede Trennungen eines Kindes von seinen Be-
zugspersonen Trauer und Trennungsschmerz hervorruft, die begleitet und 
aufgefangen werden müssen. 

 
 Die Perspektive der Unterbringung eines Pflegekindes ist für die Gestal-

tung von Besuchskontakten ebenfalls grundlegend. Ist an eine Rückfüh-
rung gedacht, so ist die Aufrechterhaltung von Umgangskontakten not-
wendig. Säuglinge und Kleinkinder, die eine Beziehung zu ihren leibli-
chen Eltern aufrechterhalten sollen, benötigen aufgrund ihres Bindungser-
lebens häufigere Besuchskontakte. Für die biografische Arbeit mit einem 
Pflegekind, dass nicht zu seinen leiblichen Eltern zurückkehren soll, sind 
dauernde Besuchskontakte sicherlich eher hinderlich. Keine Kontakte in 
einem solchen Fall sind allerdings auch verunsichernd. 

 
 Bei Kindern, die traumatische Erfahrungen gemacht haben, muss im Vor-

dergrund der Erziehung und Begleitung dieser Kinder in der Pflegefamilie 
zunächst Schutz vor Retraumatisierung und erst später ggf. die Verarbei-

 
14 Siehe Kap. IX.2. „Kindeswohl und Kindeswille“ 
15 Siehe Kap. VII.1.1. „Bindungen des Pflegekindes“ 
16 Siehe Kap. IX.2. „Kindeswohl und Kindeswille“ 
17 Siehe Kap. VIII.2. „Traumatische Erfahrungen eines Pflegekindes“ 
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tung der vorangegangenen Traumata stehen. Auf jeden Fall müssen die 
Kinder die Möglichkeit haben, fehlende Entwicklungsschritte nachzuho-
len. Der Aufbau einer neuen korrigierenden Eltern-Kind-Beziehung in der 
Pflegefamilie und der Schutz vor erneuter Traumatisierung haben also 
Vorrang, da ansonsten eine seelische und körperliche Gesundung des 
Kindes unmöglich ist. Hierzu benötigen sie in der Regel Abstand, um das 
Trauma verarbeiten zu können.  

 
 Ist ein Elternteil psychisch erkrankt, so ist dessen Verhalten von der Er-

krankung und deren Auswirkungen geprägt. Ist das Kindeswohl bei Kon-
takten gefährdet, sollten von Fachleuten beschützte und begleitete Kon-
takte18 stattfinden. 

 
 Das Kind fühlt in der Regel eine Loyalitätsverpflichtung19 (inneres 

Treuegebot) gegenüber den leiblichen Eltern. Diese Loyalität ist ebenso 
zu respektieren, wie Herkunftseltern die zunehmende Loyalität des Kindes 
gegenüber den Pflegeeltern respektieren müssen. Für das Kind ist es güns-
tig wenn es erleben kann, dass in der Welt der einen Familie jeweils Platz 
für die Sichtweisen der anderen Familie ist und diese nicht herabgewür-
digt wird. Eine solche Herabwürdigung versteht das loyale Kind auch 
immer als einen Angriff auf sich selbst. Zu besonders starken Loyalitäts-
konflikten kann es kommen, wenn leibliche und Pflegeeltern eine gericht-
liche Auseinandersetzung um den Aufenthalt des Kindes führen. Solche 
Auseinandersetzungen führen beim Kind oft zu Trennungsängsten. 
 

 Ein sehr wichtiger Faktor für das Gelingen oder Scheitern von Besuchs-
kontakten ist die Haltung der Herkunftseltern zur Einbindung des Kindes 
in die Pflegefamilie. Kann die leibliche Familie es akzeptieren, dass ihr 
Kind jetzt sicher und gut versorgt in einer anderen Familie lebt, dann ist 
dies eine Basis für einen spannungsfreien und dem Kindeswohl förderli-
chen Umgang. Kann sie sich zugunsten des Kindes an Absprachen und 
Vereinbarungen halten, erleichtert dies die Zusammenarbeit ungemein. 
 

 Auch die Haltung der Pflegeeltern spielt eine wesentliche Rolle für einen 
positiven Ablauf der Besuchskontakte. Gerade kleinere Kinder reagieren 
sehr feinfühlig auf Gefühle und Wertschätzung oder Ablehnung ihrer Be-
zugsperson gegenüber anderen Menschen, auch wenn dies nicht ausge-
sprochen werden.  

 
 
VII.3.1. Ziele von Besuchskontakten20 
 
Je nach Verbleibensperspektive des Kindes in einer Pflegefamilie haben Be-
suchskontakte unterschiedliche Aufgaben. Steht eine Rückführung an, so die-
nen sie dem Erhalt oder dem Wiederaufbau von Bindungen21. Soll ein Pflege-
kind jedoch in der Pflegefamilie verbleiben, so tragen Besuchskontakte dazu 
bei, den Bezug des Kindes zu seiner Herkunftsfamilie nicht ganz zu verlieren. 
Besuchskontakte geben dem Kind die Möglichkeit, sich mit seiner Vergan-

 
18 Siehe Kap. VII.3.2. „Besondere Formen von Besuchskontakten“ 
19 Siehe Kap. VII.1.2. „Loyalitätskonflikte“ 
20 Siehe Kap. IX.6. „Umgangsrecht“ 
21 Siehe Kap. VII.1.1. „Bindungen des Pflegekindes“ 
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genheit auseinanderzusetzen und dienen letztlich dazu, die Identitätsfindung 
zu unterstützen. 
 
Während der Hilfeplanung sind die Ziele und Formen des Umgangs, insbe-
sondere von Besuchskontakten, darzustellen und schriftlich zu vereinbaren. 
 
Besuchskontakte werden dann für Pflegekinder problematisch, wenn die Kin-
der nicht genau wissen, auf welche Bindung sie sich eher einlassen sollen - die 
alte zu den leiblichen Eltern oder die neue zu den Pflegeeltern. Kinder geraten 
dann in Loyalitätskonflikte22.  
 
Es ist wichtig, dass alle Beteiligten die Möglichkeit haben, sich ihrer Rolle im 
Bezug auf die Besuchskontakte bewusst zu sein. Herkunftseltern müssen unter 
Umständen ihre Elternrolle abgeben und einen neuen Zugang zum Kind su-
chen. Pflegeeltern müssen vielleicht ihre Einstellung zu den leiblichen Eltern 
des Pflegekindes und deren Bedeutung für das Beziehungserleben des Kindes 
überdenken. Pflegekinder selbst müssen erfahren, dass ihr Wille bei der Be-
suchskontaktgestaltung eine wichtige, wenn nicht gar die wesentliche Rolle 
spielt. Solche Klärungsprozesse sind nur durch Begleitung und Beratung aller 
Beteiligten herbeizuführen. Sie sind ein wesentlicher Bestandteil bei der Erar-
beitung eines Hilfeplanes. 
 
 
VII.3.2. Gestaltung von Besuchskontakten 
 
Ob Besuchskontakte23 stattfinden und in welcher Art und Weise dies gesche-
hen soll, ist immer im Einzelfall zu entscheiden. Die Beteiligten müssen sich 
über das Ziel der Besuchskontakte im Klaren sein. Die Lebensperspektive des 
Kindes sollte geklärt sein, die tatsächlichen Bindungen müssen im Vorder-
grund stehen, der Wille des Kindes ist zu erfragen, sein Alter und Entwick-
lungsstand sind zu berücksichtigen und die Belastung durch Besuchskontakte 
muss den einzelnen Beteiligten zumutbar sein. Regelungen müssen dem Kind 
und nicht den Interessen einzelner Erwachsener dienen.  
 
Besuchskontakte sind, so der Gesetzgeber, in erster Linie ein Recht und dann 
eine Pflicht. Aus diesem Grunde haben alle Beteiligten sich an bestimmte Re-
geln zu halten. Diese können gemeinsam verabredet sein und am besten 
schriftlich fixiert werden. Dies kann unter Vermittlung des Jugendamtes zu-
stande kommen oder durch einen familienrechtlichen Gerichtsbeschluss fest-
gelegt werden. Die Gestaltung von Besuchskontakten, was Häufigkeit, Dauer, 
Begleitung, Orte und Inhalte anbelangt, wird in der Regel im Hilfeplan festge-
legt. 
 
Das Jugendamt ist in seiner begleitenden wie auch in seiner Funktion als 
Wächter verpflichtet, die Gestaltung des Umgangs im Hilfeplan mit zu arran-
gieren. Besonders wichtig ist die Rolle des Jugendamtes beim Auftreten von 
Schwierigkeiten in der Umgangsgestaltung. Dann muss das Jugendamt ver-
mitteln und die Beteiligten zu einer neuen einvernehmlichen Vereinbarung 
verhelfen. 

 
22 Siehe Kap. VII.1.2. „Loyalitätskonflikte“ 
23 Siehe auch Kap. IX.6. „Umgangsrecht“ 
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Pflegekinder sind von den Pflegeeltern oder anderen geeigneten Vertrauens-
personen angemessen auf bevorstehende Besuchskontakte vorzubereiten. Es 
müssen das Alter, der Entwicklungsstand, Bindungen und der Wille des Kin-
des beachtet werden. Pflegeeltern sind aufgefordert, feinfühlig auf die Be-
dürfnisse des Kindes zu achten. 
 
Steht ein erster Besuchskontakt nach langer Zeit an, so ist das Pflegekind in 
besonderer Weise darauf vorzubereiten. In der Vorbereitung eines solchen 
Kontaktes ist zu beachten, dass die Gefühle des Pflegekindes, wie Wut, Trau-
er, Angst, aber auch Freude von ihm gelebt werden können. Es ist möglich, 
dass in dieser Zeit das Pflegekind von dem bevorstehenden Ereignis so einge-
nommen ist, dass andere Lebensbereiche vernachlässigt werden. 
 
Gegen den tatsächlichen Willen24 des Kindes sollten keine Besuchskontakte 
stattfinden. Es ist zu beachten, dass der Wille des Kindes sich in erster Linie 
durch sein Verhalten zeigt. 
 
Wie der tatsächliche Umgang sich jedoch gestaltet, welche Verhaltensände-
rungen des Pflegekindes durch ihn hervorgerufen werden, muss immer wieder 
Thema sein. Regelungen müssen unter Umständen verändert werden.  
 
Stellen Pflegeeltern Schwierigkeiten des Kindes im Alltag nach Besuchskon-
takten fest, so sollten diese sachlich dokumentiert werden. Dies kann eine  
Grundlage sein, veränderte, am Wohl des Kindes orientierte Umgangsrege-
lungen anzustreben, entweder im Hilfeplan oder, wenn es nicht anders geht, 
durch eine vom Familiengericht veränderte Umgangsregelung. 
 
 
VII.3.3. Besondere Formen von Besuchskontakten 
 
Als „begleiteten und geschützten Umgang“ werden in der Regel Besuchskon-
takte zwischen Kindern und ihren leiblichen Eltern unter Begleitung einer 
anderen Person bezeichnet. Der begleitete Umgang hat die Aufgabe, Besuchs-
kontakte so ablaufen zu lassen, dass die betreffenden Kinder ihr Recht auf 
Umgang in einer für ihr Beziehungs- und Bindungsempfinden förderlichen 
Atmosphäre wahrnehmen können. 
 
Der begleitete Umgang ist in der Regel durch die Ausführungen des zuständi-
gen Familiengerichtes in Sachen Umgangsrecht bestimmt. Er ist für alle Be-
teiligten verbindlich. Den Umgang begleiten vom Gericht festgelegte Perso-
nen. Dies können Pädagogen, Psychologen, Berater, andere Pflegeeltern oder 
MitarbeiterInnen des Jugendamtes sein. In der derzeitigen Praxis übernehmen 
meist MitarbeiterInnen des Jugendamtes diese Aufgabe. Im Zuge des Ausbaus 
solcher Maßnahmen ist es sinnvoll, andere Personen direkt dafür auszubilden. 
 
 
 
 
 

 
24 Siehe Kap. IX.2. „Kindeswohl und Kindeswille“ 
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 Begleiteter Umgang  
 
ist eine Hilfestellung für Herkunftseltern, die nicht in der Lage sind, ihre Kin-
der in den Kontaktzeiten angemessen zu betreuen. Sie benötigen Hilfe für die 
Gestaltung des Kontaktes. Auch hier ist das Vertrauen des Kindes in die Be-
treuungsperson von wesentlicher Bedeutung. Neben der Begleitung des Um-
gangs ist die Beratung der betreffenden Personen im Vorfeld und im Nach-
gang des Kontaktes eine wichtige Aufgabe. 
 
Ein solcher begleiteter Umgang ist nach einer Studie des Münchner Institutes 
für Frühpädagogik dann notwendig, wenn: 
 
• die Beziehung von Kind und Eltern belastet ist; 
• besondere Lebens- und Problemlagen der Eltern bestehen, die zu einer 

Belastung der Beziehung von Kind und Eltern führen können oder 
schon führten; 

• Probleme bei der Durchführung von Besuchskontakten bestehen; 
• Anzeichen einer Gefahr der Kindesentführung bestehen; 
• zusätzlich erhebliche Erziehungs- und Familienprobleme in der Her-

kunftsfamilie bestehen. 
 

Durch einen begleiteten Umgang sollen der Wille des Kindes und das Kin-
deswohl gewahrt werden. Dabei ist darauf hinzuwirken, dass der begleitete 
Umgang durch einen nicht begleiteten Umgang ersetzt werden kann, wobei 
die perspektivische Dauer der Pflege, Bindungs- und Beziehungsprioritäten 
des Kindes und sein Zeitempfinden berücksichtigt werden müssen.  
 
 
 Geschützter Umgang  
 
ist dann notwendig, wenn ein Kind aus psychologischen Erwägungen heraus 
nicht in der Lage ist, den Umgang mit den Herkunftseltern oder anderen Kon-
taktpersonen ohne Gefährdungserleben zu bestreiten. Geschützter Umgang 
wird vom Familiengericht angeordnet. Die Betreuungsperson hat die wichtige 
Aufgabe und auch die Kompetenz, bei Anzeichen von Gefährdung des Kindes 
den Kontakt abzubrechen. Des Weiteren muss die Betreuungsperson unbe-
dingt das volle Vertrauen des Kindes haben. Die Betreuungspersonen sollten 
in geeigneter Weise auf ihre Aufgaben vorbereitet sein.  
 
 
 Ausschluss des Umgangs  
 
ist ein besonders tief greifender Eingriff in die Rechte und Pflichten der leibli-
chen Eltern. Er ist dann notwendig, wenn auch durch einen geschützten Um-
gang das Wohl des Kindes nicht gewahrt werden kann25. Ein Umgangsaus-
schluss ist nur durch ein Gericht festzulegen. 

 
25 Siehe Kap. IX.6. „Umgangsrecht“ 
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VII.4. ANHANG 
 
 
A.VII.1. Übersicht der Bindungsmodelle 
 
Bereiche  
Bindungsmodell 

Kommunikation von 
Gefühlen 

Umgang mit emotionaler  
Belastung 

Eigenständiger Bezie-
hungsaufbau 

Selbstkonzept / Selbst-
wertgefühl 

Sicher Direkte und offene 
Kommunikation; Zugang 
zu eigenen Gefühlen 

Beziehungsorientiert; Hilfe 
kann zugelassen werden 

Gelingend bei guter In-
tegration; realistische 
soziale Wahrnehmung 

Realistisches und positi-
ves Selbstbild 

Unsicher-
vermeidend 

Wenig oder keine Kom-
munikation von Gefüh-
len; eingeschränkter 
Zugang zu sich selbst 

Beziehungsvermeidende 
Grundhaltung bei Belas-
tung; Selbstbezogenheit bei 
Problemen 
 

Probleme beim Aufbau 
und der Gestaltung eigener 
Beziehungen; verzerrte 
Wahrnehmung 

Rigides positiv ideali-
siertes oder negatives 
Selbstbild  

Unsicher-
ambivalent 

Übersteigerter Gefühl-
sausdruck 

Anklammernd und hilflos Nicht gelingende Anpas-
sung, misstrauisch  

Negatives Selbstbild; 
Erwartung von Misser-
folg 

Desorganisierter 
Status bei trau-
matischen Erfah-
rungen mit Bin-
dungspersonen 

Mit Trauma verbundene 
Gefühle müssen in der 
Familieninteraktion 
verdeckt oder abgewehrt 
werden; Anspannung und 
Irritationen; 
in der Regel vermeiden-
de Grundhaltung, d.h. 
Gefühle werden nicht 
kommuniziert bzw. nur 
verzerrt kommuniziert 

Bindungsperson ist häufig 
Quelle von Furcht, soll aber 
Vertrauensperson sein; 
Annäherungs-/ Vermei-
dungskonflikt, Rollenum-
kehr in der Beziehung zur 
Bindungsperson; 
z.T. extreme Selbstbezo-
genheit und Abgrenzung 
von möglicher Hilfe oder 
Ambivalenz 

Beziehungen sind miss-
trauischer Natur; vorsich-
tige oder kontrollierende 
Begegnungen; 
aggressive Impulse und 
Wiederholen erfahrener 
Gewaltmuster; Probleme 
mit Gleichaltrigen; 
Verhaltensauffälligkeiten; 
bizarres Verhalten 

Negativ, gering; 
Kind fühlt sich abgelehnt 
und nicht liebenswert; 
nach außen eher ideali-
siertes Selbstkonzept, 
wahres Gefühl wird nicht 
zugelassen 

 
Tabelle: Bindungs-(organisations-)modelle und kindliche Entwicklungsbereiche  
(H. Scheuerer-Englisch; in: „Auswirkungen traumatischer Erfahrungen auf das Bindungs- und 
Beziehungsverhalten“; in: 1. Jahrbuch des Pflegekinderwesens, Idstein 2001, S. 72 und 79) 
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Mit der Entscheidung, Pflegefamilie zu werden und ein Kind aufzunehmen, 
ergeben sich für alle Mitglieder der Familie erhebliche Veränderungen. Dies 
beginnt mit der Suche nach einer angemessenen Perspektive für das Pflege-
kind und dem damit verbundenen pädagogischen Auftrag an die Pflegeperson. 
Das neue Familienmitglied muss in die Familie und deren soziales Umfeld 
integriert werden. Im Verlauf eines Pflegeverhältnisses wird es immer wieder 
zu Veränderungen und damit verbunden, zu neuen Anforderungen für alle 
Mitglieder der Pflegefamilie kommen. Auch die Beendigung der Pflegschaft, 
die aus den unterschiedlichsten Gründen stattfinden kann oder muss, sollte für 
alle Mitglieder der Familie in einer angemessenen Weise vorbereitet und voll-
zogen werden.  
 
 
 
VIII.1. DIE PERSPEKTIVE DES KINDES 
 
Die Perspektive des Kindes ist einer der bedeutsamsten Aspekte für den Ver-
lauf eines Pflegeverhältnisses. Zur Klärung der Perspektive müssen wesentli-
che Fragen beachtet werden: 
 

1. Welche Situation hat zur geplanten Fremdunterbringung geführt? Was 
muss aufgrund dessen für eine Unterbringung berücksichtigt werden? 

2. In welcher Pflegeform wird das Kind untergebracht? (Dauer, Notsituati-
on, Sozialpädagogische oder Heilpädagogische Pflegeform) 

3. Welche Bedingungen sind an eine Rückkehr gebunden? (Entwicklung 
des Kindes, Bindungsaspekte, Entwicklung der Herkunftsfamilie, wel-
che weiteren Hilfen müssen der Herkunftsfamilie angeboten werden?) 

4. Ist bei einer Rückkehr in die Herkunftsfamilie deren Situation langfristig 
gesichert? 

5. Welche Aufgaben müssen die Beteiligten für die Sicherstellung der Per-
spektive des Kindes übernehmen? (in den verschiedensten Lebensberei-
chen1) 

 
 
VIII.1.1. Klärung der Perspektive     
 
Allen Beteiligten muss klar sein, dass Trennungen für den Lebenslauf eines 
Kindes immense Veränderungen von unterschiedlicher Tragweite mit sich 
bringen. Aus diesem Grund können weder die Herkunftseltern noch die Pfle-
geeltern oder die Fachkräfte allein über die Perspektive bestimmen2. Im Pro-
zess der Hilfeplanung nimmt die Entscheidung über die Perspektive des Kin-
des daher eine herausragende Stellung ein.  
  
Dabei sind grundlegende Bedingungen zu beachten: 
 
 Die Perspektive des Kindes ist ein Prozess.  
• Dieser ist in der Zeit der Situationsklärung offen. 
• Er ist innerhalb eines Hilfeplanverfahrens auszuhandeln. 

 
1 Siehe Kap. II.2.2. „Situations- und Bedarfsanalyse“ 
2 Siehe Kap. II.1.3. „Betroffenenbeteiligung“ 
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• Dabei sind die Standpunkte und Sichtweisen aller Beteiligten einzube-
ziehen. 

• Eine Prüfung der Rückkehrmöglichkeiten muss gegeben sein. 
 
 Die Klärung der Perspektive hat zeitnah, nach der Unterbringung eines 

Kindes in einer Pflegefamilie, zu erfolgen.  
 Das Pflegekind darf nicht zum Spielball individueller Interessen anderer 

werden. Das Wohl des Kindes muss immer Vorrang haben.3 
 Das kindliche Zeitempfinden gibt die zeitliche Orientierung vor. Das 

Pflegekind hat ein Recht auf familiäre Beziehungen. Seine bestehenden 
Bindungen sind unbedingt zu berücksichtigen. 

 
Von Anfang an sollte eine möglichst klare Orientierung angestrebt werden. 
Auch wenn im Lebensalltag unerwartete Wendungen nicht völlig auszuschlie-
ßen sind, ist eine zuverlässige und verbindliche Perspektivplanung für eine 
gesunde Entwicklung des Pflegekindes unerlässlich. 
 

 
VIII.1.2. Umgang mit der Perspektive 
 
Bedingungen und Forderungen im Zusammenhang mit der perspektivischen 
Unterbringung eines Kindes müssen langfristig im Hilfeplan festgelegt wer-
den. Die zu erledigenden Aufgaben haben die individuellen Befindlichkeiten 
zu berücksichtigen und sind trotzdem an klare Konsequenzen gebunden. Eine 
klare Perspektive erleichtert ein zielorientiertes Arbeiten mit dem Pflegekind, 
der Pflegefamilie und der Herkunftsfamilie. 
 
Handlungsbedingungen: 

 
• Ehrlichkeit der Beteiligten, insbesondere bei der Folgenabschätzung. 
• Die Unterbringung eines Kindes in einer Pflegefamilie kann zu einem 

Beziehungsabbau zwischen Herkunftsfamilie und Kind führen (Rück-
zug der Eltern oder des Kindes). 

• Klarheit von Aussagen und Aufgaben. 
• Eine klare und eindeutige Position des Jugendamtes gibt Sicherheit, vor 

allem bei gerichtlichen Auseinandersetzungen über den Verbleib des 
Kindes und die Folgenabschätzung. 

• Unklare Perspektiven sind für Kinder oft mit altersabhängigen Ängsten 
und Vermeidungsstrategien verbunden. 

• Vor allem muss dem Kind, aber auch den anderen Beteiligten Sicher-
heit in Bezug auf Beziehungsgestaltung und im Nutzen weiterer/ ergän-
zender Hilfen vermittelt werden. 

 
 
VIII.1.3. Abwägung der Folgen 
 
Die Kontaktgestaltung zur Herkunftsfamilie hängt im Wesentlichen von der 
Perspektive eines Kindes in einer Pflegefamilie ab4,5. Daraus können sich er-

 
3 Siehe Kap. IX.2. „Kindeswohl und Kindeswille“ 
4 Siehe Kap. VII.3. „Besuchskontakte“ 
5 Siehe Kap. IX.6. „Umgangsrecht“ 
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gänzende Hilfen, ggf. auch für die Herkunftseltern, ergeben. Die Begleitung 
der Herkunftseltern als abgebende Eltern ist dabei wichtig (loslassen können, 
verstehen der Situation des Kindes).6,7 
 
Das Verfolgen und Umsetzen bestimmter Erziehungsziele ist ebenfalls von 
der Perspektive des Kindes abhängig. Der erzieherische Einfluss ist mit einer 
eindeutigen Perspektive sicherer zu gestalten, als in einem „Schwebezustand“ 
zu belassen, in dem das Kind und die Pflegeeltern eher mit der Frage beschäf-
tigt sind, ob es sich lohnt in die Beziehung zur Pflegefamilie zu investieren8. 
 
Es sind Erziehungsziele zu formulieren, die es dem Kind erleichtern sollen, 
mit der Situation der Fremdunterbringung zurechtzukommen. Folgende Erzie-
hungsziele könnten bei einer gesicherten Perspektive eine Rolle spielen: 
 
• Aufbau eines positiven Selbstwertgefühls. Wissen wer man ist. 
• Eine den kognitiven, emotionalen und physischen Möglichkeiten des 

Kindes angemessene größtmögliche Selbständigkeit (altersangemes-
sen). 

• Veränderte soziale Kompetenzen durch die neuen sozialen Kontakte  
erlangen. Wissen, dass man selbst etwas erreichen kann. 

• Förderung der Bindungsfähigkeit 
• In der Geborgenheit der Familie zu lernen, sich als einen Teil der Ge-

meinschaft begreifen zu können.  
 
Eine hundertprozentig sichere Perspektive ist für ein Pflegekind kaum zu er-
reichen, da sie Bestandteil der Hilfeplanüberprüfung ist. Die Perspektive ist 
jedoch für die Art und Weise der Unterbringung richtungsweisend. 
 
Es ist eine langfristige Vorbereitung eines Pflegeverhältnisses anzustreben, 
um die für das Kind bedeutungsvolle und erhaltenswerte Bindung zu Bezugs-
personen zu berücksichtigen. 
 
 
VIII.2. TRAUMATISCHE ERFAHRUNGEN EINES PFLEGEKINDES 
 
Wie im Kapitel I.1.1. „Das Pflegekind“ beschrieben, gibt es unterschiedliche 
Gründe für eine Unterbringung in einer Pflegefamilie. In der Regel kann da-
von ausgegangen werden, dass in der Herkunftsfamilie eine Entwicklung zum 
Wohl des Kindes in seinen bisherigen Lebenszusammenhängen nicht gewähr-
leistet werden kann. In vielen Fällen erleben die Kinder traumatische Erfah-
rungen, die ihr weiteres Leben begleiten. Außerdem haben die Kinder und 
Jugendlichen eine zeitweise oder dauernde Trennung von Familie zu verkraf-
ten. 
 
Trennung steht am Anfang jedes Pflegeverhältnisses und kann auch während 
dessen stattfinden, z.B. durch Abbruch oder vorzeitige oder geplante Beendi-
gung.9 Jedes Pflegekind hat die Trennung von den leiblichen Eltern erlebt 

 
6 Siehe Kap. VII.2. „Begleitung und Beratung der Herkunftsfamilie“ 
7 Siehe Kap. V.2. „Begleitung und Beratung im Verlauf eines Pflegeverhältnisses“ 
8 Siehe Kap. VII.1.1. „Bindungen des Pflegekindes“ 
9 Siehe Kap. VIII.6. „Beendigung eines Pflegeverhältnisses“ 
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oder durchlitten. Die Wahrscheinlichkeit eines erneuten Beziehungsabbruchs 
kann den Verlauf eines Pflegeverhältnisses negativ beeinflussen. Das Pflege-
kind kann Trennungsängste entwickeln oder sich erst gar nicht auf eine neue 
Beziehungsgestaltung einlassen. Eine mögliche Trennung kann außerdem die 
Beziehungsgestaltung seitens der Pflegeeltern zum Pflegekind belasten. 
 
Trennung meint im Zusammenhang mit der Bindungstheorie und Bindungs-
forschung10 die Trennung von einer Bindungsperson. Die Intensität und Qua-
lität der bisherigen Bindung hat großen Einfluss auf die Verarbeitung der 
Trennung. 
 
Den Trennungsprozess beschreibt bei kleinen Kindern John Bowlby sinnge-
mäß: Wann immer ein kleines Kind, das Gelegenheit hatte, eine Bindung an 
seine Mutterfigur zu entwickeln, gegen seinen Willen von ihr getrennt wird, 
zeigt es Kummer; und sollte es in einer fremden Umgebung von einer Reihe 
fremder Leute versorgt werden, dann wird dieser Kummer wahrscheinlich 
intensiv sein. Sein Verhalten folgt einer typischen Sequenz. Zuerst protestiert 
es heftig und versucht mit allen ihm zur Verfügung stehenden Mitteln, seine 
Mutter wiederzufinden. Später scheint es die Hoffnung, sie wiederzufinden, 
aufzugeben und zu verzweifeln, aber es beschäftigt sich weiterhin mit ihr und 
ersehnt ihre Rückkehr. Danach scheint es das Interesse an der Mutter zu ver-
lieren und sich emotional von ihr abzulösen.11 
 
Pflegekinder, die aus sogenannten „Multi-Problem-Familien“ stammen haben 
oft eine Lebensgeschichte, die von wechselnden Bezugspersonen, Wohnort-
wechsel, Misshandlung und Vernachlässigung durch die Bezugsperson ge-
kennzeichnet ist. Sie zeigen daher oft ihren Trennungsschmerz verzögert, in 
anderer Form oder gar nicht. Trotzdem leiden auch sie unter der Trennung.  
 
Kinder die Gewalt erlebt haben, die vernachlässigt und/ oder sexuell miss-
braucht wurden,  haben zu meist die Erfahrung gemacht, dass Erwachsene 
etwas mit ihnen tun, dass Kinder nicht verstehen und begreifen.  
 
Dieses Tun der Erwachsenen überwältigt das Kind. Das Kind kann die trau-
matisierende Situation mit seinen körperlichen und psychischen Möglichkei-
ten nicht kontrollieren, es ist dieser Situation schutzlos ausgeliefert, weil es sie 
nicht beeinflussen kann. Diese Erfahrung löst im Kind Todesangst oder ein 
Gefühl von Vernichtet werden aus. Das Kind entwickelt eine unbändige Angst 
vor dem Verhalten der Erwachsenen. 
 
Traumatische Erfahrungen sind für ein Kind besonders dann vernichtend, 
wenn sie von Erwachsenen ausgelöst werden, die eine bedeutende Funktion 
im Leben der Kinder haben, die die Kinder von Natur aus lieben sollten (El-
tern, Geschwister, Erzieher, Verwandte).  
 
Hermann Scheuere-Englisch beschreibt das Zustandekommen eines Traumas 
sehr eindringlich, wenn er meint: "Es handelt sich um eine einmalige oder 
fortdauernde Erfahrung, die zu einer psychischen Verletzung führt, die für das 
Kind überwältigend und mit seinen psychischen und physischen Möglichkeiten 

 
10 Siehe Kap. VII.2. „Bindungen des Pflegekindes“ 
11 Vgl. Bowlby, John; „Verlust, Trauer, Depression“, Frankfurt/ M. 1983 
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nicht kontrollierbar ist, die Todesangst und Angst vor Vernichtung des physi-
schen oder psychischen Selbst auslöst, und bei der das Kind in der Situation 
auf niemanden zurückgreifen kann, bei dem es Schutz oder Hilfe erfährt." 12 
 
Traumatische Erfahrungen prägen sich durch ihre emotionalen Bezüge inten-
siv ein und begleiten einen Menschen ein Leben lang. Traumatisierte Kinder 
brauchen einerseits unterstützende therapeutische Begleitung, um diese Erfah-
rungen verarbeiten zu können, wie auch ein sicheres soziales Umfeld mit ver-
ständnisvollen Menschen, die sie in ihren Ängsten und Befürchtungen ernst 
nehmen und die Geduld haben, die Übertragungssituationen auszuhalten. Sie 
brauchen Erwachsene, die ihnen erlauben, neue, veränderte Erfahrungen zu 
sammeln, die ihnen den Schutz geben, der von den traumatisierenden Men-
schen genommen wurde.  
 
Je jünger ein Kind solche Erfahrungen macht, um so folgenschwerer sind sie 
für die Entwicklung, denn die Ausbildung von Bindungen und Beziehungen 
zu Erwachsenen steht erst am Anfang. Die Entwicklung des Gehirns und da-
mit der Möglichkeit bestimmten Situationen etwas entgegen zu setzen, ist 
noch nicht abgeschlossen. 
 
Traumatische Erfahrungen, die ein Kind in einer Familie gemacht hat, werden 
im Schweizerischen Handbuch für Pflegeeltern wie folgt beschrieben:  
„Vernachlässigung: Die Bedürfnisse des Kindes werden nicht oder nur unge-
nügend erfüllt. Es bekommt zum Beispiel keine, zu wenig oder falsche Nah-
rung, es erhält zu wenig oder keine Zuwendung, Nähe und Geborgenheit – 
oder nur dann, wenn es bestimmte Bedingungen erfüllt. Die Bedürfnisse des 
Kindes werden auch dann nicht oder nur ungenügend erfüllt, wenn die Bin-
dungsbereitschaft des Kindes nicht beachtet wird. 
 
Körperliche oder psychische Misshandlung: Körperliche Verletzungen jegli-
cher Art, die durch Einwirken eines Erwachsenen hervorgerufen oder verur-
sacht werden, seelische Verletzungen, die zwar nicht sichtbar sind aber im 
Kind Gefühle von Angst, Schuld, Selbstverachtung auslösen und auf Handlun-
gen von Erwachsenen zurück zu führen sind. Sexueller Missbrauch und sexu-
elle Ausbeutung durch eine nahe stehende Person. Aber auch einmalige ext-
reme Erlebnisse wie zum Beispiel Mord, Suizid oder Unfälle können ein 
Trauma beim Kind hervorrufen.“13 
 
 
 
VIII.3. INTEGRATION EINES PFLEGEKINDES IN EINE FAMILIE 
 
Die Integration eines Pflegekindes in eine Pflegefamilie ist individuell vom 
jeweiligen Kind unter anderem von seinem Alter, seinen psychischen Vorer-
fahrungen, seinen erlebten Bindungen und Bezugspersonen sowie von der 
Gestaltung des Pflegeverhältnisses, den Bedingungen in der Pflegefamilie, 
abhängig.  
 

 
12 Scheuerer-Englisch, H.; „Auswirkungen traumatischer Erfahrungen auf das Bindungs- und Beziehungsverhalten“, in 
1. Jahrbuch des Pflegekinderwesens, Stiftung zum Wohl des Pflegekindes (Hrsg.) Idstein 2001  
13 Fachstelle für das Pflegekinderwesen (Hrsg); „Handbuch Pflegekinderwesen Schweiz“, 
Zürich 2001, S. 181 
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Das Psychotherapeutenehepaar Monika Nienstedt und Arnim Westermann14 
schlägt aufgrund zahlreicher Beobachtungen von Pflegekind-Fallverläufen15 
vor den Verlauf der Integration modellhaft in spezifischen Phasen zu be-
schreiben. Grundsatz hierbei ist, dass das Verhalten des Pflegekindes unbe-
wusst von seinen tatsächlichen Bedürfnissen gesteuert wird.  
 
Die Autoren machen darauf aufmerksam, dass die Phasen unterschiedlich in-
tensiv ausgeprägt sind und die Phasen ineinander übergehen und somit keine 
klaren Grenzen erkennbar sind. Praktisch zeigt sich dies darin, dass ein Kind 
verschiedene Verhaltensweisen zeigt, die unterschiedlichen Phasen zugeord-
net werden können. Auch lässt sich kein zeitlicher Rahmen bestimmen. Dazu 
sind die betreffenden Kinder und Jugendlichen sowie ihre psychosozialen 
Bedingen zu unterschiedlich. 
 
Im Folgenden sind die drei wesentlichsten Phasen zusammengefasst. 
 
 Anpassung                                                                                                                              
Zu Beginn des Pflegeverhältnisses passt sich das Pflegekind an die Ansprü-
che, Regeln und Normen der Pflegefamilie an. Es nimmt für diese Anstren-
gung all seine Kräfte zusammen und stellt eigene Wünsche und Bedürfnisse 
zurück. Das Pflegekind fällt unter Umständen eher als zurückhaltend und lieb 
auf. Vom im Vorfeld bekannten und beschriebenen Verhalten des Kindes ist 
oft wenig zu sehen.  
 
 Übertragung 
Nachdem sich das Pflegekind in die Pflegefamilie eingelebt und ein wenig 
Vertrauen in die neuen Umstände gewonnen hat, beginnt das es sich wieder 
auf seine eignen Bedürfnisse und Handlungsmuster zu beziehen. Das Pflege-
kind unternimmt den Versuch, seine Lebensweise in der Pflegefamilie zu le-
ben. Es probiert Strategien und Handlungsmuster unbewusst aus, die es ge-
lernt und durch sein bisheriges Leben verinnerlicht hat,. Pflegepersonen ler-
nen das Kind nun von einer anderen Seite kennen.  
 
Während dieser Übertragungsphase erfolgt die Wiederholung früherer be-
wusst oder unbewusst erlebter Geschehnisse (besonders traumatische Erfah-
rungen) in ganz alltäglichen Lebenssituationen der Pflegefamilie. Die Pflege-
familie wird mit der Herkunftsfamilie verwechselt. 
 
Das Kind wagt es jetzt, seine „Schattenseiten“ zu zeigen. Es zeigt teils unver-
ständliche Verhaltensweisen, reagiert überzogen, beschimpft die nahen Perso-
nen, die ihm Zuwendung geben. Gleichzeitig kommt es vor, dass das Kind 
seine Herkunftsfamilie idealisiert. 
 
Dieses Agieren erleichtert es der Psyche des Kindes in der ungewohnten Situ-
ation, Loyalität zu erleben. Das Kind befreit sich in seinem Unterbewusstsein 
vom Zwang, seine neuen Eltern zufrieden stellen zu müssen. Es macht die 
Erfahrung, dass es keine schmerzhaften Sanktionen erfährt.  
 

 
14 Nienstedt, M./ Westermann, A. „Pflegekinder“, Münster 1998 
15 In ihrer psychotherapeutischen Praxis begleiteten sie vor allem schwer traumatisierte Kin-
der und Jugendliche 
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Bei den Pflegeeltern löst dieses Verhalten oft Enttäuschung, Schmerz und 
Unverständnis aus. Pflegekinder nehmen in dieser Phase sehr viel Zeit in An-
spruch. Sie brauchen gerade jetzt, wenn es auch nicht so scheint, viel Zu-
spruch, emotionale Wärme und das Vertrauen der Pflegeeltern. Die Pflegeel-
tern sollen, wenn es auch schwer fällt, dieses Verhalten annehmen. Die vor-
handenen Gefühle und Gedanken können dem Kind nicht ausgeredet werden. 
Es muss erfahren, dass es jetzt anders ist als vorher.  
 
Die aufgestauten Aggressionen, Wut, Misstrauen, etc. der alten Beziehung 
brauchen eine Adresse. Das Kind wird von seinen Vorerfahrungen überwäl-
tigt, seine Vorgeschichte kommt zum Ausbruch. Nach Momenten der Aggres-
sion kann das Kind die Situation scheinbar schnell wieder vergessen. Das 
Kind braucht die Erfahrung, dass die neuen Eltern anders als seine leiblichen 
reagieren, um Vertrauen aufzubauen.  
 
Dieses Verhalten hat therapeutische Wirkung: „Kann ich hier bleiben, auch 
wenn ich bin, so wie ich bin?“ Diese Phase kann Jahre dauern – richtet sich 
nach Erfahrungen, erlebten Bindungen, Alter des Pflegekindes und dem Ver-
halten (Aushalten) der Pflegeeltern in dieser schweren Lebenssituation.  
 
 Regression 
Das Pflegekind holt den Beziehungsaufbau und wichtige Entwicklungsschritte 
des Bindungserlebens nach und verhält sich dabei nicht entsprechend seinem 
tatsächlichen Alter, sondern fällt in kindliche Verhaltensweisen zurück. So 
kann ein 10 jähriger Junge beispielsweise wieder die Babysprache nutzen oder 
aus einer Nuckelflasche trinken wollen etc.  
 
 
 
VIII.4. DIE DYNAMIK - VERÄNDERUNGEN IN DER PFLEGEFAMILIE  
 
Mit der Aufnahme eines Pflegekindes verändern sich bei allen Familienmit-
gliedern die Rollen. Aus den Eltern werden Pflegeeltern mit einer Vielzahl an 
neuen Kontakten und Aufgaben. Die leiblichen Kinder bekommen Pflegege-
schwister und damit eine ganz neuen Status innerhalb der Familie, die bisher 
Jüngsten sind vielleicht zukünftig nicht mehr die Jüngsten usw.  
 
Veränderte Beziehungen lassen sich gut an einem Mobile verdeutlichen. Wird 
eine neue Figur an einem austarierten Mobile befestigt, verschiebt sich der 
Schwerpunkt und die bisherigen Figuren müssen verschoben werden, um wie-
der ins Gleichgewicht zu kommen. Alle erhalten neue Standpunkte und damit 
veränderte Perspektiven. In der Pflegefamilie lässt sich diese Dynamik am 
besten mit neuen Aufgaben und veränderten Rollen beschreiben. 
 
Solche Veränderungen in den Pflegefamilien finden mit der Aufnahme oder 
dem Auszug jedes neuen Pflegekindes in bisher nicht da gewesener Art und 
Weise statt. Die Integrationsfähigkeit einer Familie wird immer wieder neu 
ausgestaltet. Als Familie wird das gesamte Pflegefamiliensystem verstanden. 
Dazu zählen die Pflegeeltern, die leiblichen Kinder und natürlich die Pflege-
kinder. Das Beziehungs- und Erziehungssetting in einer Familie unterscheidet 
sich von dem der Heimerziehung in wesentlichen Punkten: 
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 Die Pflegepersonen nehmen im Auftrag des Jugendamtes Kinder in ihre 
private Sphäre auf. Die Pflegefamilien haben daher das Recht auf Beglei-
tung und Beratung durch  das Jugendamt während des gesamten Pflege-
verhältnisses16. Außerdem unterliegen sie damit in ihrer Privatsphäre der 
Kontrolle durch das Jugendamt, welches die Verantwortung und Steue-
rung für das Pflegeverhältnis übernimmt. Es wählt die Pflegefamilien aus 
und begleitet den gesamten Prozess der Pflegschaft.17 

 
 Eine Familie begibt sich mit der Aufnahme eines Kindes automatisch in 

ein komplexes Beziehungs- und Kommunikationsgefüge. Denn neben ih-
ren eigenen Erwartungen, Wünschen und Vorstellungen an das Pflegekind 
und das Pflegeverhältnis selbst, müssen die Familienmitglieder sich mit 
den Vorstellungen der Herkunftseltern auseinandersetzen.18 Hinzu kom-
men die Qualitätskriterien, die das Jugendamt setzt. 

 
 Die privaten und familiären Ressourcen (Erziehungsfähigkeit, Räumlich-

keiten und Struktur) werden für die Erbringung der Hilfe zur Erziehung 
eingesetzt. 

 
Das erzieherische Milieu von Familienerziehung im Allgemeinen lässt sich 
wie folgt beschreiben:  
 
• Verfügbarkeit von konstanten, nicht austauschbaren Betreuungsperso-

nen für das Kind (rund um die Uhr, 365 Tage im Jahr); 
• Exklusivität und Authentizität der Beziehung zum Kind, insbesondere 

durch die Übernahme persönlicher Verantwortung und das Vermitteln 
von Geborgenheit; 

• Anhaltendes Interesse am Entwicklungsweg des Kindes über den Zeit-
raum der Unterbringung hinaus; 

• Bereitschaft der Pflegefamilie, bedarfsgerechte Bindungsangebote und 
neue tragfähigere Bindungs- bzw. Beziehungserfahrungen zu ermögli-
chen19; 

• Ermöglichen sozialen Lernens am Modell Familie (Familie bezeichnet 
das auf Dauer angelegte Zusammenleben von Menschen verschiedener 
Generationen. Sie ist gekennzeichnet durch eine intime Beziehungs-
struktur, in der den existenziellen Bedürfnissen der zugehörigen Fami-
lienmitglieder nach Geborgenheit, Schutz sowie emotionaler Nähe ent-
sprochen wird. Als gesellschaftliches Leitbild unseres Kulturkreises gilt 
dabei die Achtung vor der eigenständigen Individualität des Kindes als 
Vertreter der jeweils jüngsten in der Familie lebenden Generation.); 

• Würdigung und Förderung der Interessen jedes einzelnen Familienmit-
gliedes; 

• emotionale Sicherheit jedes Familienmitgliedes; 
• Herstellen von Normalität im Sinne von Integration des Kindes in ein 

dauerhaftes soziales System, das mehrere Generationen umfasst; ein-

 
16 Siehe Kap. V.1. „Grundsatz von Beratung und Begleitung im Pflegekinderwesen“ 
17 In einigen Bundesländern übernehmen auch Freie Träger diese Aufgaben im Auftrag des 
Jugendamtes 
18 Siehe Kap. VII.1. „Die Situation der Herkunftsfamilie“ und Kap. I.2.4. „Zusammenarbeit 
bei Hilfen außerhalb der eigenen Familie 
19 Siehe Kap. VII.1.1. „Bindungen des Pflegekindes“ 
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deutige Zugehörigkeit des Kindes - auch in der Außendarstellung der 
Familie - und Vermeidung von Stigmatisierungen durch eine Fremdun-
terbringung des Kindes; 

• Konzentration auf die Individualität und die besonderen Lebenserfah-
rungen des Kindes als Maßstab erzieherischen Handelns;20 

 
Mit der Aufnahme eines oder mehrerer Pflegekinder verändert sich die Fami-
lienstruktur zwangsläufig. Das hat Auswirkungen auf die Beziehung der Pfle-
geeltern als Paar, die Beziehung zu den leiblichen Kindern oder zu bereits in 
der Familie lebenden Pflegekindern.  
 
 
VIII.4.1. Die Pflegeeltern 
 
Die Beziehung zwischen den Pflegepersonen spielt für das Gelingen eines 
Pflegeverhältnisses eine bedeutende Rolle. Sie ist schon bei der Auswahl der 
Pflegefamilie ein wichtiger Indikator für die Betrachtung des möglichen Pfle-
gefamilienbeziehungssystems. 
 
Die Paarbeziehung wird sich mit der Aufnahme eines Pflegekindes möglich-
erweise mehr oder weniger stark verändern. Daher stellt sich die Frage: Wo-
rauf müssen sich die Pflegepersonen vorbereiten und einstellen können? 
Folgendes ist dabei zu beachten: 
 
• gemeinsame Vorbereitung auf die Aufnahme eines Pflegekindes, mit 

dem gemeinsamen Willen, ein Pflegekind wirklich aufnehmen zu wol-
len und zu können 

• gegenseitige Akzeptanz von Erwartungen und Bedürfnissen  
• offener und ehrlicher Austausch der Partner 
• zukünftig reduzierte (gemeinsame) Freizeit nur als Paar 
• ein Pflegekind kann Rivalitäten in der Pflegefamilie auslösen (ausspie-

len, verschiedene Sichtweisen auf Betreuung, ...) 
• veränderte Rituale im Alltag, aber auch bei besonderen Anlässen 
• veränderter Erziehungsstil (andere Maßstäbe, individueller auf Situati-

onen des Kindes eingehen, da man das Verhalten aus seiner Geschichte 
heraus verstehen muss) 

• eingeschränkte Spontanität 
• Eingrenzung der Privatsphäre (Pflegefamilie ist eine „öffentliche Fami-

lie“) 
• veränderte Beobachtung und Bewertung durch das soziale Umfeld 
• besondere Beobachtung durch das Pflegekind 
• verändertes Familienverhalten in Bezug auf die Gründe der Fremdun-

terbringung des Pflegekindes (z.B. Alkohol, andere Drogen, sexueller 
Missbrauch) 

• verstärkte Wahrnehmung eines Elternteils durch das Pflegekind (Fixie-
rung auf eine Pflegeperson) 

• Pflegepersonen müssen sich mit dem Erreichbaren in der Betreuung 
und Entwicklung eines Pflegekindes abfinden 

 
20 Vgl. Familie für Kinder gGmbH (Hrsg.), Standards für das Pflegekinderwesen in Berlin, in: 
Pflegekinder, Heft 2/ 2002, S. 23 f. 
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• Die Pflegefamilie steht im besonderen Maße im öffentlichen Interesse. 
Durch Projektionen können sie z.B. von den Herkunftseltern, aber auch 
durch das Verhalten des Pflegkindes negative Zuschreibungen erleben, 
welche ihrem bisherigen guten Ansehen schaden können. 

 
Mit veränderten Rollen und verändertem Verhalten im Alltag, im Erziehungs-
verhalten, in besonderen Situationen und durch eine möglicherweise veränder-
te Sichtweise auf die sozialen Bedingungen des Pflegekindes, geht die Be-
schäftigung mit den eigenen Maßstäben von Erziehung, ja evtl. von Normen 
und Werten, allgemein einher. Das heißt, die Pflegepersonen werden durch 
die Reflexion des Familienalltags mit ihrer eigenen Lebensgeschichte kon-
frontiert. Sie sollten daher im Vorfeld einige Punkte bedenken: 
 
• Pflegepersonen sind aufgefordert, sich mit ihrer Motivation, ein Pflege-

kind aufzunehmen und zu betreuen, auseinanderzusetzen. 
• Eigene Erfahrungen, Konflikte, Wünsche und Bedürfnisse dürfen nicht 

auf die Pflegesituation übertragen werden und die Erfordernisse der 
Pflege überlagern. 

• Es können Teile der eigenen Lebensgeschichte verändert wahrgenom-
men werden. 

 
Pflegefamilien sollten in der Regel aufgrund ihrer spezifischen Struktur für 
ein Pflegekind ausgewählt werden. Daher ist es wichtig, die Beziehung der 
Pflegepersonen untereinander zu stärken, etwa durch: 
 
• Verständigung über den gemeinsamen Weg und dessen Ziele 
• Austausch mit anderen Pflegeeltern 
• Organisation von Zweisamkeit (sowohl für einen Elternteil allein mit 

dem Pflegekind als auch für die Pflegeeltern als Paar) 
• Schaffung von individuellen Freiräumen für die Partner 
• Pflege verwandtschaftlicher Beziehungen 
• Pflege von Freundschaften/ des Freundeskreises 
• Vereinfachung des Alltags durch strukturierte Absprachen und Organi-

sation von Alltagshilfen, sich auf Wesentliches konzentrieren, d.h. ge-
ringe Reibungsflächen entstehen lassen 

 
 
VIII.4.2. Das Erleben leiblicher Kinder 
 
Das Erleben der leiblichen Kinder bei der Aufnahme eines Pflegegeschwister-
kindes ist maßgeblich davon abhängig, wie sich die Beziehung der Kinder 
miteinander entwickelt. Dabei sind verschiedene Aspekte, abhängig vom Al-
ter, dem Entwicklungsstand der leiblichen Kinder und deren Lebensmittel-
punkt, zu beachten. 
 
 Entscheidung für ein Geschwisterkind 
Leibliche Kinder sind ohne angemessene Unterstützung mit der Entscheidung 
über die Aufnahme eines Pflegekindes überfordert! Sie sind in jeder Phase der 
Entscheidungsfindung und bei der Integration des Pflegekindes zu beteiligen, 
können die Folgen für das Beziehungssystems im Vorhinein aber in der Regel 
nicht ausreichend abschätzen. Auch ältere Kinder sind mit der Vorstellung der 

Reflexion des Fami-
lienalltags 
 

Stärkung der 
Paarbeziehung 
 

Überforderung 
 

Beteiligung 
 



DIE PFLEGEFAMILIE IM VERLAUF EINES PFLEGEVERHÄLTNISSES      

173   HANDBUCH FÜR DAS PFLEGEKINDERWESEN IN SACHSEN-ANHALT  

Organisation des zukünftigen Familienlebens überfordert. Zu leiblichen Kin-
dern darf nicht gesagt werden: „Wir versuchen es mal mit der Aufnahme eines 
Pflegekindes, mal sehen wie du damit klar kommst.“ Den Kindern muss deut-
lich sein, dass es sich um eine Entscheidung mit großer Tragweite handelt. 
 
Wichtig ist, dass sie in angemessener Weise über ihre mit der Aufnahme ver-
bundenen „Opfer“ aufgeklärt werden, wie z.B. teilen der Aufmerksamkeit, 
evtl. auftretende Schäden, Veränderungen im sozialen Umfeld usw. Kinder 
sagen, so die Erfahrung der MitarbeiterInnen aus Jugendämtern, sehr schnell 
„Ja“ zur Aufnahme eines Pflegekindes. Dieses „Ja“ muss durch Nachfragen 
und gesunden Zweifel überprüft werden. 
 
Wenn leibliche Kinder die Aufnahme eines Pflegekindes deutlich ablehnen, so 
ist dies zu akzeptieren. Ebenso dürfen leibliche Kinder nicht als Alibi für den 
Abbruch eines Pflegeverhältnisses herhalten. Eine solche Entscheidung kön-
nen nur die Pflegepersonen oder das Jugendamt treffen.  
 
Leiblichen Kindern ist im Vorfeld einer Pflegekindervermittlung in der Regel 
nicht klar, dass allein schon durch die Begleitung des Jugendamtes die Familie 
eine stärkere öffentliche Beachtung erfährt. 
 
Pflegepersonen müssen sich für die Entscheidungsfindung über die Aufnahme 
eines Pflegekindes fragen lassen: Was traue ich meinem Kind zu? Was mute 
ich meinem Kind zu? 
 
Auch eine längere Anbahnung gibt keine endgültige Sicherheit für alle Betei-
ligten, dass das Pflegekind und die Pflegefamilie zusammen passen. 
 
 Reaktionen auf ein Geschwisterkind 
Im Pflegeverhältnis fällt es den leiblichen Kindern nicht immer leicht, über ihr 
persönliches Erleben des Pflegeverhältnisses zu sprechen! In der Regel zeigen 
die Kinder durch ihr Verhalten, ob sie mit der Situation zufrieden sind oder 
nicht.  
 
Sie können gegenüber einzelnen Familienmitgliedern in Loyalitätskonflikte 
geraten. Die Eltern sollten versuchen, den leiblichen Kindern ihr eigenes Erle-
ben und ihre Gefühle verständlich zu machen und sie selbst anzuregen über 
ihre Befindlichkeiten zu reden. Pflegepersonen haben gerade an dieser Stelle 
eine Vorbildfunktion. Leibliche Kinder können ebenso in Loyalitätskonflikte 
zum Pflegekind geraten (z.B. wenn sie wissen, dass ein Pflegekind gestohlen 
hat oder sich der Liebe der Eltern unsicher fühlt). 
 
 Soziales Erleben 
Leibliche Kinder können mit der Aufnahme eines Pflegekindes ihre Orientie-
rung im sozialen Erleben verlieren! Ein weitgehend fremdes Kind kommt in 
die Familie und sagt auch „Mama“ und „Papa“ zu den eigenen Eltern. Leibli-
che Kinder haben zumeist ein anderes Verständnis und andere Vorstellungen 
vom Familien- und Erziehungsalltag als Pflegekinder, die ihre Erfahrungen in 
die neue Familie durch ihr Verhalten und durch ihre Ansprüche an die Familie 
einbringen.  
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Die leiblichen Kinder und die Familie leben vor der Inpflegnahme eines Pfle-
gekindes in einem stabilen Umfeld. Mit der Aufnahme eines vielleicht auch 
schwierigen Kindes können die leiblichen Kinder ebenso Anerkennung wie 
auch Anfeindung im sozialen Umfeld erfahren. Auch sie müssen sich, genau-
so wie die Pflegekinder, mit neuen Reaktionen ihrer sozialen Umwelt ausei-
nandersetzen. 
 
  Veränderte Sozialisationsbedingungen 
Für die Eltern ist es häufig ein schwieriger Prozess, ein verändertes und meist 
konfliktreicheres Aufwachsen der eigenen Kinder zu ertragen! Dabei können 
leibliche Kinder in nicht gewünschte Verhaltensweisen des Pflegekindes ver-
fallen, um die Aufmerksamkeit auf sich zu ziehen oder mögliche Freiheiten 
ausnutzen. Ebenso können sie psychisch erheblich belastet werden, indem sie 
sich um die Eltern oder auch die Pflegegeschwister sorgen. Sie können auch 
Opfer von Übergriffen oder Ausgrenzung der Pflegekinder werden. 
 
 Irritationen für leibliche Kinder 
Die positive Beziehung zwischen leiblichen Kindern und ihren Eltern kann bei 
Pflegekindern Irritationen auslösen! Mit der Wahrnehmung von ganz anderen 
familiären Beziehungen muss das Pflegekind auch die eigenen Erfahrungen 
reflektieren. Das kann bedeuten, dass ambivalente Gefühle auf die Kinder 
zukommen. Erfahrungsgemäß können Loyalitätskonflikte zu den eigenen El-
tern entstehen oder aber auch das Gefühl, dass die eigenen Eltern schlechte 
Eltern sind oder versagt haben. Damit kann sowohl ein emotionaler Rückzug 
der leiblichen Kinder aufgrund von erkennbaren Kränkungen die Folge sein, 
oder aber auch eine Anspruchssteigerung gegenüber eigenen Eltern stattfin-
den. 
 
  Soziale Kompetenz 
Die soziale Kompetenz leiblicher Kinder kann sich mit der Aufnahme eines 
Pflegekindes erweitern! Denn häufig nimmt sich die Pflegefamilie durch die 
Auseinandersetzung mit sich selbst als Familiensystem, als gelingende Fami-
lie und damit verbunden ihren Selbstwert wesentlich intensiver wahr. Bei den 
leiblichen Kindern macht sich das z.B. durch erhöhte Selbständigkeit, erhöhte 
Konfliktbereitschaft oder ein verstärktes Familienbewusstsein besonders be-
merkbar.  
 
Die leiblichen Kinder machen die Erfahrung, dass das eigene Familienleben 
nicht das einzige Modell ist, das ihre Flexibilität und Toleranz erweitert. Die 
Erfahrungen mit Pflegegeschwistern sind ein Lern- und Übungsfeld für sozia-
le Kompetenz: Die Kinder erleben, dass neben ihnen noch andere Kinder in 
den Focus des elterlichen Bemühens kommen. Sie lernen einen Zusammen-
hang herzustellen zwischen dem, wie Menschen sich verhalten und welche 
Erfahrungen dabei im Hintergrund liegen. Gerade wenn die Auseinanderset-
zung mit den Pflegekindern bei den leiblichen Kindern ihren festen Stellen-
wert hat, werden ihr Reflexionsvermögen und die Fähigkeit zur Kommunika-
tion mitgeschult. Sie entwickeln häufig ein größeres Verantwortungsbewusst-
sein für die Belange anderer, ein erhöhtes Einfühlungsvermögen, die Solidari-
tät mit der Familie bekommt einen neuen Stellenwert. 
 
Den Pflegeeltern wird im Verlauf eines Pflegeverhältnisses oftmals die hohe 
Belastbarkeit der eigenen Kinder erst deutlich. Gleichzeitig wird das Einüben 
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der sozialen Kompetenz gefördert. Abgrenzungen gegen Ansprüche anderer 
werden für die Kinder notwendiger und, indem sie eingesetzt werden, auch 
geübt. Die verschiedenen Aspekte, die sich die leiblichen Kinder mit der Re-
flexion des Pflegeverhältnisses aneignen können, werden ihr Verhalten auch 
außerhalb der Familie bestimmen. Daraus Gelerntes kann dann auf andere 
Lebensbereiche übertragen werden.   
 
 Fazit 
Für die Sicherstellung eines gelingenden Pflegeverhältnisses ist es unumgäng-
lich, die leiblichen Kinder, ihr Verhalten, ihre Äußerungen, ihre Wünsche und 
Bedürfnisse einzubeziehen und ernst zu nehmen. Die Eltern und der Pflege-
kinderdienst sind aufgefordert, Bedingungen herzustellen, die es leiblichen 
Kindern ermöglichen, ihr Erleben in angemessener Weise zu reflektieren und 
sich auszutauschen.  
 
Dafür werden folgende Strukturen empfohlen: 
 
• Auch die leiblichen Kinder sind in die Besuche durch den Pflegekin-

derdienst situationsabhängig mit einzubeziehen und ihre Einschätzun-
gen und Gefühle sind abzufragen. 

• Den leiblichen Kindern sollten Möglichkeiten zum gegenseitigen Aus-
tausch geboten werden (Feste, Feiern, Beratungsangebote, Freizeiten)21. 

• Auch leibliche Kinder benötigen Vertrauenspersonen, Gehör und Ver-
ständnis für ihre Anliegen. 

• Ihr soziales Umfeld, wie Lehrer, Erzieher und Freundeskreis sollten 
über das bestehende Pflegeverhältnis aufgeklärt werden.  

• Leibliche Kinder sind auf evtl. Anfeindungen in der Art und Weise vor-
zubereiten, dass es ihnen trotzdem möglich wird, die positiven Aspekte 
einer Pflegefamilie nach außen zu tragen. 

• Pflegepersonen sollten sich auch Zeiten mit ihren Kindern als Kernfa-
milie organisieren.  

 
Unabhängig von der Integration eines neuen Familienmitgliedes können noch 
andere Themen die leiblichen Kinder beschäftigen. Darüber sollten die Eltern 
mit ihnen, zu einem angemessenen Zeitpunkt, ins Gespräch kommen. 
 
• Wie sind die Unterschiede im sozioökonomischen Status zwischen den 

Kindern? (Gleichbehandlung der Kinder, unterschiedliche Rechtsstel-
lung der Kinder, materielle Unterschiede, unterschiedliche Schulausbil-
dungen und Lebenswege) 

• Wie und wo wird das Pflegekind nach seiner Volljährigkeit leben? 
• Wird das Pflegekind einen anderen Namen tragen? 

 
 
 
 
 
 
 

 
21 Siehe Kap. V.3. „Begleitung und Beratung von leiblichen Kinder in Pflegefamilien“ 
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VIII.5. ALTERNATIVE LEBENSFORMEN ALS PFLEGEFAMILIE 
 
Als Pflegeeltern eignen sich Personen, die zum Kind passen, ein stabiles Um-
feld bieten können und die geeignet sind22. Dabei kommen auch alternative 
Lebensformen in Betracht.  
 
 
VIII.5.1. Gleichgeschlechtliche Lebenspartnerschaften 
 
Für gleichgeschlechtliche Lebenspartnerschaften gelten grundsätzlich die 
gleichen Auswahlkriterien wie für andere Pflegefamilien auch.  
 
Bei der Vermittlung ist zu beachten: 
 
• Wird die Sonderstellung des Pflegekindes noch verstärkt? 
• Können die Herkunftseltern eine solche Familienform akzeptieren? 
• Ist das soziale Umfeld tolerant (Großstadt – Land)? 
• Kann die Rolle des anderen (fehlenden) Geschlechts im Lebensalltag 

vom Pflegekind wahrgenommen und kompensiert werden (Identifikati-
on mit anderen Bezugspersonen)? 

 
Gleichgeschlechtliche Lebenspartnerschaften können für Pflegeverhältnisse 
Vorteile bringen:  
 
• Frauen können z.B. für missbrauchte Mädchen einen geschützten Rah-

men bieten. 
• Die Toleranz Randgruppen gegenüber ist meist sehr hoch. 
• Nach der Erfahrung verschiedener Pflegekinderdienste gelingen Pfle-

geverhältnisse mit geistig und mehrfach behinderten Pflegekindern 
(hoher Belastungsgrad) eher. Hier zeigt sich oft eine höhere Bereit-
schaft ein solches Kind aufzunehmen.  

 
 
VIII.5.2. Allein erziehende Pflegepersonen 
 
Für allein erziehende Pflegepersonen gelten grundsätzlich die gleichen Aus-
wahlkriterien23 wie für andere Pflegefamilien. Folgende Aspekte sind jedoch 
bei der Auswahl und der Vermittlung besonders zu beachten: 
 
• zeitliche Ressourcen (berufliche Einbindung) 
• Belastbarkeit in konfliktreichen Zeiten 
• Inwieweit gibt es ein unterstützendes soziales Umfeld von Verwandten 

und Freunden? 
• Gibt es leibliche Kinder? Wo leben diese? 
• Was ist die Motivation der BewerberInnen? 

 
Auch Alleinerziehende durchlaufen das Bewerberverfahren und können da-
raufhin individuell durch den zuständigen Pflegekinderdienst eingeschätzt 

 
22 Siehe Kap. III.4. „Anforderungen an PflegeelternbewerberInnen“ 
23 Siehe Kap. III.4. „Anforderungen an PflegeelternbewerberInnen“ 
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werden. Aus der Erfahrung einzelner Jugendämter wirken sich Pflegeverhält-
nisse Alleinerziehender gerade bei der Bereitschaftspflege und der Kurzzeit-
pflege günstig aus. 
 
Allein erziehende Pflegepersonen eignen sich besonders für:  
 
• Kinder mit starken Bindungsstörungen 
• Kinder mit Gewalterfahrungen durch einen Elternteil 
• eher selbständige Kinder mit einem geringeren Betreuungsbedarf 
• Jugendliche in der Ablösephase, die einen „Partner“ zur Auseinander-

setzung und Unterstützung benötigen 
• Begleitung für junge Mütter mit Kind 

 
 
 
VIII.6. BEENDIGUNG EINES PFLEGEVERHÄLTNISSES 
 
Pflegeverhältnisse können auf unterschiedliche Art enden. Sie können durch 
eine geplante Rückführung oder durch Abbruch, durch Wechsel der Hilfeart 
oder durch die Volljährigkeit des Kindes enden. 
 
 
VIII.6.1. Rückführung 
 
Die Rückführung des Kindes ist eine besondere Situation zum Ende eines 
Pflegeverhältnisses, da das Kind zurück zu den leiblichen Eltern geht. Mög-
licherweise geht sie mit emotional belastenden Momenten einher. Es kommen 
Zweifel auf, ob die Entscheidung zur Rückführung richtig ist, die Familien 
werden miteinander verglichen und die Befürchtung steht im Raum, dass es 
dem Kind nach der Rückführung nicht gut gehen könnte.  
 
Bei beiden Familien führen Zögern und Zweifeln zur Verunsicherung. Damit 
verbunden können sich die leiblichen Eltern nicht wertgeschätzt oder abge-
wertet fühlen. Der Wunsch, wieder eine normale Familie zu sein und die eige-
nen Kinder zurückzubekommen, steht neben der Phase der Überprüfung durch 
das Jugendamt. Für das Kind ist die Rückkehr zu seiner Familie neben Gefüh-
len der Freude oft auch mit Verunsicherung, Trauer und Verlustgefühlen ver-
bunden. 
 
Eine Rückführung sollte nur dann erwogen werden, wenn sich die Verhältnis-
se in der Herkunftsfamilie tatsächlich dauerhaft verbessert haben. Die familiä-
re Situation sollte nicht nur wenige Wochen als stabil erwiesen haben.  
 
Zur Verbesserung der Umstände in der Herkunftsfamilie gehört nicht nur, 
dass die Grundbedürfnisse wie Essen, Trinken und Schlafen gesichert sein 
müssen, sondern dass sich auch die Alltagsstruktur so verändert hat, dass einer 
gesunden physischen und psychischen Entwicklung des Kindes nichts im We-
ge steht. Die Herkunftsfamilie soll erziehungstüchtig sein und das Kind an-
gemessen fördern können. Hierbei sind die spezifischen Lebensbedingungen 
und die individuelle Lebensgeschichte der Familie zu berücksichtigen. Sie soll 
dem Kind Geborgenheit und Einfühlungsvermögen bieten. Das Kind muss in 
der Familie als Kind gewollt sein und angenommen werden.  
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Die Entscheidung über eine Rückführung wird im Hilfeplan getroffen. Maß-
stab für die Entscheidung ist das Kindeswohl. Die Bindungen des Kindes an 
die Pflegefamilie sind in die Entscheidung ebenso mit einzubeziehen wie der 
Kindeswunsch und -wille. Die Erziehungsfähigkeit der Herkunftsfamilie ist 
vom Allgemeinen Sozialen Dienst zu beurteilen. 
 
Die Rückführung ist gut vorzubereiten. Für das Kind ist frühzeitig Klarheit 
über den Familienwechsel herzustellen. Die Besuche der Herkunftseltern sind 
zu intensivieren und das Kind sollte zur Probe im Haushalt der Eltern wohnen. 
Dies muss auch während des normalen Alltags möglich sein und sich nicht 
nur auf Ferien beschränkt, da so auch Belastungssituationen erprobt werden 
können. 
 
Vor der Rückführung sind intensive Gespräche mit allen Beteiligten notwen-
dig, in denen nicht nur Organisatorisches wie weiterführende Hilfen, Ummel-
dung oder Absprachen über Ort und Zeit des Wechsels geklärt werden, son-
dern in denen insbesondere die Lebenssituation des Kindes, seine Vorlieben, 
Beziehungen, Stärken und Schwächen besprochen werden.  
 
Die Pflegefamilie soll in diesem Zeitraum das Kind angemessen stärken, da-
mit es auf die Rückkehr vorbereitet ist. Dies bedeutet einerseits, dass sie ihm 
Mut machen soll, ihm aber auch andererseits Wege zur Hilfe bei auftretenden 
Problemen aufzeigen kann. Bereits im Vorfeld sollte auch über Besuche zwi-
schen Pflegekind und Pflegefamilie nach der Rückkehr gesprochen werden. 
 
Bei der unmittelbaren Rückführung kommt es darauf an, dass angemessen auf 
Trauer- und Verlustgefühle reagiert wird. Es empfiehlt sich, den Abschied den 
Bedürfnissen des Kindes entsprechend zu gestalten (Ausflug, Abschiedsessen 
- ggf. unter Einbeziehung der Verwandtschaft - Erinnerungsstücke, etc.). Jeder 
sollte seine Gefühle ehrlich zeigen können. Auch die Pflegeeltern sollten ihre 
Traurigkeit nicht verbergen. Besuche bei den ehemaligen Pflegeeltern erleich-
tern manchmal den Übergang. Pflegekind und Pflegeeltern sollten gerade in 
dieser Phase Beratung und Begleitung durch das Jugendamt nutzen können.24 
 
Die Pflegeeltern tragen die Verantwortung, dass beim Umzug des Kindes des-
sen Sachen und wichtige persönliche Dokumente vollständig übergeben wer-
den. Zur Sicherheit aller Beteiligten empfiehlt es sich, eine Liste mit allen 
übergebenen Gegenständen anzufertigen und sich die Übergabe quittieren zu 
lassen. Das Jugendamt muss einen Aufhebungsbescheid über die Hilfe an die 
Personensorgeberechtigten senden. Den Pflegeeltern steht ein Nachweis über 
die Dauer des Pflegeverhältnisses zu. 
 
Wenn die Pflegeeltern mit der Rückführung nicht einverstanden sind, so ha-
ben sie die Möglichkeit unter bestimmten Bedingungen das Verbleiben des 
Kindes in Pflegefamilie zu erwirken. Dazu müssen sie beim Familiengericht 
einen entsprechenden Antrag stellen.25 
 
 

 
24 Siehe Kap. V.2.6. „Begleitung und Beratung bei der Beendigung eines Pflegeverhältnisses“ 
25 Siehe Kap. IX.7. „Verbleibensanordnung“ 

Entscheidung zur 
Rückführung im 
Hilfeplan 

Vorbereitung der 
Rückführung 

Trauer- und Verlust-
gefühle beim Kind 

Umzug des Kindes 

Detaillierte Abspra-
chen 

Probewohnen 

Stärkung und Auf-
klärung 



DIE PFLEGEFAMILIE IM VERLAUF EINES PFLEGEVERHÄLTNISSES      

179   HANDBUCH FÜR DAS PFLEGEKINDERWESEN IN SACHSEN-ANHALT  

VIII.6.2. Wechsel der Hilfeform 
 
Voraussetzung für einen Wechsel der Hilfeform ist, dass die bisherige Hilfe 
nicht ausreichend war und eine ausreichende Hilfe auch durch ergänzende und 
unterstützende Maßnahmen nicht erreicht werden kann. Des Weiteren kann es 
aufgrund des Einzelfalles oder der Entwicklung dessen notwendig werden 
eine andere Hilfeform26 einzusetzen. 
 
Zur Vorbereitung dieser Entscheidung sind ggf. Gutachten einzuholen. Dem 
Kind muss der Wechsel begründet werden, damit es nachvollziehen kann, 
weshalb es nicht weiter in der Pflegefamilie leben kann und die nachfolgende 
Hilfe nicht als Strafe für „Fehlverhalten“ erlebt. In der Regel handelt es sich 
um einen Entscheidungsprozess, in den das Kind einzubeziehen ist. Es sind 
intensive Gespräche mit allen Betroffenen, vor allem aber mit dem Kind nö-
tig, das zum Wechsel bereit sein sollte und im Rahmen der Vorbereitung die 
Möglichkeit, zwischen Alternativen wählen zu können, erhalten soll. Wunsch 
und Wille des Kindes27 stehen im Vordergrund.  
 
 
VIII.6.3. Volljährigkeit 
 
Bereits rechtzeitig vor Erreichen der Volljährigkeit (ca. ein Jahr vorher) sollte 
die Perspektive geklärt werden. Alle Beteiligten müssen rechtzeitig an einen 
Tisch, um zu klären, wie es mit Eintreten der Volljährigkeit realistisch weiter 
gehen kann. Der junge Erwachsene ist über seine Rechte und Pflichten aufzu-
klären. Die notwendigen Schritte zur Verselbständigung sind abzusprechen 
und vorzubereiten. Alle Beteiligten sind über weiterführende Hilfen aufzuklä-
ren. Der Jugendliche soll rechtzeitig wissen, dass ihm auch nach Volljährig-
keit noch Hilfen zustehen.  
 
 
VIII.6.4. Nachbetreuung 
 
Es gibt verschiedene Formen der Nachbetreuung von Pflegeverhältnissen, wie 
z.B.: 
 
• Kontakte von „ehemaligen“ Pflegekindern zu der Pflegefamilie oder 

bestimmten Pflegepersonen 
• Möglichkeiten zur Reflexion und Nachbereitung eines Pflegeverhältnis-

ses für die Pflegepersonen mit den MitarbeiterInnen des Pflegekinder-
dienstes 

• Möglichkeiten zur Reflexion und Nachbereitung eines Pflegeverhältnis-
ses für die Pflegekinder mit anderen Beratern und Institutionen 

 
Für viele Pflegekinder ist die Pflegefamilie, auch bei einer Rückkehr ins El-
ternhaus, eine wichtige Lebensstation gewesen. Mit ihr sind Erlebnisse, Erfah-
rungen und Emotionen verbunden, die sich einprägen. Die Kontakte nach  
Beendigung eines Pflegeverhältnisses dienen letztlich auch dem Kindeswohl, 

 
26 Siehe Kap. II.1.1. „Hilfeplan als Steuerungsinstrument individueller Hilfegestaltung“ 
27 Siehe Kap. IX.2.2. „Der Kindeswille“ 
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denn die Beziehung ist aus der Biografie des Kindes nicht wegzudenken und 
hat in den allermeisten Fällen entwicklungsfördernde Aspekte aufzuweisen. 
 
Die Nachbetreuungsformen und -möglichkeiten sind rechtzeitig im Hilfeplan 
zu besprechen und zu verankern. Dies betrifft auch die dazu notwendigen fi-
nanziellen Leistungen. 
 
 
 
VIII.7. ABBRUCH EINES PFLEGEVERHÄLTNISSES 
 
Der Abbruch eines Pflegeverhältnisses tritt im Gegensatz zur Beendigung 
ungeplant ein. Bei einer Beendigung sollten alle Partner auf eine neue Per-
spektive vorbereitet sein und ein Übergang gestaltet werden. Ein Abbruch 
hingegen geschieht hingegen abrupt, ungeplant und folgt in der Regel einer 
Krisensituation.  
 
Die folgende Aufzählung zeigt, wie unterschiedlich und subjektiv die Gründe 
für einen Abbruch sein können:  
 
• Die Pflegefamilie kann das Kind aufgrund der Entwicklung von Ver-

haltsweisen nicht mehr adäquat betreuen (Erkrankungen, Verhaltens-
weisen, etc.). Das Pflegeverhältnis überfordert die Familie oder einzel-
ne Familienmitglieder. 

• Ebenso kann die Familie das Pflegekind überfordern, so dass es zur 
Krise des Kindes kommt. 

• Das Pflegekind droht die Paarbeziehung oder die Familie zu zerstören. 
• Einer der Pflegeeltern oder ein weiteres leibliches oder Pflegekind ver-

weigert das Zusammenleben mit dem Pflegekind. 
• Die Pflegefamilie hat schwerwiegende Konflikte mit der Herkunftsfa-

milie. 
• Die Pflegefamilie erhält keine adäquate Beratung und Betreuung durch 

das Jugendamt. Es ergeben sich schwerwiegende Kooperationsproble-
me. 

• Die Pflegeform erweist sich als ungeeignet. 
• Die leiblichen Eltern wollen ihr Kind abrupt wieder in die eigene Fami-

lie aufnehmen. 
• Eine Krise in der Pflegefamilie selber. 

 
Es gibt darüber hinaus Gründe, die aus der Verantwortung des Pflegekinder-
dienstes zwangsläufig zu einem Abbruch führen müssen:  
 
• Missbrauch oder Misshandlung durch ein Mitglied der Pflegefamilie 
• Nichteignung der Pflegefamilie (schwere Erkrankung, Suchtproblema-

tik, ungeeignete Erziehungsmethoden, etc.) 
• Schwerwiegende und fortwährende Kompetenzüberschreitungen der 

Pflegeeltern 
• Verweigerung der Kooperation mit dem Jugendamt seitens der Pflege-

familie 
• Das Pflegekind weigert sich, in der Pflegefamilie zu bleiben (Prüfung 

der Ursachen). 
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Kommt es zu einem Abbruch, muss dieser möglichst zeitnah mit den Be-
troffenen ausgewertet und eine neue Perspektive erarbeitet werden. Dabei gilt 
es, unterschiedliche Aspekte für die verschiedenen Personen zu berücksichti-
gen. 
 
 Für das Pflegekind: 
Zunächst müssen dem Pflegekind die Gründe für den Abbruch verständlich 
gemacht werden. Dies muss entwicklungs- und altersabhängig durch den 
Pflegekinderdienst geschehen. Je nach Grund des Abbruchs und der vorheri-
gen Krisensituation muss aufgearbeitet werden, welchen Anteil die Beteiligten 
an der Krise hatten. Eine psychologische Betreuung oder Beratung kann hier 
von Vorteil sein, um einer erneuten Krise vorzubeugen. Das Kind muss so-
wohl die vorangegangene Krisensituation als auch die mit dem Abbruch voll-
zogene Trennung verarbeiten. Schuldzuweisungen gegenüber dem Pflegekind 
sind zu vermeiden.  
 
Je nach Einzellfall kann es von Vorteil sein, dem Kind eine Orientierungs- 
bzw. eine Neutralisierungsphase einzuräumen, bevor mit ihm an einer neuen 
Perspektive gearbeitet wird. Zur Überleitung muss dann, wie bei jeder anderen 
Anbahnung, eine Kennlernphase vorgeschaltet werden.  
 
 Für die Pflegefamilie:   
Auch für die Pflegeeltern gilt es, die Krisensituation mit den dahinter liegen-
den Problemfeldern mit Unterstützung des Pflegekinderdiensts aufzuarbeiten. 
Auch hier kann eine psychologische Begleitung und Beratung erforderlich 
sein. Je nach Grund des Abbruches und wenn es sowohl vom Pflegekind als 
auch der Pflegefamilie gewünscht wird, kann es zu weiteren Kontakten zum 
ehemaligen Pflegekind kommen und im Einzelfall auch zur Beteiligung an der 
Erarbeitung einer neuen Perspektive.  
 
Der Pflegevertrag28 mit der Familie wird beendet. Auch wenn eine weitere 
Beteiligung ausgeschlossen wird, so sollten die Pflegeeltern zumindest über 
den weiteren Verbleib des Kindes informiert werden, solange im Sinne des 
Kindeswohles nichts dagegen spricht.  
 
Abschließend müssen die Pflegeeltern darin unterstützt werden, ihren Wunsch 
nach einem Pflegekind und ihre Eignung als Pflegefamilie zu reflektieren. Sie 
müssen nach eventuell erneuter Prüfung durch das Jugendamt für sich ent-
scheiden, ob sie ein weiteres Pflegekind in die Familie aufnehmen würden. 
Auch für Pflegefamilien kann eine Orientierungs- bzw. Neutralisierungsphase 
als Übergang sinnvoll sein. 
 
 
 Für die Herkunftseltern: 
Die Perspektive der Herkunftsfamilie hängt davon ab, ob das Kind nach dem 
Abbruch des Pflegeverhältnisses zurück zu den leiblichen Eltern kommt oder 
ob eine neue Pflegefamilie oder eine andere Hilfeform gesucht wird. 
 

 
28 Siehe Kap. IX.1.2. „Der Pflegevertrag“ 
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Kommt das Kind zurück in die Familie, sollte es möglichst zu einer begleite-
ten Anbahnung kommen, da das Kind nach dem Aufenthalt in der Pflegefami-
lie einen Beziehungsabbruch erlebt. Auch mit den leiblichen Eltern muss über 
die voran stehende Krisensituation gesprochen und an den dahinter liegenden 
Problemfeldern gearbeitet werden. Im Sinne des Kindeswohles muss dann die 
Situation in der Familie und die Eignung der Pflegeeltern vom Jugendamt 
überprüft werden.  
 
Kommt das Kind nach Abbruch des Pflegeverhältnisses in eine andere Pflege-
familie oder in eine andere Pflegeform, so sind die Herkunftseltern an der 
Perspektivklärung für das Kind maßgeblich zu beteiligen. Auch in diesen Fäl-
len ist mit den leiblichen Eltern an den Gründen der Krisensituation und des 
darauf folgenden Abbruchs zu arbeiten. An der Anbahnung für die neue Un-
terbringung des Kindes sind die Eltern ebenso zu beteiligen, wie bei der ersten 
Unterbringung. 
 
 
 Für das Jugendamt: 
Der Pflegekinderdienst muss zur Klärung der Abbruchsituation beitragen. 
Dafür sind Klärungsgespräche mit allen Beteiligten notwendig, wenn möglich 
auch gemeinsame Gespräche. Der bisherige Hilfeprozess muss reflektiert 
werden und die Auswahl der Pflegefamilie, die Beratung und Begleitung 
durch den Pflegekinderdienst auf den Prüfstand gestellt werden.  
 
Die Evaluation von nicht gelungenen Hilfeprozessen ist für die Auswertung 
und Reflexion der eigenen Tätigkeit notwendig. Der sich gezeigte Hilfebedarf 
muss ermittelt und eine neue Perspektive erarbeitet werden. Die Pflegefamilie 
muss darauf geprüft werden, ob die Eignung und der Wunsch nach einem wei-
teren Pflegekind auch weiterhin bestehen. Kommt das Kind zu den leiblichen 
Eltern zurück, so muss zuvor deren Eignung überprüft und das Einleben des 
Kindes begleitet werden. 
 
Bei der Neubelegung dieser Pflegefamilie müssen verschiedene Vorausset-
zungen erfüllt werden. War das Jugendamt zum Abbruch des Pflegeverhält-
nisses gezwungen, so sind die Gründe für den Abbruch gleichzeitig Aus-
schlusskriterien für eine Neubelegung (BGB §1666). Diesen Pflegefamilien 
müssen die Gründe für eine Nichteignung mitgeteilt werden. Darüber hinaus 
muss den Personen deutlich gemacht werden, dass sie damit aus dem Bewer-
berpool des Pflegekinderwesens herausfallen. Bei einer Nichteignung für be-
stimmte Pflegekindergruppen muss diese Einschränkung ebenfalls den Be-
werbern deutlich gemacht werden. Darüber muss es eine verbindliche Mittei-
lung durch das Jugendamt geben. 
 
Erfolgte der Abbruch, ohne dass das Jugendamt diesen zwingend herbeiführen 
musste, sind  die Ursachen mit der Pflegefamilie abschließend zu reflektieren, 
um Hintergründen, die ein neues Pflegeverhältnis belasten könnten vorzubeu-
gen.    
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IX.1. RECHTLICHE STELLUNG DER BETEILIGTEN UND VERTRAGSGESTAL-
TUNG 

 
IX.1.1.  Rechtsbeziehungen bei der Hilfe zur Erziehung in Pflegefami-

lien 
 
Pflegefamilie, Herkunftsfamilie und Jugendamt stehen in einem besonderen 
Rechtsverhältnis. Die Sorgeberechtigten, die in der Regel die Herkunftseltern 
sind, stellen den Antrag auf Hilfe zur Erziehung. Das Jugendamt prüft diesen 
Antrag und entscheidet sich im Rahmen eines Hilfeplanprozesses ggf. für die 
Form der Vollzeitpflege. Das Jugendamt beauftragt dann eine Pflegefamilie 
mit der Betreuung des Pflegekindes. Gleichzeitig bleiben oftmals die Her-
kunftseltern sorgeberechtigt und nur der Teil der täglichen Sorge geht auf die 
Pflegepersonen über. Hinzu kommt die notwendige Zusammenarbeit von 
Pflegefamilie und Herkunftsfamilie.  
 
Schematisch lässt sich dies vereinfacht wie folgt darstellen: 
 
 

Pflege- 
familie 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Jugend-           Herkunfts- 
amt           familie 
 
 
 
Es ergeben sich verschiedene Beziehungen, die aufgrund bestimmter Rechts-
grundlagen bestimmte Leistungen erbringen müssen.  
 
Beziehung Jugendamt/ Herkunftsfamilie 
• Hilfe zur Erziehung § 27 KJHG i.V.m. § 33 KJHG   
• Beratung und Begleitung § 37 Abs. 1 Satz 2 KJHG 

 
Beziehung Jugendamt / Pflegefamilie 
• Leistung des Pflegegeldes einerseits und der Pflege andererseits wird 

durch einen Pflegevertrag geregelt 
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• Beratung und Begleitung § 37 Abs. KJHG 
 

Beziehung Pflegefamilie / Herkunftsfamilie 
• Sorgebefugnis der Pflegefamilie durch Vertrag und § 1688 BGB 
• Vermittlung bei Konflikten durch das Jugendamt durch § 38 KJHG 

 
Aus dieser Grundkonstellation ergeben sich durch die gesetzlichen Grundla-
gen des Bürgerlichen Gesetzbuches und der Sozialgesetzbücher sowie auf-
grund von Verordnungen und Erlassen in den Bundesländern vielfältig weite-
re rechtliche Beziehungen, die in den folgenden Kapiteln näher beschrieben 
werden. 
 
 
IX.1.2.  Der Pflegevertrag 
 
Neben den gesetzlichen Grundlagen und dem Hilfeplan, ist der Pflegevertrag 
eine weitere Rechtsquelle im Pflegekinderwesen. Von den gesetzlichen Rege-
lungen unterscheidet er sich dadurch, dass er genau für das jeweilige Pflege-
verhältnis gültig ist. Im Gegensatz zum Hilfeplan1 enthält er jedoch keine 
konkreten Hilfeziele und Maßnahmen, sondern fixiert die allgemeinen Rechte 
und Pflichten für die konkrete Hilfe zur Erziehung. 
 
Neben dem Pflegekind und den Vertragsparteien werden im Pflegevertrag die 
grundsätzlichen Regeln und Vertragspflichten für das Pflegeverhältnis aufge-
führt; er ist somit die Grundlage der Zusammenarbeit. Die konkrete Art und 
Weise, wie die Hilfe geleistet wird und wer daran welchen Anteil hat, wird 
dem Hilfeplan überlassen. Dieser regelt den „Hilfealltag“. Seine Geltung für 
alle Beteiligten wird aber im Vertrag zum Ausdruck gebracht. 
 
Vor dem Hintergrund der Regeln und Vertragspflichten im Pflegevertrag so-
wie der im Hilfeplan mit den Beteiligten zu vereinbarenden Ziele und Abspra-
chen ist es sinnvoll, dass alle Beteiligten (Pflegeeltern, Jugendamt und Perso-
nensorgeberechtigte) Vertragsparteien werden. Durch Einbeziehung aller Be-
teiligten in den Vertrag wird ein Maß an Transparenz von Rechten und Pflich-
ten und von Gleichberechtigung erreicht, wie es andernfalls nur schwer denk-
bar wäre. Ein Pflegevertrag sollte zur Rechtssicherheit aller Beteiligten stets 
schriftlich abgeschlossen werden. 
 
Im Anhang dieses Kapitels sind zwei Entwürfe2 für einen Pflegevertrag ent-
halten. Im ersten werden, wie eben beschrieben, die Pflegeeltern, das Jugend-
amt und die Personensorgeberechtigte/n beteiligt. Im zweiten Entwurf sind 
nur das Jugendamt und die Pflegepersonen Vertragspartner. Diese Variante 
wird in Sachsen-Anhalt in vielen Jugendämtern z.Zt. bevorzugt. 
 
Handelt es sich bei der Art der Pflege um eine Form der Dauerpflege, so geht 
die tägliche Sorge nach § 1688 BGB3 auf die Pflegeeltern über. Dies wird 
durch die Unterzeichnung des Pflegevertrages festgelegt. 

 
1 Siehe Kap. II „Das Hilfeplanverfahren“ 
2 Die beiden Entwürfe wurden auf der Grundlage eines Pflegevertragsentwurfs von Prof. 
Kaufmann entwickelt. Dieser wurde auf einer Fortbildungsveranstaltung 2002 des Landesju-
gendamtes vorgestellt und in einem Rundschreiben an die Pflegekinderdienste veröffentlicht.  
3 Siehe Kap. IX.5.3. „Angelegenheiten der täglichen Sorge“ 
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Handelt es sich um eine zeitlich befristete Pflegeform, wie die Bereitschafts- 
oder Kurzzeitpflege, sollte eine zusätzliche Vollmacht4 in Ergänzung zum § 
1688 BGB den Pflegeeltern Spielraum für das Treffen von notwendigen All-
tagsentscheidungen geben. 
 
 
IX.2. KINDESWOHL UND KINDESWILLE 
 
Kindeswohl und Kindeswille sind zentrale Begriffe in der Jugendhilfe. Sie 
sind Grundlage einer Vielzahl von Entscheidungen und sind als sogenannte 
„unbestimmte Rechtsbegriffe“ stets im Einzelfall auszulegen. Beide Begriffe 
sind jedoch trotz ihrer zentralen Bedeutung nirgends konkret definiert. 
 
 
IX.2.1. Das Kindeswohl 
 
Unter Kindeswohl versteht man das geistige, körperliche und seelische Wohl 
des Kindes, das durch die ein für die Persönlichkeitsentwicklung günstiges 
Verhältnis von Bedürfnissen und Lebensbedingungen gekennzeichnet wird. 
Das Kind/ der Jugendliche soll sich hierbei zu einer gemeinschaftsfähigen und 
eigenverantwortlichen Person entwickeln können. 
 
Der Begriff des Kindeswohls ist Grundlage für eine Reihe von Entscheidun-
gen, die im Rahmen der Jugendhilfe getroffen werden: 
 
• Anspruch auf Hilfe zur Erziehung, wenn keine dem Kindeswohl ent-

sprechende Erziehung im Elternhaus gewährleistet ist (§ 27 KJHG). 
• Aufgabe des Jugendamtes ist es, darauf hin zu wirken, dass die an der 

Hilfe beteiligten, zum Wohl des Kindes, zusammen arbeiten (§ 37 Abs. 
1  KJHG). 

• Entzug oder Einschränkung der elterlichen Sorge bei Gefährdung des 
Kindeswohls (§ 1666 BGB). 

• Einschränkung oder Ausschluss des Umgangsrechtes, soweit dies zum 
Wohl des Kindes erforderlich ist (§ 1684 BGB). 

• Anordnung des Verbleibs des Kindes bei den Pflegeeltern solange und 
soweit eine Wegnahme das Kindeswohl gefährdet (§ 1632 BGB). 

 
Wichtig ist in diesem Zusammenhang, dass bei jeder dieser Entscheidungen 
davon ausgegangen werden muss, das ein anderes Maß an Beeinträchtigung 
des Kindeswohls vorliegt. So reicht es für den Anspruch auf Hilfe zur Erzie-
hung bereits aus, wenn die dem Kindeswohl entsprechende Erziehung im el-
terlichen Haushalt ohne Hilfe nicht gewährleistet ist, während für einen Sor-
gerechtsentzug eine konkrete Gefahr für das Kindeswohl vorliegen muss. 
 
 
 
 
 
 

 
4 Siehe Kap. IX.5.4. „Vollmacht als Ergänzung zu § 1688 BGB“ 
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IX.2.2. Der Kindeswille 
 
Dem Kindeswillen kommt in der Jugendhilfe eine bedeutende Rolle zu. Dies 
ergibt sich allein aus einer Vielzahl von Beteiligungsrechten der Kinder und 
Jugendlichen: 
• Kinder und Jugendliche sind entsprechend ihrem Entwicklungsstand 

bei allen Entscheidungen der öffentlichen Jugendhilfe zu beteiligen (§ 8 
Abs. 1 KJHG). 

• Sie sind bei der Hilfe in einer Pflegefamilie bei der Auswahl der Fami-
lie zu beteiligen und zu beraten (§ 36 Abs. 1 KJHG). 

• Bei der Aufstellung des Hilfeplans sind sie ebenfalls zu beteiligen (§ 36 
Abs. 2 KJHG). 

• In familiengerichtlichen Verfahren sind sie entsprechend ihrer Entwick-
lung anzuhören (§ 50 b FGG). 

 
Alle diese Beteiligungsrechte machen deutlich, wie viel Wert auf den Kin-
deswillen bei der geplanten Hilfe gelegt wird. Dabei geht man davon aus, dass 
Kinder ab dem 3. Lebensjahr in der Lage sind, ihren eigenen Willen zu äu-
ßern. Der Kindeswille wird als ein wesentlicher Bestandteil des Kindeswohls 
angesehen, wenngleich er natürlich nicht dem Kindeswohl entsprechen muss. 
 
Der Kindeswille kann insbesondere dann keine gewichtige Rolle spielen, 
wenn er selbst-gefährdende Konsequenzen hat oder das Kind nicht den eige-
nen Willen äußert, sondern auf Grund direkter oder indirekter Einflussnahme 
und Loyalitätsgefühle den Willen anderer als den eigenen ausgibt. Aus diesem 
Grund ist eine nicht hinterfragte Übernahme des offen geäußerten Kindeswil-
lens kritisch zu beurteilen.  
 
Besteht ein Verdacht der Einflussnahme auf den Kindeswillen in einem fami-
liengerichtlichen Verfahren, so ist es empfehlenswert ein psychologisches 
Gutachten einzuholen. 
 
 
 
IX.3. FINANZIELLE AUFWENDUNGEN UND LEISTUNGEN  
 
IX.3.1. Heranziehung zu den Kosten 
 
Kinder, Jugendliche und Eltern müssen, wenn Hilfe zur Erziehung in einer 
Pflegefamilie gewährt wird, grundsätzlich ihren Beitrag zur Deckung der 
Kosten im Rahmen der §§ 91 ff KJHG leisten. Die Unterhaltspflicht der El-
tern gegenüber den Kinden bleibt grundsätzlich bestehen. Die Heranziehung 
der Eltern und deren Selbstbehalt richten sich nach § 79 Abs. 1 BSHG. 
 
Pflegepersonen sind den Pflegekindern gegenüber nicht unterhaltsverpflichtet 
und können nicht zu der Deckung der Kosten herangezogen werden. 
 
Sparguthaben und Vermögen der zu betreuenden Kinder und Jugendlichen 
können nach geltendem Recht zur Kostendeckung herangezogen werden. Es 
muss unterschieden werden, ob Hilfe zur Erziehung nach § 27 KJHG oder 
Hilfe für junge Volljährige nach § 41 KJHG geleistet wird: 
  

Beitrag zur Deckung 
der Kosten, Grund-
satz 

Beteiligungsrechte 
von Kindern 

Wesentlicher Be-
standteil des Kin-
deswohls 

Hinterfragen des 
Kindeswillen 

Gutachten 

Sparguthaben und 
Vermögen des jun-
gen Menschen 

Pflegepersonen 



  RECHTS- UND  KOSTENFRAGEN    

   HANDBUCH FÜR DAS PFLEGEKINDERWESEN IN SACHSEN-ANHALT 189  

• Bei Hilfe nach § 27 KJHG ist die Praxis der Jugendämter derzeit, dass 
bei hohen Sparguthaben 75 % der Zinsen als Beitrag zur Deckung der 
Kosten nach einer entsprechenden Einzelfallprüfung herangezogen 
werden können. 

• Bei Hilfen nach § 41 KJHG gilt, dass ein Sparguthaben des Jugendli-
chen ab eine Höhe von 2301 Euro auf der Grundlage des § 93 Abs. 2 
KJHG zur Deckung der Kosten herangezogen wird.  

 
Finanzielle Mittel, die ein Jugendlicher durch Nebenjob- oder Geringfügig-
keitstätigkeit erwirbt, sind nur nach Prüfung des Einzelfalls zu den entsehen-
den Kosten heranzuziehen. Selbstverdientes Geld der Jugendlichen kann nur 
im Rahmen der gesetzlichen Regelungen zur Kostenheranziehung genutzt 
werden, in der Regel trifft dies nur bei höheren Einnahmen zu. Der besonde-
ren Prüfung des Einzelfalls bedarf es zu einem bestimmten Zweck (z.B. Füh-
rerschein). 
 
Zur Kostenheranziehung ist nur das Jugendamt befugt. Das heißt, dass den 
Pflegeeltern das Pflegegeld in voller Höhe zusteht, auch wenn das Pflegekind 
oder dessen Eltern einen Teil zu den Kosten beitragen. Dieser Teil wird in 
einem eigenständigen Verwaltungsakt vom Jugendamt eingefordert.  
 
Das zuständige Jugendamt hat im Einzelfall zu prüfen, ob unter bestimmten 
Voraussetzungen von einem Kostenbeitrag abgesehen werden kann. Dies ist 
dann der Fall, wenn sich aus dem Kostenbeitrag eine besondere Härte ergeben 
würde, der Verwaltungsaufwand in keinem angemessenen Verhältnis zum 
Kostenbeitrag stünde oder das Ziel und der Zweck der Unterbringung in einer 
Pflegefamilie gefährdet würde (§ 93 Abs. 6 KJHG). 
 
 
IX.3.2. Pflegegeld 
 
Wird ein Kind oder Jugendlicher im Rahmen der Hilfe zur Erziehung in einer 
Pflegefamilie, also außerhalb des Elternhauses, untergebracht, so ist der not-
wendige Unterhalt durch den örtlichen Träger der Jugendhilfe (Jugendamt) 
sicher zu stellen.5 Der Unterhalt umfasst den gesamten Lebensbedarf des 
Pflegekindes, einschließlich der Kosten zur Erziehung, die von den Pflegeper-
sonen geleistet wird.  
 
Die Pflegegeldverordnung des Landes Sachsen-Anhalt regelt die Höhe und 
den Zahlungsmodus des Pflegegeldes6. Das Pflegegeld setzt sich demnach aus 
einem vom Alter des zu betreuenden Kindes abhängigen Grundbetrag und 
einem Erziehungsbetrag zusammen.  
 
Der Grundbetrag ist u.a. für Aufwendungen für Ernährung, Bekleidung, Un-
terkunft (z. B. Miete, einschließlich Kosten für Heizung, Energie und Reini-
gung) sowie für Aufwendungen für Körper- und Gesundheitspflege, Hausrat, 
Bildung (Lern- und Arbeitsmittel), Taschengeld und Freizeit einzusetzen. 
 

 
5 Anhang D Siehe § 39 KJHG 
6 Siehe Anhang C.3. „Pflegegeldverordnung“ 
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Der Erziehungsbetrag „dient als Anreiz sowie als Anerkennung für die Leis-
tungen der Pflegeperson während der Pflege der Kinder, Jugendlichen oder 
jungen Volljährigen“7. Die Höhe des Erziehungsbetrages richtet sich nach der 
jeweiligen Pflegeform. Demnach erhalten Bereitschaftspflegepersonen und 
Pflegepersonen, die sozialpädagogische bzw. heilpädagogische Pflege leisten, 
einen erhöhten Erziehungsbetrag. 
 
Das Pflegegeld wird im Regelfall pauschal monatlich im Voraus gezahlt. Sind 
laufende Leistungen nur für Teile eines Monats zu gewähren, sind sie jeweils 
auf volle Tage zu bemessen.  
 
Bestehen für verwandte Pflegekinder die Voraussetzungen nach § 33 KJHG, 
also ist die Pflege eine Hilfe zur Erziehung, so ist der Unterhalt analog zu 
fremduntergebrachten Pflegekindern zu zahlen.8 
 
 
IX.3.3. Einmalige Leistungen 
 
Der regelmäßig wiederkehrende laufende Lebensunterhalt von Kindern und 
Jugendlichen wird durch das monatliche Pflegegeld abgedeckt. Um einen Be-
darf, der über den regelmäßigen Lebensunterhalt hinausgeht zu bestreiten, 
kann der örtliche Träger der Jugendhilfe (Jugendamt) im Einzelfall einmalige 
Beihilfen und Zuschüsse gewähren. 
 
Die Höhe und Art der einmaligen Leistungen werden vom jeweiligen Jugend-
amt festgelegt und müssen dort beantragt werden.  
 
Im Runderlass „Hilfen zur Erziehung in Pflegefamilien“ von 19959 werden 
eine Reihe von  
 
 besonderen Zahlungen (z.B. zur Erstausstattung und Ergänzung der 

Erstausstattung, Anschaffung und Ergänzung notwendiger Gegenstände 
für das Pflegekind) und  

 einmalige Beihilfen (z.B. für Taufe, Kommunion, Konfirmation, Ju-
gendweihe, Einschulung, Aufnahme einer Lehrausbildung, Geburtstag, 
Weihnachten, Trauerfälle, Ferien-, Urlaubs- und Klassenfahrten u.a.; au-
ßerdem Mehraufwendungen, die in der Person des Kindes bzw. Jugendli-
chen begründet sind, z.B. wie Nachhilfeunterricht, Musikschule, Kinder-
gartenbeitrag10, Kosten für schulische oder außerschulische Bildungsstät-
ten, besonderer erzieherischer, medizinischer oder therapeutischer Bedarf; 
weiterhin Kosten für Besuchskontakte zum oder mit dem Pflegekind und, 
in begründeten Ausnahmefällen, auch für eine Unterkunft sowie einmalig 
Hilfen zur Verselbständigung) 

 

 
7 Siehe ebd. § 4 
8 Siehe Kap. I.3.5. „Verwandtenpflege“ 
9 Siehe Anhang C.2. „Runderlass Hilfen zur Erziehung in Pflegefamilien von 1995“ 
10 Die Erstattung des Kindergartenbeitrages wird in den einzelnen Kommunen unterschiedlich 
gehandhabt. Einige erstatten den Betrag andere nicht. Doch auch hier gilt, dass die zur Erzie-
hung notwendigen Kosten nach dem Runderlass erstattet werden können. Siehe Fußnote 12. 
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empfohlen. Die konkrete Ausgestaltung von einmaligen Leistungen obliegt 
den Landkreisen und kreisfreien Städten.11 
 
Die Zahlung von einmaligen Leistungen liegt im Ermessen der zuständigen 
Kommune und sollte sich immer nach dem konkreten Einzelfall und den orts-
üblichen Bedingungen richten. Das bedeutet, dass die individuellen Bedin-
gungen des Kindes, der Pflegefamilie und der Herkunftsfamilie zu beachten 
sind. 
 
Außerdem wird im genannten Runderlass davon ausgegangen, dass der Ju-
gendhilfeträger Maßnahmen zur weiteren Qualifizierung und Fortbildung von 
Pflegepersonen beizutragen hat. Dazu zählen die Organisation von Fortbil-
dungsveranstaltungen vor Ort und auch die Ermöglichung der Teilnahme an 
überregionalen Fortbildungsveranstaltungen. 
 
Es wird darin festgestellt, dass die Kommunen 30 Euro je Pflegeperson und 
Jahr zur Finanzierung von Fortbildung und Qualifizierung im Haushalt zur 
Verfügung zu stellen haben. Anfallende Kosten wie Honorar für Referentin-
nen bzw. Referenten, Raummiete, Material, Teilnehmerbeiträge, Fahrtkosten 
sind davon zu finanzieren. Für ein detailliertes, am Bedarf orientiertes und die 
verschiedenen Pflegeformen beachtendes Fortbildungs- und Qualifizierungs-
programm ist das Jugendamt in Abstimmung mit den entsprechenden Anbie-
tern (z.B. der Pflegeelternschule12) verantwortlich. 
 
Die Pflegepersonen sind über die im Zuständigkeitsbereich des Jugendamtes 
üblichen, einmaligen Leistungen zu informieren. 
 
Die materielle Ausstattung der Pflegestellen sollte sich an den ortsüblichen 
Bedingungen orientieren. 
 
 
IX.3.4. Krankenversicherung  
 
Grundsätzlich kann offen bleiben, ob es günstiger ist, das Pflegekind in der 
Krankenversicherung der Herkunftsfamilie zu belassen oder ob die Aufnahme 
in die Krankenversicherung der Pflegeeltern anzuraten ist. Kriterien für die 
Entscheidung sind: 
 
 Perspektive: Ist ein dauerhafter Aufenthalt des Kindes in der Pflegefami-

lie geplant, kommt eine Versicherung über die Pflegeeltern eher in Frage. 
Liegt die Perspektive des Kindes in der Rückkehr in die Herkunftsfamilie 
nach einem absehbaren und kurzen Zeitraum, kann die Versicherung über 
die Pflegefamilie für diese einen unangemessenen Verwaltungsaufwand 
bedeuten. 

 Sicherheit: Lebt die Herkunftsfamilie in materiell ungesicherten Verhält-
nissen, ist die Aufnahme des Kindes in die Krankenversicherung der Pfle-
geeltern ratsam. Dies gilt insbesondere, wenn das Kind bisher über Sozi-

 
11 Allerdings besagt das Urteil des OVG Lüneburg vom 10.3.1999 (4L2667/98), dass die 
Festsetzung monatlicher Pauschalbeträge für den notwendigen Unterhalt von Pflegekindern 
rechtens ist und nicht gegen den Landesrechtsvorbehalt und den verfassungsrechtlichen 
Grundsatz vom Vorbehalt des Gesetzes verstößt. 
12 Siehe Kap. I.4.3. „Pflegeelternschule“ 
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alhilfe versichert war oder die Herkunftseltern Leistungen des Arbeitsam-
tes beziehen, deren Auslaufen ggf. nicht bemerkt wird. 

 Erreichbarkeit: Für Pflegeeltern ist es wichtig, einfach und unbürokratisch 
mit der Krankenkasse kommunizieren zu können. Dies ist mit der eigenen 
Krankenkasse meist einfacher. Gerade für Pflegeeltern mit mehreren 
Pflegekindern aus unterschiedlichen Familien ist es problematisch, mit et-
lichen Krankenkassen zu verkehren. 

 Kosten: Pflegeeltern ist es nicht zuzumuten, das Kind bei sich zu versi-
chern, wenn sie nicht selbst in der gesetzlichen Krankenversicherung ver-
sichert sind, da in diesem Fall Beiträge für das Pflegekind fällig würden. 
Eine kostenfreie Mitversicherung von Angehörigen ist nur in der gesetzli-
chen Kasse möglich. 

 
In der Praxis wird die Krankenversicherung oft an die Sorgeberechtigten ge-
bunden. Zumeist sind demzufolge die Kinder bei ihren leiblichen Eltern versi-
chert. 
 
Sollte das Kind nicht krankenversichert sein, so ist das Jugendamt verpflich-
tet, Krankenhilfe nach § 40 KJHG zu leisten. 
 
 
IX.3.5. Haftpflichtversicherung  
 
Es ist Aufgabe des Jugendamtes, zu Beginn des Pflegeverhältnisses zu klären, 
wo das Kind haftpflichtversichert sein soll. Hierfür stehen grundsätzlich drei 
Alternativen zur Wahl:  
 
• Versicherung bei den leiblichen Eltern,  
• Aufnahme in die Haftpflichtversicherung der Pflegeeltern oder  
• Sammelhaftpflichtversicherung über das Jugendamt. 

 
Bei Bereitschafts- und Kurzzeitpflegen ist die Haftpflichtversicherung bei den 
Pflegeeltern nicht möglich, da die Versicherungsform an eine dauerhafte Un-
terbringung der Kinder im Haushalt der Versicherungsnehmer gebunden ist. 
 
Problematisch ist, dass Haftpflichtversicherungen nur die Schäden decken, die 
außerhalb der Pflegefamilie entstehen. Für Schäden in der Familie kommen 
sie nicht auf. Gerade im Hinblick auf das Risikopotential, das die Aufnahme 
eines Pflegekindes in den eigenen Haushalt birgt, ist es wünschenswert, dass 
dieser Umstand geändert wird. 
 
Für Pflegeeltern ebenfalls schwierig ist, dass die Übernahme von Schadensan-
sprüchen durch Haftpflichtversicherungen nur für Kinder die älter als 7 Jahre 
sind, zu regulieren ist. Verursacht ein Kind, was noch keine 7 Jahre ist Schä-
den, so wird dies als Aufsichtsverletzung der Aufsichtsperson behandelt. 
 
Es ist empfehlenswert, die entsprechenden Handlungsschritte im Schadensfall 
im Vorfeld mit dem zuständigen Jugendamt abzuklären. Dies sollte im Pfle-
gevertrag festgehalten werden. 
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IX.3.6. Unfallversicherung 
 
Die Jugendämter sollen für einen angemessenen Unfallversicherungsschutz 
der Pflegekinder Sorge tragen. 
 
 
IX.3.7. Pflegeversicherung  
 
Grundsätzlich stehen Pflegekindern mit Behinderung/en auch Leistungen der 
gesetzlichen Pflegeversicherung zu. Das Pflegegeld der gesetzlichen Pflege-
versicherung dient nicht dem gleichen Zweck wie das Pflegegeld der Jugend-
hilfe. Die Leistungen der Pflegeversicherung decken den Bedarf an körperli-
cher Pflege, die Leistungen der Jugendhilfe decken den Bedarf an erzieheri-
schen Hilfen. Letzteres gilt auch für den erhöhten Erziehungsbeitrag, der für 
besondere Pflegestellen gezahlt wird, da in diesen Stellen auch der pädagogi-
sche Aufwand höher ist als in regulären Pflegestellen. 
 
 
IX.3.8. Kindergeld  
 
Halten sich Pflegekinder für einen längeren Zeitraum in der Pflegefamilie auf, 
haben die Pflegeeltern einen Anspruch auf Kindergeld, da der Anspruch nicht 
am Sorgerecht, sondern am gewöhnlichen Aufenthalt des Kindes anknüpft. 
Ein Teilbetrag des Kindergeldes ist jedoch nach § 39 SGB VIII auf das Pfle-
gegeld anzurechnen. Ist das Pflegekind das älteste Kind in der Familie, für das 
Kindergeld gezahlt wird, ist das halbe Kindergeld, das für ein erstes Kind ge-
zahlt wird, anzurechnen. Ist das Pflegekind nicht das älteste Kind, wird nur 
ein Viertel des Kindergeldes, das für ein erstes Kind zu zahlen ist, auf das 
Pflegegeld angerechnet. 
 
 
IX.3.9. Kindererziehungszeiten  
 
Pflegeeltern, die nach dem 31.12.1920 geboren sind, erhalten die Zeit der 
Pflege in ihrer Rentenversicherung nach § 249 SGB VI als Kindererziehungs-
zeit angerechnet. Für Kinder, die vor dem 01.01.1992 geboren sind, werden 
die ersten zwölf Monate als Erziehungszeit angerechnet. Für Kinder, die da-
nach geboren wurden, können drei Jahre angerechnet werden. 
 
 
IX.3.10. Erziehungsgeld  
 
Erziehungsgeld kann seit dem 1.1.2004 Pflegepersonen gewährt werden, 
wenn sie die Voraussetzungen nach § 15 und § 16 Bundeserziehungsgeldge-
setz erfüllen.  
 
Allerdings sind das Erziehungsgeld und das Pflegegeld artgleiche Leistungen, 
so dass die Bewilligung von Erziehungsgeld zum Wegfall des Pflegegeldes 
führen würde. 
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IX.3.11. Elternzeit 
 
Elternzeit kann Pflegeeltern unter bestimmten Umständen gewährt werden. 
Nähere Informationen gibt die Erziehungsgeldstelle.  
 
Regelungen zur Elternzeit unterliegen häufiger gesetzlichen Veränderungen. 
Seit dem 1.1.2004 haben Vollzeitpflegeeltern jedoch, sofern sie die anderen 
Voraussetzungen nach § 15 und § 16 Bundeserziehungsgeldgesetz erfüllen, 
Anspruch auf Elternzeit. Die Elternzeit kann für insgesamt bis zu 3 Jahren 
innerhalb der Zeit der Aufnahme des Kindes bis zur Vollendung des achten 
Lebensjahres genommen werden. 
 
Endet das Pflegeverhältnis während der Elternzeit, so kann der Arbeitgeber 
die vorzeitige Beendigung der Elternzeit nur innerhalb von vier Wochen aus 
betrieblichen Gründen ablehnen. Der/den Pflegeperson/en wird damit wieder 
die Aufnahme der Erwerbstätigkeit ermöglicht. 
 
 
IX.3.12. Sozialversicherungsanspruch der Pflegeeltern  
 
Pflegeeltern haben keine Sozialversicherungsansprüche. Pflegeelternverbände  
kämpfen seit Jahren in der gesamten Bundesrepublik für die Anerkennung 
ihrer gesellschaftlichen Leistungen und damit verbunden um eine bessere so-
ziale Absicherung.  
 
Die Pflegeelternverbände empfinden diesen Zustand als nicht tragbar, da Pfle-
geeltern eine erhebliche Leistung für die Gesellschaft erbringen. Sie fordern, 
dass sich die Politik dieses Problems annimmt, damit angemessene Sozialver-
sicherungsbeiträge für Pflegeeltern im Rahmen der Hilfe zur Erziehung ge-
währleistet werden können.  
 
 
IX.3.13. Rentenanspruch der Kinder  
 
Pflegekinder können eigenständige Rentenansprüche haben (bspw. Waisen- 
oder Halbwaisenrenten). Die Renten sind jedoch grundsätzlich als Einkom-
men für die Kosten der Hilfe einzusetzen. Dies gilt lediglich für die Renten 
nicht, die für ein erlittenes Unrecht gezahlt werden. Hierzu gehören vor allem 
Renten nach dem Opferentschädigungsgesetz. 
 
Lebt ein Kind für längere Zeit in einer Pflegefamilie und verstirbt ein Pflege-
elternteil, so wird der Anspruch des Pflegekindes auf Halbwaisenrente ge-
prüft. 
 
 
IX.3.14. Wohngeld  
 
Für Pflegekinder kann, abhängig vom Gesamteinkommen im Haushalt der 
Pflegeeltern und der Größe der Wohnung, Wohngeld beantragt werden. Bei 
der Berechnung des Haushaltseinkommens wird seit 2001 nur noch die Hälfte 
des Erziehungsbeitrages des Pflegegeldes auf das Einkommen der Pflegeeltern 
mit angerechnet. 
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IX.3.15. Übergang in die Selbständigkeit §§ 27, 33 und 41 KJHG13 
 
Jugendliche in Pflegefamilien haben zur Vorbereitung der Selbständigkeit 
einen Beratungsanspruch und sollen auf die Möglichkeit der Hilfe für junge 
Volljährige nach § 41 KJHG aufmerksam gemacht werden. Der junge Voll-
jährige hat ein eigenes Antragsrecht. Es ist zu empfehlen, dass der Jugendli-
che den Antrag bei Bedarf kurz vor Vollendung des 18. Lebensjahres bei dem 
zuständigen Jugendamt stellt. 
 
Die Entscheidung für oder gegen eine Betreuung, trifft das Jugendamt im 
Rahmen der Hilfeplanung gemäß § 36 SGB VIII gemeinsam mit dem  jungen 
Volljährigen und den Pflegeeltern. Im Rahmen der Entscheidungsfindung soll 
die geistige Entwicklung und das Alltagsverständnis des Jugendlichen Be-
rücksichtigung finden. Es geht darum, dem Jugendlichen eine eigenständige 
Perspektive zu ermöglichen. 
 
Die Anrechnung des Einkommens des betreffenden Jugendlichen (z.B. Aus-
bildungsvergütung) auf die Kosten der Betreuung nach § 33 und § 41 KJHG 
ist  differenziert zu prüfen. Es ist empfehlenswert, dem Jugendlichen das Aus-
bildungsgeld abzüglich einer Absprache zu erhalten. Als Mindeststandard 
sollte dem Jugendlichen die doppelte Summe des Taschengeldes zur freien 
Verfügung bleiben. Die Arbeitsleistung des Jugendlichen ist zu honorieren.14  
 
Das Jugendamt prüft beim Eintritt in die Selbständigkeit die Notwendigkeit 
der Gewährung einer einmaligen Unterstützung bei der Gewährung einer 
Grundausstattung. 
 
 
 
IX.4. VORMUNDSCHAFT UND PFLEGSCHAFT 
 
Ein Vormund ist der Inhaber der gesamten elterlichen Sorge. 
 
Ein Pfleger ist der Inhaber von Teilen der elterlichen Sorge. 
 
 
IX.4.1. Vormundschaft 
 
Ein Minderjähriger erhält einen Vormund, wenn er nicht unter elterlicher 
Sorge15 steht oder wenn die Eltern weder in den die Person noch in den das 
Vermögen betreffenden Angelegenheiten zur Vertretung des Minderjährigen 
berechtigt sind (§ 1773 BGB). Dies ist dann der Fall, wenn den Eltern das 
Sorgerecht vollständig entzogen16 wird oder sie verstorben sind. Der Vor-
mund wird vom Vormundschaftsgericht benannt und erhält von diesem eine 
Bestallung (§ 1791 BGB), aus der hervorgeht, dass er berechtigt ist, das Kind 
zu vertreten.17 

 
13 Siehe Kap. V.2.6. „Begleitung und Beratung bei der Beendigung eines Pflegeverhältbnisses“ 
14 Siehe Kap. IX.3.1. „Heranziehung zu den Kosten“ 
15 Siehe Kap. IX.5. „Sorgerecht“ 
16 Siehe Kap. IX.5.6. „Entzug der elterlichen Sorge“ 
17 Siehe Kap. IX.4.2. „Auswahl eines Vormundes/ Pflegers“ 
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Das Vormundschaftsgericht wählt nicht nur die Vormünder aus, es führt auch 
die Aufsicht über sie. Vormünder sind verpflichtet, dem Gericht über die per-
sönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse des Kindes jederzeit Auskunft zu 
erteilen (§§ 1837 ff BGB) sowie ein Vermögensverzeichnis zu erstellen und 
zu führen (§ 1802 BGB). Für einige Geschäfte benötigt der Vormund die Ge-
nehmigung des Vormundschaftsgerichtes. Das Vormundschaftsgericht führt 
den Vormund in seine Aufgaben ein und berät ihn (§ 1837 BGB). 
 
Der Vormund haftet gegenüber dem Mündel, wenn er seine Pflichten verletzt 
(§ 1833 BGB). Er muss dann dem Kind den entstandenen Schaden aus seinem 
Privatvermögen ersetzen. Dagegen kann man sich im Rahmen der Haftpflicht 
versichern. Das Amtsgericht kann anordnen, dass der Vormund/ Pfleger sich 
versichert (§ 1837 Abs. 2 BGB). 
 
Die Aufwendungen, die der Vormund zur Führung der Vormundschaft tätigen 
muss, kann er sich aus dem Vermögen des Mündels ersetzen lassen oder eine 
pauschale Aufwandsentschädigung erhalten (§ 1835, 1835 a BGB). Ist das 
Mündel ohne Vermögen, kann der Vormund sich den Aufwand vom Vor-
mundschaftsgericht erstatten lassen. Vormundschaften werden grundsätzlich 
unentgeltlich geführt (§ 1836 BGB).  
 
 
Vormundschaft bei Geschwisterkindern 
Sind mehrere Geschwisterkinder vom Entzug der elterlichen Sorge betroffen, 
so kann es sinnvoll, alle Geschwisterkinder von ein und demselben Vormund 
betreuen zu lassen. Bei der Entscheidung ist zu prüfen, ob die einzelnen Inte-
ressen der Kinder gewahrt bleiben. Die individuellen Bedürfnissen und Gege-
benheiten sind zu berücksichtigen, z.B. wenn die Geschwisterkinder in unter-
schiedlichen Landkreisen oder kreisfreien Städten untergebracht worden. 
 
 
Führung der Vormundschaft 
Die Vormundschaft ist zum Wohle des Kindes zu führen. Sie kann vom 
Amtsgericht durch Entlassung beendet werden, wenn sie nicht ordentlich ge-
führt wird. 
 
Das Vormundschaftsgericht hat über die gesamte Tätigkeit des Vormundes/ 
Pflegers die Aufsicht zu führen und gegen Pflichtwidrigkeiten durch geeignete 
Gebote und Verbote einzuschreiten (§ 1837 Abs. 2 BGB).  Dies ist dann der 
Fall, wenn der Vormund/ Pfleger versäumt Rechte und Pflichten wahr zu 
nehmen. 

 
Dem Amtsgericht muss regelmäßig berichtet werden (der Berichtszeitraum 
wird vom Amtsgericht festgelegt, er ist in der Regel jährlich, höchstens jedoch 
alle drei Jahre, § 1840 BGB). 
In den Bericht gehört: 
 
• die persönliche Entwicklung des Mündels 
• die Veränderung der Vermögensverhältnisse (nur bei Vermögenssorge). 
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Wegen des besseren Nachweises bei Streitigkeiten empfiehlt es sich, den Be-
richt schriftlich abzufassen. Auf Verlangen des Amtsgerichtes muss der Vor-
mund/ Pfleger jederzeit über die Entwicklung des Kindes berichten. 

 
Das Amtsgericht ist verpflichtet, Vormünder/ Pfleger zu beraten (§ 1837 Abs. 
1 BGB). 

 
Das Jugendamt ist ebenfalls zur Beratung und Unterstützung verpflichtet (§ 53 
Abs. 2 KJHG). 
 
 
Ende der Vormundschaft/ Pflegschaft 
Die Vormundschaft/ Pflegschaft endet mit der Volljährigkeit des Kindes oder 
der Übertragung des Sorgerechts auf eine andere Person. 

 
Bei Ende der Vormundschaft/ Pflegschaft ist dem Amtsgericht und dem Voll-
jährigen (bzw. dem, der die Vormundschaft/ Pflegschaft weiter führt) ein Ab-
schlussbericht zu übergeben.  

 
Das Eigentum des Kindes ist auszuhändigen. 
 
 
IX.4.2. Auswahl eines Vormundes/ Pflegers  
 
Ein Vormund kann eine Privatperson oder ein Verein18 sein. Erst wenn keine 
geeignete Einzelperson gefunden wird, soll das Jugendamt zum Vormund 
bestellt werden (§ 1791 b BGB). 
 
Auch Pflegeeltern können Einzelvormund werden. Die Berufung von Pflege-
eltern als Vormund hat nicht zur Folge, dass das Pflegeverhältnis erlischt. In 
Angelegenheiten der Vormundschaft haben Pflegeeltern, wie alle Vormünder, 
einen Beratungsanspruch gegenüber dem Vormundschaftsgericht und dem 
Jugendamt. 
 
Im Falle des Todes der Eltern ist derjenige, der im Testament benannt wird, 
Vormund (§ 1776 BGB). Die Berufung zum Vormund muss jedoch durch das 
Vormundschaftsgericht erfolgen. Die Eignung des Vormundes ist eigens zu 
prüfen. 
 
 
 
Vormundschaft als Schutzmaßnahme 
Ist die Beziehung zwischen nicht sorgeberechtigten Herkunftseltern und Pfle-
geeltern oder Jugendamt belastet, sei es durch generelles Misstrauen, Unfä-
higkeit zur konstruktiven Zusammenarbeit oder ähnlichem, dann ist es nicht 
empfehlenswert, die betreffenden Pflegepersonen als Vormund/ Pfleger, son-
dern eine weitere Person, vorzuschlagen. Somit wäre die Privatsphäre und das 
Beziehungssystems Pflegeeltern und Pflegekind durch diese Person geschütz-
ter. 

 
18 In der Praxis in Sachsen-Anhalt führt z.Zt. nur der Verein Refugium e.V. Vormundschaften 
und auch nur für unbegleitete Minderjährige 
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Auswahlkriterien sind bei der Benennung eines Vormundes/ Pflegers 
Folgende sind zu berücksichtigen: 
 
• Geschäftsfähigkeit 
• Vorstrafen 
• Zuverlässigkeit 
• Beziehung zum Kind 
• Vertrauen des Kindes 
• Fachkompetenz im Hinblick auf die Aufgaben, die zu erledigen sind 
• Autorität 
• Interessenkonflikte 

 
Der Vormund/ Pfleger wird durch Beschluss des Vormundschaftsgerichtes 
bestellt, gleichzeitig ist der Vormund/ Pfleger über Rechte und Pflichten auf-
zuklären. 

 
Als Nachweis für die Vormundschaft/ Pflegschaft wird vom Amtsgericht eine 
Bestallungsurkunde ausgestellt, aus der Name und Geburtsdatum des Kindes, 
Name des Vormundes/ Pflegers und der Umfang der Vertretungsbefugnis her-
vorgehen müssen. 
 
 
IX.5. SORGERECHT 
 
 
IX.5.1. Sorgerecht Grundsatz 
 
Das Sorgerecht ist ein Grundrecht, das durch Artikel 6 des Grundgesetzes 
geschützt ist und in das nur unter strengen Voraussetzungen eingegriffen 
werden darf.19 
 
In der Konkretisierung dieses Grundrechtes ist das Sorgerecht die Pflicht und 
das Recht, für ein Kind oder einen Jugendlichen zu sorgen (§ 1626 BGB). Im 
Gesetzestext ist die Pflicht bewusst vor dem Recht genannt, da das Sorge-
recht in erster Linie ein Recht des Kindes ist, dass stets ein Erwachsener vor-
handen ist, der die notwendigen Entscheidungen für und mit dem Kind und 
zu seinem Wohle trifft und diese Entscheidungen auch verantwortet.  
 
Das Sorgerecht teilt sich in die Vermögenssorge und die Personensorge.  
 
Die Vermögenssorge umfasst die Verwaltung des gesamten Vermögens des 
Kindes. Hierzu gehören insbesondere das Anlegen und Verwalten von Spar-
guthaben und die Entscheidung über Annahme und Ausschlagung von Erb-
schaften. Unterhaltsangelegenheiten gehören nicht zur Vermögens-, sondern 
zur Personensorge. 
 
Die Personensorge lässt sich in eine Vielzahl von einzelnen Sorgerechtsge-
bieten unterteilen, wie z.B.:  

 
19 Siehe Kap. IX.5.6. „Entzug der elterlichen Sorge“ 
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 Fürsorgerecht: Sorge für das leibliche Wohl des Kindes, hierzu gehören 

bspw. Unterbringung, Verpflegung und Bekleidung. 
 
 Erziehungsrecht: Sorge für eine angemessene Entwicklung des Kindes. 
 
 Aufsichtspflicht: Verantwortung für die Aufsicht über das Kind, so dass 

es weder sich noch anderen Schaden zufügt. 
 
 Aufenthaltsbestimmungsrecht: Entscheidungen über den Aufenthalt 

des Kindes, sei er kurzfristig, wie beim Besuch eines Freundes oder lang-
fristig, wie beim Entscheid über den Aufenthalt in der Pflegefamilie. 

 
 Antragsrecht für Sozial- und Jugendhilfeleistungen: Sozial- und Ju-

gendhilfeleistungen stehen dem Sorgeberechtigten zu. Dies bedeutet, 
dass der Sorgeberechtigte z.B. über Beginn und Ende einer Jugendhil-
femaßnahme entscheiden kann – auch über den Beginn und das Ende von 
Hilfe zur Erziehung durch Vollzeitpflege. Dies heißt z.B. auch, dass der 
Sorgeberechtigte Renten und Eingliederungshilfe für das Kind beantra-
gen kann. 

 
 Recht zur Regelung des Umgangs: Entscheidungen, die festlegen, wen 

das Kind in welchem Umfang sehen oder besuchen kann und mit wem es 
schriftlich oder telefonisch verkehren darf.20 

 
 Gesundheitsfürsorge: Alle Entscheidungen, die die Gesundheit des 

Kindes betreffen, wie Arztbesuche, Behandlung von Krankheiten, Imp-
fungen.  

 
 Schulangelegenheiten: Alle Entscheidungen im Zusammenhang mit 

dem Schulbesuch wie: Schulwahl, Versetzungsfragen, Entschuldigungen, 
Zeugnisse, Elternabende. 

 
 Recht zur Bestimmung der Religionszugehörigkeit. 
 
 Unterhaltspflicht 
 
In allen diesen Bereichen gibt es sowohl grundsätzliche Entscheidungen, die 
der Sorgeberechtigte zu treffen hat, als auch Angelegenheiten des täglichen 
Lebens, die von den Pflegeeltern in Vertretung entschieden werden können. 
 
Das Sorgerecht ist stets im Interesse des Kindes auszuüben. 
 
 
IX.5.2. Sorgeberechtigte 
 
Sorgeberechtigte ist die/ derjenige, die/ der verpflichtet und berechtigt ist, 
das Sorgerecht auszuüben. In der Regel sind dies die Eltern des Kindes (§ 
1626 ff BGB). Sind die Eltern nicht verheiratet, kommt es darauf an, ob eine 
Sorgeerklärung in Form einer Urkunde beim Jugendamt unterschrieben wur-

 
20 Siehe Kap. IX.6. „Umgangsrecht“ 
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de. Haben die nicht verheirateten Eltern keine entsprechende Urkunde unter-
zeichnet, ist die Mutter allein sorgeberechtigt. Sind die Eltern geschieden, ist 
dem Scheidungsurteil zu entnehmen, ob einem Elternteil die alleinige Sorge 
übertragen wurde oder (im Regelfall) die gemeinsame Sorge fortbesteht. 
 
Sorgeberechtigte = Erziehungsberechtigte 
 
Das Sorgerecht kann den Eltern auch entzogen werden21. Ist es ihnen durch 
Gerichtsbeschluss ganz entzogen worden, wird das Sorgerecht von einem 
Vormund ausgeübt. Ist es nur teilweise entzogen worden, wird ein Pfleger für 
das Kind bestellt, der das Sorgerecht in dem Umfang ausübt, in dem es den 
Eltern entzogen wurde. Für die anderen Bereiche des Sorgerechts sind nach 
wie vor die Eltern sorgeberechtigt. 
 
Lebt ein Kind für längere Zeit in Familienpflege, sind die Pflegeeltern be-
rechtigt, den Sorgeberechtigten bei der Ausübung des Sorgerechts zu vertre-
ten. Sie sind befugt, in Angelegenheiten des täglichen Lebens allein zu ent-
scheiden und den Arbeitsverdienst des Kindes zu verwalten sowie Unter-
halts-, Versicherungs-, Versorgungs- und sonstige Sozialleistungen geltend 
zu machen. (§ 1688 I BGB).22 Dieses Recht kann von den sorgeberechtigten 
Eltern eingeschränkt werden, wenn dies familiengerichtlich bestätigt wurde. 
 
Das Sorgerecht kann von den leiblichen Eltern auch ganz oder teilweise auf 
die Pflegeeltern übertragen werden (§ 1630 III BGB).23 Dazu bedarf es aber 
eines Gerichtsbeschlusses. Eine Vollmacht reicht hierzu nicht aus.  
 
 
IX.5.3. Angelegenheiten der täglichen Sorge  
 
Wenn Pflegekinder für längere Zeit in einer Pflegefamilie leben, haben die 
Pflegeeltern das Recht, die Eltern in verschiedenen Bereichen des Sorge-
rechts zu vertreten (§ 1688 BGB).  
 
Kinder leben dann für längere Zeit in einer Pflegefamilie24, wenn dies im 
Rahmen einer Hilfe zur Erziehung festgelegt ist. 
 
Im Einzelnen gehören zur Sorge folgende Bereiche: 
 
• Angelegenheiten des täglichen Lebens 
• Verwaltung des Arbeitsverdienstes 
• Unterhaltsangelegenheiten (aber nicht gegen die Eltern, weil die Pfle-

geeltern ja die Eltern vertreten) 
• geltend machen von Versicherungs-, Versorgungs- und Sozialleistun-

gen 
 

 
21 Siehe Kap. IX.5.6. „Entzug der elterlichen Sorge“ 
22 Siehe Kap. IX.5.3. „Angelegenheiten der täglichen Sorge“ 
23 Siehe Kap. IX.5.5. „Freiwillige Übertragung von Teilen der Sorge“ 
24 Vgl. auch Kommentar zum § 1688 BGB von Palant 
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Die Vertretung in Angelegenheiten des täglichen Lebens ist dabei in der Pra-
xis am wichtigsten, weil sie den Pflegeeltern das Recht gibt, viele tägliche 
Entscheidungen zu treffen.  
 
Zu den Angelegenheiten des täglichen Lebens gehören solche Entscheidun-
gen, die nicht von Dauer und umkehrbar sind. Die Abgrenzung zwischen 
Entscheidungen des täglichen Lebens und grundsätzlichen Entscheidungen 
ist oft nicht einfach, da es immer eine Grauzone gibt. In Zweifelsfällen emp-
fiehlt sich die Absprache mit dem Sorgeberechtigten oder eine schriftliche 
Vereinbarung untereinander, um Streitigkeiten zu vermeiden. In jedem Be-
reich des Sorgerechts gibt es Entscheidungen, die von grundsätzlicher Be-
deutung sind und solche, die zu den Angelegenheiten des täglichen Lebens 
gehören.  
 
Beispiele: 
 
 Aufenthaltsbestimmungsrecht:  
• Tägliches Leben: Besuch bei einem Freund 
• Grundsatzentscheidungen: Aufenthalt in der Pflegefamilie 

  
 Gesundheitsfürsorge:  
• Tägliches Leben: Alltagserkrankungen, wie Kinderkrankheiten oder 

Grippe, übliche Impfungen, Zahnarztbesuch 
• Grundsatzentscheidungen: Einwilligung zu Operationen  

  
 Schulangelegenheiten:  
• Tägliches Leben: Entschuldigungen schreiben, Teilnahme an Klassen-

fahrt, Arbeiten unterschreiben, Elternabende 
• Grundsatzentscheidungen: Schulwahl, Versetzungsfragen, Lehrvertrag 

unterschreiben, Zeugnisunterschriften 
 

 Fürsorgerecht:  
• Tägliches Leben: Sorge für das leibliche Wohl des Kindes, dazu gehört 

bspw. Unterbringung, Verpflegung, Bekleidung 
 
 Erziehungsrecht:  
• Tägliches Leben: Sorge für eine angemessene Entwicklung des Kin-

des, Erziehungsstil und Erziehungsmittel 
• Grundsatzentscheidungen: Konfessionswahl 

 
 Aufsichtspflicht:  
• Tägliches Leben: Verantwortung für die Aufsicht über das Kind, so 

dass es weder sich noch anderen Schaden zufügt 
 
 
 
 Recht, Jugendhilfe zu beantragen:  
• Grundsatzentscheidungen: Entscheidung über Beginn und Ende einer 

Jugendhilfemaßnahme  
 

Angelegenheiten der 
täglichen Sorge 

Beispiele 



RECHTS- UND  KOSTENFRAGEN       
 

202   HANDBUCH FÜR DAS PFLEGEKINDERWESEN IN SACHSEN-ANHALT 

Den Pflegeeltern steht das Entscheidungsrecht nur in Vertretung des Sorge-
berechtigten zu. Dieser kann es einschränken (§ 1688 III BGB). Einschrän-
kungen dürfen jedoch nicht zur Handlungsunfähigkeit der Pflegefamilie füh-
ren und müssen sich am Kindeswohl orientieren.  
 
Die Ausübung der elterlichen Sorge sollte immer auch Thema im Hilfeplan-
prozess sein. Dabei sind folgende Fragen zu beachten:  
 
• In welcher Art und Weise nehmen die Beteiligten ihre Rechte und 

Pflichten wahr? 
• An welcher Stelle werden Veränderungen bezüglich der Sorge ge-

wünscht? 
 
 
IX.5.4. Vollmacht als Ergänzung zu § 1688 BGB 
 
Eine Vollmacht zur Übertragung elterlicher Sorge von den Sorgeberechtigten 
auf die Pflegeeltern kann nur im Rahmen des § 1688 BGB erfolgen. Beste-
hende rechtliche Regelungen übergehen oder ignorieren kann eine Vollmacht 
nicht. Sie kann ihrem Wesen nach nur innerhalb übertragbarer Rechte, Teile 
des Sorgerechtes übertragen. Damit erzeugt eine Vollmacht, die über die be-
stehenden rechtlichen Regelungen hinausgeht, keine grundlegende Sicher-
heit, denn sie kann jederzeit von den Sorgeberechtigten zurückgenommen 
werden.  
 
Sinnvoll ist es eher, den Sorgeberechtigten und den Pflegeeltern die Klärung 
und Darstellung von Angelegenheiten alltäglicher Sorge als schriftliche „Be-
lehrung“ oder „Aufklärung“ über Rechte und Pflichten zukommen zu lassen. 
Die Rechte und Pflichten sollten Bestandteil einer Informationsmappe25 für 
Pflegeeltern sein. Die Sorgeberechtigten, wie auch die Pflegeeltern, sind dar-
über eingehend zu beraten. 
 
Es ist für Pflegeeltern und auch Herkunftseltern hilfreich Beispiele von all-
täglichen und grundsätzlichen Entscheidungen in schriftlicher Form vorliegen 
zu haben. Eine Unterschrift von beiden Seiten bekräftigt die Vereinbarung. 
So können ggf. Ängste, dass Herkunftseltern keinen Einfluss mehr auf ihre 
Kinder haben, oder dass Pflegeeltern das Gefühl haben, nichts entscheiden zu 
dürfen, minimiert werden. 
 
Im Anhang dieses Kapitels ist ein Entwurf für eine Vollmacht als Ergänzung 
zu § 1688 BGB beigelegt.26 
 
 
 
 
Grenze einer Vollmacht 
Grundsätzlich können ganze Teile des Sorgerechtes nur auf dem Wege der 
freiwilligen Übertragung nach § 1630 BGB auf Pflegeeltern übertragen wer-
den.27 

 
25 Siehe Kap. IV.6. „Rahmenbedingungen im Vermittlungsprozess“ 
26 Siehe Kap. Anhang A.IX.2. „Vollmacht als Ergänzung zu § 1688 BGB“ 
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Bereitschaftspflege und Kurzzeitpflege 
Bei einer kurzfristigen Unterbringung in einer Bereitschaftspflege oder Kurz-
zeitpflege kann für die Dauer der Unterbringung eine Vollmacht die Aufga-
ben, Rechte und Pflichten der Pflegeeltern stärken. Die Begrenzung auf eine 
bestimmte Zeit schützt die Sorgeberechtigten vor Ängsten und Befürchtun-
gen. 
 
Aber auch hier gilt der Grundsatz, dass eine Vollmacht nicht über bestehende 
rechtliche Regelungen hinausgehen kann. Sie macht den Umgang mit der 
alltäglichen Sorge nur ein wenig verbindlicher. Außerdem gilt sie von Beginn 
an nur in einem bestimmten Zeitrahmen.  
 
Für die Sicherstellung dieses Rechtsrahmens ist im Anhang dieses Kapitels 
ein Entwurf für eine Erklärung der leiblichen Eltern, bei vorübergehender 
Unterbringung eines Kindes, zu finden.28 
 
 
IX.5.5. Freiwillige Übertragung von Teilen der Sorge 
 
Das Familiengericht kann das Sorgerecht für Pflegekinder ganz oder teilwei-
se übertragen, wenn ein Kind für längere Zeit in der Pflegefamilie lebt (§ 
1630 Abs. 3 BGB).  
 
Den Antrag dafür können die Eltern oder die Pflegeeltern stellen. Wird der 
Antrag von den Pflegeeltern gestellt, benötigen sie die Zustimmung der El-
tern. Diese Möglichkeit der freiwilligen Übertragung des Sorgerechts bietet 
sorgeberechtigten Eltern und Pflegeeltern die Chance, für klare Vertretungs-
verhältnisse zu sorgen und Unklarheiten im Hinblick auf die Vertretung in 
Angelegenheiten des täglichen Lebens zu vermeiden. 
 
Sie schließt gleichzeitig aus, dass Teile des Sorgerechts per Vollmacht pau-
schal von den Eltern auf die Pflegefamilie übertragen werden. Eine einfache 
Übertragung per Vollmacht ist vom Gesetzgeber nicht gewollt, da das Sorge-
recht in erster Linie eine Sorgepflicht gegenüber dem Kind ist, der man sich 
nicht durch eine einfache Erklärung entziehen können soll. 
 
Wenn die Eltern die Rückübertragung des Sorgerechts verlangen, muss das 
Gericht dem Antrag stattgeben, es sei denn, es liegen Gründe für den Entzug/ 
teilweisen Entzug des Sorgerechts nach § 1666 BGB vor.  
 
Die Herkunftseltern bleiben, auch nach Übertragung von Teilen der Sorge, 
die Inhaber der elterlichen Sorge. Dies heißt, dass Pflegeeltern den Herkunft-
seltern rechenschaftspflichtig sind. 
 
 
Dauerpflegekinder 

 
27 Siehe Kap. IX.5.5. „Freiwillige Übertragung von Teilen der Sorge“ 
28 Siehe Anhang A.IX.3. „Erklärung der leiblichen Eltern bei vorübergehender Unterbringung 
eines Kindes in einer Bereitschafts- oder Kurzzeitpflege“ 
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Es wird empfohlen, die freiwillige Übertragung der elterlichen Sorge bei 
Dauerpflegekindern (ohne Rückkehroption) anzustreben. Die Pflegeperson 
wird rechtlich sicher mit Angelegenheiten der Sorge betraut. Dies ist vor al-
lem dann sinnvoll, wenn die Sorgeberechtigten nur noch einen geringen/ kei-
nen Bezug zum Kind haben, nicht oder sehr schwer erreichbar sind oder zur 
Erfüllung ihrer Pflichten nicht in der Lage sind.  
 
Als Definition für Dauerpflegekinder eignet sich, unter Vorbehalt des indivi-
duellen Hilfeplans, der § 86 Abs. 4 KJHG.29 Dieser regelt die Zuständigkeit 
des Jugendamtes, wenn ein Kind zwei Jahre in einer Pflegefamilie lebt. Die 
Erfüllung dieser Voraussetzung ist als eine praktische Bedingung zur freiwil-
ligen Übertragung der elterlichen Sorge anzusehen. 
 
Anzumerken ist, dass ein Verfahren vor Gericht für viele Herkunfts- und 
auch Pflegeeltern mit Ängsten und Befürchtungen besetzt ist. Es ist im Ein-
zelfall zu klären, inwieweit die Beteiligten bereit sind, den Schritt zur freiwil-
ligen Übertragung der elterlichen Sorge zu tun - und zwar bevor der Antrag 
bei Gericht eingereicht ist, um die Zusammenarbeit der Beteiligten weiterhin 
zu gewährleisten.  
 
 
IX.5.6. Entzug der elterlichen Sorge  
 
Da das Sorgerecht der Eltern durch Artikel 6 des Grundgesetzes geschützt 
ist, kann es nur unter strengen Voraussetzungen durch das Familiengericht 
entzogen werden (§§ 1666 und 1666a BGB).  
 
Voraussetzung für einen Sorgerechtsentzug ist, dass das körperliche, seeli-
sche oder geistige Wohl eines Kindes oder sein Vermögen durch Missbrauch 
der elterlichen Sorge, durch Vernachlässigung, durch unverschuldetes Versa-
gen der Eltern oder durch einen Dritten gefährdet wird. Konkrete Tatsachen 
müssen hierbei die Gefährdung des Kindeswohls belegen. Es muss sich ab-
zeichnen, dass eine mögliche Gefährdung in Zukunft fortbesteht. 
 
Ferner ist Voraussetzung für einen Entzug der elterlichen Sorge, dass die 
Eltern die Gefährdung nicht beenden können oder wollen. Diese Vorausset-
zung ist vom Gericht bei der Entscheidung über den Entzug ebenfalls zu prü-
fen. 
 
Wird in die elterliche Sorge eingegriffen, so darf dies nur so weit und so lan-
ge wie nötig geschehen. Das Familiengericht ist gesetzlich verpflichtet, in 
regelmäßigen Abständen von sich aus zu überprüfen, ob der Entzug des Sor-
gerechtes noch gerechtfertigt ist (§ 1696 BGB). Wenn dies nicht mehr der 
Fall ist, wird der Sorgerechtsentzug aufgehoben werden.  
 
Das Gericht darf nur in dem Umfang in die elterliche Sorge eingreifen, so 
weit dies nötig ist. Das bedeutet, dass es prüfen muss, ob es zur Abwehr der 
Gefahr ausreicht, bestimmte Teile des Sorgerechts zu entziehen, statt die ge-
samte Sorge einem Vormund zu übertragen. Es hat auch die zur Abwendung 
der Gefahr erforderlichen Maßnahmen zu treffen. 

 
29 Siehe Kap. I.3.1. „Dauerpflege“ 
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Was geschieht, wenn das Sorgerecht nicht zum Wohl des Kindes ausge-
übt wird? 
 
• Das Vormundschaftsgericht kann das Sorgerecht gem. § 1666 BGB 

ganz oder teilweise entziehen und auf einen Pfleger (§§ 1909 ff BGB) 
oder Vormund (§§ 1773 ff BGB) übertragen, wenn das Wohl des Kin-
des gefährdet ist. Pflegeeltern können auch Pfleger oder Vormund 
werden.30 

• Sollte das Wohl des Kindes lediglich dadurch gefährdet sein, dass die 
leiblichen Eltern das Kind aus der Pflegefamilie herausnehmen wollen, 
kann das Gericht eine Verbleibensanordnung treffen (§ 1632 IV BGB).  

 
 
Wer kann eine Abänderung des Sorgerechts beantragen? 
 
• Die Abänderung des Sorgerechtes kann von jedermann, also auch von 

den Pflegeeltern beantragt werden. Der Antrag beim Familiengericht 
sollte enthalten, auf wen das Sorgerecht übertragen werden soll und 
muss begründet werden.  

• Pflegeeltern sind im Hinblick auf die Sorgerechtsentscheidung des Ge-
richtes aber nicht beschwerdeberechtigt, da durch die Entscheidung 
kein ihnen zustehendes Recht verletzt werden kann. 

• Das Jugendamt ist nach § 50 III Kinder- und Jugendhilfegesetz 
(KJHG) verpflichtet, dem Gericht mitzuteilen, wenn es ein Gerichts-
verfahren zur Abwendung einer Gefährdung des Kindeswohls für er-
forderlich hält. Das heißt, es muss dem Gericht mitteilen, wenn es den 
Entzug des Sorgerechtes für notwendig hält. 

 
 
Wie wird über eine Änderung des Sorgerechts entschieden? 
Für das Sorgerechtsverfahren gilt der Amtsermittlungsgrundsatz, d.h. der 
Richter hat nach seinem Ermessen alle Tatsachen, die für die Entscheidung 
notwendig sind, zu ermitteln (§ 12 FGG). Hierzu müssen Beweise erhoben 
und Beteiligte gehört werden. 

 
Bevor das Familiengericht über ein Abänderung der elterlichen Sorge ent-
scheidet, muss es folgende Parteien anhören: 
 
 Das Jugendamt (§ 49 a Nr. 8 FGG) 
Das Jugendamt wird nicht nur angehört, es hat vielmehr die Stellung ähnlich 
der eines Gutachters und hat einen Entscheidungsvorschlag zu machen.  
 
 Die leiblichen Eltern (§ 50 a I FGG) 
Ausnahme: schwerwiegende Gründe (§ 50 a III FGG), bspw. wenn keine 
Aufklärung durch die Anhörung erwartet werden kann, weil der anzuhörende 
Elternteil das Kind nicht kennt. Das Anhörungsrecht der Eltern ist nicht an 
das Sorgerecht gebunden, so dass auch der nichteheliche Vater zu hören ist. 
 

 
30 Siehe Kap. IX.4.2. „Auswahl eines Vormundes/ Pflegers“  
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 Das Kind (§ 50 b FGG) 
Ab dem vierzehnten Lebensjahr ist eine persönliche Anhörung des Kindes in 
Sorgerechtssachen vorgeschrieben (§ 50 b II FGG), vorher ist sie an Voraus-
setzungen geknüpft (wenn Bindungen, Neigungen oder der Wille des Kindes 
für die Entscheidung erheblich sind oder das Gericht sich einen unmittelbaren 
Eindruck vom Kind verschaffen möchte).  
 
Von der Anhörung darf nur aus schwerwiegenden Gründen abgesehen wer-
den (bspw. Selbstmordgefahr, Angst vor einem Elternteil). Je älter das Kind 
ist, desto schwerer wiegt seine Auffassung, da sie zunehmend als Akt der 
Selbstbestimmung des Kindes zu werten ist. 
 
Für das Kind ist gegebenenfalls ein Verfahrenspfleger zu bestellen (§ 50 
FGG).31 Dieser vertritt als „Anwalt“ des Kindes/ Jugendlichen dessen Inte-
ressen als eigenständige Rechtsvertretung. 
 
 
 Die Pflegeeltern (§ 50 c FGG) 
Lebt das Kind bei Pflegeeltern, so sind diese anzuhören, es sei denn, von der 
Anhörung kann keine Aufklärung erwartet werden.  
 
Das Gericht muss sich während des Verfahrens um eine Vermittlung bemü-
hen (§ 52 FGG). 
 
Bei der Entscheidung muss das Gericht Ermessen ausüben. Es darf nur Maß-
nahmen anordnen, die notwendig, angemessen und geeignet sind. Aus dem 
Begriff der Notwendigkeit ergibt sich, dass das Gericht nur den geringstmög-
lichen Eingriff in die elterliche Sorge vornehmen darf. 
 
 
 
IX.6. UMGANGSRECHT32 
 
IX.6.1. Der Grundsatz 
 
Kinder haben ein Recht auf Umgang mit allen Personen, wenn es seinem 
Wohle entspricht. Sie sollen sich, bei entsprechender geistiger Reife,  selbst 
ein Bild von diesen Menschen machen können. Das Umgangsrecht erstreckt 
sich auf folgende Bereiche: 
 
• den persönlichen Umgang durch Besuche, 
• den telefonischen Umgang, 
• den brieflichen Umgang, 
• Berichte über das Kind. 

 
Eltern sind - unabhängig vom Sorgerecht - zum Umgang mit ihrem Kind ver-
pflichtet und berechtigt. Der Umgang kann nur eingeschränkt oder ausge-
schlossen werden, wenn er dem Kind schadet. Darüber hinaus sind auch noch 

 
31 Siehe Kap. IX.9. „Verfahrenspfleger“ 
32 Siehe auch Kap. VII.3. „Besuchskontakte“ 
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andere Personen (u.a. ehemalige Pflegeeltern) umgangsberechtigt, sofern es 
dem Kind dient.33 
 
 
IX.6.2. Absprachen zum Ablauf des Umgangs 
 
Ort, Zeit und Rhythmus des Umgangs sind individuell abzusprechen. Es gibt 
keinen gesetzlichen Anspruch auf einen bestimmten Rhythmus/ Anzahl von 
Besuchstagen, beispielsweise 14-tägiger Umgang. Dies ist wegen der Vielzahl 
von Familienkonstellationen auch nicht gewollt. Deshalb ist der Umgang  
individuell durch Absprachen im Hilfeplan auszuhandeln und festzulegen. Im 
Hilfeplan sind auch die anfallenden Fahrtkosten zu regeln. 
 
Grundlage der Absprachen ist das Kindeswohl. Dies bedeutet jedoch nicht, 
dass die leiblichen Eltern und die Pflegefamilie sich bei den Absprachen nur 
am Kind orientieren müssen. Das heißt aber auch, dass im Interesse des Kin-
deswohls praktikable und realisierbare Vereinbarungen getroffen werden 
müssen. Zu eine guten Umgangsgestaltung sollten Pflege- und Herkunftsel-
tern in gleichem Maße beitragen.  
 
 
IX.6.3. Ausübung des Umgangsrechtes 
 
Beim Umgang gilt ein Wohlverhaltensgebot für Eltern und Pflegeeltern. Sie 
haben alles zu unterlassen, was das Verhältnis des Kindes zu der jeweils an-
deren Familie beeinträchtigt oder die Erziehung erschwert (§ 1684 II BGB). 
Das bedeutet, dass sich im Gespräch um Sachlichkeit bemüht wird. Die Ge-
schichte des Kindes sollte einfühlsam und angemessen gewürdigt werden. 
Abwertungen der Pflege- und Herkunftseltern sollten vermieden werden, um 
bei dem Kind keine Loyalitätskonflikte34 auszulösen. Eine kritische aber 
sachliche Diskussion mit dem Kind über die jeweils andere Familie wird 
durch dieses Gebot jedoch nicht berührt. 
 
 
IX.6.4. Umgangsberechtigte 
 
Ein Recht auf Umgang mit dem Kind haben: 
 
 Eltern, 
soweit es im Interesse und zum Wohl des Kindes ist (§ 1684 BGB). Dies be-
deutet, dass die Eltern - unabhängig vom Sorgerecht in jedem Fall ein Recht 
auf Umgang mit dem Kind haben. Dies kann nur ausgeschlossen oder einge-
schränkt werden, wenn auf Grund konkreter Tatsachen ein Schaden für das 
Kind befürchtet werden muss.35 
 
 Andere Personen, 
zu denen das Kind eine Bindung hat wie bspw. Großeltern, Geschwister, 
Stiefeltern, mit denen das Kind längere Zeit zusammen gelebt hat, Pflegeel-

 
33 Siehe Kap. IX.5.4. Umgangsberechtigte 
34 Siehe Kap. VII.1.2. „Loyalitätskonflikte“ 
35 Siehe Kap. IX.2. Kindeswohl und Kindeswille“ 
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tern (§ 1685 BGB). Dieses Umgangsrecht dient dem Erhalt von Bindungen. 
Es verschafft jedoch keinen Rechtsanspruch auf den Neuaufbau von Bezie-
hungen. Die Personen haben nur dann ein Recht auf Umgang mit dem Kind, 
wenn dies dem Wohl des Kindes dient.  
 
 
IX.6.5. Verletzung der Umgangsregelung 
 
Sollten Konflikte, die sich bei den Besuchen ergeben, wiederholen und nicht 
einvernehmlich zwischen den beteiligten Familien lösen lassen, kann das Ju-
gendamt oder Dritte z.B. eine Erziehungsberatungsstelle um Vermittlung ge-
beten werden. 
 
Erziehungsberatungsstellen haben den Vorteil, dass sie im bisherigen Verfah-
ren noch nie Partei waren, demzufolge zunächst von allen als unparteiisch 
empfunden werden. 
 
Die Beratung durch das Jugendamt hat den Vorteil, dass sich die Beteiligten 
bereits kennen und so Missverständnisse vermieden werden können. Das Ju-
gendamt ist zur Beratung und Vermittlung in Umgangsfragen verpflichtet (§ 
38 KJHG) 
 
Sollte die Vermittlung zu keinem positiven Ergebnis führen, gibt es die Mög-
lichkeit, das Gericht anzurufen.36 
 
 
IX.6.6. Ausschluss des Umgangs  
 
Der Umgang kann bei Herkunftseltern nur eingeschränkt oder ausgeschlossen 
werden, wenn das Kindeswohl durch den Umgang gefährdet ist (§ 1684 IV 
BGB). Eine Gefährdung kann sowohl physischer Art (gewalttätige Übergrif-
fe) als auch psychischer Art (starke Loyalitätskonflikte, Angst, Gefahr der 
Retraumatisierung) sein.  
 
Bei der Beurteilung der Gefährdung ist auf den Blickwinkel des Kindes zu 
achten. Beispielsweise kann die objektive Gefahr von gewalttätigen Übergrif-
fen durch eine Begleitung des Umgangs ausgeschaltet werden, das Kind kann 
dennoch unter Angstzuständen leiden, wenn der Umgang stattfindet. In einem 
solchem Fall schadet der Umgang dem Kind, auch wenn objektiv keine Ge-
fahr für das Kind besteht bzw. zu sehen ist. Äußerungen und Bedenken des 
Kindes sind ernst zu nehmen. 
 
Die Einschränkung des Umgangs ist als geringeres Mittel grundsätzlich dem 
Ausschluss vorzuziehen. Umgangseinschränkungen sind möglich. Der  Um-
gang kann an einem neutralen Ort und/ oder in Begleitung Dritter stattfin-
den.37 Wird der Ausschluss des Umgangs ausgesprochen, steht den Eltern ein 
Auskunftsrecht38 zu. 
 

 
36 Siehe auch Kap. IX.8. „Anhörungsrechte“ 
37 Siehe Kap. VII.3.4. „Begleiteter und geschützter Umgang“ 
38 Siehe Kap. IX.6.7. „Recht nach Ausschluss des Umgangs“ 
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Besuchskontakte sollten, wenn sie das Wohl des Kindes gefährden, ausge-
schlossen werden. Dies ist in der Regel dann der Fall, wenn z.B. ein behutsa-
mer Kontaktaufbau notwendig ist und ein begleiteter Umgang abgelehnt wird 
oder wenn das Kind dem Umgang nicht gewachsen ist und Schädigungen für 
sein psychisches oder physisches Wohlbefinden durch den Umgang zu erwar-
ten sind. Letzteres betrifft Kinder, die schwere traumatische Erfahrungen im 
Zusammenleben mit ihren Eltern erfahren haben. 
 
 
IX.6.7. Recht nach Ausschluss des Umgangs 
 
Nach Ausschluss des Umgangsrechtes stehen den leiblichen Eltern Auskünfte 
über die weitere Entwicklung ihres Kindes zu (§ 1686 BGB). Das Auskunfts-
recht kann nur ausgeschlossen werden, wenn die Auskünfte zum Schaden des 
Kindes eingeholt werden. Die leiblichen Eltern sind jedoch nicht laufend zu 
informieren, sondern es ist in bestimmten Abständen zusammenfassend zu 
berichten, so dass sich die Eltern ein Bild von der Entwicklung des Kindes 
machen können. 
 
 
IX.6.8. Kosten von Besuchskontakten  
 
Der Ablauf und die Gestaltung von Besuchskontakten sind im Hilfeplan fest-
zuhalten. Auch sind Regelungen zu treffen, wer das Kind abholt oder zu den 
Besuchkontakten fährt.  
 
Ob die entstehenden Kosten bei Besuchskontakten innerhalb eines Landkrei-
ses übernommen werden, ist individuell auszuhandeln. Bedacht werden soll-
ten die Entfernung und die Häufigkeit der Kontakte. Außerdem spielen die 
fahrtechnischen Möglichkeiten der Herkunftseltern eine Rolle, genau wie ihr 
Wille, Besuchskontakte aufrecht zu erhalten. 
 
Fahrtkosten außerhalb des Landkreises sind laut gültiger Pflegegeldverord-
nung zu übernehmen. 
 
Die Eltern haben keinen Erstattungsanspruch auf Betreuungskosten, wenn 
ihr(e) Kind(er) zu Besuch sind. Dies betrifft auch Besuche über Nacht und für 
mehrere Tage. Kindergeld und ähnliche Einkünfte stehen ihnen bei Fremdun-
terbringung nicht zu. Es gibt auch keine rechtliche Grundlage, dass Pflegeel-
tern einen Teil des Pflegegeldes zur Betreuung des Kindes in der Herkunfts-
familie aufwenden sollten. Regelungen solcher Art können nur im freiwilligen 
aufeinander zu gehen der Pflegeeltern und Herkunftseltern getroffen werden. 
Ist eine Rückführung geplant, so ist die Erstattung von Betreuungskosten zu 
prüfen und ggf. im Hilfeplanverfahren schriftlich zu vereinbaren. 
 
 
 
IX.7. VERBLEIBENSANORDNUNG 
 
Ist das Kindeswohl dadurch gefährdet, dass die Sorgeberechtigten die Her-
ausgabe des Kindes aus der Pflegefamilie verlangen, kann das Familienge-
richt auf Antrag der Pflegeeltern oder von Amts wegen das Verbleiben des 

Ausschlussgründe 

Auskunftsrecht 

Regelung im Hilfe-
plan 

Gesichtspunkte bei 
individuellen Rege-
lungen 

Auf die Herkunftsel-
tern zugehen 

Grundsatz   
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Kindes in der Pflegefamilie anordnen (§ 1632 IV BGB), um das Verbleiben 
des Kindes in der Pflegefamilie zu sichern. Die Anordnung kann befristet 
oder unbefristet getroffen und mit Auflagen versehen werden. 
 
Voraussetzung für die Anordnung ist eine Gefährdung des Kindeswohls durch 
die beabsichtigte Herausnahme. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn 
zwischen Pflegeeltern und Kindern tragfähige Eltern-Kind-Beziehungen zu-
stande gekommen sind, deren Abbruch die Entwicklung des Kindes gefährden 
würde. Nicht ausreichend ist jedoch, dass die Pflegeeltern intellektuell besser 
in der Lage sind, das Pflegekind zu fördern. 
 
Pflegeeltern sind bereits dann berechtigt, eine Verbleibensanordnung zu bean-
tragen, wenn Äußerungen der sorgeberechtigten Eltern befürchten lassen, dass 
sie das Kind aus der Familie heraus nehmen wollen. Mit dem Antrag muss 
nicht gewartet werden bis die Herausgabe des Kindes tatsächlich verlangt 
wird bzw. erfolgt ist. 
 
 
Antragstellung und Verlauf des Verfahrens 
Pflegepersonen oder das Jugendamt können beim zuständigen Familiengericht 
den Antrag auf Verbleibensanordnung stellen. Der Familienrichter prüft, ob 
die Voraussetzungen einer Kindeswohlgefährdung vorliegen, wenn das Kind 
abrupt zu den Eltern zurückgeführt wird. 
 
Dazu müssen alle Beteiligten angehört werden, also Pflegeeltern, Herkunftsel-
tern, Pflegekind, Jugendamt, Vormund/ Pfleger; erst dann wird über den An-
trag entschieden. Insbesondere ist der Verfahrenspfleger39 zu berücksichtigen. 
 
 
Verbleibensanordnung durch einstweilige Verfügung (Eilantrag) 
Pflegeeltern oder auch das Jugendamt können beim Familiengericht eine 
Einstweilige Verfügung beantragen. Innerhalb kürzester Zeit muss der Famili-
enrichter dann eine vorläufige Entscheidung treffen. Beim sich anschließen-
den Verfahren zur Verbleibensanordnung nach § 1632 IV BGB wird dann 
über den weiteren Verbleib des Kindes endgültig entscheiden. 
 
Ist Gefahr im Verzug oder sind die Bedingungen einer kurzfristigen Heraus-
nahme eines Kindes aus einer Pflegefamilie durch die Sorgeberechtigten oder 
das Jugendamt nicht geklärt, so haben Pflegefamilien die Möglichkeit, den 
Aufenthalt des Pflegekindes in der Pflegefamilie durch eine einstweilige Ver-
fügung zu sichern.  
 
 
 
IX.8. ANHÖRUNGSRECHTE 
 
Bevor in Familien- oder Vormundschaftsangelegenheiten Entscheidungen 
getroffen werden, wird der Richter die erforderlichen Anhörungen vorneh-
men. Grundsätzlich liegt es im Ermessen des Richters, wen er in welchem 
Umfang und in welcher Form anhört. Die Anhörung kann persönlich (Ge-

 
39 Siehe Kap. IX.9. „Verfahrenspfleger“ 
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http://www.pflegeelternschule.org/portal/content/Pflegeelternschule/Paedagogik/kindeswohl


  RECHTS- UND  KOSTENFRAGEN    

   HANDBUCH FÜR DAS PFLEGEKINDERWESEN IN SACHSEN-ANHALT 211  

spräch mit dem Richter) oder schriftlich erfolgen. Einige Anhörungen sind 
jedoch durch das Gesetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts-
barkeit (FGG) vorgeschrieben und demzufolge verbindlich und auch einklag-
bar.  
 
Folgendes ist für Anhörungen im Bereich des Pflegekinderwesens besonders 
relevant: 
 
Das Kind ist in Sorgerechtsverfahren persönlich anzuhören, wenn seine Nei-
gungen, Bindungen oder sein Wille für die Entscheidung von Bedeutung sind 
oder wenn das Gericht sich einen unmittelbaren Eindruck vom Kind verschaf-
fen muss, um die Entscheidung treffen zu können (§ 50 b FGG).  
 
Ist das Kind bereits vierzehn Jahre alt, muss es in allen Sorgerechtsangele-
genheiten angehört werden. Das Kind ist bei der Anhörung über den Gegen-
stand der Verhandlung und mögliche Konsequenzen vom Richter aufzuklä-
ren, es sei denn, es sind Nachteile für seine Entwicklung oder Erziehung zu 
befürchten.  
 
Dies legt nahe, dass der Richter die Anhörung sensibel und mit Rücksicht auf 
die Psyche des Kindes zu gestalten hat. Ihm stehen dabei viele Möglichkeiten 
zur Verfügung. Beispielsweise kann er die Anhörung unter Ausschluss der 
Eltern und Pflegeeltern anordnen, wenn er den Druck durch Loyalitätskonflik-
te für das Kind mindern möchte. Von der Anhörung darf nur aus schwerwie-
genden Gründen abgesehen werden. 
 
Pflegeeltern sind dann anzuhören, wenn das Kind seit längerer Zeit in der 
Pflegefamilie lebt, das Verfahren die Person des Kindes betrifft und von ihnen 
ein Beitrag zur Aufklärung des Sachverhaltes erwartet werden kann (§ 50 c 
FGG). 
 
Das Jugendamt ist in folgenden Fällen zwingend anzuhören: 
 
• Übertragung der elterlichen Sorge auf die Pflegeeltern nach § 1630 

Abs. 3 BGB (§ 49 a Abs. 1 Nr. 3 FGG) 
• Herausgabe des Kindes oder Wegnahme aus der Pflegefamilie nach § 

1632 BGB oder vom Umgangsberechtigten nach § 1682 BGB (§ 49 a 
Abs. 1 Nr. 6 FGG) 

• Umgangsregelungen nach § 1632 Abs. 2, 1684 und 1685 BGB (§ 49 a 
Abs. 1 Nr. 7 FGG) 

• Entzug oder Einschränkung der elterlichen Sorge nach § 1666 BGB (§ 
49 a Abs. 1 Nr. 8 FGG) 

 
Die Eltern sind in Sorgerechtsverfahren anzuhören (§ 50 a FGG). Die Anhö-
rung soll persönlich erfolgen, wenn es um die Regelung der Personensorge 
geht. Geht es in dem Verfahren um den Entzug der Personensorge nach § 
1666 BGB, sind die Eltern nicht nur persönlich anzuhören, sondern der Rich-
ter muss mit ihnen auch besprechen, wie die Gefährdung des Kindeswohls 
abgewendet werden kann.  
 
Das Gericht soll auch Eltern anhören, die nicht sorgeberechtigt sind, es sei 
denn, es verspricht sich von der Anhörung keine Aufklärung (bspw. wenn der 
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Kinder nach Vollen-
dung des 14. Le-
bensjahres 

Sensibilität ist ge-
fordert 

Pflegeeltern 

Jugendamt 

Leibliche Eltern 
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nicht sorgeberechtigte Vater das Kind gar nicht kennt). Von der Anhörung 
darf nur in schwerwiegenden Fällen abgesehen werden (Beispiel: Gefahr in 
Verzug). 
 
 
 
IX.9. VERFAHRENSPFLEGER 
 
Wenn es für ein Verfahren vor dem Familien- oder Vormundschaftsgericht 
notwendig ist, dass das Kind nicht vom Sorgeberechtigten vertreten wird, 
sondern einen eigenen Vertreter hat, soll das Gericht einen Verfahrenspfleger 
für das Kind bestellen (§ 50 FGG).  
 
Das Gericht muss einen Verfahrenspfleger in der Regel bestellen,  
 
• wenn es zu Interessenkonflikten zwischen Sorgeberechtigtem und Kind 

kommen kann,  
• wenn dem Sorgeberechtigtem die Sorge ganz oder teilweise entzogen 

werden soll oder  
• das Kind aus der Pflegefamilie genommen werden soll und eine Ver-

bleibensanordnung beantragt wurde.  
 
Der Verfahrenspfleger soll sich als Interessenvertreter des Kindes eine unab-
hängige Meinung bilden. Dafür ist es erforderlich, dass er mit dem Kind ei-
genständige Gespräche führt und nicht die Meinungen anderer Beteiligter 
übernimmt. Er ist im Verfahren ausschließlich Vertreter des Kindes und nicht 
für die Probleme der anderen Beteiligten zuständig. 
 
Der Verfahrenspfleger ist vom Gericht auszuwählen. Bestimmte Anforderun-
gen an die Qualifikation sieht das FGG für Verfahrenspfleger nicht vor. Es 
kommen jedoch in erster Linie Menschen mit pädagogischer oder rechtlicher 
Kompetenz für die Vertretung in Betracht.  
 
Wenn das Kind kein Vertrauen/ keinen Bezug zum Verfahrenspfleger findet, 
kann eine andere Person angefordert werden. 
 
 
 
 
 
 
IX.10. NAMENSÄNDERUNG 
 
Pflegekinder können grundsätzlich auch den Namen der Pflegefamilie anneh-
men. Allerdings sollte mit diesem Recht vorsichtig umgegangen werden, da 
eine Namensänderung eine erhebliche Bedeutung für die Identitätsentwick-
lung des Kindes hat. Eine Namensänderung kann nur einmal vollzogen wer-
den und ist nicht wieder rückgängig zu machen. 
 
Rechtsgrundlage hierfür ist § 1 des Namensänderungsgesetzes. Der Antrag ist 
beim Standesamt zu stellen. Ein Vormund muss sich die Antragstellung zu-
nächst vom Rechtspfleger des Vormundschaftsgerichtes genehmigen lassen.  

Grundsatz 
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http://www.pflegeelternschule.org/portal/content/Pflegeelternschule/Paedagogik/sorgeberechtigter
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Es wird empfohlen, nur dann eine Namensänderung anzustreben, wenn sie 
dem langanhaltenden, ernsthaften Wunsch des Kindes entspricht und den Ab-
schluss des Integrationsprozesses in die Pflegefamilie ausmacht oder wenn 
besondere Umstände und Gegebenheiten es erfordern.  
 
Bevor die Namensänderung angestrebt wird, ist nochmals die Adoption des 
Kindes zu prüfen. Sollte die Adoption aber nicht angestrebt werden, steht dies 
der Namensänderung nicht im Weg. 

Voraussetzung 

Prüfung von Adop-
tion 
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IX.11. ANHANG 
 
 
A.IX.1. Pflegevertrag für drei Vertragspartner (Entwurf) 
 
 
A.IX.2. Pflegevertrag für zwei Vertragspartner (Entwurf) 
 
 
A.IX.3. Vollmacht zur Ergänzung des § 1688 BGB (Entwurf) 
 
 
A.IX.4. Erklärung der leiblichen Eltern zur Unterbringung in einer 

Bereitschafts- oder Kurzzeitpflegestelle (Entwurf) 
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PFLEGEVERTRAG (DREI VERTRAGSPARTNER) 
 
 
 
1. Beteiligte 
 
Im Rahmen der Hilfe zur Erziehung für das Kind: 
 
     
Name, Vorname des Kindes   Geburtsdatum  Geburtsort 
 
vereinbaren 
 
Frau  Herr  
 Name der Sorgeberechtigten  Name des Sorgeberechtigten 
 
als Sorgeberechtigte wohnhaft in 
 

   
Anschrift 
 

 Anschrift 

   
 
und  
 
Frau  Herr  
 Name der Pflegepersonen  Name der Pflegepersonen 
 
als Pflegeperson/en wohnhaft in 
 

 
Anschrift 

 
 
und der Landkreis/ die Stadt 
 

 
Name und Anschrift des Jugendamtes 

 
als örtlicher Träger der Jugendhilfe, 
nach Erörterung der einzelnen Bestimmungen, folgendes: 
 
 
2. Art und Dauer des Pflegeverhältnisses 
 
Die unter 1. genannten Beteiligten sind sich darüber einig, dass das Kind 
 
 
Name, Vorname des Kindes  
 
 
Wohnhaft in 
 
als Pflegekind in den Haushalt der Pflegeperson/en in Familienpflege wechselt und von diesen 
betreut, erzogen und beaufsichtigt wird. 
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Das Pflegeverhältnis beginnt am _________________________ 
 
Im Hilfeplan sind Aussagen zur Entwicklungsperspektive und demzufolge zur voraussichtlichen 
Dauer der Pflege 
 
 getroffen. 
 nicht abschließend getroffen. 
 nicht getroffen. 

 
 
Das Pflegeverhältnis ist eine  
 
 Kurzzeitpflege 
 Bereitschaftspflege 
 Dauerpflege 
 Sozialpädagogische Pflege 
 Heilpädagogische Pflege 

 
 
 
3. Gemeinsame Pflichten der Beteiligten 
 
Sorgeberechtigte, Pflegeperson/en und Jugendamt verpflichten sich, zum Wohle des Kindes zu-
sammenzuarbeiten. Sie geben sich gegenseitig die notwendigen Informationen über die persönli-
chen Verhältnisse der anderen Vertragsschließenden sowie des Pflegekindes und behandeln die-
se vertraulich. 
 
Die Pflegeperson/en achten insbesondere darauf, dass die Beziehung des Pflegekindes zum Sor-
geberechtigten möglichst gefördert wird. Sie unterlässt alles, was das Verhältnis des Pflegekin-
des zur sorgeberechtigten Person beeinträchtigt. Die sorgeberechtigte Person/en ist/sind darum 
bemüht, durch ihr Verhalten die Erziehung des Pflegekindes durch die Pflegeperson/en zu för-
dern und alles zu unterlassen, was das Verhältnis des Pflegekindes zu der/den Pflegeperson/en 
beeinträchtigt oder die Erziehung erschwert. 
 
Sofern sich die Vertragschließenden nicht einigen können, nehmen sie die fachliche Beratung 
und Unterstützung des Jugendamtes oder einer Familien- oder Erziehungsberatungsstelle oder 
eines Pflegekinderdienstes eines freien Trägers in Anspruch. 
 
 
 
4. Rechte und Pflichten der Pflegeperson/ en 
 
4.1. Die Pflegeperson/en erziehen, pflegen und beaufsichtigen das Pflegekind anstelle der/des 

Sorgeberechtigten. 
 
4.2. Die Pflegeperson/en beachten eine von den Eltern bestimmte Grundrichtung der Erziehung.  
 

Das Pflegekind wird im ___________________ Bekenntnis erzogen. Die Rechte des Pfle-
gekindes nach dem Gesetz über religiöse Kindererziehung vom 15. Juli 1921 sind zu be-
achten. 
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4.3. Die Pflegeperson/en sind bei dauerhafter Pflege berechtigt, solange der/die Inhaber der 

elterlichen Sorge nichts Abweichendes erklärt, in Angelegenheiten des täglichen Lebens zu 
entscheiden sowie den Inhaber der elterlichen Sorge zu vertreten. 

 
Die Pflegeperson/en sind: 

 
• verpflichtet, vor der Wahl oder dem Wechsel der Kindertageseinrichtung sowie der 

Schulart die vorherige Zustimmung der/des Sorgeberechtigten einzuholen; 
 

• verpflichtet, in Angelegenheiten der Ausbildung und des Berufes auf die Eignung und 
Neigung des Pflegekindes Rücksicht zu nehmen und bei Zweifeln den Rat eines/r Leh-
rers/in oder einer anderen geeigneten Person einzuholen; 
 

• verpflichtet, die im Interesse des Pflegekindes gebotenen Untersuchungen und Heilbe-
handlungen vornehmen zu lassen. Vor ärztlichen Eingriffen, Impfungen oder nach ärzt-
licher Auskunft risikobehafteten Heilbehandlungen hat die Pflegeperson die Zustim-
mung der/des Sorgeberechtigten einzuholen. Bei Gefahr im Verzug hat der/die Pflege-
person das Recht, allein zu entscheiden. 
 

• berechtigt, die in Kindertageseinrichtungen und in Schulen bestehenden Mitwirkungs-
rechte der Inhaber der elterlichen Sorge selbst wahrzunehmen; 

 
• berechtigt, über die Teilnahme des Pflegekindes an Reisen, sportlichen und kulturellen 

Veranstaltungen, die Mitgliedschaft in Jugendverbänden und Vereinen usw. zu ent-
scheiden, dies umfasst auch die Inhalte der Reisen und die inhaltliche Mitarbeit in Ju-
gendverbänden und Vereinen; 
 

• berechtigt, mit vorheriger Zustimmung der/des Sorgeberechtigten Ausbildungs- und 
Arbeitsverträge abzuschließen sowie die Ausbildungsvergütung oder den Arbeitsver-
dienst zu verwalten und für das Pflegekind zu verwenden. Soweit es einer vormund-
schaftsgerichtlichen Genehmigung bedarf, ist die Pflegeperson bevollmächtigt, die Ge-
nehmigung des Vormundschaftsgerichts herbeizuführen und dem anderen Teil mitzu-
teilen; 
 

• berechtigt, Unterhalts- Versicherungs-, Versorgungs- und sonstige Sozialleistungen für 
das Kind geltend zu machen und zu verwalten. 
 

• berechtigt, das Pflegekind zu Ferienreisen mitzunehmen. Bei Auslandsreisen hat sie die 
vorherige Erlaubnis der/des Sorgeberechtigten einzuholen. Sie hat für den Krankenver-
sicherungsschutz und einen notwendigen Krankentransport des Pflegekindes zu sorgen. 

 
 
Die Vollmacht zur Ergänzung des § 1688 BGB wurde im Rahmen dieses Pflegevertrages von 
den Personensorgeberechtigten und den Pflegepersonen  
 
 unterzeichnet.  
 nicht unterzeichnet. 
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Bei Bereitschafts- oder Kurzzeitpflege ist eine zusätzliche Erklärung der Personensorgeberech-
tigten zur Unterbringung ihres Kindes/ Jugendlichen  
 
 unterzeichnet.  
 nicht unterzeichnet. 

 
 
4.4. Der/ die Sorgeberechtigte bevollmächtigt die Pflegeperson/en, den Umgang des Pflegekin-

des mit Wirkung für und gegen Dritte zu bestimmen. Wird das Pflegekind von einem Drit-
ten gegen den Willen der Pflegeperson/en zurückgehalten, ohne dass diese ein Recht dazu 
hat, kann die Pflegeperson anstelle der/des Sorgeberechtigten die Herausgabe des Pflege-
kindes verlangen. 

 
4.5. Die Pflegeperson verpflichtet sich, 
 

• dem/der Sorgeberechtigten und dem Jugendamt einen beabsichtigten – auch vorüber-
gehenden – Wohnsitzwechsel rechtzeitig mitzuteilen sowie gegebenenfalls die polizei-
lichen Meldpflichten für das Pflegekind zu erfüllen; 
 

• dem/der Sorgeberechtigten und dem Jugendamt einen Wechsel des Familienstandes 
mitzuteilen; 
 

• den/ die Sorgeberechtigte/n und das Jugendamt unverzüglich zu benachrichtigen, wenn 
das Pflegekind ernstlich erkrankt, verunglückt, zur stationären Behandlung eingewiesen 
wird oder gestorben ist. 

 
 
5. Rechte und Pflichten des Sorgeberechtigten 
 
5.1. Der/die Sorgeberechtigte hat das Recht, von der Pflegeperson Auskunft über das Pflege-

kind zu erhalten. Von diesem Recht macht er/sie nur nach vorheriger Absprache mit der 
Pflegeperson und zu angemessener Zeit Gebrauch. Näheres wird im Hilfeplan bestimmt. 

 
5.2. Der/die Sorgeberechtigte/n verpflichten sich, 
 

• der/den Pflegeperson/en alle für die Pflege des Pflegekindes notwendigen Informatio-
nen zu geben, insbesondere über die bisherige Entwicklung, über Krankheiten, den Ge-
sundheitszustand, Leistungen in der Schule und Beruf und dergleichen; 
 

• der/den Pflegeperson/en und dem Jugendamt einen beabsichtigten – auch vorüberge-
henden – Wohnsitzwechsel rechtzeitig mitzuteilen sowie gegebenenfalls die polizeili-
chen Meldpflichten für das Pflegekind zu erfüllen; 
 

• der/den Pflegeperson/en und dem Jugendamt einen Wechsel des Familienstandes mit-
zuteilen; 
 

• das Pflegekind in einer angemessenen und ausreichenden Ausstattung an die Pfleger-
person zu übergeben (Kleidung, Spielsachen, Schulsachen, persönliche Gegenstände 
usw.). Die zu seinem persönlichen Gebrauch bestimmten Sachen sowie Urkunden und 
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Bescheinigungen, die das Kind betreffen (Geburtsurkunden, Kinderausweis, Impf-
nachweise, Taufschein, Schulzeugnisse usw.), sind der Pflegeperson zu übergeben. 
 
 

6. Versicherungen 
 
Das Pflegekind ist durch die Eltern, den/die Sorgeberechtigten 
 
 bei ___________________________________________________________________ 

 nicht 

krankenversichert, 
 
 bei ___________________________________________________________________ 

 nicht 

haftpflichtversichert, 
 
 bei ___________________________________________________________________ 

 nicht 

unfallversichert. 
 
 
7. Rechte und Pflichten des Jugendamtes 
 
Das Jugendamt hat im Rahmen dieses Vertrages folgende Aufgaben: 
 
• Steuerung des Hilfeprozesses durch die Absicherung eines Hilfeplanverfahrens. Es lädt 

die Beteiligten zum Gespräch ein, bereitet den Hilfeplan vor und protokolliert das Ergeb-
nis; 

• Information der Beteiligten über die jeweiligen Rechte und Pflichten sowie Veränderun-
gen der Rechtslage; 

• Kontrolle der Beteiligten im Hinblick auf die Einhaltung der Pflichten; 
• Beratung, Begleitung, Unterstützung und Fortbildung der Pflegefamilie; 
• Beratung, Begleitung und Unterstützung der Herkunftsfamilie, insbesondere bei einer ge-

planten Rückführung des Kindes; 
• Vermittlung zwischen den Beteiligten; 
• Leistung des Unterhalts für das Kind im Rahmen des § 39 SGB VIII, der aus laufenden 

Leistungen, einmaligen Beihilfen und dem Erziehungsbeitrag besteht. Auf den Unterhalt 
ist das Kindergeld anzurechnen; 

• Klärung der Absicherung des Kindes durch Versicherungen. 
 
 
8. Datenschutz 
 
Die Vertragspartner wurden auf die Pflicht zur Wahrung des Sozialgeheimnisses gemäß § 78 des 
SGB X und dem Schutz personenbezogener Daten gemäß §§ 61 - 68 hingewiesen. 
 
Der Hinweis lautet, dass es untersagt ist, geschützte Sozialdaten unbefugt zu speichern, zu ver-
ändern und zu übermitteln. 
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Diese Pflichten bestehen auch nach Beendigung der Tätigkeit als Pflegeperson. 
 
Verstöße gegen das Sozialgeheimnis können gemäß § 85 SGB X sowie gemäß § 203 Strafge-
setzbuch, mit Freiheits- oder Geldstrafe geahndet werden. Sie können zu einer außerordentlichen 
Kündigung des Pflegeverhältnisses führen. 
 
 
9. Verbindlichkeit des Hilfeplans 
 
Die konkrete Ausgestaltung der Hilfe, ihre Ziele und die dafür notwendigen Maßnahmen werden 
konkret im Hilfeplan geregelt, der für alle Beteiligten verbindlich ist. 
 
 
10. Auflösung des Pflegevertrages 
 
10.1. Bei Beendigung des Pflegeverhältnisses ist auf das Wohl des Pflegekindes Rücksicht zu 

nehmen und das Pflegekind auf den bevorstehenden Wechsel vorzubereiten. Das Jugend-
amt hat zu überprüfen, ob sich die Erziehungsbedingungen in der Herkunftsfamilie nach-
haltig gebessert haben. 

 
10.2. Das Pflegeverhältnis endet, ohne dass es einer Kündigung bedarf, 

• mit Ablauf der Zeit, für die der Vertrag abgeschlossen ist oder durch vereinbarte Auf-
hebung; 

• durch Eintritt der Volljährigkeit des Pflegekindes oder 
• durch seine Annahme als Kind. 

 
10.3. Das Pflegeverhältnis kann durch Erklärung gegenüber dem anderen Vertragsabschließen-

den schriftlich gekündigt werden. Es wird eine Kündigungsfrist von …. Monaten verein-
bart. Die Kündigungsfrist braucht nicht eingehalten zu werden (fristlose Kündigung), wenn 
ein wichtiger Grund vorliegt. 

 
Wichtige Gründe sind insbesondere: 
 
• schwere Erkrankung der Pflegeperson, durch die die Erziehung, Beaufsichtigung, Ver-

sorgung oder die Gesundheit des Pflegekindes gefährdet wird; 
• Ehescheidung  oder dauerndes Getrenntleben der Pflegepersonen; 
• Tod der Pflegeperson; 
• Gründe, die eine nicht vorläufige anderweitige Unterbringung des Pflegekindes erfor-

derlich machen, z. B. Vernachlässigung oder Misshandlung des Pflegekindes. 
 
10.4. Das Pflegeverhältnis endet mit Ablauf der Kündigungsfrist, bei Kündigung aus wichtigem 

Grund mit Zugang des Kündigungsschreibens oder der darin gesetzten Frist. Bis zur Been-
digung des Pflegeverhältnisses sind die Beteiligten an die im Vertrag festgelegten Rechte 
und Pflichten gebunden.  
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11. Rückführung des Pflegekindes 
 
Mit der Beendigung des Pflegeverhältnisses ist das Pflegekind in die Obhut der/des Sorgeberech-
tigten oder einer von ihm bestimmten Person zu geben. Gleichzeitig sind dieser/m die persönli-
chen Sachen des Pflegekindes sowie die das Pflegekind betreffenden Urkunden zu übergeben. 
 
Die Pflegeperson/en ist/sind verpflichtet, dem Sorgeberechtigten alle für die Pflege des Pflege-
kindes notwendigen Informationen zu geben, insbesondere über die bisherige Entwicklung, über 
Krankheiten, den Gesundheitszustand, Leistungen in der Schule und Beruf und dergleichen. 
 
Der/die Sorgeberechtigte ist/sind verpflichtet, die weitere Erziehung des Pflegekindes rechtzeitig 
sicherzustellen. Pflegegeld, das bereits für einen Zeitraum nach der Beendigung des Pflegever-
hältnisses gezahlt worden ist, ist auf Verlangen zurück zu zahlen. 
 
 
 
 
_________________________________ ____________________________________    
Ort, Datum, Unterschrift Pflegeperson/en   Ort, Datum, Unterschrift Jugendamt  
  
 
_________________________________  
Ort, Datum, Unterschrift Sorgeberechtigte/r   
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PFLEGEVERTRAG (ZWEI VERTRAGSPARTNER) 
 
 
 
1. Beteiligte 
 
Im Rahmen der Hilfe zur Erziehung für das Kind: 
 
     
Name, Vorname des Kindes   Geburtsdatum  Geburtsort 
 
vereinbaren 
 
Frau  Herr  
 Name der Pflegepersonen  Name der Pflegepersonen 
 
als Pflegeperson/en wohnhaft in 
 

 
Anschrift 

 
 
und der Landkreis/ die Stadt 
 

 
Name und Anschrift des Jugendamtes 

 
als örtlicher Träger der Jugendhilfe 
nach Erörterung der einzelnen Bestimmungen, folgendes: 
 
 
2. Art und Dauer des Pflegeverhältnisses 
 
Die unter 1. genannten Beteiligten sind sich darüber einig, dass das Kind 
 
 
Name, Vorname des Kindes  
 
 
Wohnhaft in 
 
als Pflegekind in den Haushalt der Pflegeperson/en in Familienpflege wechselt und von diesen 
betreut, erzogen und beaufsichtigt wird. 
 
Sorgeberechtigt sind 
 
Frau  Herr  
 Name der Sorgeberechtigten  Name des Sorgeberechtigten 
 
wohnhaft in 
 

   
Anschrift 
 

 Anschrift 
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Das Pflegeverhältnis beginnt am _________________________ 
 
Im Hilfeplan sind Aussagen zur Entwicklungsperspektive und demzufolge zur voraussichtlichen 
Dauer der Pflege 
 
 getroffen. 
 nicht abschließend getroffen. 
 nicht getroffen. 

 
 
Das Pflegeverhältnis ist eine  
 
 Kurzzeitpflege 
 Bereitschaftspflege 
 Dauerpflege 
 Sozialpädagogische Pflege 
 Heilpädagogische Pflege 

 
 
 
3. Gemeinsame Pflichten der Beteiligten 
 
Sorgeberechtigte, Pflegeperson/en und Jugendamt verpflichten sich, zum Wohle des Kindes zu-
sammenzuarbeiten. Sie geben sich gegenseitig die notwendigen Informationen über die persönli-
chen Verhältnisse der anderen Vertragsschließenden sowie des Pflegekindes und behandeln die-
se vertraulich. 
 
Die Pflegeperson/en achten insbesondere darauf, dass die Beziehung des Pflegekindes zum Sor-
geberechtigten möglichst gefördert wird. Sie unterlässt alles, was das Verhältnis des Pflegekin-
des zur sorgeberechtigten Person beeinträchtigt. Die sorgeberechtigte Person/en ist/sind darum 
bemüht, durch ihr Verhalten die Erziehung des Pflegekindes durch die Pflegeperson/en zu för-
dern und alles zu unterlassen, was das Verhältnis des Pflegekindes zu der/den Pflegeperson/en 
beeinträchtigt oder die Erziehung erschwert. 
 
Sofern sich die Vertragschließenden nicht einigen können, nehmen sie die fachliche Beratung 
und Unterstützung des Jugendamtes oder einer Familien- oder Erziehungsberatungsstelle oder 
eines Pflegekinderdienstes eines freien Trägers in Anspruch. 
 
 
 
4. Rechte und Pflichten der Pflegeperson/ en 
 
4.1. Die Pflegeperson/en erziehen, pflegen und beaufsichtigen das Pflegekind anstelle der/des 

Sorgeberechtigten. 
 
4.2. Die Pflegeperson/en beachten eine von den Eltern bestimmte Grundrichtung der Erziehung.  
 

Das Pflegekind wird im ___________________ Bekenntnis erzogen. Die Rechte des Pfle-
gekindes nach dem Gesetz über religiöse Kindererziehung vom 15. Juli 1921 sind zu be-
achten. 
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4.3. Die Pflegeperson/en sind bei dauerhafter Pflege berechtigt, solange der/die Inhaber der 

elterlichen Sorge nichts Abweichendes erklärt, in Angelegenheiten des täglichen Lebens zu 
entscheiden sowie den Inhaber der elterlichen Sorge zu vertreten. 

 
Die Pflegeperson/en sind: 

 
• verpflichtet, vor der Wahl oder dem Wechsel der Kindertageseinrichtung sowie der 

Schulart die vorherige Zustimmung der/des Sorgeberechtigten einzuholen; 
 

• verpflichtet, in Angelegenheiten der Ausbildung und des Berufes auf die Eignung und 
Neigung des Pflegekindes Rücksicht zu nehmen und bei Zweifeln den Rat eines/r Leh-
rers/in oder einer anderen geeigneten Person einzuholen; 
 

• verpflichtet, die im Interesse des Pflegekindes gebotenen Untersuchungen und Heilbe-
handlungen vornehmen zu lassen. Vor ärztlichen Eingriffen, Impfungen oder nach ärzt-
licher Auskunft risikobehafteten Heilbehandlungen hat die Pflegeperson die Zustim-
mung der/des Sorgeberechtigten einzuholen. Bei Gefahr im Verzug hat der/die Pflege-
person das Recht, allein zu entscheiden. 
 

• berechtigt, die in Kindertageseinrichtungen und in Schulen bestehenden Mitwirkungs-
rechte der Inhaber der elterlichen Sorge selbst wahrzunehmen; 

 
• berechtigt, über die Teilnahme des Pflegekindes an Reisen, sportlichen und kulturellen 

Veranstaltungen, die Mitgliedschaft in Jugendverbänden und Vereinen usw. zu ent-
scheiden, dies umfasst auch die Inhalte der Reisen und die inhaltliche Mitarbeit in Ju-
gendverbänden und Vereinen; 
 

• berechtigt, mit vorheriger Zustimmung der/des Sorgeberechtigten Ausbildungs- und 
Arbeitsverträge abzuschließen sowie die Ausbildungsvergütung oder den Arbeitsver-
dienst zu verwalten und für das Pflegekind zu verwenden. Soweit es einer vormund-
schaftsgerichtlichen Genehmigung bedarf, ist die Pflegeperson bevollmächtigt, die Ge-
nehmigung des Vormundschaftsgerichts herbeizuführen und dem anderen Teil mitzu-
teilen; 
 

• berechtigt, Unterhalts- Versicherungs-, Versorgungs- und sonstige Sozialleistungen für 
das Kind geltend zu machen und zu verwalten. 
 

• berechtigt, das Pflegekind zu Ferienreisen mitzunehmen. Bei Auslandsreisen hat sie die 
vorherige Erlaubnis der/des Sorgeberechtigten einzuholen. Sie hat für den Krankenver-
sicherungsschutz und einen notwendigen Krankentransport des Pflegekindes zu sorgen. 

 
 
Die Vollmacht zur Ergänzung des § 1688 BGB wurde im Rahmen dieses Pflegevertrages von 
den Personensorgeberechtigten und den Pflegepersonen  
 
 unterzeichnet.  
 nicht unterzeichnet. 
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Bei Bereitschafts- oder Kurzzeitpflege ist eine zusätzliche Erklärung der Personensorgeberech-
tigten zur Unterbringung ihres Kindes/ Jugendlichen  
 
 unterzeichnet.  
 nicht unterzeichnet. 

 
 
4.4. Der/ die Sorgeberechtigte bevollmächtigt die Pflegeperson/en, den Umgang des Pflegekin-

des mit Wirkung für und gegen Dritte zu bestimmen. Wird das Pflegekind von einem Drit-
ten gegen den Willen der Pflegeperson/en zurückgehalten, ohne dass diese ein Recht dazu 
hat, kann die Pflegeperson anstelle der/des Sorgeberechtigten die Herausgabe des Pflege-
kindes verlangen. 

 
4.5. Die Pflegeperson verpflichtet sich, 
 

• dem/der Sorgeberechtigten und dem Jugendamt einen beabsichtigten – auch vorüber-
gehenden – Wohnsitzwechsel rechtzeitig mitzuteilen sowie gegebenenfalls die polizei-
lichen Meldpflichten für das Pflegekind zu erfüllen; 
 

• dem/der Sorgeberechtigten und dem Jugendamt einen Wechsel des Familienstandes 
mitzuteilen; 
 

• den/ die Sorgeberechtigte/n und das Jugendamt unverzüglich zu benachrichtigen, wenn 
das Pflegekind ernstlich erkrankt, verunglückt, zur stationären Behandlung eingewiesen 
wird oder gestorben ist. 

 
 
5. Rechte und Pflichten des Sorgeberechtigten 
 
5.1. Der/die Sorgeberechtigte hat das Recht, von der Pflegeperson Auskunft über das Pflege-

kind zu erhalten. Von diesem Recht macht er/sie nur nach vorheriger Absprache mit der 
Pflegeperson und zu angemessener Zeit Gebrauch. Näheres wird im Hilfeplan bestimmt. 

 
5.2. Der/die Sorgeberechtigte/n verpflichten sich, 
 

• der/den Pflegeperson/en alle für die Pflege des Pflegekindes notwendigen Informatio-
nen zu geben, insbesondere über die bisherige Entwicklung, über Krankheiten, den Ge-
sundheitszustand, Leistungen in der Schule und Beruf und dergleichen; 
 

• der/den Pflegeperson/en und dem Jugendamt einen beabsichtigten – auch vorüberge-
henden – Wohnsitzwechsel rechtzeitig mitzuteilen sowie gegebenenfalls die polizeili-
chen Meldpflichten für das Pflegekind zu erfüllen; 
 

• der/den Pflegeperson/en und dem Jugendamt einen Wechsel des Familienstandes mit-
zuteilen; 
 

• das Pflegekind in einer angemessenen und ausreichenden Ausstattung an die Pfleger-
person zu übergeben (Kleidung, Spielsachen, Schulsachen, persönliche Gegenstände 
usw.). Die zu seinem persönlichen Gebrauch bestimmten Sachen sowie Urkunden und 
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Bescheinigungen, die das Kind betreffen (Geburtsurkunden, Kinderausweis, Impf-
nachweise, Taufschein, Schulzeugnisse usw.), sind der Pflegeperson zu übergeben. 
 
 

6. Versicherungen 
 
Das Pflegekind ist durch die Eltern, den/die Sorgeberechtigten 
 
 bei ___________________________________________________________________ 

 nicht 

krankenversichert, 
 
 bei ___________________________________________________________________ 

 nicht 

haftpflichtversichert, 
 
 bei ___________________________________________________________________ 

 nicht 

unfallversichert. 
 
 
7. Rechte und Pflichten des Jugendamtes 
 
Das Jugendamt hat im Rahmen dieses Vertrages folgende Aufgaben: 
 
• Steuerung des Hilfeprozesses durch die Absicherung eines Hilfeplanverfahrens. Es lädt 

die Beteiligten zum Gespräch ein, bereitet den Hilfeplan vor und protokolliert das Ergeb-
nis; 

• Information der Beteiligten über die jeweiligen Rechte und Pflichten sowie Veränderun-
gen der Rechtslage; 

• Kontrolle der Beteiligten im Hinblick auf die Einhaltung der Pflichten; 
• Beratung, Begleitung, Unterstützung und Fortbildung der Pflegefamilie; 
• Beratung, Begleitung und Unterstützung der Herkunftsfamilie, insbesondere bei einer ge-

planten Rückführung des Kindes; 
• Vermittlung zwischen den Beteiligten; 
• Leistung des Unterhalts für das Kind im Rahmen des § 39 SGB VIII, der aus laufenden 

Leistungen, einmaligen Beihilfen und dem Erziehungsbeitrag besteht. Auf den Unterhalt 
ist das Kindergeld anzurechnen; 

• Klärung der Absicherung des Kindes durch Versicherungen. 
 
 
8. Datenschutz 
 
Die Vertragspartner wurden auf die Pflicht zur Wahrung des Sozialgeheimnisses gemäß § 78 des 
SGB X und dem Schutz personenbezogener Daten gemäß §§ 61 - 68 hingewiesen. 
 
Der Hinweis lautet, dass es untersagt ist, geschützte Sozialdaten unbefugt zu speichern, zu ver-
ändern und zu übermitteln. 



PFLEGEVERTRAG FÜR ZWEI VERTRAGSPARTNER   
 

6   HANDBUCH FÜR DAS PFLEGEKINDERWESEN IN SACHSEN-ANHALT 

 
Diese Pflichten bestehen auch nach Beendigung der Tätigkeit als Pflegeperson. 
 
Verstöße gegen das Sozialgeheimnis können gemäß § 85 SGB X sowie gemäß § 203 Strafge-
setzbuch, mit Freiheits- oder Geldstrafe geahndet werden. Sie können zu einer außerordentlichen 
Kündigung des Pflegeverhältnisses führen. 
 
 
9. Verbindlichkeit des Hilfeplans 
 
Die konkrete Ausgestaltung der Hilfe, ihre Ziele und die dafür notwendigen Maßnahmen werden 
konkret im Hilfeplan geregelt, der für alle Beteiligten verbindlich ist. 
 
 
10. Auflösung des Pflegevertrages 
 
10.1. Bei Beendigung des Pflegeverhältnisses ist auf das Wohl des Pflegekindes Rücksicht zu 

nehmen und das Pflegekind auf den bevorstehenden Wechsel vorzubereiten. Das Jugend-
amt hat zu überprüfen, ob sich die Erziehungsbedingungen in der Herkunftsfamilie nach-
haltig gebessert haben. 

 
10.2. Das Pflegeverhältnis endet, ohne dass es einer Kündigung bedarf, 

• mit Ablauf der Zeit, für die der Vertrag abgeschlossen ist oder durch vereinbarte Auf-
hebung; 

• durch Eintritt der Volljährigkeit des Pflegekindes oder 
• durch seine Annahme als Kind. 

 
10.3. Das Pflegeverhältnis kann durch Erklärung gegenüber dem anderen Vertragsabschließen-

den schriftlich gekündigt werden. Es wird eine Kündigungsfrist von …. Monaten verein-
bart. Die Kündigungsfrist braucht nicht eingehalten zu werden (fristlose Kündigung), wenn 
ein wichtiger Grund vorliegt. 

 
Wichtige Gründe sind insbesondere: 
 
• schwere Erkrankung der Pflegeperson, durch die die Erziehung, Beaufsichtigung, Ver-

sorgung oder die Gesundheit des Pflegekindes gefährdet wird; 
• Ehescheidung  oder dauerndes Getrenntleben der Pflegepersonen; 
• Tod der Pflegeperson; 
• Gründe, die eine nicht vorläufige anderweitige Unterbringung des Pflegekindes erfor-

derlich machen, z. B. Vernachlässigung oder Misshandlung des Pflegekindes. 
 
10.4. Das Pflegeverhältnis endet mit Ablauf der Kündigungsfrist, bei Kündigung aus wichtigem 

Grund mit Zugang des Kündigungsschreibens oder der darin gesetzten Frist. Bis zur Been-
digung des Pflegeverhältnisses sind die Beteiligten an die im Vertrag festgelegten Rechte 
und Pflichten gebunden.  
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11. Rückführung des Pflegekindes 
 
Mit der Beendigung des Pflegeverhältnisses ist das Pflegekind in die Obhut der/des Sorgeberech-
tigten oder einer von ihm bestimmten Person zu geben. Gleichzeitig sind dieser/m die persönli-
chen Sachen des Pflegekindes sowie die das Pflegekind betreffenden Urkunden zu übergeben. 
 
Die Pflegeperson/en ist/sind verpflichtet, dem Sorgeberechtigten alle für die Pflege des Pflege-
kindes notwendigen Informationen zu geben, insbesondere über die bisherige Entwicklung, über 
Krankheiten, den Gesundheitszustand, Leistungen in der Schule und Beruf und dergleichen. 
 
Der/die Sorgeberechtigte ist/sind verpflichtet, die weitere Erziehung des Pflegekindes rechtzeitig 
sicherzustellen. Pflegegeld, das bereits für einen Zeitraum nach der Beendigung des Pflegever-
hältnisses gezahlt worden ist, ist auf Verlangen zurück zu zahlen. 
 
 
 
 
 
_________________________________ ____________________________________    
Ort, Datum, Unterschrift Pflegeperson/en  Ort, Datum, Unterschrift Jugendamt  
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ERKLÄRUNG DER LEIBLICHEN ELTERN  
BEI VORÜBERGEHENDER UNTERBRINGUNG EINES KINDES IN EINER  

BEREITSCHAFTS- ODER KURZZEITPFLEGESTELLE 
 
 
 
Die Personensorgeberechtigten Eltern  
 
Frau  Herr  
 Name der Sorgeberechtigten  Name des Sorgeberechtigten 
 
wohnhaft in 
 

   
Anschrift 
 

 Anschrift 

   
 
 
erklärt/ erklären, dass er/ sie mit der Unterbringung ihres Kindes 
 
     
Name, Vorname des Kindes   Geburtsdatum  Geburtsort 
 
in der  
 Kurzzeitpflege 
 Bereitschaftspflege 

 
bei der/ den Pflegepersonen 
 
 
Frau  Herr  
 Name der Pflegeperson  Name der Pflegeperson 
 
 
einverstanden sind. Die Pflegeperson/ Pflegepersonen sind berechtigt, die Angelegenheiten des 
täglichen Lebens selbständig zu entscheiden sowie dem Inhaber der elterlichen Sorge in solchen 
Angelegenheiten (im Sinne des § 1688 BGB) zu vertreten. 
 
 
_________________________________ ___________________________________  
Ort, Datum, Unterschrift Sorgeberechtigter  Ort, Datum, Unterschrift Sorgeberechtigter 
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VOLLMACHT ALS ERGÄNZUNG ZU § 1688 BGB 
 
 
Im Rahmen der Hilfe zur Erziehung für das Kind: 
 
     
Name, Vorname des Kindes   Geburtsdatum  Geburtsort 
 
erklärt/ erklären  
 
Frau  Herr  
 Name der Sorgeberechtigten  Name des Sorgeberechtigten 
 
als Sorgeberechtigte wohnhaft in 
 

   
Anschrift 
 

 Anschrift 

   
 
gegenüber den Pflegepersonen 
 
Frau  Herr  
 Name der Pflegeperson  Name der Pflegeperson 
 
wohnhaft in 
 

   
Anschrift   

 
 
1. dass das o.g. Kind aufgrund der durch das zuständige Jugendamt bewilligten Hilfe zur Erzie-

hung ab _____________________ im Haushalt der Pflegepersonen leben soll. 
 
2. Ich bin/ Wir sind damit einverstanden, dass die Pflegeperson/ die Pflegepersonen für die 

Dauer des Pflegeverhältnisses berechtigt sein soll/ sein sollen, 
 

2.1. das Pflegekind gesundheitlich zu betreuen. Dazu gehört insbesondere: 
- die Sicherstellung der ärztlichen Behandlung bei akuter Erkrankung sowie die Zu-

stimmung zu routinemäßigen Impfungen, 
- die Feststellung der routinemäßigen und akut notwendigen zahnärztlichen Behand-

lung, 
- die Vorstellung des Pflegekindes im Rahmen schulärztlicher Untersuchungen, 
- bei Gefahr im Vollzug die Erteilung der Zustimmung zu unaufschiebbaren ärztli-

chen Eingriffen, 
- die behandelnden Ärzte von ihrer Schweigepflicht zu entbinden. 

 
2.2. die schulischen Angelegenheiten zu regeln. Dazu gehört insbesondere: 

- die Schulanmeldung am Wohnort des Pflegekindes, 
- Rücksprachen mit Lehrern, 
- Wahrnehmung der Rechte der Eltern im Rahmen der Schulpflegschaft, 
- die Zustimmung zur Erteilung von Nachhilfeunterricht, 
- das Unterschreiben der Schulzeugnisse. 
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2.3. das Pflegekind selbständig in Kindertageseinrichtungen, Jugendgruppen, Vereinen an-
zumelden. 
 
2.4. selbständig über die Teilnahme des Pflegekindes an Ferienfreizeiten sowie an Urlaubs-
fahrten im In- und Ausland. 
 
2.5. das Pflegekind im Rahmen der Hilfeplanung durch das Landesjugendamt ggf. einer Er-
ziehungsberatungsstelle, niedergelassenen Psychologen oder Psychotherapeuten bzw. dem 
schulpsychologischen Dienst vorzustellen. 
 
2.6. das Pflegekind ggf. bei einer Krankenkassen anzumelden, soweit dies nach den Vor-
schriften des Sozialgesetzbuches V zulässig ist. 
 
2.7. gegebenenfalls einen Kinderausweis für das Pflegekind zu beantragen und in Empfang 
zu nehmen. 
 
2.8. notwendige finanzielle Leistungen zum Unterhalt des Pflegekindes sowie einmalige 
Beihilfen gegenüber dem zuständigen Jugendamt geltend zu machen. 
 

3. Ergänzende Vereinbarungen: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4. Die Pflegeperson ist/ die Pflegepersonen sind berechtigt, im Rahmen der vorstehenden 

Vollmacht selbständig alle notwendigen Entscheidungen zu treffen, alle Zustimmungen zu 
erteilen und den/ die Personensorgeberechtigten zu vertreten, alle Formalitäten selbständig zu 
erledigen und die dafür notwendigen Unterschriften zu leisten. 

 
5. Diese Vollmacht erlischt bei Beendigung des Pflegeverhältnisses. 
 
 
 
 
_________________________________ ____________________________________    
Ort, Datum, Unterschrift Pflegepersonen  Ort, Datum, Unterschrift Jugendamt  
  
 
_________________________________   
Ort, Datum, Unterschrift Sorgeberechtigte/r   
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Dieses Kapitel soll Anregungen, Ideen und Hinweise liefern, wie Öffentlich-
keitsarbeit zielorientiert umgesetzt werden kann. Im Einzelfall ist stets zu prü-
fen, welche Methode die richtige ist.  
 
 
X.1. ÖFFENTLICHKEITSARBEIT IM PFLEGEKINDERDIENST 
 
Um Kinder und Jugendliche in passende Pflegestellen vermitteln zu können, 
ist der Pflegekinderdienst auf eine ausreichende Anzahl überprüfter, geeigne-
ter und aufnahmebereiter Pflegestellen angewiesen. Die Öffentlichkeitsarbeit 
im Pflegekinderwesen ist daher schon durch die Notwendigkeit potentielle 
Pflegeeltern anzuwerben, ein unverzichtbarer Aufgabenbereich des Jugend-
amtes. Für eine wirkungsvolle Öffentlichkeitsarbeit sollte darum ein Konzept 
im Jugendamt entwickelt und umgesetzt werden. 

 
Öffentlichkeitsarbeit im Pflegekinderwesen ist wichtig, um 
 
 Verständnis zu schaffen, 
 Anerkennung und Wertschätzung zu erzeugen, 
 die Problematik bekannt zu machen, 
 und das Image zu verbessern… 
 
…für das Jugendamt, die Pflegeeltern und die Pflegekinder. 

 
Darüber hinaus dient die Öffentlichkeitsarbeit im Pflegekinderwesen dazu 
 
 neue Pflegeeltern zu gewinnen  
 die Leistungen der bereits vorhandenen Pflegeltern öffentlich 

anzuerkennen. 
 

Ein wichtiger Schwerpunkt der Öffentlichkeitsarbeit ist die Kooperation mit 
Medienpartnern. Gute und regelmäßige Kontakte zu Journalisten aus Presse, 
Funk und Fernsehen sind daher von besonderer Bedeutung.  
 
Damit ausführlich und qualifiziert über das Thema berichtet wird, sollten die 
betreffenden Medien  regelmäßig über das Thema Pflegekinderwesen infor-
miert und, z.B. zu Veranstaltungen eingeladen werden. Für Veröffentlichun-
gen zum Thema Pflegekinderwesen kommt vor allem die örtliche Presse in 
Betracht.  
 
Boulevardpresse ist eher zu vermeiden, da hier insbesondere Schlagzeilen, mit 
wenig informativem und sachlichem Wert produziert werden. 
 
Daneben bieten sich für dieses Thema auch Veröffentlichungen in kirchlichen 
Blättern oder Gemeindebriefen, Werbe- oder Wochenblättern, Gemeinde- 
oder Stadtanzeigern an. 
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Es ist wichtig, 
 
 regelmäßig Öffentlichkeitsarbeit zu machen. 
 Fachkräfte im Haus zu nutzen (Pressestelle). 
 Fachkräfte außer Haus zu nutzen (Agenturen). 
 Journalisten aktiv Themen anzubieten. 
 strategisch zu planen. 
 Maßnahmen zu kombinieren. 
 
 
 
X.2. FORMEN UND ZIELGRUPPEN VON ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 
 
Öffentlichkeitsarbeit beinhaltet alle Maßnahmen, mit denen man zum Thema 
Pflegekinderwesen an die Öffentlichkeit tritt. Dabei gibt es viele Möglichkei-
ten von Öffentlichkeitsarbeit und unterschiedliche Zielgruppen die erreicht 
werden. In diesem Kontext sollen folgende Themenschwerpunkte näher be-
trachtet werden: 
 
1. Imagepflege  
2. Werbung neuer Pflegeeltern  
3. Pflege bestehender Pflegeeltern 
4. Gewinnung von Spendern und Sponsoren. 
 
 
X.2.1. Imagepflege 
 
Insbesondere Positivberichte von gelungener Unterbringung und Integration 
in einer Pflegefamilie sollten öffentlichkeitswirksam gemacht werden, denn in 
der Regel überwiegen die Berichte in Presse, Funk und Fernsehen, in denen 
Negativbeispiele und problematische Situationen dargestellt werden. Häufig 
steht die Kindeswohlgefährdung im Vordergrund der Berichterstattung. 
 
Die Zielgruppe für Berichte und Artikel ist neben potenziellen Pflegeeltern die 
allgemeine Öffentlichkeit. Die redaktionelle Berichterstattung hilft über das 
Pflegekinderwesen zu informieren und damit eine höhere Akzeptanz für Pfle-
gefamilien und Pflegekinder zu schaffen. Vorbehalten und Anfeindungen ge-
genüber Pflegekindern kann damit präventiv entgegengewirkt werden.   
 
 
Geeignete Maßnahmen sind beispielsweise: 
 
• Anregung eines Zeitungsberichtes über „positive“ Pflegefamilie  
• Radiointerview  
• Organisation und Bekanntmachung von Veranstaltungen z.B. „Fami-

lientag“, „Stammtisch“, „Weihnachtsbasteln“  
• Mundpropaganda 
• Initiierung von Filmen, Dokumentationen  
• Werbung, z.B. auf Straßenbahnen, Kalendern, Autos etc.  
• bekannte Persönlichkeiten für das Thema gewinnen und mit ihnen wer-

ben 
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• Nutzung politischer Gremien, um über die Arbeit zu berichten 
• Vorleben einer Pflegefamilie als gutes Beispiel 
• Verteilung von Informationsblätter an öffentlichen Stellen und wichti-

gen Institutionen 
• Information im Internet  
• Aufklärungsgespräche im Kindergarten und in der Schule  

 
 
X.2.2. Werbung neuer Pflegeeltern 
 
Um Pflegeeltern muss oft erst geworben werden. In der Regel sind die dafür 
zuständigen MitarbeiterInnen des Jugendamtes auch jene, die für die Vorbe-
reitung, Vermittlung und Begleitung der Pflegeverhältnisse zuständig sind. 
 
Die Zielgruppe sind Personen, die bereit und in der Lage sind, Erziehungsver-
antwortung für fremde Kinder zu übernehmen. Die Aufgabe der Öffentlich-
keitsarbeit zur Werbung neuer Pflegeeltern muss daher zur Aufnahme eines 
Kindes motivieren und gleichzeitig die damit verbundenen Anforderungen 
beschreiben.  
 
Diese Zielgruppe sind Personen im intakten sozialen Umfeld, im Alter zwi-
schen 25 bis 50 Jahren; sie schließt Paare sowie Einzelpersonen mit und ohne 
eigene Kinder ein.  
 
Da diese Zielgruppe ein stark umworbener Personenkreis ist, sollte darauf 
geachtet werden, dass die Orte für die Werbung und auch die Formulierungen 
der Werbung entsprechend gewählt werden.   
 
Als Orte für die Platzierung zielgruppenspezifischer Werbung bieten sich ins-
besondere an:  
 
• Arbeitsamt, Finanzamt, Bafögkasse, Krankenkassen, Arztpraxen 
• Kindertagesstätten, Schulen 
• kulturelle Veranstaltungen 
• Vereine, Gemeindeverwaltung 
• Kirchen, Beratungsstellen 

 
Zur gezielten Ansprache potentieller Pflegeeltern dienen speziell zugeschnit-
tene Infomaterialien. Ein Prospekt oder Faltblatt muss prägnant sein und we-
sentliche Aussagen enthalten, um über das Thema zu informieren und die 
Kontaktadresse bekannt zu geben. Ein Blickfang auf der Titelseite fördert die 
Aufmerksamkeit. Das ausgewählte Bild sollte leicht mit dem Inhalt in Ver-
bindung zu bringen sein. 
 
Darüber hinaus bietet sich eine Broschüre an, die ausführlicher über das Pfle-
gekinderwesen vor Ort informiert. 
 
Bei Inhalt und Gestaltung der Infomaterialien sollte darauf geachtet werden, 
dass: 
 
• allgemeinverständliche Formulierungen gewählt werden, 
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• der Inhalt der Arbeit des Jugendamtes und speziell des Pflegekinderwe-
sens verdeutlicht wird, 

• über die gesellschaftliche Bedeutung der Familienpflege als einer be-
sonderen Hilfeform im Rahmen der Hilfen zur Erziehung informiert 
wird, 

• klare und eindeutige Informationen über die erwartete besondere erzie-
herische Leistung von Pflegepersonen und ihre Fähigkeiten vermittelt 
werden, 

• Pflegeeltern eine grundsätzliche Bereitschaft haben müssen, mit den 
leiblichen Eltern des Kindes zusammenzuarbeiten, 

• die Bedeutung und Verwendung des Pflegegeldes realistisch dargestellt 
wird.   

 
Ergänzend ist es sinnvoll, potentielle Pflegeeltern auf anderen Wegen anzu-
sprechen, wie z.B. über 
 
• Mundpropaganda  
• Infoblätter und Plakate in Schulen, Kirchen etc. 
• Artikel in Vereinszeitungen, Kirchenblättern 
• Vorträge vor Vereinen 
• Infoabende in Schulen  
• Spiel & Spaß-Veranstaltungen anbieten oder bei anderen mitmachen 

 
 
X.2.3. Anerkennung aktiver Pflegeeltern 
 
Um einerseits Anerkennung für die geleistete Arbeit zu vermitteln und ande-
rerseits die Möglichkeit des Austausches untereinander zu verbessern, sollten 
die Pflegeeltern zu verschiedenen Treffen eingeladen werden. Die Einladung 
sollte dabei auf direktem persönlichem Wege, per Telefon oder Brief, erfol-
gen. Zu gemeinsamen Treffen können auch Rundbriefe und Infoschreiben 
versendet werden. 
 
Gute Erfahrungen gibt es auch mit der Einrichtung von Stammtischen für 
Pflegeeltern, die oft zunächst durch das Jugendamt angeregt und einberufen 
werden. Pflegeeltern-Stammtische sind eine gute Möglichkeit zum informel-
len oder persönlichen Austausch und zur Kontaktaufnahme. 
 
Als ergänzende Maßnahmen bieten sich an: 
 
• Organisation einer Dankeschön-Veranstaltung 
• Zeit für Gespräche 
• Offizieller Dank politischer Vertreter  
• Geburtstagswünsche 
• Ehrungen nach langjähriger Tätigkeit 
• Fortbildungen  
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X.3. MAßNAHMEN ZUR GEWINNUNG VON SPENDEN 
 
Bei der Mittelakquisition unterscheidet man Spenden und Sponsoring. Spen-
den sind Mittel, die ohne Gegenleistung gegeben werden. Der Spender erhält 
lediglich eine Zuwendungsbestätigung.  
 
Beim Sponsoring handelt es sich um eine geschäftliche Vereinbarung, bei der 
der Sponsor eine gemeinnützige Organisation unterstützt, die im Gegenzug 
werbliche Leistungen für den Sponsor erbringt. Sponsoring kann im Pflege-
kinderwesen auch eingesetzt werden, kommt jedoch seltener vor. 
 
 
Akquisition von Spenden:  
Geld- und Sachspenden können zur Unterstützung des Pflegekinderwesens 
wichtig sein. Ein konkreter Grund oder Bedarf erhöht die Spendenbereit-
schaft. Einige Beispiele für den Verwendungszweck von Sach- oder Geld-
spenden:  
 
• Veranstaltungen 
• Fortbildungen 
• Büromaterial 
• Ferienfreizeit 
• Werbematerial 
• Ausstattung  

 
Spenden können jedoch nur von Vereinen eingeworben werden. Sind die Vereine gemeinnützig, so 
können sie den Spendern Spendenbescheinigungen ausstellen. 
 
 
X.4. GESTALTUNGSHINWEISE FÜR INFOBLÄTTER, PLAKATE U.A. 
 
Die im Folgenden aufgeführten allgemeinen Gestaltungshinweise für Infoblät-
ter, Plakate etc. sollen als exemplarischer Leitfaden für verschiedene Maß-
nahmen der Öffentlichkeitsarbeit dienen.1 
 
 
Was ist bei der Textgestaltung zu beachten? 
 
 Verwenden Sie maximal 4 Schriftgrößen: 
• Überschrift 24 Punkt 
• Subheads 14 bis 16 Punkt 
• Fließtext  9 Punkt oder 10 Punkt 
• Bildunterschriften  9 Punkt ggf. auch „schmal“ oder „condensed“ 

 
 Bei Prospekten im DIN-A lang Format verwenden Sie nur 1 Spalte. Der 

Text kann auch um die Bilder im Formsatz laufen. 
 
 Bei größeren Formaten empfiehlt sich ein zwei- oder dreispaltiger Satz 

(Spaltenbreite ca. 45 mm) 
 

1 Download-Empfehlungen: www.eundc.de/download/pr-handbuch.pdf 
   www.newsaktuell.de/de/download/pressearbeit.pdf 
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 Einspaltiger Text im Flattersatz 
 
 Mehrspaltiger Text im Blocksatz (Zeitungen) 
 
 Schrift in farbigen Balken wird besonders beachtet. 
 
 Negative Schriften wirken nur als Überschrift mit großem Schriftgrad. 
 
 
Bild + Text = Ideale Kombination  
 
TIP: Eine Bildinformation wird rund 30-mal schneller im Gehirn verarbeitet 
als eine Textinformation! 
 
Der Text sollte die gleiche Information liefern wie das verwendete Bild. Dabei 
ist es günstig, die dargestellten Menschen immer bei einer Tätigkeit abzubil-
den. Ein Bild-Inhalt wird erfahrungsgemäß durch eine nebenstehende Head-
line oder eine Bildunterschrift besser verstanden. Große Bilder wirken mehr 
als kleine. Gleichzeitig wirken Portraits besser als Ganzkörperfotos. Werden 
Portraits verwendet, ist es wichtig darauf zu achten, dass die Person ins Bild 
schaut. 
  
 
Überschriften 
 
 Lebendige Überschriften 
• Überzeugen Sie sich 
• Überaschen Sie Ihre Freunde 

  
 Persönliche Überschriften 
• Ihre große Chance 
• Wir sind für Sie da 

 
 Bildhafte Überschriften 
• Höher als der Eifelturm 
• Schneller als... 

  
 „Zeitdruck-Überschriften“ 
• Heute beginnt... 
• Jetzt ist der richtige Augenblick 

 
 
Sätze 
 
 „Mach es kurz und einfach“ 
 Kurze Sätze kann man besser lesen 
 Vermeiden Sie Fremdwörter 
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• AIDA (Attention, Interest, Desire, Action) 
• Fünf W´s: Wer? Was? Wann? Wo? Wie?  
• Indirekte Ansprache 
• Zielgruppe: Journalisten 
• Aufmerksamkeit durch Überschrift 
• Schwerpunkt: Text 
• Eher sachlich 
• Nur mit aktuellem Anlass 

 
 
Inhalt Infozettel 
 
• AIDA (Attention, Interest, Desire, Action) 
• Fünf W´s: Wer? Was? Wann? Wo? Wie? 
• Zielgruppe: Kunden 
• Aufmerksamkeit durch Bild 
• Schwerpunkt: Bild & Gestaltung 
• Eher emotional 
• Oft ohne aktuellen Anlass 
• Ziel: Handlung 

 
 
Vorbreitung Pressekonferenz 
 
• Rahmenbedingungen 
• Zeitplanung 
• Zuständigkeiten klären 
• Den richtigen Ort wählen 
• Einladung an die Journalisten 
• Pressemappe 
• Bewirtung 
• Medieneinsatz 
• Leitung der Pressekonferenz 
• Nachbereitung 
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Heranziehung  
Kindergeld 
Pflegegeld 

190 f. 
193 
195 
188 f. 
193 
189, Anhang C.3 
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Rentenanspruch der Kinder 
Siehe auch Versicherung 
Siehe auch Altersvorsorge 
Wohngeld 

194 
 
 
194 
 

Kurzzeitpflege Beziehungsaspekte 
Erklärung der leiblichen Eltern zur  
Unterbringung 
Familienstruktur 
Grundsatz 
Haftpflichtversicherung 
Pädagogischer Auftrag 
Perspektive des Kindes 
Pflegeperson 
 

32 
 
203, 214 A.IX.4 
32 
31 
192 
31 
31 
32 
 

Landesverband für 
Pflegeeltern 

Adresse im  
Aufgaben 

Anhang A.2. 
50  
 

Leibliche Kinder  172 f. 
 

Loyalitätskonflikte bei Besuchsregelungen 
Erwartungen  
Perspektive 
 

157 
149 f. 
149 
 

Methoden zur Eru-
ierung der Eignung 

Allgemein 
Beratungsgespräche 
Genogramm- und Soziogrammarbeit 
Familienbrettarbeit 
Familienskulpturarbeit 
Fragebogen für PflegeelternbewerberInnen 
Hausbesuche 
Vorbereitungsseminar 

80 f. 
82 
81 
84 
84 f. 
83 
83 f. 
85 f. 
 

Namensänderung Grundsatz 
Voraussetzung 

213 
213 
 

Öffentlichkeitsar-
beit 

Anerkennung aktiver Pflegeeltern 
Allgemeine Notwendigkeit 
Formen von Öffentlichkeitsarbeit 
Gestaltung von Informationsmaterialien 
Imagepflege 
Informationsrunden für BürgerInnen 
Medienkontakte 
Werbung von BewerberInnen  
Spenden 

218 
215 
216 
219 ff. 
216 f. 
86 
215 
72, 217 
219 
 

Perspektive allgemein, Klärung 
bei Besuchsregelungen 
durch Begleitung der Herkunftsfamilie 
Folgen eines Pflegeverhältnisses 
in der Bereitschaftspflege 
in der Dauerpflege 

163 f. 
156, 158 
150 
53, 164 f. 
33 
29 
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in der Heilpädagogischen Pflege 
in der Kurzzeitpflege 
in der Sozialpädagogischen Pflege 
in der Verwandtenpflege 
Loyalitätskonflikt 
Umgang mit der Perspektive 

38 
31 
36 
43 
149 
164 
 

Pflegeelternschule Aufgaben 51 
 

Pflegeelternverein Adressen im 
Aufgaben 
Begleitung und Beratung  

Anhang A.2. 
50 
119 f . 
 

Pflegefamilie Beziehungssituation in Abgrenzung zur 
Heimerziehung 
Definition 
Erleben leiblicher Kinder 
Erzieherisches Milieu 
im Vermittlungs- und Anbahnungsprozess 
siehe auch leibliche Kinder  
öffentliche Familie 
Vielfalt von Pflegefamilien 

 
18 
11 
172 f. 
19, 170 f. 
103 ff. 
172 ff. 
12 
12 
 

Pflegegeld für die Pflegeformen 
Pflegegeldverordnung im  

48 
Anhang C.3. 
 

Pflegekind Beteiligung am Hilfeplanverfahren 
Biografie 
Definition 
Einzelfall 
Gründe für Fremdunterbringung 
Perspektive 
Vielfalt von Pflegefamilien 
Wünsche im Vermittlungsprozess 

54 
11 
10 
10 
10 f. 
163 ff. 
71 f. 
107 
 

Pflegekinderdienst Vertrauen in den Pflegekinderdienst 
Aufgaben 
Beratung und Begleitung  
Struktur/ Zuständigkeit 
Zuständigkeit im Hilfeplanverfahren 
Betreuungsschlüssel 
Vorbereitungsseminar 

13 
16 
118 f. 
49 
56 f. 
125 
130 
 

Pflegeperson Anforderungen 
Alleinerziehende 
Anerkennung aktiver Pflegeeltern 
Definition 
Erzieherisches Milieu 
Fachkräfte 
Gleichgeschlechtliche  
Haltung bei  Besuchsregelungen 
in der Bereitschaftspflege 

73 f. 
176 
218 
11 f. 
170 f. 
12 
176 
157 
34 
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in der Dauerpflege 
in der Heilpädagogischen Pflege 
in der Kurzzeitpflege 
in der Sozialpädagogischen Pflege 
in der Verwandtenpflege 
Veränderungen 
Werbung von Pflegepersonen 

29 
40 
32 
37 
44 
176, 171 
217 
 

Pfleger Auswahl eines Pflegers 
Definition 
Siehe auch Vormundschaft 

197 f. 
195 
 
 

Pflegeverhältnis Definition/ Grundlage 
Folgen eines Pflegeverhältnisses 
Rechtsbeziehungen 
Siehe auch Beendigung 
Sozial- und Kommunikationssystem 
Veränderungen 
 

18 
54 
185 
177 f. 
112 
163, 169 f. 
 

Pflegevertrag Grundsatz 
Einbeziehung der Beteiligten 
Formular (3 Vertragspartner) 
Formular (3 Vertragspartner) 

186 
186 
214 A.IX.1 
214 A.IX.2 
 

Psychosoziale Diag-
nose 

Siehe Situations- und Bedarfsanalyse  

Qualifikation für Heilpädagogische Pflege  
für Sozialpädagogische Pflege 

41 
38 
 

Regression  169 

Rentenversicherung Siehe Altersvorsorge  

Rückkehr eines 
Pflegekindes 

Definition 
Entscheidung 
Emotionen 

176 
177 
178 
 

Situations- und Be-
darfsanalyse 

Grundsatz 
Formular 
Inhalte der Analyse 
 

60 f. 
67 A.II.1. 
60 f. 
 

Sorgerrecht Angelegenheiten der täglichen Sorge 
Entzug der elterlichen Sorge 
Freiwillige Übertragung von Teilen der Sor-
ge 
Grundsatz 
Personensorge 
Siehe auch Umgang 
Siehe auch Verbleibensanordnung  
Sorgeberechtigter 
Vollmacht zur Ergänzung z § 1688 BGB 

200 ff. 
204 ff. 
203 f. 
 
198 ff. 
199 
 
 
200 
202f. 214 A.IX.3 
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Sozialpädagogi-
schen Pflegefamilie 

Beziehungsaspekte 
Familienstruktur 
Grundsatz 
Pädagogischer Auftrag 
Perspektive des Kindes 
Pflegeperson 
Vorbereitung und Begleitung 

37 
37 
35 
35 
36 
37 
38 
 

Supervision für Heilpädagogische Pflege 
für Sozialpädagogische Pflege 

41 
38 
 

Traumatische Er-
fahrungen 

Allgemeine Beschreibung 
bei Besuchsregelungen 
Definition 
Schutz im Vermittlungs- und Anbahnungs-
prozess 

165 
156 
166 
 
100 
 

Trennung  166 

Übertragung  168 

Umgang Absprachen zum Umgang 
Ausschluss des Umgang 
Ausübung des Umgangs, Wohlverhalten 
Begleiteter Umgang 
Geschützter Umgang 
Grundsatz 
Umgangsberechtigte 
Verletzung der Umgangsregeln 
 

207 
160, 208 f. 
207 
160 
160 
206 f. 
207 f. 
208 
 

Verbleibensanord-
nung 

Einstweilige Verfügung 
Grundsatz 
Verfahrensverlauf 

210 
210 f. 
210 
 

Verfahrenspfleger Aufgaben  
Grundsatz 
 

212 
212 
 

Vermittlung von 
Pflegekindern 

Dauer 
Einbeziehung der Situations- und Bedarfsa-
nalyse 
Geschwisterfolge 
Ortsnahe Unterbringung 
Informationsmappe 
in Krisensituationen 
Ramenbedingungen  
Siehe Anbahnung und Kontaktaufnahme 
Siehe Inpflegegabe, Entscheidung 
Übergänge für das Pflegekind 
Vermittlung von Geschwistern  
Vermittlungsprozess 
Vorbereitung und Begleitung des Pflegekin-
des  

108 
96 
105 
106 
109 
109 f. 
107 f. 
 
 
 
100 f. 
106 
94 ff. 
 
100 f. 
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Vorbereitung und Begleitung der Herkunft-
seltern 
Vorbereitung und Begleitung der Pflegefa-
milie  
weitreichende Entscheidung 
Wünsche des Kindes 
 

 
102 f. 
 
103 ff. 
94 
107 
 

Versicherung Haftpflichtversicherung  
Krankenversicherung 
Unfallversicherung  
Pflegeversicherung 

192 f. 
191 f. 
193 
193 
 

Verwandtenpflege Beziehungsaspekte 
Formen von Verwandtenpflege 
Gründe für Verwandtenpflege 
Grundsatz 
Pädagogischer Auftrag 
Perspektive des Kindes 
Pflegeperson 
Psychologische Besonderheit 
Vorbereitung und Begleitung  

44 
42 
42 
41 
43 
43 
44 
45 f. 
47 
 

Vollmacht Zur Ergänzung des § 1688 BGB 202 f., 214 
A.IX.3 
 

Vollzeitpflege auf Dauer (Beziehung, Ersatz, Biografie) 
auf Zeit (Ziele, Bedingungen) 
Grundsätze 
Pflegeformen 
Pflegevertrag 

23 
22 
21 
21 
214 A.IX.1 
 

Vorbereitungssemi-
nar 

Als Methode der Eignungsfeststellung 
Einbeziehung von erfahrenen Pflegeeltern 
Inhalte 
Notwendigkeit 
Rahmenbedingungen 
Ziele 

85 
131 
131 f. 
128 
129 ff. 
129 
 

Vormundschaft Auswahl eines Vormundes 
Bestallung eines Vormundes 
Ende der Vormundschaft 
Führung der Vormundschaft 
Pflichten eines Vormundes 
 

197 f. 
195 
197 
196 
196 
 

Werbung Siehe Öffentlichkeitsarbeit  

Wohl des Kindes Siehe Kindeswohl  

Zeitbegriff Siehe Perspektive  
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Zusammenarbeit Pflegeeltern und Jugendamt  
Pflegeeltern und Herkunftseltern 
Herkunftseltern und Jugendamt 
Grundsatz 
der Fachdienste im Auswahlverfahren 
der Fachdienste im Hilfeplanverfahren 

25, 55 
46 
27, 55 
48 
71 
56 
 

Zuständigkeit Im Vermittlungs- und Anbahnungsprozess  
im Hilfeplanverfahren 
bei Begleitung und Beratung  

107 f. 
56 
124 f. 
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A.1.  ADRESSEN VON PFLEGEKINDERDIENSTEN, LANDESVERWALTUNGSAMT 
UND MINISTERIUM 
 
 
Landesebene  
Ministerium für Gesundheit und Soziales 
Frau Kramer 
Turmschanzenstr. 25, 39114 Magdeburg 
Tel.: 0391/ 567 4016 
 
Landesverwaltungsamt, Referat Familie und Frauen 
Frau Kletschka 
Neustädter Passage 15, 06122 Halle 
Tel.: 0345/ 6912 462 
  
 
Altmarkkreis Salzwedel  
Jugendamt, Pflegekinderdienst  
Frau Lütkemüller 
Karl-Marx-Straße 32, 29410 Salzwedel  
Tel.: 03901/ 840 370 
 
Jugendamt, Pflegekinderdienst 
Frau Fuchs  
Phillip Müller Str. 18, 39638 Gardelegen  
Tel.: 03907/ 53 235 
  
Aschersleben- Staßfurt  
Jugendamt, Pflegekinderdienst 
Frau Heberling 
Breite Str. 22, 06449 Aschersleben 
Tel.: 03473/ 955 2200 
  
Anhalt- Zerbst  
Jugendamt, Pflegekinderdienst 
Frau Bartsch 
Gustav-Bergt-Straße 1 - 3, 06862 Roßlau 
Tel.: 039901/ 913 14 
  
Bernburg  
Jugendamt, Pflegekinderdienst 
Frau Röthel/ Frau Jahnel 
Friedensallee 25, 06406 Bernburg 
Tel.: 03471/ 324 578 
  
Bitterfeld 
Jugendamt, Pflegekinderdienst 
Frau Zehe  
Mittelstr. 20, 06732 Bitterfeld 
Tel.: 03493/ 341 7561 
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Bördekreis 
Jugendamt, Pflegekinderdienst 
Frau Plagemann 
Bahnhofstr. 54, 39387 Oschersleben 
Tel.: 03949/ 918 451 
  
Burgenlandkreis 
Jugendamt, Pflegekinderdienst 
Frau Liebau/ Frau Kanzke 
Jägerstr. 3, 06618 Naumburg 
Tel.: 03445/ 649 219 bzw. 732 210 
  
Dessau 
Jugendamt, Pflegekinderdienst 
Frau Kühnast 
Zerbster Str. 4, 06844 Dessau 
Tel.: 0340/ 20 41 582 
  
Halberstadt 
Jugendamt, Pflegekinderdienst 
Frau Rütting/ Frau Breite 
Friedr. Ebert Str.42, 38820 Halberstadt 
Tel.: 03941/ 577 534 
  
Halle 
Jugendamt, Pflegekinderdienst 
Frau Teuerkorn, 
Schopenhauerstr. 4, 06114 Halle 
Tel.: 0345/ 221 5758 
  
Jerichower Land  
Jugendamt, Pflegekinderdienst 
Frau Folkmer/ Frau Gassel 
Bahnhofstr. 8/9, 39288 Burg 
Tel.: 03921/ 949 5148 bzw. 949 5140 
  
Köthen 
Jugendamt, Pflegekinderdienst 
Frau König 
Am Flugplatz 1, 06366 Köthen 
Tel.: 03496/ 601 227 
  
Magdeburg 
Jugendamt, Pflegekinderdienst 
Frau Dörner/ Frau Schmidt 
Kroatenwuhne, 39116 Magdeburg 
Tel.: 0391/ 5403 103 bzw. 5403 114 
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Mansfelder Land 
Jugendamt, Pflegekinderdienst 
Frau Hollnecker, 
Karl Fischer Str. 13, 06295 Eisleben 
Tel.: 03475/ 661 759 
  
Merseburg- Querfurt 
Jugendamt, Pflegekinderdienst 
Frau Hermann 
Am Kloster 5, 06217 Merseburg 
Tel.: 03461/ 401 530 
  
Ohrekreis 
Jugendamt, Pflegekinderdienst 
Frau Watteroth 
Farsleber Str., Wolmirstedt,  
Tel.:03904/ 480 4407 
 
Jugendamt, Pflegekinderdienst 
Frau Wendt 
Postfach 3, 39340 Haldensleben,  
Tel.:03904/ 480 1415 
  
Quedlinburg 
Jugendamt, Pflegekinderdienst 
Frau Zeuner 
Adelheidstr. 3, 06484 Quedlinburg 
Tel.: 03946/ 764 26 
  
Saalkreis 
Jugendamt, Pflegekinderdienst 
Frau Grünklee/ Frau Suchanke 
Ludwig Wucherer Str. 73 a, 06108 Halle 
Tel.: 0345/ 202 2670 
  
Sangerhausen 
Jugendamt, Pflegekinderdienst 
Herr Hebold 
Rudolf Breitscheidt Str. 22, 06526 Sangerhausen 
Tel.: 03464/ 535 554 
  
Schönebeck 
Jugendamt, Pflegekinderdienst 
Frau Schäfer 
Cokturhof 1, 39218 Schönebeck 
Tel.: 03928/ 780 586 
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Stendal 
Jugendamt, Pflegekinderdienst 
Frau Wels/ Frau Bieber 
Hospitalstr. 1, 39576 Stendal 
Tel.: 03931/ 607 131 bzw. 607 132 
  
Weißenfels 
Jugendamt, Pflegekinderdienst 
Frau Dathe 
Am Stadtpark 6, 06667 Weißenfels 
Tel.: 03443/ 372 294 
  
Wernigerode 
Jugendamt, Pflegekinderdienst 
Frau Köhler/ Frau Cepelak, 
Kurtsstr. 1, 38855 Wernigerode 
Tel.: 03943/ 582 269 bzw. 582 268 
  
Wittenberg 
Jugendamt, Pflegekinderdienst 
Frau Steinbiß,/ Frau Rathmann, 
Dessauer Str., 06886 Wittenberg 
Tel.: 03491/ 45 44 62 bzw. 45 44 61 
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A.2.  ADRESSEN VON PFLEGEELTERNVEREINEN UND LANDESVERBAND 
 
 
Landesebene  
Landesverband für Pflege- und Adoptiveltern 
Cornelia Storch 
Moskauer Str. 16, 39112 Schönebeck 
Tel.: 03928/ 846487 
  
Altmarkkreis Salzwedel  
Altmärker Pflegeverein 
Kerstin Hecktor 
Magdeburger Str. 49, 39638 Letzlingen  
Tel.: 039 088/ 500 
 
Pflegeverein e.V. 
Sabine Martzke 
Ahornweg 24 
29410 Salzwedel  
 
Aschersleben- Staßfurt  
Verein für Pflege- und Adoptiveltern Landkreis Aschersleben-Staßfurt e.V.  
Christa Schumann 
Am Hein 252, 06449 Giersleben  
Tel.: 034746/ 61472  
 
Anhalt- Zerbst  
Verein der Pflege- und Adoptiveltern des Landkreises Anhalt- Zerbst 
Bernd Hoffmann 
Feldweg 43, 06869 Coswig 
Tel.: 03490/ 365 702 
 
Bördekreis 
Pflegeelternverein 
Frank Eichert 
Mühlenpforte 4, 39146 Domersleben  
Tel.: 039209/ 42562  
 
Halberstadt 
Verein der Pflege- und Adoptiveltern des LK Halberstadt 
Ines Klein 
Werner Seelenbinder Str. 17, 38820 Halberstadt 
 
Ralf Reinecke  
Oststrasse 17 b, 38820 Halberstadt 
Tel.: 03941/ 609 443 
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Halle 
Pflegeverein „Ich bin Für Dich da“ e.V. 
Frau Götze 
Gutsstr. 2, 06132 Halle 
Tel: 0345/ 770 9074 
 
Anne Böttger 
Gutsweg 14, 06193 Gutenberg 
Tel.: 034606/ 370 17 
 
Magdeburg 
PFAD für Kinder, Schützende Hände für Pflege- und Adoptivfamilien Magdeburg e. V. 
Karin Blume 
Grüne Gasse 2 d, 39130 Magdeburg 
Tel.: 0391/ 727 0371 
 
Verein der Pflege- und Adoptiveltern Magdeburg 
Elke Wiek 
Osterweddinger Str. 32 a, 39116 Magdeburg 
Tel.: 0391/ 631 2289 
 
Merseburg- Querfurt 
Pflegeelternverein 
Brigitte Knodel 
Hauptstr. 2 a, 06268 Landgrafroda 
Tel.: 034672/ 604 09 
 
Ohrekreis 
Verein der Pflege- und Adoptiveltern 
Frank Walter 
Ferdinand-Lentjes-Str. 19, 39167 Wellen  
Tel.: 039206/ 55948  
 
Quedlinburg 
Pflegeelternverein Quedlinburg 
Steffi Schmidt  
Bossestr. 1, 06484 Quedlinburg 
Tel.: 03946/ 524 327; Homepage: www.pflegeelternvereinquedlinburg.de 
 
Schönebeck 
Verein für Pflege- und Adoptiveltern 
Cornelia Storch 
Moskauer Str. 16, 39218 Schönebeck 
Tel.: 03928/ 846 487; Homepage: www.schoenebecker-pflegeeltern.de 
  
Stendal 
Ortsgruppe des Landesverbandes der Pflege- und Adoptiveltern 
Wolfgang Schulze 
Gartenstr. 3, 39579 Gohre 
Tel.: 03931/ 417961 
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Weißenfels 
Pflegeverein Weißenfels 
Ulrich Schünke 
Teichweg 10, 06679 Hohenmölsen 
Tel.: 034441/ 205 56 
 
Wernigerode 
Pflegelternverein 
Lutz Durin 
Tiergartenstr. 30, 38855 Wernigerode 
 
Wittenberg 
Verein der Pflege- und Adoptiveltern 
Kathrin Kerlin 
Feldstr. 22, 06896 Reinsdorf  
Tel.: 03491/ 662 914 
 
Erhard Schlüter 
Dorfstr. 18, 06918 Naundorf 
Tel.: 03587/ 42 308 
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ANHANG B  
 
 

BETEILIGTE AN DER QUALITÄTSDISKUSSION UND IM REDAKTIONSTEAM 
 
 
TeilnehmerInnen an den Arbeitstreffen im Projekt Qualitätssicherung und Qualitäts-
merkmale im Pflegekinderwesen Sachsen-Anhalt 
 
Baum, Cornelia  Pflegemutter  Landkreis Jerichower Land 
Bieber, Edith  Pflegekinderdienst Landkreis  Stendal 
Blume, Kerstin  Pflegemutter Altmarkkreis Salzwedel 
Böhme, Stefan  Mitglied des Landesjugendhilfeausschusses  
Campe, Maren  Mitarbeiter der Start gGmbH  
Dathe, Erika  Jugendamt Landkreis Weißenfels 
Eilenberger, Birgit Mitarbeiterin der Pflegeelternschule Sachsen-Anhalt  
Einecke, Adrian  Mitarbeiter der Start gGmbH  
Fiebig, Petra  Jugendamt Kreisjugendamt 
Fissel, Karla  Jugendamt Landkreis Jerichower Land 
Flöck, Susanne  Pflegekinderdienst Landkreis Bitterfeld  
Folkmer, Dagmar Pflegekinderdienst Landkreis Jerichower Land 
Fritsche, Margit  Pflegemutter Landkreis Sangerhausen 
Fuchs, Christine  Pflegekinderdienst Altmarkkreis Salzwedel 
Gassel, Ilona  Pflegekinderdienst Landkreis Jerichower Land 
Grünklee, Marion Pflegekinderdienst Landkreis Saalkreis 
Heberling, Annerose Pflegekinderdienst Landkreis Aschersleben-Staßfurt 
Hebold, Herr  Pflegekinderdienst Landkreis Sangerhausen 
Heymann, Ursula Pflegemutter Altmarkkreis Salzwedel 
Hilmer, Heike  Pflegemutter Landkreis Uelzen 
Jahnel, Christa  Pflegekinderdienst Kreisjugendamt Bernburg 
Kappler, Thea  Pflegemutter Altmarkkreis Salzwedel 
Kletschka, Beate Mitarbeiterin des Landesjugendamtes  
Koblenz, Hannelore Jugendamt Landkreis Stendal 
Köhler, Petra  Pflegemutter Landkreis Bitterfeld 
Köppe, Kerstin  Pflegemutter Saalkreis 
Krüger, Anne  Mitarbeiterin der Pflegeelternschule Sachsen-Anhalt  
Kuhn, Karin  Jugendamt Altmarkkreis Salzwedel 
Kurth, Sylke  Jugendamt Landkreis Halberstadt 
Lichtenberg, Katrin Landesverband für Pflege- und Adoptiveltern e.V.  
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Lütkemüller, Katharina Pflegekinderdienst Altmarkkreis Salzwedel 
Maaß, Bärbel  Pflegemutter Altmarkkreis Salzwedel 
Machel, Friedegard Pflegemutter Landkreis Jerichower Land 
Navky-Lambert, Christa Mitarbeiterin Ministerium für Gesundheit und Soziales  
Peters, Martina  Pflegemutter Altmarkkreis Salzwedel 
Rathmann, Angelika Pflegekinderdienst Landkreis Wittenberg 
Reinelt, Gisa  Pflegekinderdienst Stadt Halle 
Rohrmann, Walther Pflegevater Ohrekreis 
Roth, Klaus  Geschäftsführer der Start gGmbH  
Rudolph, Gundula Pflegemutter Altmarkkreis Salzwedel 
Rütting, Christine Pflegekinderdienst Landkreis Halberstadt 
Schlüter, Barbara Pflegemutter Landkreis Wittenberg 
Sobetzki, Rainer Pflegevater Landkreis Jerichower Land 
Steinbiß, Peggy Pflegekinderdienst Landkreis Wittenberg 
Storch, Cornelia  Landesverband für Pflege- und Adoptiveltern e.V. 
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AKTUELLES ZAHLENMATERIAL  
ZUM PFLEGEKINDERWESEN IN SACHSEN-ANHALT 

 
 
Die Daten wurden vom Landesjugendamt in Zusammenarbeit mit den Pflegekinderdiensten 
in Sachsen-Anhalt erhoben. Stichtag ist jeweils der 31.12. des Jahres. 
 
 
Entwicklung der Anzahl der Pflegekinder und der Pflegefamilien in Sachsen-Anhalt 
von 1992 bis 2003 
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Entwicklung des Anteils der Verwandtenpflege an Pflegeverhältnissen in Sachsen-
Anhalt von 1992 bis 2003. 
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Entwicklung der Anzahl von besonderen Pflegestellen in Sachsen-Anhalt von 1999 bis 
2003. 
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Lebensort der Pflegekinder in Sachsen-Anhalt vor der Unterbringung in der Pflegefa-
milie von 2002 bis 2003. 
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Territoriale Unterbringung der Pflegekinder in Sachsen-Anhalt von 2002 bis 2003. 
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Alter der Pflegekinder in Sachsen-Anhalt von 2002 bis 2003. 
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C.1.  KINDER UND JUGENDHILFEGESETZ DES LANDES SACHSEN-ANHALT VOM 5. 
MAI 2000 AUSZUG 

 
 
Fünfter Abschnitt 
Hilfen zur Erziehung, Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendli-
che und Hilfen für junge Volljährige 
 
 
§ 17 
Hilfen zur Erziehung, Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche und 
Hilfen für junge Volljährige 
 
Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe müssen in Zusammenarbeit mit den Trägern der 
freien Jugendhilfe Hilfen zur Erziehung nach den §§ 27 bis 35 a sowie § 41 SGB VIII vorhal-
ten. Die verschiedenen Hilfeformen können miteinander verbunden werden. 
 
 
§ 18 
Hilfeplan 
 
(1) Der Hilfeplan nach § 36 Abs. 2 SGB VIII soll Aussagen über die Ausgangssituation, 

den Bedarf, die geeignete und notwendige Hilfe, das Ziel der Hilfen einschließlich eines 
Zeitplanes zur Erreichung des Zieles sowie die zwischen den Beteiligten getroffenen 
Arbeitsabsprachen und erteilten Aufträge enthalten. 

(2) Es soll regelmäßig durch alle Beteiligte überprüft werden, ob diese gewählte Hilfeart 
weiterhin geeignet und notwendig ist. Ist ein Kind oder ein Jugendlicher außerhalb der 
eigenen Familie untergebracht, ist die Überprüfung des Hilfeplans spätestens nach sechs 
Monaten, bei Kindern im Alter von bis zu drei Jahren nach drei Monaten vorzunehmen. 

(3) Insbesondere in Fällen, in denen Hilfe zur Erziehung außerhalb der eigenen Familie 
voraussichtlich bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres zu gewähren sein wird (Hilfe 
für junge Volljährige), soll der Hilfeplan auch Aussagen darüber enthalten, durch wel-
che Maßnahmen die oder der Jugendliche auf eine selbstständige Lebensführung vorbe-
reitet werden soll. 

 
 

§ 19 
Hilfe in einer Einrichtung über Tag und Nacht 

 
Leistungen in Einrichtungen über Tag und Nacht sollen so gestaltet sein, dass jungen Men-
schen auch bei krisenhaftem Unterbringungsverlauf und schwieriger Symptomatik angemes-
sen geholfen werden kann, ohne dass sie die Einrichtung wechseln müssen. Bei längerfristig 
notwendiger Unterbringung sollen für Kinder vorrangig Gruppen, in denen mit ihnen erziehe-
rische Fachkräfte zusammenleben, bereitgestellt werden. 
 
§ 20 
Vollzeitpflege, Hilfe bei einer geeigneten Person 

 
(1) Hilfe zur Erziehung in Vollzeitpflege soll bei Bedarf in sozial- und heilpädagogischen 

Pflegestellen oder in Pflegestellen gewährt werden, in denen die gemeinsame Unter-
bringung und Betreuung von Geschwisterkindern, bei denen eine Hilfe zur Erziehung 
gegeben ist, möglich ist. 
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(2) Die Pflegepersonen haben vor der Aufnahme des Kindes oder Jugendlichen und wäh-
rend der Dauer der Pflege Anspruch auf Beratung und Unterstützung. Die Träger der 
Jugendhilfe sollen mit ihnen zum Wohl des Kindes oder des Jugendlichen partnerschaft-
lich zusammenarbeiten. Das Jugendamt soll bei jeder Unterbringung in einer Pflegestel-
le auf den Abschluss eines schriftlichen Pflegevertrages hinwirken, der Rechte und 
Pflichten der Vertragspartner regelt. Er soll insbesondere Aussagen zu der voraussichtli-
chen Dauer des Pflegeverhältnisses, zu den Besuchskontakten und der Grundrichtung 
der Erziehung enthalten. 

(3) Die oberste Landesjugendbehörde regelt durch Rechtsverordnung die Höhe der Pau-
schalbeträge für laufende Leistungen zum Unterhalt (§ 39 Abs. 4 und 5 SGB VIII), ge-
staffelt nach Altersgruppen und Art der Pflegestelle. 

 
 

§ 21 
Barbeträge zur persönlichen Verfügung des Kindes oder Jugendlichen 

 
Die oberste Landesjugendbehörde setzt durch Rechtsverordnung die Höhe des Betrages zur 
persönlichen Verfügung des Kindes oder Jugendlichen (§ 39 Abs. 2 Satz 2 SGB VIII) fest. 
 
 
Sechster Abschnitt 
Schutz von Kindern und Jugendlichen in Familienpflege und in Einrichtungen 

 
§ 22 
Erteilung der Pflegeerlaubnis 

 
(1) Die Pflegeerlaubnis nach § 44 SGB VIII ist für jedes Kind und jeden Jugendlichen 

schriftlich oder zur Niederschrift beim Jugendamt zu beantragen. Sie ist schriftlich zu 
erteilen und mit Rechtsmittelbelehrung zu versehen. 

(2) Die Pflegeerlaubnis soll in der Regel verheirateten, unverheirateten oder gleichge-
schlechtlichen Paaren gemeinschaftlich erteilt werden. Sie kann auch allein lebenden 
Personen erteilt werden. 

(3) Die Pflegeerlaubnis soll in der Regel nicht für mehr als drei Kinder oder Jugendliche in 
einer Pflegestelle erteilt werden. Die Erteilung der Pflegeerlaubnis für mehr als fünf 
Kinder oder Jugendliche in einer Pflegestelle ist nicht zulässig. Sollen sechs oder mehr 
Minderjährige aufgenommen werden, so findet § 45 SGB VIII Anwendung. 

 
 
§ 23 
Versagungsgründe 
 
(1) Die Pflegeerlaubnis ist zu versagen, wenn das Wohl des Kindes oder des Jugendlichen 

in der Pflegestelle nicht gewährleistet ist. 
(2) Die Pflegeerlaubnis ist insbesondere zu versagen, wenn 

 
1. die Pflegeperson nicht über ausreichende erzieherische Fähigkeiten verfügt,  
2. die Pflegeperson nicht die Gewähr dafür bietet, dass die Erziehung des ihr anvertrau-

ten Kindes oder Jugendlichen im Einklang mit der von der oder dem Personensorge-
berechtigten bestimmten Grundrichtung der Erziehung durchgeführt wird, 

3. die Pflegeperson oder die in der Wohnung lebenden Personen nicht die Gewähr da-
für bieten, dass das Wohl und die Gesundheit des Kindes oder des Jugendlichen 
nicht gefährdet ist, 
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4. die wirtschaftlichen Verhältnisse der Pflegepersonen und ihre Haushaltsführung 
nicht geordnet sind, 

5. nicht ausreichender Wohnraum für das Kind oder den Jugendlichen und die in der 
Wohnung der Pflegeperson lebenden Personen vorhanden ist oder 

6. die Pflegeperson mit der Betreuung eines weiteren Kindes oder Jugendlichen über-
fordert ist. 

 
 
§ 24 
Rücknahme der Pflegeerlaubnis 
 
Das Jugendamt soll den Erfordernissen des Einzelfalls entsprechend an Ort und Stelle über-
prüfen, ob die Voraussetzungen für die Erteilung weiter bestehen. Die Pflegeerlaubnis ist zu-
rückzunehmen oder zu widerrufen, wenn sich herausstellt, dass einer der Versagungsgründe 
des § 23 vorliegt oder in sonstiger Weise das Wohl des Kindes oder des Jugendlichen gefähr-
det und die Pflegeperson nicht bereit oder in der Lage ist, Abhilfe zu schaffen. 
 
 
§ 25 
Aufsicht 
 
(1) Die Pflegeperson hat den Beamten und Angestellten des Jugendamts Auskunft über die 

Pflegestelle und das Kind oder den Jugendlichen zu geben. Ist das Wohl des Kindes 
oder des Jugendlichen in der Pflegestelle gefährdet, ist den Beamten und Angestellten 
des Jugendamtes der Zutritt zu den Räumen, die dem Aufenthalt des Kindes oder des 
Jugendlichen dienen, zu gestatten. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung 
gemäß Artikel 17 der Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt wird insoweit einge-
schränkt. 

(2) Die im Absatz 1 Satz 2 genannten Personen haben ihren Dienstausweis oder einen vom 
Jugendamt ausgestellten Ausweis bei sich zu führen und auf Verlangen vorzuzeigen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für erlaubnisfreie Pflegeverhältnisse gemäß § 32 Satz 2, §§ 
33 und 35a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 SGB VIII entsprechend. 

 
 
§ 26 
Anzeigepflicht 
 
Ist einem verheirateten, unverheirateten oder gleichgeschlechtlichen Paar die Pflegeerlaubnis 
gemeinschaftlich erteilt, so ist dem Jugendamt unverzüglich mitzuteilen, wenn einer der Part-
ner stirbt, von einem Ehegatten Klage auf Scheidung, Aufhebung der Nichtigkeit der Ehe er-
hoben oder die Lebensgemeinschaft aufgelöst wird. Die Verpflichtung zur Mitteilung obliegt 
im Falle des Todes einer Pflegeperson, in allen übrigen Fällen beiden Pflegepersonen. Die 
Sätze 1 und 2 gelten für erlaubnisfreie Pflegeverhältnisse gemäß § 32 Satz 2, §§ 33 und 35a 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 SGB VIII entsprechend. 
 
 
§ 27 
Erlaubnis und Untersagung des Betriebs einer Einrichtung 
 
(1) Zu den erlaubnispflichtigen Einrichtungen gehören nicht die mit den Schulen verbunde-

nen Horte. 
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(2) Das Landesjugendamt hat das nach § 87a Abs. 3 SGB VIII zuständige Jugendamt sowie 
einen zentralen Träger der freien Jugendhilfe, wenn diesem der Träger der Einrichtung 
angehört, bei der Prüfung der Voraussetzungen für die Erteilung einer Erlaubnis zu be-
teiligen. 

(3) Erlangt ein Jugendamt Kenntnis davon, dass eine in seinem Bezirk gelegene Einrichtung 
ohne Erlaubnis Kinder und Jugendliche aufnimmt ohne Erlaubnis Kinder und Jugendli-
che aufnimmt oder dass Tatsachen vorliegen, die die Eignung der Einrichtung zur Auf-
nahme von Kindern und Jugendlichen ausschließen, hat es bei Gefahr im Verzug unver-
züglich die notwendigen Maßnahmen zu treffen und dem Landesjugendamt sowie dem 
zuständigen zentralen Träger der freien Jugendhilfe hiervon Mitteilung zu machen. 

(4) Wird eine Einrichtung gemäß § 45 SGB VIII ohne die erforderliche Erlaubnis betrieben, 
so kann das Landesjugendamt den weiteren Betrieb untersagen. 

(5) Vereinbarungen im Sinne des § 45 Abs. 2 Satz 3 SGB VIII für die Einrichtung von Trä-
gerzusammenschlüssen sind zwischen den Zentralstellen der Trägerzusammenschlüsse 
und der obersten Landesjugendbehörde abzuschließen. 

 
 

§ 28 
Sicherstellung des Schulunterrichts bei Gewährung von Hilfe zur Erziehung in einer 
Einrichtung 

 
Wenn schulpflichtige Kinder oder Jugendliche, denen Hilfe zur Erziehung in einer Einrich-
tung gewährt wird, aus erzieherischen Gründen weder einer öffentlichen Schule zugewiesen 
noch in eine genehmigte Ersatzschule aufgenommen werden können, hat das Jugendamt im 
Benehmen mit der zuständigen Schulaufsichtsbehörde dafür zu sorgen, dass diesen Kindern 
und Jugendlichen der erforderliche Schulunterricht anderweitig zuteil wird oder sie eine be-
sondere pädagogische Förderung erhalten, die die Wiedereingliederung in die Schule möglich 
macht. Der Umfang des Lehrangebotes und die Qualifikation des Lehrpersonals müssen dem 
Bedarf der Kinder und Jugendlichen entsprechen und sollen sich an schulrechtlichen Vor-
schriften orientieren. 
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C.2.   RUNDERLASS „HILFEN ZUR ERZIEHUNG IN PFLEGEFAMILIEN“ VON 1995 
 
Hilfen zur Erziehung in Pflegefamilien; Pauschalbeträge gemäß § 39 des Achten Buches So-
zialgesetzbuch Kinder- und Jugendhilfe, RdErl. des MS vom 17. 11. 1995 – 54-51210/1 
Bezug: RdErl. des MS vom 27. 5. 1991 (MBl. LSA S. 146), zuletzt geändert durch Abschn. I 
des RdErl. des MS vom 23. 11. 1993 (MBl. LSA S. 2845) 
 
I. 
 
A, Allgemeines 
 
Jeder junge Mensch hat das Recht auf Förderung seiner individuellen und sozialen Entwick-
lung (§ 1 des Achten Buches Sozialgesetzbuch Kinder- und Jugendhilfe, SGB VIII, i.d.F. vom 
3.5.1993, BGBl. I S. 637, zuletzt geändert durch Art. 5 des Gesetzes vom 13.6.1994, BGBl. I 
S. 1229). 
Ist eine dem Wohl des Kindes oder Jugendlichen entsprechende Erziehung nicht gewährleis-
tet, können Hilfen zur Erziehung außerhalb des Elternhauses, in einer Pflegefamilie oder für 
besonders entwicklungsbeeinträchtigte Kinder und Jugendliche in einer sozialpädagogischen 
Pflegestelle in Anspruch genommen werden, wenn diese Hilfe für die Entwicklung der Kin-
der und Jugendlichen geeignet und angemessen erscheint (vgl. §§ 27, 32 Satz 2, §§ 33, 35a 
Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 SGB VIII). 
 
Dieser RdErl. dient der Sicherstellung eines einheitlichen Verfahrens in den Fällen, in denen 
das Jugendamt gemäß §§ 33, 35a SGB VIII Hilfen zur Erziehung außerhalb des Elternhauses 
in Pflegefamilien (einschließlich Verwandtenpflege) und Familienpflege gemäß § 32 Satz 2 
SGB VIII außerhalb des Elternhauses zu gewähren hat. 
 
Dieser RdErl. gilt entsprechend auch für Hilfen junger Volljähriger gemäß § 41 SGB VIII. 
Die Hilfen umfassen insbesondere die Gewährung pädagogischer und damit verbundener the-
rapeutischer Leistungen gemäß § 27 Abs. 3 i.V. m. § 33 SGB VIII. 
 
 
1. Voraussetzungen 
1.1. Ein gesetzlicher Anspruch auf Hilfe zur Erziehung nach § 27 SGB VIII besteht, wenn 

a) eine dem Wohl des Kindes oder Jugendlichen entsprechende Erziehung nicht 
gewährleistet ist, 

b) die Hilfe für seine Entwicklung geeignet und notwendig ist und 
c) die oder der Personensorgeberechtigte die Leistung in Anspruch nimmt. 

 
1.2. Bei jungen Volljährigen kann die Hilfegewährung erstmals begonnen oder fortgesetzt 

werden, wenn die oder der junge Erwachsene dieser Hilfe weiterhin bedarf und sie oder 
er im Haushalt der Pflegeeltern wohnt 

 
2. Begriffe 
2.1. Als Pflegefamilie gelten Pflegeeltern oder Einzelpersonen, die Kinder und Jugendliche in 

ihrer Familie – außerhalb des Elternhauses – regelmäßig betreuen und ihnen Unterkunft 
gewähren. 

 
2.2. Personen, die die Pflege eines Kindes im Elternhaus übernehmen oder ein Kind bei sich 

aufnehmen oder ein Kind bei sich aufnehmen, gehen ein Pflegeverhältnis ein. Pflege-
verhältnisse gliedern sich nach ihrer Dauer in 

a) Vollzeitpflege, wenn Kinder und Jugendliche über Tag und Nacht 
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aa) für eine bestimmte Zeit (Kurzzeitpflege), 
bb) an Wochentagen (Wochenpflege) oder 
cc) auf Dauer (Dauerpflege) 

in einer Pflegefamilie untergebracht werden, 
b) Teilzeitpflege, wenn Kinder und Jugendliche tagsüber (rd. acht Stunden) oder 

einen Teil des Tages (mindestens jedoch vier Stunden) in einer Pflegefamilie 
(Familienpflege, § 32 Satz 2 SGB VIII verbringen. 

 
3. Aufgaben kommunaler und freier Träger 
3.1. Die Bereitschaft zur Aufnahme von Pflegekindern (nicht mit dem Ziel der Adoption) soll 

durch zahlreiche Bemühungen, besonders durch eine breite Öffentlichkeitsarbeit der 
Träger der Jugendhilfe, entwickelt und gefördert werden. 

 
3.2. Geeignete Publikationen sowie Einzelkontakte sollen interessierte Teilnehmerkreise über 

die Bedeutung der Familienpflege im Vergleich zur Heimerziehung, über Vorausset-
zungen zur Aufnahme eines Pflegekindes, aber auch über Aufgaben und Schwierigkei-
ten unterrichten. 

 
3.3. Als günstigere Alternative für das Wohl der Kinder soll die Funktion der Pflegefamilie 

als Ergänzungs- (Kurzzeitpflege) und Ersatzfamilie (Dauerpflege) gesehen und entwi-
ckelt werden, die den Bedürfnissen der Kinder nach individueller Zuwendung, Sicher-
heit und positiver sozialer Erfahrung besser gerecht werden kann. 

 
3.4. Gleichermaßen sollen die Träger der Jugendhilfe die Bereitschaft der Eltern (Herkunfts-

familie) fördern, einer Unterbringung ihrer Kinder in einer Pflegefamilie zuzustimmen. 
 
3.5. Im Interesse einer bestmöglichen Entwicklung der betroffenen Kinder und Jugendlichen 

fördern sie eine vertrauensvolle und kontinuierliche Zusammenarbeit zwischen Her-
kunfts- und Pflegefamilie. 

 
4. Vermittlung in eine Pflegefamilie 
4.1. Bei der Vermittlung von Kindern und Jugendlichen in eine Pflegefamilie ist die besonde-

re Eignung der Pflegeeltern und des Kindes bzw. Jugendlichen füreinander sorgfältig zu 
prüfen. Berücksichtigung finden sollen: 

a) physische und psychische Besonderheiten; 
b) Alter und Entwicklungsstand von Kindern und Pflegeeltern (auch von eigenen 

Kindern der Pflegefamilie); 
c) persönliche Bindungen des Kindes zur Herkunftsfamilie; 
d) soziale und weltanschauliche Voraussetzungen der Herkunfts- und Pflegefami-

lie; 
e) Einstellungen im sozialen Umfeld der Pflegefamilie (Bekannte, Verwandte); 
f) Motivation der Inpflegenahme, insbesondere materielle Interessenlage; 
g) zu erwartende Schwierigkeiten; 
h) Toleranz und Belastbarkeit; 
i) Schul- und Berufsausbildungsmöglichkeiten. 

  
4.2. Die Pflegeeltern sind über Rechte und Pflichten sowie ihre Aufgaben während des Pfle-

geverhältnisses zu unterrichten. Empfehlenswert ist der Abschluss einer Pflegevereinba-
rung. 

 
4.3. Eine Erstbegegnung zwischen Pflegeeltern und leiblichen Eltern ist vor der Inpflegenah-

me notwendig, wenn dem nicht besondere Gründe entgegenstehen. Das Kind bzw. die 
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oder der Jugendliche ist in angemessener Weise in die Vorbereitung der Inpflegenahme 
einzubeziehen, Vorstellungen und Wünsche sind seinem Alter entsprechend zu berück-
sichtigen (vgl. § 8 SGB VIII). 

 
5. Begleitende Beratung 

 
5.1. Die Träger der Jugendhilfe haben dafür Sorge zu tragen, dass während der Dauer der 

Pflege die Pflegeeltern jederzeit 
a) über Erziehungsfragen, besonders bei Erziehungsschwierigkeiten, 
b) über rechtliche und wirtschaftliche Angelegenheiten, die mit der Betreuung des 

Pflegekindes zusammenhängen, 
beraten und unterstützt werden (vgl. § 37 SGB VIII). 

 
5.2. Empfehlenswert ist, eine bestimmte Fachkraft für die Beratung bei Erziehungsproblemen 

als ständige Ansprechpartnerin bzw. ständigen Ansprechpartner zu vermitteln. Die Bera-
terin oder der Berater sollte bei besonderen physischen und psychischen Auffälligkeiten 
der Kinder oder Jugendlichen weitere Hilfen anderer Fachbereiche nutzen (Erziehungs-
beratung, psychologische, neurologische oder psychiatrische Beratungsstellen usw.). 

 
5.3. Durch Fachkräfte der Jugendhilfe soll der Erfahrungsaustausch unter den Pflegeeltern 

einer Region entsprechend den Bedürfnissen angeregt werden. Die Hinzuziehung weite-
rer Fachkräfte sollte nach eigenem Ermessen durch den Träger der Jugendhilfe erfolgen. 

 
5.4. Der Jugendhilfeträger soll dem Bedarf der Pflegeeltern entsprechend Fortbildungsveran-

staltungen anbieten und das Zusammenführen der Pflegeeltern zu Selbsthilfegruppen 
fördern. Er hat für die materielle und finanzielle Absicherung der Qualifizierung seiner 
Pflegeeltern Sorge zu tragen. 

 
 
B, Besonderheiten bei Hilfen zur Erziehung in einer sozialpädagogischen Pflegestelle/ 
Sonderformen 
 
1. Begriffe 
Für besonders entwicklungsbeeinträchtigte Kinder und Jugendliche, die in einer anderen Pfle-
gefamilie nicht hinreichend gefördert werden können, soll Hilfe zur Erziehung außerhalb des 
Elternhauses in "Sozialpädagogischen Pflegestellen" angeboten werden. Sie sollen dem Ein-
zelfall angepasst besonders qualifizierte Pflegefamilien sein, die Kinder und Jugendliche auf-
nehmen, die einer Erziehungshilfe mit therapeutischem Ansatz bedürfen. 
 
2. Voraussetzungen 
2.1. Zu einer sozialpädagogischen Pflegestelle sollen in der Regel zwei Pflegeelternteile (Va-

ter und Mutter) gehören, von denen einer über eine abgeschlossene pädagogische, psy-
chologische bzw. medizinische Ausbildung oder besondere persönliche Eignung sowie 
spezielle Kenntnisse und Erfahrungen im Umgang mit Beeinträchtigungen verhaltens-
schwieriger und behinderter Kinder verfügen soll. Die Pflegeeltern sollen Kooperati-
onsbereitschaft und die Befähigung zur Reflexion pädagogischen Handelns zur Bewälti-
gung der Erziehungsprobleme besitzen. 

 
2.2. Eine sozialpädagogische Pflegestelle kann als heilpädagogische Pflege (Sonderform) bei 

jeder Art der Fehlentwicklung, Verhaltensstörung oder Behinderung von Kindern und 
Jugendlichen in Anspruch genommen werden. Bei besonderen Problemfällen (z. B. psy-
chiatrischer Art, ständige Pflegefälle u.a.) sollten mögliche Einschränkungen für Pflege-
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eltern bei dieser Hilfeart ausreichend bedacht werden. Über die im Einzelfall angezeigte 
Hilfeart soll im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte (Erziehungskonferenz) entschie-
den werden (§ 36 SGB VIII). 

 
2.3. Die Hilfe soll nach Möglichkeit für einen Lebensabschnitt angelegt sein (etwa bis zum 

Abschluss der Schule oder Berufsausbildung). Ältere Jugendliche sollen nur mit ihrem 
Einverständnis und nach vorherigen festen Kontakten zu einer bestimmten Pflegefamilie 
in diese Pflegestelle vermittelt werden. 

 
2.4. In einer sozialpädagogischen Pflegestelle sollen zu Beginn nicht mehr als zwei Kinder 

nacheinander Aufnahme finden (mit eigenen im Haushalt lebenden Kindern maximal 5). 
Ausgenommen ist die Inpflegenahme von Geschwistern. 

 
2.5. Entsprechend den unter Nrn. 2.1. bis 2.4. genannten Voraussetzungen können auch Pfle-

gestellen eingerichtet werden, die institutionell an ein Heim gebunden sind. Diese kom-
men insbesondere als familienersetzende Maßnahme für langjährig im Heim lebende 
bzw. schwer vermittelbare Kinder und Jugendliche in Betracht (Einrichtung von Groß-
pflegestellen, Pflegenestern, Kinderdorfhäusern usw.). Bei Aufnahme von mehr als fünf 
Kindern ist entsprechend den Bestimmungen zum Schutz von Kindern und Jugendlichen 
in Einrichtungen (vgl. §§ 45 bis 48 SGB VIII i.V. m. § 20 Abs. 3 des Gesetzes zur Aus-
führung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes vom 26. 8. 1991, GVBl. LSA S. 297) 
beim Landesjugendamt eine Betriebserlaubnis zu beantragen. Liegt für die o. g. Hilfe-
formen eine Betriebserlaubnis vor, gelten diese als Einrichtung. 

 
2.6. Eine Bereitschaftspflegefamilie soll in spezifischen sozialen Notlagen eine Inobhutnah-

me, besonders für Kinder im Alter von null bis sechs Jahren, ermöglichen. Spezielle An-
forderungen an Fachlichkeit und Mitwirkung bei der Suche nach geeigneten Hilfefor-
men für das einzelne Kind sollen bei diesen Pflegeeltern gegeben sein. 

 
 
C, Pflegegeld 
 
1. Leistungen zum Unterhalt (Grundbeträge):  
Durch den Grundbetrag soll der gesamte, regelmäßig wiederkehrende Lebensbedarf eines 
Pflegekindes gedeckt werden, er enthält Aufwendungen für 

a) Ernährung,  
b) Bekleidung, 
c) Unterkunft (einschließlich Miete, Energiekosten), 
d) Reinigung, 
e) Körper - und Gesundheitspflege, 
f) Hausrat, 
g) Bildung (Lern- und Arbeitsmittel), 
h) Taschengeld, 
i) Freizeit. 

 
1.1. Vollzeitpflege, regelmäßige Höhe (Seit dem 01.03.2002 in der Pflegegeld-Verordnung - 

(PflegG-VO) geregelt) 
 
1.1.1. Das Pflegegeld (Grundbetrag) für Kinder und Jugendliche, die sich in einer Pflegefami-

lie befinden, wird in einem monatlichen pauschalierten Betrag nach Altersstufen festge-
setzt (§ 39 Abs. 5 SGB VIII), und zwar 

a) für Kinder bis zum vollendeten siebenten Lebensjahr 690 DM, 
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b) für Kinder von Beginn des achten bis zum vollendeten elften Lebensjahr 750 
DM, 

c) für Kinder/Jugendliche vom Beginn des zwölften bis zur Vollendung des 15. 
Lebensjahres 840 DM, 

d) für Jugendliche vom Beginn des 16. bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres 
und junge Volljährige 990 DM. 
  

1.1.2. Das Nettoeinkommen des Jugendlichen aus Ausbildungsvergütung, Arbeitstätigkeit und 
sonstigen Einkünften ist ohne Abzug auf den Grundbetrag anzurechnen. 

 
1.2. Teilzeitpflege, regelmäßige Höhe 

Für Kinder und Jugendliche, die sich nicht ständig in einer Pflegefamilie befinden, son-
dern nur tagsüber (mit einer Betreuungszeit von 40 Stunden pro Woche) oder einen Teil 
des Tages (mindestens jedoch vier Stunden am Tag) wird ein gekürztes Pflegegeld (So-
ckelbetrag) gewährt. Dieses beträgt pro Tag ein Dreißigstel des Pflegegeldbetrages 
(Grundbetrages) vom Monat. Bei einer Betreuung für eine Tageshälfte halbiert sich der 
Betrag. 

 
1.3. Wochenpflege, regelmäßige Höhe 

Der Grundbetrag für das Pflegekind soll in Abhängigkeit von der Altersstaffelung 80 v. 
H. betragen. 

 
2. Erziehungsbetrag 
Der Erziehungsbetrag dient der Stimulierung sowie der Anerkennung der Leistungen bei der 
Pflege und Erziehung der Kinder und Jugendlichen. Gleichzeitig sollen die Pflegeeltern ange-
halten werden, die Betreuungsmaßnahmen des Jugendhilfeträgers zu unterstützen. Der Erzie-
hungsbetrag wird neben dem Grundbetrag gezahlt. 
 
2.1. Vollzeitpflege 
 
2.1.1. Den Pflegeeltern wird zum Grundbetrag bei Vollzeitpflege ein monatlicher Erzie-

hungsbe-trag in Höhe von 400 DM gewährt. Bei Wochenpflege beträgt der Erziehungs-
betrag 80 v.H. 

 
2.1.2. Bei Familienpflege im Sinne des § 32 Satz 2 SGB VIII außerhalb des Elternhauses, das 

heißt bei Gewährung von Hilfe zur Erziehung durch eine Pflegeperson soll ein monatli-
cher Erziehungsbetrag von 240 DM gezahlt werden. 

 
2.2. Sozialpädagogische Pflegeeltern 

Für Kinder und Jugendliche in sozialpädagogischen Pflegestellen beträgt der Erzie-
hungsbetrag monatlich 600 DM. Eine besondere pädagogische oder persönliche Eig-
nung der Pflegeperson wird vorausgesetzt. 

 
2.3. Bereitschaftspflege 

Pflegefamilien, die in spezifischen sozialen Notlagen von Kindern, unvorhergesehen 
und befristet (bis zu sechs Monaten) ein Kind in Obhut sowie in Pflege nehmen, wird 
aufgrund erhöhter Anforderungen an Fachlichkeit und Mitwirkung für die tatsächliche 
Pflegezeit eines Kindes der Grundbetrag je nach Alter des Kindes und zusätzlich ein 
entsprechender Erziehungsbetrag bis zu 800 DM monatlich gezahlt. 
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2.4. Heilpädagogische Pflegestellen (Sonderform) 
Wird für besonders entwicklungsbeeinträchtigte, seelisch behinderte oder von einer sol-
chen Behinderung bedrohte sowie mehrfachgeschädigte Kinder und Jugendliche neben 
medizinisch-therapeutischer Maßnahmen ein erzieherischer Hilfebedarf für das Pflege-
kind durch das Jugendamt festgestellt (Erziehungskonferenz) dann ist eine den Beson-
derheiten des Einzelfalles entsprechende Hilfe mit einem erhöhten Erziehungsbetrag 
von monatlich 1000 DM zu gewähren. Eine pädagogische, psychologische bzw. medizi-
nische Ausbildung oder besonders persönliche Eignung der Pflegeperson sowie die Be-
reitschaft zur Fortbildung müssen gegeben sein. 

 
 
3. Besondere Zahlungen 
 
3.1. Fortbildung 
Der Jugendhilfeträger hat die Professionalität der Pflegeeltern durch Teilnahme an regionalen 
und überregionalen Kursen der Pflegeelternschule, Fortbildungsveranstaltungen sowie Selbst-
hilfegruppen zu sichern, deshalb sind pro Pflegeelternteil bis zu 60 DM pro Jahr zur Verfü-
gung zu stellen. Anfallende Kosten wie Honorar für Referentinnen bzw. Referenten, Raum-
miete, Material, Teilnehmerbeiträge, Fahrtkosten sind davon zu finanzieren. 
 
3.2. Erstausstattung/Ergänzung 
 
3.2.1. Bei Aufnahme eines Pflegekindes kann zur Erstausstattung (Einrichtung und Beklei-

dung) ein Betrag bis zu 2.000 DM gewährt werden. 
 
3.2.2. Bei Aufnahme von Säuglingen und Kleinstkindern in eine Pflegestelle kann wegen des 

besonderen Bedarfs und vermehrter Kosten, z. B. für Erstaustattung, Kinderwagen mit 
Matratze, Wickelkommode mit Auflage, Kinderbett mit Zubehör, Hochstuhl sowie 
Pflege- und Kleinbedarf usw. der Betrag bis auf 2.500 DM erhöht werden. 

 
3.2.3. Kosten für Anschaffung und Ergänzung notwendiger Gegenstände für das Pflegekind 

können ganz oder teilweise in mittleren Preislagen bis zu 200 DM übernommen werden 
(z.B. Fahrrad, Musikinstrument, Sportgerät usw.). 

 
3.3. Einmalige Beihilfen 
Einmalige Beihilfen können jährlich bis zur Höhe von 1.500 DM gewährt werden – für: 

a) persönliche Anlässe, insbesondere 
aa) Taufe bis zu 200 DM 
bb) Kommunion, Konfirmation, Jugendweihe und vergleichbare Anlässe an-

derer Religions- und Glaubensgemeinschaften bis zu 300 DM 
des Weiteren: 

cc) Einschulung bis zu 200 DM 
dd) Schulentlassung bzw. Aufnahme einer Lehrausbildung bis zu 350 DM 
ee) Geburtstag, Weihnachten bis zu 250 DM 
ff) Trauerfälle bis zu 500 DM 

b) Ferien-, Urlaubs- und Klassenfahrten bis zur Dauer von 21 Tagen mit einem Be-
trag von 20 DM pro Tag. 

c) Mehraufwendungen, das heißt besondere Kosten, die in der Person des Kindes 
bzw. Jugendlichen begründet sind, wie Nachhilfeunterricht, Musikschule bzw. –
unterricht, Kindergartenbeitrag, Kosten für schulische oder außerschulische Bil-
dungsstätten, besonderer erzieherischer, medizinischer oder therapeutischer Be-
darf (Kosten für Besuchskontakte zum oder mit dem Pflegekind und in begrün-
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deten Ausnahmefällen auch für eine Unterkunft) sowie einmalig Hilfen zur Ver-
selbständigung bis zu 1.000 DM. 
 

3.4. Versicherungsschutz 
Der Träger der Jugendhilfe soll auf ausreichende Unfall- und Haftpflichtversicherung für das 
Kind bzw. den Jugendlichen achten. Für alle Pflegekinder können Unfall- und Sammelhaft-
pflichtversicherungen abgeschlossen bzw. notwendige Beiträge als Sonderleistungen über-
nommen werden. 
 
4.Vorleistungspflicht des Trägers der Jugendhilfe, Kostenbeteiligung 
 
4.1. Bei Gewährung der Vollzeitpflege haben die Träger der öffentlichen Jugendhilfe ihre 

Leistungen nicht davon abhängig zu machen, ob dem Kind oder Jugendlichen und sei-
nen Eltern die Aufbringung der Kosten zuzumuten ist (§ 91 Abs. 1 Nr. 4b, § 5 Abs. 2 
und 3 sowie §§ 92, 93 und 94 SGB VIII). 

 
4.2. Der Leistungsträger beteiligt die Eltern bzw. den Unterhaltsverpflichteten sowie das Kind 

oder den Jugendlichen an den Kosten, insoweit den Personen die Aufbringung der Mit-
tel aus ihrem Einkommen und Vermögen nach Maßgabe der §§ 93 und 94 SGB VIII zu-
zumuten ist oder ein Unterhaltsanspruch besteht, der nach § 94 Abs. 3 SGB VIII über-
geht. Ein Leistungsbescheid ist zu erstellen (§ 93 Abs. 1 SGB VIII). 

 
4.3. Wird das Kind oder die bzw. der Jugendliche im Rahmen des Familienleistungsausglei-

ches nach § 31 des Einkommensteuergesetzes (EstG) i.d.F. vom 7. 9. 1990 (BGBl. I S. 
1898), zuletzt geändert durch Art. I des Jahressteuergesetzes 1996 vom 11. 10. 1995 
(BGBl. I S. 1250), bei der Pflegeperson berücksichtigt, so ist ein Betrag in Höhe der 
Hälfte des Betrages, der nach § 66 EstG für ein erstes Kind zu zahlen, auf die laufenden 
Leistungen anzurechnen. Ist das Kind oder die bzw. der Jugendliche nicht das älteste 
Kind in der Pflegefamilie, so ermäßigt sich der Anrechnungsbetrag für dieses Kind oder 
diese Jugendliche bzw. Jugendlichen auf ein Viertel des Betrages, der für ein erstes 
Kind zu zahlen ist. 

 
4.4. Einkommen und Vermögen der Pflegeeltern bleiben bei der Pflegegeldzahlung unberück-

sichtigt. 
 
5. Antragsverfahren 
 
5.1. Die Leistungen werden mit dem Tag der Aufnahme des Pflegekindes in die Pflegefamlie 

gewährt. 
 
5.2. Laufende Leistungen werden jeweils monatlich im Voraus an die Pflegeeltern gezahlt. 
 
5.3. Der Grundbetrag für Familienpflege (§ 32 Satz 2 SGB VIII) ist nur zu gewähren, soweit 

der Lebensbedarf des Kindes bzw. Jugendlichen von der Pflegeperson sicherzustellen 
ist. 

 
5.4. Der Antrag auf Zuschüsse für Erstausstattungen bei Aufnahme eines Pflegekindes ist 

innerhalb einer Frist von sechs Monaten nach Aufnahme zu stellen. Einmalige Leistun-
gen werden jeweils auf Antrag nach Bewilligung ausgezahlt. Zahlungen Dritter sind 
vorrangig in Anspruch zu nehmen. 
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5.5. Bei vorübergehender Abwesenheit des Pflegekindes über einen Monat hinaus wird nur 
das Erziehungsgeld gewährt. 

 
5.6. Eine Beendigung der Leistungen erfolgt, wenn die Anspruchsvoraussetzungen nicht mehr 

gegeben sind. 
 
II, 
Dieser RdErl. tritt am 1. 1. 1996 in Kraft. Gleichzeitig tritt der Bezugserlass außer Kraft. 
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C.3.   PFLEGEGELDVERORDNUNG IN DER FASSUNG AUS DEM JAHR 2002 
 
Verordnung über „Hilfen zur Erziehung in Pflegefamilien – Pauschalbeträge für laufende 
Leistungen gemäß § 39 Abs. 5 SGB VIII“ (Pflegegeld-Verordnung – PflegG-VO). 
Auf Grund § 39 Abs. 5 des Sozialgesetzbuches (SGB) Achtes Buch (VIII) Kinder- und Ju-
gendhilfe – (Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Juni 1990, BGBl. I S. 1163) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 8. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3546), zuletzt geändert durch Artikel 3 
§ 55 des Gesetzes zur Beendigung der Diskriminierung gleichgeschlechtlicher Gemeinschaf-
ten: Lebenspartnerschaften vom 16. Februar 2001 (BGBl. I S. 266) in Verbindung mit § 20 
Abs. 3 des Kinder- und Jugendhilfegesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KJHG-LSA) vom 5. 
Mai 2000 (GVBl. S. 236) wird unter Berücksichtigung der Steigerung der Lebenshaltungs-
kosten entsprechend der jährlichen Mitteilungen des Statistischen Bundesamtes und unter 
Berücksichtigung der preislichen Fortschreibungen des monatlichen Pauschalbetrages bei 
Vollzeitpflege gemäß §§ 39 i.V. mit 33 SGB VIII des Deutschen Vereins für öffentliche und 
private Fürsorge durch das Ministerium für Arbeit, Frauen, Gesundheit und Soziales des Lan-
des Sachsen-Anhalt Folgendes verordnet: 
 
 
§ 1  
Laufende Leistungen zum Unterhalt bei Vollzeitpflege 
 
1) Wird Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII oder Pflege nach § 35 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 SGB 

VIII gewährt, so ist der notwendige Unterhalt des Kindes oder Jugendlichen außerhalb 
des Elternhauses durch den örtlichen Träger der Jugendhilfe sicher zu stellen. Er um-
fasst auch die Kosten der Erziehung. 

 
2) Die laufenden Leistungen zum Unterhalt werden im Regelfall pauschal in einem monatli-

chen Grundbetrag und einem monatlichen Erziehungsbetrag gemäß § 39 Abs. 1 und 4 
gewährt.  

 
 
§ 2  
Grundbetrag 
 
1) Der monatliche Grundbetrag deckt den gesamten, regelmäßig wiederkehrenden Lebensbe-

darf des Pflegekindes ab. Dieser enthält insbesondere die Aufwendungen für Ernährung, 
Bekleidung, Unterkunft (z. B. Miete, einschließlich Kosten für Heizung, Energie und 
Reinigung) sowie Aufwendungen für Körper- und Gesundheitspflege, Hausrat, Bildung 
(Lern- und Arbeitsmittel), Taschengeld und Freizeit. 

 
 
§ 3  
Höhe des Grundbetrages 
 
Der Grundbetrag für Kinder und Jugendliche wird im Regelfall in einem monatlich pauschali-
sierten Betrag nach Altersstufen festgesetzt. Er beträgt  
• für Kinder bis zum vollendeten 7. Lebensjahr  398,00 EUR 

• für Kinder vom Beginn des 8. bis zum vollendeten 11. Lebensjahr 429,00 EUR 

• für Kinder / Jugendliche vom Beginn des 12. Bis zur Vollendung 
des 15. Lebensjahres 

476,00 EUR 
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• für Jugendliche vom Beginn des 16. bis zur Vollendung des 18. Le-
bensjahres und junge Volljährige 

553,00 EUR 

 
 
§ 4  
Kosten der Erziehung bei Vollzeitpflege 
 
Neben dem Grundbetrag wird ein monatlicher Erziehungsbetrag gezahlt. Der Erziehungsbe-
trag dient als Anreiz sowie als Anerkennung für die Leistungen der Pflegeperson während der 
Pflege der Kinder, Jugendlichen oder jungen Volljährigen. Er beträgt bei Vollzeitpflege 
229,00 EUR. 
 
 
§ 5  
Bereitschaftspflege 
 
Pflegepersonen, die in Not- und Krisensituationen unvorhergesehen, befristet und durch das 
Jugendamt vermittelt ein Kind in Obhut nehmen (Bereitschaftspflege), wird auf Grund erhöh-
ter Anforderungen an Fachlichkeit und Mitwirkung bei der Krisenbewältigung für die Pflege-
zeit des Kindes abweichend von § 3 ein erhöhter Erziehungsbetrag in Höhe von monatlich 
458,00 EUR gezahlt. 
 
 
§ 6  
Sozialpädagogische Pflege 
 
1) Für besonders entwicklungsbeeinträchtigte Kinder und Jugendliche, die in einer anderen 

Pflegefamilie nicht hinreichend gefördert werden können, soll Hilfe zur Erziehung au-
ßerhalb des Elternhauses in sozialpädagogischen Pflegestellen gewährt werden. Sie sol-
len dem Einzelfall entsprechend bei besonders qualifizierten Pflegepersonen eingerichtet 
werden, die Kinder und Jugendliche aufnehmen können, die einer Erziehungshilfe mit 
erhöhtem Betreuungs- und Erziehungsaufwand (u.a. mit therapeutischem Ansatz) bedür-
fen.  

 
2) Zu einer sozialpädagogischen Pflegestelle sollen vorzugsweise zwei Pflegeelternteile gehö-

ren, von denen mindestens einer über eine abgeschlossene pädagogische, psychologi-
sche oder medizinische Ausbildung verfügt oder eine besondere persönliche Eignung 
und spezielle Kenntnisse und Erfahrungen im Umgang mit Beeinträchtigungen verhal-
tensschwieriger oder behinderter Kinder besitzt. Die Pflegeeltern sollen Kooperations-
bereitschaft und die Befähigung zur Reflexion ihres pädagogischen Handelns für die 
Bewältigung der Erziehungsprobleme besitzen  

 
3) Der monatliche Erziehungsbetrag bei sozialpädagogischer Pflege beträgt 344,00 EUR. 
 
 
§ 7  
Heilpädagogische Pflege 
 
1) Für eine den Besonderheiten des Einzelfalles entsprechende Hilfe in heilpädagogischen 

Pflegestellen wird abweichend von § 3 ein erhöhter Erziehungsbetrag gezahlt, wenn das 
Jugendamt für besonders entwicklungsbeeinträchtigte seelisch, körperlich oder geistig 
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behinderte oder von einer solchen Behinderung bedrohte Kinder und Jugendliche neben 
einem medizinisch-therapeutischen auch einen erzieherischen Hilfebedarf für das Pfle-
gekind feststellt. 

 
2) Eine abgeschlossene pädagogische, psychologische oder medizinische Ausbildung oder 

eine besondere persönliche Eignung und spezielle Kenntnisse und Erfahrungen im Um-
gang mit behinderten Kindern sollen bei mindestens einem der Pflegeelternteile vorhan-
den sein. Die Bereitschaft zu Fortbildung und Supervision soll bei den Pflegeeltern vor-
handen sein. § 6 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

 
3) Der erhöhte Erziehungsbetrag bei heilpädagogischer Pflege im Sinne des Absatzes 1 be-

trägt monatlich 573,00 EUR. 
 
 
§ 8  
Verfahren 
 
Sind laufende Leistungen nur für Teile eines Monats zu gewähren, sind sie jeweils auf volle 
Tage zu bemessen. Laufende Leistungen sind jeweils monatlich im Voraus zu zahlen. 
 
 
§ 9  
Inkrafttreten 
 
Diese Verordnung tritt am 01. 03. 2002 in Kraft. 
Magdeburg, den ...2002 
 
Die Ministerin für Arbeit, Frauen, Gesundheit und Soziales Sachsen-Anhalt 
Dr. Gerlinde Kuppe  
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D.1.  KINDER UND JUGENDHILFEGESETZ (SGB VIII) - AUSZUG 
 
 
Allgemeine Vorschriften 
 
§ 1 Recht auf Erziehung, Elternverantwortung, Jugendhilfe  
(1) Jeder junge Mensch hat ein Recht auf Förderung seiner Entwicklung und auf Erziehung zu 

einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit.  
(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und die zuvörderst 

ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche Gemeinschaft.  
(3) Jugendhilfe soll zur Verwirklichung des Rechts nach Absatz 1 insbesondere 

1. junge Menschen in ihrer individuellen und sozialen Entwicklung fördern und 
    dazu beitragen, Benachteiligungen zu vermeiden oder abzubauen, 
2. Eltern und andere Erziehungsberechtigte bei der Erziehung beraten und 
    unterstützen, 
3. Kinder und Jugendliche vor Gefahren für ihr Wohl schützen, 
4. dazu beitragen, positive Lebensbedingungen für junge Menschen und ihre 
    Familien sowie eine kinder- und familienfreundliche Umwelt zu erhalten 
    oder zu schaffen. 

 
§ 5 Wunsch- und Wahlrecht  
(1) Die Leistungsberechtigten haben das Recht, zwischen Einrichtungen und Diensten ver-

schiedener Träger zu wählen und Wünsche hinsichtlich der Gestaltung der Hilfe zu äu-
ßern. Sie sind auf dieses Recht hinzuweisen.  

(2) Der Wahl und den Wünschen soll entsprochen werden, sofern dies nicht mit unverhält-
nismäßigen Mehrkosten verbunden ist. Wünscht der Leistungsberechtigte die Erbringung 
einer in § 78a genannten Leistung in einer Einrichtung, mit deren Träger keine Vereinba-
rungen nach § 78b bestehen, so soll der Wahl nur entsprochen werden, wenn die Erbrin-
gung der Leistung in dieser Einrichtung im Einzelfall oder nach Maßgabe des Hilfeplanes 
(§ 36) geboten ist. 

 
§ 8 Beteiligung von Kindern und Jugendlichen  
(1) Kinder und Jugendliche sind entsprechend ihrem Entwicklungsstand an allen sie betref-

fenden Entscheidungen der öffentlichen Jugendhilfe zu beteiligen. Sie sind in geeigneter 
Weise auf ihre Rechte im Verwaltungsverfahren sowie im Verfahren vor dem Familienge-
richt, dem Vormundschaftsgericht und dem Verwaltungsgericht hinzuweisen.  

(2) Kinder und Jugendliche haben das Recht, sich in allen Angelegenheiten der Erziehung und 
Entwicklung an das Jugendamt zu wenden.  

(3) Kinder und Jugendliche können ohne Kenntnis des Personensorgeberechtigten beraten 
werden, wenn die Beratung aufgrund einer Not- und Konfliktlage erforderlich ist und so-
lange durch die Mitteilung an den Personensorgeberechtigten der Beratungszweck verei-
telt würde. 

 
§ 9 Grundrichtung der Erziehung, Gleichberechtigung von Mädchen und Jungen  
Bei der Ausgestaltung der Leistungen und der Erfüllung der Aufgaben sind 

1. die von den Personensorgeberechtigten bestimmte Grundrichtung der 
    Erziehung sowie die Rechte der Personensorgeberechtigten und des Kindes 
    oder des Jugendlichen bei der Bestimmung der religiösen Erziehung zu 
    beachten, 
2. die wachsende Fähigkeit und das wachsende Bedürfnis des Kindes oder des 
    Jugendlichen zu selbständigem, verantwortungsbewußtem Handeln sowie die 
    jeweiligen besonderen sozialen und kulturellen Bedürfnisse und Eigenarten 
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    junger Menschen und ihrer Familien zu berücksichtigen, 
3. die unterschiedlichen Lebenslagen von Mädchen und Jungen zu 
    berücksichtigen, Benachteiligungen abzubauen und die Gleichberechtigung 
    von Mädchen und Jungen zu fördern. 

 
 
Hilfe zur Erziehung 
 
§ 27 Hilfe zur Erziehung 
(1) Ein Personensorgeberechtigter hat bei der Erziehung eines Kindes oder eines Jugendlichen 

Anspruch auf Hilfe (Hilfe zur Erziehung), wenn eine dem Wohl des Kindes oder des Ju-
gendlichen entsprechende Erziehung nicht gewährleistet ist und die Hilfe für seine Ent-
wicklung geeignet und notwendig ist.  

(2) Hilfe zur Erziehung wird insbesondere nach Maßgabe der §§ 28 bis 35 gewährt. Art und 
Umfang der Hilfe richten sich nach dem erzieherischen Bedarf im Einzelfall; dabei soll 
das engere soziale Umfeld des Kindes oder des Jugendlichen einbezogen werden.  

(3) Hilfe zur Erziehung umfaßt insbesondere die Gewährung pädagogischer und damit ver-
bundener therapeutischer Leistungen. Sie soll bei Bedarf Ausbildungs- und Beschäfti-
gungsmaßnahmen im Sinne des § 13 Abs. 2 einschließen. 

 
§ 28 Erziehungsberatung  
Erziehungsberatungsstellen und andere Beratungsdienste und -einrichtungen sollen Kinder, 
Jugendliche, Eltern und andere Erziehungsberechtigte bei der Klärung und Bewältigung indi-
vidueller und familienbezogener Probleme und der zugrundeliegenden Faktoren, bei der Lö-
sung von Erziehungsfragen sowie bei Trennung und Scheidung unterstützen. Dabei sollen 
Fachkräfte verschiedener Fachrichtungen zusammenwirken, die mit unterschiedlichen metho-
dischen Ansätzen vertraut sind. 
 
 
§ 29 Soziale Gruppenarbeit  
Die Teilnahme an sozialer Gruppenarbeit soll älteren Kindern und Jugendlichen bei der 
Überwindung von Entwicklungsschwierigkeiten und Verhaltensproblemen helfen. Soziale 
Gruppenarbeit soll auf der Grundlage eines gruppenpädagogischen Konzepts die Entwicklung 
älterer Kinder und Jugendlicher durch soziales Lernen in der Gruppe fördern. 
 
 
§ 30 Erziehungsbeistand, Betreuungshelfer  
Der Erziehungsbeistand und der Betreuungshelfer sollen das Kind oder den Jugendlichen bei 
der Bewältigung von Entwicklungsproblemen möglichst unter Einbeziehung des sozialen 
Umfelds unterstützen und unter Erhaltung des Lebensbezugs zur Familie seine Verselbständi-
gung fördern. 
 
 
§ 31 Sozialpädagogische Familienhilfe  
Sozialpädagogische Familienhilfe soll durch intensive Betreuung und Begleitung Familien in 
ihren Erziehungsaufgaben, bei der Bewältigung von Alltagsproblemen, der Lösung von Kon-
flikten und Krisen sowie im Kontakt mit Ämtern und Institutionen unterstützen und Hilfe zur 
Selbsthilfe geben. Sie ist in der Regel auf längere Dauer angelegt und erfordert die Mitarbeit 
der Familie. 
 
 
§ 32 Erziehung in einer Tagesgruppe  
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Hilfe zur Erziehung in einer Tagesgruppe soll die Entwicklung des Kindes oder des Jugendli-
chen durch soziales Lernen in der Gruppe, Begleitung der schulischen Förderung und Eltern-
arbeit unterstützen und dadurch den Verbleib des Kindes oder des Jugendlichen in seiner Fa-
milie sichern. Die Hilfe kann auch in geeigneten Formen der Familienpflege geleistet werden. 
 
 
§ 33 Vollzeitpflege  
Hilfe zur Erziehung in Vollzeitpflege soll entsprechend dem Alter und Entwicklungsstand des 
Kindes oder des Jugendlichen und seinen persönlichen Bindungen sowie den Möglichkeiten 
der Verbesserung der Erziehungsbedingungen in der Herkunftsfamilie Kindern und Jugendli-
chen in einer anderen Familie eine zeitlich befristete Erziehungshilfe oder eine auf Dauer an-
gelegte Lebensform bieten. Für besonders entwicklungsbeeinträchtigte Kinder und Jugendli-
che sind geeignete Formen der Familienpflege zu schaffen und auszubauen. 
 
 
§ 34 Heimerziehung, sonstige betreute Wohnform  
Hilfe zur Erziehung in einer Einrichtung über Tag und Nacht (Heimerziehung) oder in einer 
sonstigen betreuten Wohnform soll Kinder und Jugendliche durch eine Verbindung von All-
tagserleben mit pädagogischen und therapeutischen Angeboten in ihrer Entwicklung fördern. 
Sie soll entsprechend dem Alter und Entwicklungsstand des Kindes oder des Jugendlichen 
sowie den Möglichkeiten der Verbesserung der Erziehungsbedingungen in der Herkunftsfa-
milie  

1. eine Rückkehr in die Familie zu erreichen versuchen oder 
2. die Erziehung in einer anderen Familie vorbereiten oder 
3. eine auf längere Zeit angelegte Lebensform bieten und auf ein 
    selbständiges Leben vorbereiten. 

Jugendliche sollen in Fragen der Ausbildung und Beschäftigung sowie der allgemeinen Le-
bensführung beraten und unterstützt werden. 
 
 
§ 35 Intensive sozialpädagogische Einzelbetreuung  
Intensive sozialpädagogische Einzelbetreuung soll Jugendlichen gewährt werden, die einer 
intensiven Unterstützung zur sozialen Integration und zu einer eigenverantwortlichen Lebens-
führung bedürfen. Die Hilfe ist in der Regel auf längere Zeit angelegt und soll den individuel-
len Bedürfnissen des Jugendlichen Rechnung tragen. 
 
 
Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche 
 
§ 35a Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche  
(1) Kinder oder Jugendliche haben Anspruch auf Eingliederungshilfe, wenn 

1. ihre seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs 
    Monate von dem für ihr Lebensalter typischen Zustand abweicht, und 
2. daher ihre Teilhabe am Leben in der Gesellschaft beeinträchtigt ist oder 
    eine solche Beeinträchtigung zu erwarten ist. 

 
(2) Die Hilfe wird nach dem Bedarf im Einzelfall 

1. in ambulanter Form, 
2. in Tageseinrichtungen für Kinder oder in anderen teilstationären 
    Einrichtungen, 
3. durch geeignete Pflegepersonen und 
4. in Einrichtungen über Tag und Nacht sowie sonstigen Wohnformen geleistet. 
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(3) Aufgabe und Ziel der Hilfe, die Bestimmung des Personenkreises sowie die Art der Leis-
tungen richten sich nach § 39 Abs. 3 und 4 Satz 1, den §§ 40 und 41 des Bundessozialhil-
fegesetzes, soweit diese Bestimmungen auch auf seelisch behinderte oder von einer sol-
chen Behinderung bedrohte Personen Anwendung finden.  

(4) Ist gleichzeitig Hilfe zur Erziehung zu leisten, so sollen Einrichtungen, Dienste und Per-
sonen in Anspruch genommen werden, die geeignet sind, sowohl die Aufgaben der Ein-
gliederungshilfe zu erfüllen als auch den erzieherischen Bedarf zu decken. Sind heilpäda-
gogische Maßnahmen für Kinder, die noch nicht im schulpflichtigen Alter sind, in Tages-
einrichtungen für Kinder zu gewähren und läßt der Hilfebedarf es zu, so sollen Einrich-
tungen in Anspruch genommen werden, in denen behinderte und nichtbehinderte Kinder 
gemeinsam betreut werden. 

 
 
Gemeinsame Vorschriften  
 
§ 36 Mitwirkung, Hilfeplan  
(1) Der Personensorgeberechtigte und das Kind oder der Jugendliche sind vor der Entschei-

dung über die Inanspruchnahme einer Hilfe und vor einer notwendigen Änderung von Art 
und Umfang der Hilfe zu beraten und auf die möglichen Folgen für die Entwicklung des 
Kindes oder des Jugendlichen hinzuweisen. Vor und während einer langfristig zu leisten-
den Hilfe außerhalb der eigenen Familie ist zu prüfen, ob die Annahme als Kind in Be-
tracht kommt. Ist Hilfe außerhalb der eigenen Familie erforderlich, so sind die in Satz 1 
genannten Personen bei der Auswahl der Einrichtung oder der Pflegestelle zu beteiligen. 
Der Wahl und den Wünschen ist zu entsprechen, sofern sie nicht mit unverhältnismäßigen 
Mehrkosten verbunden sind. Wünschen die in Satz 1 genannten Personen die Erbringung 
einer in § 78a genannten Leistung in einer Einrichtung, mit deren Träger keine Vereinba-
rungen nach § 78b bestehen, so soll der Wahl nur entsprochen werden, wenn die Erbrin-
gung der Leistung in dieser Einrichtung nach Maßgabe des Hilfeplanes nach Absatz 2 ge-
boten ist.  

(2) Die Entscheidung über die im Einzelfall angezeigte Hilfeart soll, wenn Hilfe voraussicht-
lich für längere Zeit zu leisten ist, im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte getroffen 
werden. Als Grundlage für die Ausgestaltung der Hilfe sollen sie zusammen mit dem Per-
sonensorgeberechtigten und dem Kind oder dem Jugendlichen einen Hilfeplan aufstellen, 
der Feststellungen über den Bedarf, die zu gewährende Art der Hilfe sowie die notwendi-
gen Leistungen enthält; sie sollen regelmäßig prüfen, ob die gewählte Hilfeart weiterhin 
geeignet und notwendig ist. Werden bei der Durchführung der Hilfe andere Personen, 
Dienste oder Einrichtungen tätig, so sind sie oder deren Mitarbeiter an der Aufstellung des 
Hilfeplans und seiner Überprüfung zu beteiligen.  

(3) Erscheinen Hilfen nach § 35a erforderlich, so soll bei der Aufstellung und Änderung des 
Hilfeplans sowie bei der Durchführung der Hilfe ein Arzt, der über besondere Erfahrungen 
in der Hilfe für Behinderte verfügt, beteiligt werden. Erscheinen Maßnahmen der berufli-
chen Eingliederung erforderlich, so sollen auch die Stellen der Bundesagentur für Arbeit 
beteiligt werden. 

 
 
§ 37 Zusammenarbeit bei Hilfen außerhalb der eigenen Familie  
(1) Bei Hilfen nach §§ 32 bis 34 und § 35a Abs. 2 Nr. 3 und 4 soll darauf hingewirkt werden, 

daß die Pflegeperson oder die in der Einrichtung für die Erziehung verantwortlichen Per-
sonen und die Eltern zum Wohl des Kindes oder des Jugendlichen zusammenarbeiten. 
Durch Beratung und Unterstützung sollen die Erziehungsbedingungen in der Herkunfts-
familie innerhalb eines im Hinblick auf die Entwicklung des Kindes oder Jugendlichen 
vertretbaren Zeitraums so weit verbessert werden, daß sie das Kind oder den Jugendlichen 
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wieder selbst erziehen kann. Während dieser Zeit soll durch begleitende Beratung und Un-
terstützung der Familien darauf hingewirkt werden, daß die Beziehung des Kindes oder 
Jugendlichen zur Herkunftsfamilie gefördert wird. Ist eine nachhaltige Verbesserung der 
Erziehungsbedingungen in der Herkunftsfamilie innerhalb dieses Zeitraums nicht erreich-
bar, so soll mit den beteiligten Personen eine andere, dem Wohl des Kindes oder des Ju-
gendlichen förderliche und auf Dauer angelegte Lebensperspektive erarbeitet werden.  

(2) Die Pflegeperson hat vor der Aufnahme des Kindes oder des Jugendlichen und während 
der Dauer der Pflege Anspruch auf Beratung und Unterstützung; dies gilt auch in den Fäl-
len, in denen dem Kind oder dem Jugendlichen weder Hilfe zur Erziehung noch Einglie-
derungshilfe gewährt wird oder die Pflegeperson der Erlaubnis nach § 44 nicht bedarf. § 
23 Abs. 4 gilt entsprechend.  

(3) Das Jugendamt soll den Erfordernissen des Einzelfalls entsprechend an Ort und Stelle 
überprüfen, ob die Pflegeperson eine dem Wohl des Kindes oder des Jugendlichen förder-
liche Erziehung gewährleistet. Die Pflegeperson hat das Jugendamt über wichtige Ereig-
nisse zu unterrichten, die das Wohl des Kindes oder des Jugendlichen betreffen. 

 
 
§ 38 Vermittlung bei der Ausübung der Personensorge  
Sofern der Inhaber der Personensorge durch eine Erklärung nach § 1688 Abs. 3 Satz 1 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs die Vertretungsmacht der Pflegeperson soweit einschränkt, daß 
dies eine dem Wohl des Kindes oder des Jugendlichen förderliche Erziehung nicht mehr er-
möglicht, sowie bei sonstigen Meinungsverschiedenheiten sollen die Beteiligten das Jugend-
amt einschalten. 
 
 
§ 39 Leistungen zum Unterhalt des Kindes oder des Jugendlichen  
(1) Wird Hilfe nach den §§ 32 bis 35 oder nach § 35a Abs. 2 Nr. 2 bis 4 gewährt, so ist auch 

der notwendige Unterhalt des Kindes oder Jugendlichen außerhalb des Elternhauses si-
cherzustellen. Er umfaßt auch die Kosten der Erziehung.  

(2) Der gesamte regelmäßig wiederkehrende Bedarf soll durch laufende Leistungen gedeckt 
werden. Sie umfassen außer im Fall des § 32 und des § 35a Abs. 2 Nr. 2 auch einen ange-
messenen Barbetrag zur persönlichen Verfügung des Kindes oder des Jugendlichen. Die 
Höhe des Betrages wird in den Fällen der §§ 34, 35, 35a Abs. 2 Nr. 4 von der nach Lan-
desrecht zuständigen Behörde festgesetzt; die Beträge sollen nach Altersgruppen gestaffelt 
sein. Die laufenden Leistungen im Rahmen der Hilfe in Vollzeitpflege (§ 33) oder bei ei-
ner geeigneten Pflegeperson (§ 35a Abs. 2 Satz 2 Nr. 3) sind nach den Absätzen 4 bis 6 zu 
bemessen.  

(3) Einmalige Beihilfen oder Zuschüsse können insbesondere zur Erstausstattung einer Pfle-
gestelle, bei wichtigen persönlichen Anlässen sowie für Urlaubs- und Ferienreisen des 
Kindes oder des Jugendlichen gewährt werden.  

(4) Die laufenden Leistungen sollen auf der Grundlage der tatsächlichen Kosten gewährt wer-
den, sofern sie einen angemessenen Umfang nicht übersteigen. Sie sollen in einem monat-
lichen Pauschalbetrag gewährt werden, soweit nicht nach der Besonderheit des Einzelfalls 
abweichende Leistungen geboten sind. Wird ein Kind oder ein Jugendlicher im Bereich 
eines anderen Jugendamts untergebracht, so soll sich die Höhe des zu gewährenden Pau-
schalbetrages nach den Verhältnissen richten, die am Ort der Pflegestelle gelten.  

(5) Die Pauschalbeträge für laufende Leistungen zum Unterhalt sollen von den nach Landes-
recht zuständigen Behörden festgesetzt werden. Dabei ist dem altersbedingt unterschiedli-
chen Unterhaltsbedarf von Kindern und Jugendlichen durch eine Staffelung der Beträge 
nach Altersgruppen Rechnung zu tragen. Das Nähere regelt Landesrecht.  

(6) Wird das Kind oder der Jugendliche im Rahmen des Familienleistungsausgleichs nach § 
31 des Einkommensteuergesetzes bei der Pflegeperson berücksichtigt, so ist ein Betrag in 
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Höhe der Hälfte des Betrages, der nach § 66 des Einkommensteuergesetzes für ein erstes 
Kind zu zahlen ist, auf die laufenden Leistungen anzurechnen. Ist das Kind oder der Ju-
gendliche nicht das älteste Kind in der Pflegefamilie, so ermäßigt sich der Anrechnungs-
betrag für dieses Kind oder diesen Jugendlichen auf ein Viertel des Betrages, der für ein 
erstes Kind zu zahlen ist. 

 
 
§ 40 Krankenhilfe  
Wird Hilfe nach den §§ 33 bis 35 oder nach § 35a Abs. 2 Nr. 3 oder 4 gewährt, so ist auch 
Krankenhilfe zu leisten; für den Umfang der Hilfe gelten die §§ 36, 36a, 36b und 37 des Bun-
dessozialhilfegesetzes entsprechend. Das Jugendamt kann in geeigneten Fällen die Beiträge 
für eine freiwillige Krankenversicherung übernehmen, soweit sie angemessen sind. 
 
 
Hilfe für junge Volljährige 
 
§ 41 Hilfe für junge Volljährige, Nachbetreuung  
(1) Einem jungen Volljährigen soll Hilfe für die Persönlichkeitsentwicklung und zu einer ei-

genverantwortlichen Lebensführung gewährt werden, wenn und solange die Hilfe auf-
grund der individuellen Situation des jungen Menschen notwendig ist. Die Hilfe wird in 
der Regel nur bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres gewährt; in begründeten Einzelfäl-
len soll sie für einen begrenzten Zeitraum darüber hinaus fortgesetzt werden.  

(2) Für die Ausgestaltung der Hilfe gelten § 27 Abs. 3 sowie die §§ 28 bis 30, 33 bis 36, 39 
und 40 entsprechend mit der Maßgabe, daß an die Stelle des Personensorgeberechtigten 
oder des Kindes oder des Jugendlichen der junge Volljährige tritt.  

(3) Der junge Volljährige soll auch nach Beendigung der Hilfe bei der Verselbständigung im 
notwendigen Umfang beraten und unterstützt werden 

 
 
Vorläufige Maßnahmen zum Schutz von Kindern und Jugendlichen 
 
§ 42 Inobhutnahme von Kindern und Jugendlichen  
(1) Inobhutnahme eines Kindes der eines Jugendlichen ist die vorläufige Unterbringung des 

Kindes oder des Jugendlichen bei  
1.  einer geeigneten Person oder 
2.  in einer Einrichtung oder 
3.  in einer sonstigen betreuten Wohnform. 
Während der Inobhutnahme sind der notwendige Unterhalt des Kindes oder des Jugendli-
chen und die Krankenhilfe sicherzustellen. Mit der Inobhutnahme ist dem Kind oder dem 
Jugendlichen unverzüglich Gelegenheit zu geben, eine Person seines Vertrauens zu be-
nachrichtigen. Während der Inobhutnahme übt das Jugendamt das Recht der Beaufsichti-
gung, Erziehung und Aufenthaltsbestimmung aus; der mutmaßliche Wille des Personen-
sorgeberechtigten oder des Erziehungsberechtigten ist dabei angemessen zu berücksichti-
gen. Es hat für das Wohl des Kindes oder des Jugendlichen zu sorgen, das Kind oder den 
Jugendlichen in seiner gegenwärtigen Lage zu beraten und Möglichkeiten der Hilfe und 
Unterstützung aufzuzeigen.  

(2) Das Jugendamt ist verpflichtet, ein Kind oder einen Jugendlichen in seine Obhut zu neh-
men, wenn das Kind oder der Jugendliche um Obhut bittet. Das Jugendamt hat den Perso-
nensorge- oder Erziehungsberechtigten unverzüglich von der Inobhutnahme zu unterrich-
ten. Widerspricht der Personensorge- oder Erziehungsberechtigte der Inobhutnahme, so 
hat das Jugendamt unverzüglich  
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1.  das Kind oder den Jugendlichen dem Personensorge- oder 
    Erziehungsberechtigten zu übergeben oder 
2.  eine Entscheidung des Familiengerichts über die erforderlichen Maßnahmen 
    zum Wohl des Kindes oder des Jugendlichen herbeizuführen. 
Ist der Personensorge- oder Erziehungsberechtigte nicht erreichbar, so gilt Satz 3 Nr. 2 
entsprechend.  

(3) Das Jugendamt ist verpflichtet, ein Kind oder einen Jugendlichen in seine Obhut zu neh-
men, wenn eine dringende Gefahr für das Wohl des Kindes oder des Jugendlichen die In-
obhutnahme erfordert. Freiheitsentziehende Maßnahmen sind dabei nur zulässig, wenn 
und soweit sie erforderlich sind, um eine Gefahr für Leib oder Leben des Kindes oder des 
Jugendlichen oder eine Gefahr für Leib oder Leben Dritter abzuwenden. Die Freiheitsent-
ziehung ist ohne gerichtliche Entscheidung spätestens mit Ablauf des Tages nach ihrem 
Beginn zu beenden. Absatz 2 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend. 

 
 
§ 43 Herausnahme des Kindes oder des Jugendlichen ohne Zustimmung des Personen-
sorgeberechtigten  
(1) Hält sich ein Kind oder ein Jugendlicher mit Zustimmung des Personensorgeberechtigten 

bei einer anderen Person oder in einer Einrichtung auf und werden Tatsachen bekannt, die 
die Annahme rechtfertigen, daß die Voraussetzungen des § 1666 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs vorliegen, so ist das Jugendamt bei Gefahr im Verzug befugt, das Kind oder den 
Jugendlichen von dort zu entfernen und bei einer geeigneten Person, in einer Einrichtung 
oder in einer sonstigen betreuten Wohnform vorläufig unterzubringen. Das Jugendamt hat 
den Personensorgeberechtigten unverzüglich von den getroffenen Maßnahmen zu unter-
richten. Stimmt der Personensorgeberechtigte nicht zu, so hat das Jugendamt unverzüglich 
eine Entscheidung des Familiengerichts herbeizuführen.  

(2) § 42 Abs. 1 Satz 2 bis 5 gilt entsprechend. 
 
 
Schutz von Kindern und Jugendlichen in Familienpflege 
 
§ 44 Pflegeerlaubnis  
(1) Wer ein Kind oder einen Jugendlichen außerhalb des Elternhauses in seiner Familie re-

gelmäßig betreuen oder ihm Unterkunft gewähren will (Pflegeperson), bedarf der Erlaub-
nis. Einer Erlaubnis bedarf nicht, wer ein Kind oder einen Jugendlichen  
1.  im Rahmen von Hilfe zur Erziehung oder von Eingliederungshilfe für 
    seelisch behinderte Kinder und Jugendliche aufgrund einer Vermittlung 
    durch das Jugendamt, 
2.  als Vormund oder Pfleger im Rahmen seines Wirkungskreises, 
3.  als Verwandter oder Verschwägerter bis zum dritten Grad, 
4.  bis zur Dauer von acht Wochen, 
5.  im Rahmen eines Schüler- oder Jugendaustausches 
betreut oder ihm Unterkunft gewährt. Einer Erlaubnis bedarf ferner nicht, wer 
1.  ein Kind oder einen Jugendlichen in Adoptionspflege (§ 1744 des 
    Bürgerlichen Gesetzbuchs) aufnimmt oder 
2.  ein Kind während des Tages betreut, sofern im selben Haushalt nicht mehr 
    als zwei weitere Kinder in Tagespflege oder über Tag und Nacht betreut 
    werden. 

(2) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn das Wohl des Kindes oder des Jugendlichen in der 
Pflegestelle nicht gewährleistet ist. 

(3) Das Jugendamt soll den Erfordernissen des Einzelfalls entsprechend an Ort und Stelle 
überprüfen, ob die Voraussetzungen für die Erteilung der Erlaubnis weiterbestehen. Ist das 
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Wohl des Kindes oder des Jugendlichen in der Pflegestelle gefährdet und ist die Pflege-
person nicht bereit oder in der Lage, die Gefährdung abzuwenden, so ist die Erlaubnis zu-
rückzunehmen oder zu widerrufen. 

(4) Wer ein Kind oder einen Jugendlichen in erlaubnispflichtige Familienpflege aufgenom-
men hat, hat das Jugendamt über wichtige Ereignisse zu unterrichten, die das Wohl des 
Kindes oder des Jugendlichen betreffen. 

 
 
Mitwirkung in gerichtlichen Verfahren 
 
§ 50 Mitwirkung in Verfahren vor den Vormundschafts- und den Familiengerichten  
(1) Das Jugendamt unterstützt das Vormundschaftsgericht und das Familiengericht bei allen 

Maßnahmen, die die Sorge für die Person von Kindern und Jugendlichen betreffen. Es hat 
in Verfahren vor dem Vormundschafts- und dem Familiengericht mitzuwirken, die in den 
§§ 49 und 49a des Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ge-
nannt sind.  

(2) Das Jugendamt unterrichtet insbesondere über angebotene und erbrachte Leistungen, 
bringt erzieherische und soziale Gesichtspunkte zur Entwicklung des Kindes oder des Ju-
gendlichen ein und weist auf weitere Möglichkeiten der Hilfe hin.  

(3) Hält das Jugendamt zur Abwendung einer Gefährdung des Wohls des Kindes oder des 
Jugendlichen das Tätigwerden des Gerichts für erforderlich, so hat es das Gericht anzuru-
fen. Absatz 2 gilt entsprechend. 

 
 
§ 51 Beratung und Belehrung in Verfahren zur Annahme als Kind  
(1) Das Jugendamt hat im Verfahren zur Ersetzung der Einwilligung eines Elternteils in die 

Annahme nach § 1748 Abs. 2 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs den Elternteil über die 
Möglichkeit der Ersetzung der Einwilligung zu belehren. Es hat ihn darauf hinzuweisen, 
daß das Vormundschaftsgericht die Einwilligung erst nach Ablauf von drei Monaten nach 
der Belehrung ersetzen darf. Der Belehrung bedarf es nicht, wenn der Elternteil seinen 
Aufenthaltsort ohne Hinterlassung seiner neuen Anschrift gewechselt hat und der Aufent-
haltsort vom Jugendamt während eines Zeitraums von drei Monaten trotz angemessener 
Nachforschungen nicht ermittelt werden konnte; in diesem Fall beginnt die Frist mit der 
ersten auf die Belehrung oder auf die Ermittlung des Aufenthaltsorts gerichteten Handlung 
des Jugendamts. Die Fristen laufen frühestens fünf Monate nach der Geburt des Kindes 
ab.  

(2) Das Jugendamt soll den Elternteil mit der Belehrung nach Absatz 1 über Hilfen beraten, 
die die Erziehung des Kindes in der eigenen Familie ermöglichen könnten. Einer Beratung 
bedarf es insbesondere nicht, wenn das Kind seit längerer Zeit bei den Annehmenden in 
Familienpflege lebt und bei seiner Herausgabe an den Elternteil eine schwere und nachhal-
tige Schädigung des körperlichen und seelischen Wohlbefindens des Kindes zu erwarten 
ist. Das Jugendamt hat dem Vormundschaftsgericht im Verfahren mitzuteilen, welche 
Leistungen erbracht oder angeboten worden sind oder aus welchem Grund davon abgese-
hen wurde.  

(3) Sind die Eltern nicht miteinander verheiratet und haben sie keine Sorgeerklärungen abge-
geben, so hat das Jugendamt den Vater bei der Wahrnehmung seiner Rechte nach § 1747 
Abs. 1 und 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu beraten. 

 
 
Beistand, Pflegschaft und Vormundschaft für Kinder und Jugendliche 
 
§ 53 Beratung und Unterstützung von Pflegern und Vormündern  
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(1) Das Jugendamt hat dem Vormundschaftsgericht Personen und Vereine vorzuschlagen, die 
sich im Einzelfall zum Pfleger oder Vormund eignen.  

(2) Pfleger und Vormünder haben Anspruch auf regelmäßige und dem jeweiligen erzieheri-
schen Bedarf des Mündels entsprechende Beratung und Unterstützung.  

(3) Das Jugendamt hat darauf zu achten, daß die Vormünder und Pfleger für die Person der 
Mündel, insbesondere ihre Erziehung und Pflege, Sorge tragen. Es hat beratend darauf 
hinzuwirken, daß festgestellte Mängel im Einvernehmen mit dem Vormund oder dem 
Pfleger behoben werden. Soweit eine Behebung der Mängel nicht erfolgt, hat es dies dem 
Vormundschaftsgericht mitzuteilen. Es hat dem Vormundschaftsgericht über das persönli-
che Ergehen und die Entwicklung eines Mündels Auskunft zu erteilen. Erlangt das Ju-
gendamt Kenntnis von der Gefährdung des Vermögens eines Mündels, so hat es dies dem 
Vormundschaftsgericht anzuzeigen.  

(4) Für die Gegenvormundschaft gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend. Ist ein Verein 
Vormund, so findet Absatz 3 keine Anwendung. 

 
 
§ 55 Beistandschaft, Amtspflegschaft und Amtsvormundschaft  
(1) Das Jugendamt wird Beistand, Pfleger oder Vormund in den durch das Bürgerliche Ge-

setzbuch vorgesehenen Fällen (Beistandschaft, Amtspflegschaft, Amtsvormundschaft).  
(2) Das Jugendamt überträgt die Ausübung der Aufgaben des Beistands, des Amtspflegers 

oder des Amtsvormunds einzelnen seiner Beamten oder Angestellten. Die Übertragung 
gehört zu den Angelegenheiten der laufenden Verwaltung. In dem durch die Übertragung 
umschriebenen Rahmen ist der Beamte oder Angestellte gesetzlicher Vertreter des Kindes 
oder des Jugendlichen. 

 
 
§ 56 Führung der Beistandschaft, der Amtspflegschaft und der Amtsvormundschaft  
(1) Auf die Führung der Beistandschaft, der Amtspflegschaft und der Amtsvormundschaft 

sind die Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuchs anzuwenden, soweit dieses Gesetz 
nicht etwas anderes bestimmt.  

(2) Gegenüber dem Jugendamt als Amtsvormund und Amtspfleger werden die Vorschriften 
des § 1802 Abs. 3 und des § 1818 des Bürgerlichen Gesetzbuchs nicht angewandt. In den 
Fällen des § 1803 Abs. 2, des § 1811 und des § 1822 Nr. 6 und 7 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs ist eine Genehmigung des Vormundschaftsgerichts nicht erforderlich. Landes-
recht kann für das Jugendamt als Amtspfleger oder als Amtsvormund weitergehende Aus-
nahmen von der Anwendung der Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die 
Vormundschaft über Minderjährige (§§ 1773 bis 1895) vorsehen, die die Aufsicht des 
Vormundschaftsgerichts in vermögensrechtlicher Hinsicht sowie beim Abschluß von 
Lehr- und Arbeitsverträgen betreffen.  

(3) Mündelgeld kann mit Genehmigung des Vormundschaftsgerichts auf Sammelkonten des 
Jugendamts bereitgehalten und angelegt werden, wenn es den Interessen des Mündels 
dient und sofern die sichere Verwaltung, Trennbarkeit und Rechnungslegung des Geldes 
einschließlich der Zinsen jederzeit gewährleistet ist; Landesrecht kann bestimmen, daß ei-
ne Genehmigung des Vormundschaftsgerichts nicht erforderlich ist. Die Anlegung von 
Mündelgeld gemäß § 1807 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist auch bei der Körperschaft 
zulässig, die das Jugendamt errichtet hat.  

(4) Das Jugendamt hat in der Regel jährlich zu prüfen, ob im Interesse des Kindes oder des 
Jugendlichen seine Entlassung als Amtspfleger oder Amtsvormund und die Bestellung ei-
ner Einzelperson oder eines Vereins  

 
Zusammenarbeit mit der freien Jugendhilfe, ehrenamtliche Tätigkeit 
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§ 73 Ehrenamtliche Tätigkeit  
In der Jugendhilfe ehrenamtlich tätige Personen sollen bei ihrer Tätigkeit angeleitet, beraten 
und unterstützt werden. 
 
 
Zuständigkeit und Kostenerstattung 
 
§ 85 Sachliche Zuständigkeit  
(1) Für die Gewährung von Leistungen und die Erfüllung anderer Aufgaben nach diesem 

Buch ist der örtliche Träger sachlich zuständig, soweit nicht der überörtliche Träger sach-
lich zuständig ist.  

(2) Der überörtliche Träger ist sachlich zuständig für 
1. die Beratung der örtlichen Träger und die Entwicklung von Empfehlungen zur 
    Erfüllung der Aufgaben nach diesem Buch, 
2. die Förderung der Zusammenarbeit zwischen den örtlichen Trägern und den 
    anerkannten Trägern der freien Jugendhilfe, insbesondere bei der Planung 
    und Sicherstellung eines bedarfsgerechten Angebots an Hilfen zur 
    Erziehung, Eingliederungshilfen für seelisch behinderte Kinder und 
    Jugendliche und Hilfen für junge Volljährige, 
3. die Anregung und Förderung von Einrichtungen, Diensten und Veranstaltungen 
    sowie deren Schaffung und Betrieb, soweit sie den örtlichen Bedarf 
    übersteigen; dazu gehören insbesondere Einrichtungen, die eine Schul- oder 
    Berufsausbildung anbieten, sowie Jugendbildungsstätten, 
4. die Planung, Anregung, Förderung und Durchführung von Modellvorhaben zur 
    Weiterentwicklung der Jugendhilfe, 
5. die Beratung der örtlichen Träger bei der Gewährung von Hilfe nach den §§ 
    32 bis 35a, insbesondere bei der Auswahl einer Einrichtung oder der 
    Vermittlung einer Pflegeperson in schwierigen Einzelfällen, 
6. die Wahrnehmung der Aufgaben zum Schutz von Kindern und Jugendlichen in 
    Einrichtungen (§§ 45 bis 48a), 
7. die Beratung der Träger von Einrichtungen während der Planung und 
    Betriebsführung, 
8. die Fortbildung von Mitarbeitern in der Jugendhilfe, 
9. die Gewährung von Leistungen an Deutsche im Ausland (§ 6 Abs. 3), soweit 
    es sich nicht um die Fortsetzung einer bereits im Inland gewährten 
    Leistung handelt, 
10. die Erteilung der Erlaubnis zur Übernahme von Pflegschaften oder 
    Vormundschaften durch einen rechtsfähigen Verein (§ 54). 

(3) Für den örtlichen Bereich können die Aufgaben nach Absatz 2 Nr. 3, 4, 7 und 8 auch vom 
örtlichen Träger wahrgenommen werden.  

(4) Unberührt bleiben die am Tage des Inkrafttretens dieses Gesetzes geltenden landesrechtli-
chen Regelungen, die die in den §§ 45 bis 48a bestimmten Aufgaben einschließlich der 
damit verbundenen Aufgaben nach Absatz 2 Nr. 2 bis 5 und 7 mittleren Landesbehörden 
oder, soweit sie sich auf Kindergärten und andere Tageseinrichtungen für Kinder bezie-
hen, unteren Landesbehörden zuweisen.  

(5) Ist das Land überörtlicher Träger, so können durch Landesrecht bis zum 30. Juni 1993 
einzelne seiner Aufgaben auf andere Körperschaften des öffentlichen Rechts, die nicht 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe sind, übertragen werden. 

 
 
 
§ 86 Örtliche Zuständigkeit für Leistungen an Kinder, Jugendliche und ihre Eltern  
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(1) Für die Gewährung von Leistungen nach diesem Buch ist der örtliche Träger zuständig, in 
dessen Bereich die Eltern ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben. An die Stelle der Eltern 
tritt die Mutter, wenn und solange die Vaterschaft nicht anerkannt oder gerichtlich festge-
stellt ist. Lebt nur ein Elternteil, so ist dessen gewöhnlicher Aufenthalt maßgebend.  

(2) Haben die Elternteile verschiedene gewöhnliche Aufenthalte, so ist der örtliche Träger 
zuständig, in dessen Bereich der personensorgeberechtigte Elternteil seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat; dies gilt auch dann, wenn ihm einzelne Angelegenheiten der Personensor-
ge entzogen sind. Steht die Personensorge im Fall des Satzes 1 den Eltern gemeinsam zu, 
so richtet sich die Zuständigkeit nach dem gewöhnlichen Aufenthalt des Elternteils, bei 
dem das Kind oder der Jugendliche vor Beginn der Leistung zuletzt seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hatte. Hatte das Kind oder der Jugendliche im Fall des Satzes 2 zuletzt bei bei-
den Elternteilen seinen gewöhnlichen Aufenthalt, so richtet sich die Zuständigkeit nach 
dem gewöhnlichen Aufenthalt des Elternteils, bei dem das Kind oder der Jugendliche vor 
Beginn der Leistung zuletzt seinen tatsächlichen Aufenthalt hatte. Hatte das Kind oder der 
Jugendliche im Fall des Satzes 2 während der letzten sechs Monate vor Beginn der Leis-
tung bei keinem Elternteil einen gewöhnlichen Aufenthalt, so ist der örtliche Träger zu-
ständig, in dessen Bereich das Kind oder der Jugendliche vor Beginn der Leistung zuletzt 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte; hatte das Kind oder der Jugendliche während der 
letzten sechs Monate keinen gewöhnlichen Aufenthalt, so richtet sich die Zuständigkeit 
nach dem tatsächlichen Aufenthalt des Kindes oder des Jugendlichen vor Beginn der Leis-
tung.  

(3) Haben die Elternteile verschiedene gewöhnliche Aufenthalte und steht die Personensorge 
keinem Elternteil zu, so gilt Absatz 2 Satz 2 und 4 entsprechend.  

(4) Haben die Eltern oder der nach den Absätzen 1 bis 3 maßgebliche Elternteil im Inland 
keinen gewöhnlichen Aufenthalt, oder ist ein gewöhnlicher Aufenthalt nicht feststellbar, 
oder sind sie verstorben, so richtet sich die Zuständigkeit nach dem gewöhnlichen Aufent-
halt des Kindes oder des Jugendlichen vor Beginn der Leistung. Hatte das Kind oder der 
Jugendliche während der letzten sechs Monate vor Beginn der Leistung keinen gewöhnli-
chen Aufenthalt, so ist der örtliche Träger zuständig, in dessen Bereich sich das Kind oder 
der Jugendliche vor Beginn der Leistung tatsächlich aufhält.  

(5) Begründen die Elternteile nach Beginn der Leistung verschiedene gewöhnliche Aufenthal-
te, so wird der örtliche Träger zuständig, in dessen Bereich der personensorgeberechtigte 
Elternteil seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat; dies gilt auch dann, wenn ihm einzelne 
Angelegenheiten der Personensorge entzogen sind. Solange die Personensorge beiden El-
ternteilen gemeinsam oder keinem Elternteil zusteht, bleibt die bisherige Zuständigkeit be-
stehen. Absatz 4 gilt entsprechend.  

(6) Lebt ein Kind oder ein Jugendlicher zwei Jahre bei einer Pflegeperson und ist sein Ver-
bleib bei dieser Pflegeperson auf Dauer zu erwarten, so ist oder wird abweichend von den 
Absätzen 1 bis 5 der örtliche Träger zuständig, in dessen Bereich die Pflegeperson ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt hat. Er hat die Eltern und, falls den Eltern die Personensorge 
nicht oder nur teilweise zusteht, den Personensorgeberechtigten über den Wechsel der Zu-
ständigkeit zu unterrichten. Endet der Aufenthalt bei der Pflegeperson, so endet die Zu-
ständigkeit nach Satz 1.  

(7) Für Leistungen an Kinder oder Jugendliche, die um Asyl nachsuchen oder einen Asylan-
trag gestellt haben, ist der örtliche Träger zuständig, in dessen Bereich sich die Person vor 
Beginn der Leistung tatsächlich aufhält; geht der Leistungsgewährung eine Inobhutnahme 
voraus, so bleibt die nach § 87 begründete Zuständigkeit bestehen. Unterliegt die Person 
einem Verteilungsverfahren, so richtet sich die örtliche Zuständigkeit nach der Zuwei-
sungsentscheidung der zuständigen Landesbehörde; bis zur Zuweisungsentscheidung gilt 
Satz 1 entsprechend. Die nach Satz 1 oder 2 begründete örtliche Zuständigkeit bleibt auch 
nach Abschluß des Asylverfahrens so lange bestehen, bis die für die Bestimmung der ört-
lichen Zuständigkeit maßgebliche Person einen gewöhnlichen Aufenthalt im Bereich eines 
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anderen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe begründet. Eine Unterbrechung der Leistung 
von bis zu drei Monaten bleibt außer Betracht. 

 
 
§ 86a Örtliche Zuständigkeit für Leistungen an junge Volljährige  
 (1) Für Leistungen an junge Volljährige ist der örtliche Träger zuständig, in dessen Bereich 

der junge Volljährige vor Beginn der Leistung seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.  
(2) Hält sich der junge Volljährige in einer Einrichtung oder sonstigen Wohnform auf, die der 

Erziehung, Pflege, Betreuung, Behandlung oder dem Strafvollzug dient, so richtet sich die 
örtliche Zuständigkeit nach dem gewöhnlichen Aufenthalt vor der Aufnahme in eine Ein-
richtung oder sonstige Wohnform.  

(3) Hat der junge Volljährige keinen gewöhnlichen Aufenthalt, so richtet sich die Zuständig-
keit nach seinem tatsächlichen Aufenthalt zu dem in Absatz 1 genannten Zeitpunkt; Ab-
satz 2 bleibt unberührt.  

(4) Wird eine Leistung nach § 13 Abs. 3 oder nach § 21 über die Vollendung des 18. Lebens-
jahres hinaus weitergeführt oder geht der Hilfe für junge Volljährige nach § 41 eine dieser 
Leistungen, eine Leistung nach § 19 oder eine Hilfe nach den §§ 27 bis 35a voraus, so 
bleibt der örtliche Träger zuständig, der bis zu diesem Zeitpunkt zuständig war. Eine Un-
terbrechung der Hilfeleistung von bis zu drei Monaten bleibt dabei außer Betracht. Die 
Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn eine Hilfe für junge Volljährige nach § 41 been-
det war und innerhalb von drei Monaten erneut Hilfe für junge Volljährige nach § 41 er-
forderlich wird. 

 
 
§ 86b Örtliche Zuständigkeit für Leistungen in gemeinsamen Wohnformen für Müt-
ter/Väter und Kinder  
(1) Für Leistungen in gemeinsamen Wohnformen für Mütter oder Väter und Kinder ist der 

örtliche Träger zuständig, in dessen Bereich der nach § 19 Leistungsberechtigte vor Be-
ginn der Leistung seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. § 86a Abs. 2 gilt entsprechend.  

(2) Hat der Leistungsberechtigte keinen gewöhnlichen Aufenthalt, so richtet sich die Zustän-
digkeit nach seinem tatsächlichen Aufenthalt zu dem in Absatz 1 genannten Zeitpunkt.  

(3) Geht der Leistung Hilfe nach den §§ 27 bis 35a oder eine Leistung nach § 13 Abs. 3, § 21 
oder § 41 voraus, so bleibt der örtliche Träger zuständig, der bisher zuständig war. Eine 
Unterbrechung der Hilfeleistung von bis zu drei Monaten bleibt dabei außer Betracht. 

 
 
§ 86c Fortdauernde Leistungsverpflichtung beim Zuständigkeitswechsel  
Wechselt die örtliche Zuständigkeit, so bleibt der bisher zuständige örtliche Träger so lange 
zur Gewährung der Leistung verpflichtet, bis der nunmehr zuständige örtliche Träger die 
Leistung fortsetzt. Der örtliche Träger, der von den Umständen Kenntnis erhält, die den 
Wechsel der Zuständigkeit begründen, hat den anderen davon unverzüglich zu unterrichten. 
 
 
§ 86d Verpflichtung zum vorläufigen Tätigwerden  
Steht die örtliche Zuständigkeit nicht fest oder wird der zuständige örtliche Träger nicht tätig, 
so ist der örtliche Träger vorläufig zum Tätigwerden verpflichtet, in dessen Bereich sich das 
Kind oder der Jugendliche, der junge Volljährige oder bei Leistungen nach § 19 der Leis-
tungsberechtigte vor Beginn der Leistung tatsächlich aufhält. 
 
 
§ 87 Örtliche Zuständigkeit für vorläufige Maßnahmen zum Schutz von Kindern und 
Jugendlichen  
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Für die Inobhutnahme eines Kindes oder eines Jugendlichen (§ 42) und die Herausnahme ei-
nes Kindes oder eines Jugendlichen ohne Zustimmung des Personensorgeberechtigten (§ 43) 
ist der örtliche Träger zuständig, in dessen Bereich sich das Kind oder der Jugendliche vor 
Beginn der Maßnahme tatsächlich aufhält. 
 
 
§ 87b Örtliche Zuständigkeit für die Mitwirkung in gerichtlichen Verfahren  
(1) Für die Zuständigkeit des Jugendamts zur Mitwirkung in gerichtlichen Verfahren (§§ 50 

bis 52) gilt § 86 Abs. 1 bis 4 entsprechend. Für die Mitwirkung im Verfahren nach dem 
Jugendgerichtsgesetz gegen einen jungen Menschen, der zu Beginn des Verfahrens das 18. 
Lebensjahr vollendet hat, gilt § 86a Abs. 1 und 3 entsprechend.  

(2) Die nach Absatz 1 begründete Zuständigkeit bleibt bis zum Abschluß des Verfahrens be-
stehen. Hat ein Jugendlicher oder ein junger Volljähriger in einem Verfahren nach dem 
Jugendgerichtsgesetz die letzten sechs Monate vor Abschluß des Verfahrens in einer Jus-
tizvollzugsanstalt verbracht, so dauert die Zuständigkeit auch nach der Entlassung aus der 
Anstalt so lange fort, bis der Jugendliche oder junge Volljährige einen neuen gewöhnli-
chen Aufenthalt begründet hat, längstens aber bis zum Ablauf von sechs Monaten nach 
dem Entlassungszeitpunkt.  

(3) Steht die örtliche Zuständigkeit nicht fest oder wird der zuständige örtliche Träger nicht 
tätig, so gilt § 86d entsprechend. 

 
 
§ 87c Örtliche Zuständigkeit für die Beistandschaft, die Amtspflegschaft, die Amtsvor-
mundschaft und die Auskunft nach § 58a  
(1) Für die Vormundschaft nach § 1791c des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist das Jugendamt 

zuständig, in dessen Bereich die Mutter ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. Wurde die 
Vaterschaft nach § 1592 Nr. 1 oder 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs durch Anfechtung be-
seitigt, so ist der gewöhnliche Aufenthalt der Mutter zu dem Zeitpunkt maßgeblich, zu 
dem die Entscheidung rechtskräftig wird. Ist ein gewöhnlicher Aufenthalt der Mutter nicht 
festzustellen, so richtet sich die örtliche Zuständigkeit nach ihrem tatsächlichen Aufent-
halt.  

(2) Sobald die Mutter ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Bereich eines anderen Jugendamts 
nimmt, hat das die Amtsvormundschaft führende Jugendamt bei dem Jugendamt des ande-
ren Bereichs die Weiterführung der Amtsvormundschaft zu beantragen; der Antrag kann 
auch von dem anderen Jugendamt, von jedem Elternteil und von jedem, der ein berechtig-
tes Interesse des Kindes oder des Jugendlichen geltend macht, bei dem die Amtsvormund-
schaft führenden Jugendamt gestellt werden. Die Vormundschaft geht mit der Erklärung 
des anderen Jugendamts auf dieses über. Das abgebende Jugendamt hat den Übergang 
dem Vormundschaftsgericht und jedem Elternteil unverzüglich mitzuteilen. Gegen die 
Ablehnung des Antrags kann das Vormundschaftsgericht angerufen werden.  

(3) Für die Pflegschaft oder Vormundschaft, die durch Bestellung des Vormundschaftsge-
richts eintritt, ist das Jugendamt zuständig, in dessen Bereich das Kind oder der Jugendli-
che seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Hat das Kind oder der Jugendliche keinen ge-
wöhnlichen Aufenthalt, so richtet sich die Zuständigkeit nach seinem tatsächlichen Auf-
enthalt zum Zeitpunkt der Bestellung. Sobald das Kind oder der Jugendliche seinen ge-
wöhnlichen Aufenthalt wechselt oder im Fall des Satzes 2 das Wohl des Kindes oder Ju-
gendlichen es erfordert, hat das Jugendamt beim Vormundschaftsgericht einen Antrag auf 
Entlassung zu stellen. Die Sätze 1 bis 3 gelten für die Gegenvormundschaft des Jugend-
amts entsprechend.  

(4) Für die Vormundschaft, die im Rahmen des Verfahrens zur Annahme als Kind eintritt, ist 
das Jugendamt zuständig, in dessen Bereich die annehmende Person ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt hat.  
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(5) Für die Beratung und Unterstützung nach § 52a sowie für die Beistandschaft gilt Absatz 1 
Satz 1 und 3 entsprechend. Sobald der allein sorgeberechtigte Elternteil seinen gewöhnli-
chen Aufenthalt im Bereich eines anderen Jugendamts nimmt, hat das die Beistandschaft 
führende Jugendamt bei dem Jugendamt des anderen Bereichs die Weiterführung der Bei-
standschaft zu beantragen; Absatz 2 Satz 2 und § 86c gelten entsprechend.  

(6) Für die Erteilung der schriftlichen Auskunft nach § 58a gilt Absatz 1 entsprechend. Die 
Mitteilung nach § 1626d Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs und die Mitteilung nach 
Artikel 224 § 2 Abs. 5 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche sind an 
das für den Geburtsort des Kindes zuständige Jugendamt zu richten; § 88 Abs. 1 Satz 2 
gilt entsprechend. Das nach Satz 2 zuständige Jugendamt teilt dem nach Satz 1 zuständi-
gen Jugendamt auf Ersuchen mit, ob eine Mitteilung nach § 1626d Abs. 2 des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs oder eine Mitteilung nach Artikel 224 § 2 Abs. 5 des Einführungsgeset-
zes zum Bürgerlichen Gesetzbuche vorliegt. 

 
 
§ 87d Örtliche Zuständigkeit für weitere Aufgaben im Vormundschaftswesen  
(1) Für die Wahrnehmung der Aufgaben nach § 53 ist der örtliche Träger zuständig, in dessen 

Bereich der Pfleger oder Vormund seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.  
(2) Für die Erteilung der Erlaubnis zur Übernahme von Pflegschaften oder Vormundschaften 

durch einen rechtsfähigen Verein (§ 54) ist der überörtliche Träger zuständig, in dessen 
Bereich der Verein seinen Sitz hat. 

 
 
§ 89a Kostenerstattung bei fortdauernder Vollzeitpflege  
 (1) Kosten, die ein örtlicher Träger aufgrund einer Zuständigkeit nach § 86 Abs. 6 aufgewen-

det hat, sind von dem örtlichen Träger zu erstatten, der zuvor zuständig war oder gewesen 
wäre. Die Kostenerstattungspflicht bleibt bestehen, wenn die Pflegeperson ihren gewöhn-
lichen Aufenthalt ändert oder wenn die Leistung über die Volljährigkeit hinaus nach § 41 
fortgesetzt wird.  

(2) Hat oder hätte der nach Absatz 1 kostenerstattungspflichtig werdende örtliche Träger wäh-
rend der Gewährung einer Leistung selbst einen Kostenerstattungsanspruch gegen einen 
anderen örtlichen oder den überörtlichen Träger, so bleibt oder wird abweichend von Ab-
satz 1 dieser Träger dem nunmehr nach § 86 Abs. 6 zuständig gewordenen örtlichen Trä-
ger kostenerstattungspflichtig.  

(3) Ändert sich während der Gewährung der Leistung nach Absatz 1 der für die örtliche Zu-
ständigkeit nach § 86 Abs. 1 bis 5 maßgebliche gewöhnliche Aufenthalt, so wird der örtli-
che Träger kostenerstattungspflichtig, der ohne Anwendung des § 86 Abs. 6 örtlich zu-
ständig geworden wäre 

 
 
§ 89b Kostenerstattung bei vorläufigen Maßnahmen zum Schutz von Kindern und Ju-
gendlichen  
(1) Kosten, die ein örtlicher Träger im Rahmen der Inobhutnahme von Kindern und Jugendli-

chen (§ 42) oder der Herausnahme des Kindes oder des Jugendlichen ohne Zustimmung 
des Personensorgeberechtigten (§ 43) aufgewendet hat, sind von dem örtlichen Träger zu 
erstatten, dessen Zuständigkeit durch den gewöhnlichen Aufenthalt nach § 86 begründet 
wird.  

(2) Ist ein kostenerstattungspflichtiger örtlicher Träger nicht vorhanden, so sind die Kosten 
von dem überörtlichen Träger zu erstatten, zu dessen Bereich der örtliche Träger gehört.  

(3) Eine nach Absatz 1 oder 2 begründete Pflicht zur Kostenerstattung bleibt bestehen, wenn 
und solange nach der Inobhutnahme Leistungen a 
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§ 89c Kostenerstattung bei fortdauernder oder vorläufiger Leistungsverpflichtung  
(1) Kosten, die ein örtlicher Träger im Rahmen seiner Verpflichtung nach § 86c aufgewendet 

hat, sind von dem örtlichen Träger zu erstatten, der nach dem Wechsel der örtlichen Zu-
ständigkeit zuständig geworden ist. Kosten, die ein örtlicher Träger im Rahmen seiner 
Verpflichtung nach § 86d aufgewendet hat, sind von dem örtlichen Träger zu erstatten, 
dessen Zuständigkeit durch den gewöhnlichen Aufenthalt nach §§ 86, 86a und 86b be-
gründet wird.  

(2) Hat der örtliche Träger die Kosten deshalb aufgewendet, weil der zuständige örtliche Trä-
ger pflichtwidrig gehandelt hat, so hat dieser zusätzlich einen Betrag in Höhe eines Drit-
tels der Kosten, mindestens jedoch 50 Euro, zu erstatten.  

(3) Ist ein kostenerstattungspflichtiger örtlicher Träger nicht vorhanden, so sind die Kosten 
vom überörtlichen Träger zu erstatten, zu dessen Bereich der örtliche Träger gehört, der 
nach Absatz 1 tätig geworden ist. 

 
 
Heranziehung zu den Kosten 
 
§ 91 Grundsätze der Heranziehung zu den Kosten  
(1) Das Kind oder der Jugendliche und dessen Eltern werden zu den Kosten 

1. der Unterkunft eines Kindes oder Jugendlichen in einer sozialpädagogisch 
    begleiteten Wohnform (§ 13 Abs. 3), 
2. der Betreuung und Versorgung des Kindes in Notsituationen (§ 20), 
3. der Unterstützung bei notwendiger Unterbringung des Kindes oder des 
    Jugendlichen zur Erfüllung der Schulpflicht (§ 21), 
4. der Hilfe zur Erziehung in 
    a)  einer Tagesgruppe (§ 32), 
    b)  Vollzeitpflege (§ 33), 
    c)  einem Heim oder in einer sonstigen betreuten Wohnform (§ 34), 
    d)  intensiver sozialpädagogischer Einzelbetreuung (§ 35), sofern sie 
        außerhalb der eigenen Familie erfolgt, 
5. der Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche in 
    a)  Tageseinrichtungen und anderen teilstationären Einrichtungen (§ 35a 
        Abs. 2 Nr. 2), 
    b)  Einrichtungen über Tag und Nacht, sonstigen Wohnformen und durch 
        geeignete Pflegepersonen (§ 35a Abs. 2 Nr. 3 und 4), 
6. der Inobhutnahme des Kindes oder des Jugendlichen (§ 42), 
7. der vorläufigen Unterbringung des Kindes oder des Jugendlichen (§ 43) 
herangezogen. 

(2) Die Eltern und das Kind werden zu den Kosten der Leistungen zur Förderung von Kindern 
in Tagespflege (§ 23) herangezogen. Lebt das Kind nur mir einem Elternteil zusammen, so 
werden dieser und das Kind zu den Kosten herangezogen. Landesrecht kann die Beteili-
gung an den Kosten auch entsprechend den Bestimmungen für die Förderung von Kindern 
in Tageseinrichtungen nach § 90 Abs. 1, 3 und 4 regeln.  

(3) Der junge Volljährige wird zu den Kosten 
1. der Unterkunft in einer sozialpädagogisch begleiteten Wohnform (§ 13 Abs. 
    3), 
2. der Unterstützung bei notwendiger Unterbringung zum Abschluß der 
    Schulausbildung (§ 21 Satz 3) und 
3. der Hilfe für junge Volljährige (§ 41), soweit diese den in Absatz 1 Nr. 4 
    und 5 genannten Leistungen entspricht, 
herangezogen. 
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(4) Bei der Gewährung von Leistungen nach § 19 werden herangezogen 
1.  zu den Kosten der Betreuung und Unterkunft der Kinder diese selbst und 
    ihre Eltern, 
2.  zu den Kosten der Betreuung und Unterkunft des Elternteils dieser selbst 
    und sein Ehegatte oder Lebenspartner, 
3.  zu den Kosten der Betreuung und Unterkunft der schwangeren Frau diese 
    selbst und ihr Ehegatte oder Lebenspartner. 
Der Ehegatte oder Lebenspartner wird nicht zu den Kosten herangezogen, wenn der leis-
tungsberechtigte Elternteil oder die schwangere Frau volljährig ist; in diesem Fall kann 
der Träger der öffentlichen Jugendhilfe den Unterhaltsanspruch des Elternteils oder der 
schwangeren Frau nach Maßgabe der §§ 95, 96 auf sich überleiten.  

(5) Die Eltern des Kindes oder Jugendlichen werden nur dann zu den Kosten herangezogen, 
wenn das Kind oder der Jugendliche die Kosten nicht selbst tragen kann.  

(6) Die Kosten umfassen auch die Aufwendungen für den notwendigen Unterhalt und die 
Krankenhilfe.  

(7) Verwaltungskosten bleiben außer Betracht. 
 
 
§ 92 Formen der Kostentragung durch die öffentliche Jugendhilfe  
(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe tragen die Kosten der in § 91 genannten Leistun-

gen und anderen Aufgaben, soweit den dort genannten Personen die Aufbringung der Mit-
tel aus ihren Einkommen und Vermögen nach Maßgabe der §§ 93, 94 nicht zuzumuten ist.  

(2) In begründeten Fällen können die Träger der öffentlichen Jugendhilfe die Kosten auch 
insoweit tragen, als den Personen die Aufbringung der Mittel aus ihren Einkommen und 
Vermögen nach Maßgabe der §§ 93, 94 zuzumuten ist; in diesem Umfang werden diese 
Personen zu den Kosten herangezogen.  

(3) Die Kosten der in § 91 Abs. 1 Nr. 2, 4, 5, 6, 7, Abs. 3 und Abs. 4 genannten Leistungen 
und anderen Aufgaben tragen die Träger der öffentlichen Jugendhilfe auch insoweit, als 
den dort genannten Personen die Aufbringung der Mittel aus ihren Einkommen und Ver-
mögen nach Maßgabe der §§ 93, 94 zuzumuten ist oder ein Unterhaltsanspruch besteht, 
der nach § 94 Abs. 3 übergeht; in diesem Umfang werden diese Personen zu den Kosten 
herangezogen oder wird der Unterhaltsanspruch geltend gemacht. 

 
 
§ 93 Umfang der Heranziehung  
(1) Die Heranziehung zu den Kosten der in § 91 genannten Aufgaben erfolgt durch Erhebung 

eines Kostenbeitrags, soweit nicht nach § 94 Abs. 3 der Unterhaltsanspruch des Kindes 
oder des Jugendlichen übergeht. Der Kostenbeitrag wird nach Maßgabe der Absätze 2 bis 
4 sowie des § 94 ermittelt und durch Leistungsbescheid festgesetzt. Zusammenlebende El-
tern haften als Gesamtschuldner.  

(2) Die Eltern, von denen nach Absatz 1 ein Kostenbeitrag erhoben wird, sowie der junge 
Volljährige und der Leistungsberechtigte nach § 19 werden aus ihren Einkommen nach 
den §§ 79, 84, 85 und ihren Vermögen nach den §§ 88 und 89 des Bundessozialhilfegeset-
zes zu den Kosten herangezogen; lebten die Eltern oder ein Elternteil vor Beginn der Leis-
tung nicht mit dem Kind oder dem Jugendlichen zusammen, so ist zur Ermittlung der für 
sie maßgeblichen Einkommensgrenze § 79 Abs. 1 des Bundessozialhilfegesetzes anzu-
wenden.  

(3) Das Kind oder der Jugendliche soll nur aus seinem Einkommen nach Maßgabe der §§ 79, 
84 und 85 des Bundessozialhilfegesetzes zu den Kosten herangezogen werden.  

(4) Für die Ermittlung des Einkommens gelten die §§ 76 bis 78 des Bundessozialhilfegesetzes 
entsprechend. Als gleichartige Einrichtung im Sinne des § 85 des Bundessozialhilfegeset-
zes gilt auch eine selbständige sonstige Wohnform nach § 13 Abs. 3, §§ 19, 21, 34, die 
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Tagespflege nach § 23, die Vollzeitpflege nach § 33, die intensive sozialpädagogische 
Einzelbetreuung nach § 35 sowie die Eingliederungshilfe bei einer geeigneten Pflegeper-
son nach § 35a Abs. 2 Nr. 3.  

(5) Mittel in Höhe der Geldleistungen, die dem gleichen Zweck wie die jeweilige Leistung 
der Jugendhilfe dienen, sind neben dem Kostenbeitrag einzusetzen.  

(6) Von der Heranziehung der Eltern zu den Kosten ist abzusehen, wenn das Kind oder die 
Jugendliche schwanger ist oder ein leibliches Kind bis zur Vollendung seines sechsten 
Lebensjahres betreut. Von der Heranziehung soll im Einzelfall ganz oder teilweise abge-
sehen werden, wenn sonst Ziel und Zweck der Leistung gefährdet würden, sich aus der 
Heranziehung eine besondere Härte ergäbe oder wenn anzunehmen ist, daß der damit ver-
bundene Verwaltungsaufwand in keinem angemessenen Verhältnis zu dem Kostenbeitrag 
stehen wird. 

 
 
§ 94 Sonderregelungen für die Heranziehung der Eltern  
 (1) Wird Hilfe zur Erziehung (§ 91 Abs. 1 Nr. 4) oder Eingliederungshilfe für seelisch behin-

derte Kinder und Jugendliche (§ 91 Abs. 1 Nr. 5) gewährt, so gelten abweichend von § 93 
Abs. 2 bis 4 für die Heranziehung der Eltern oder Elternteile die nachfolgenden besonde-
ren Vorschriften.  

(2) Lebten die Eltern oder Elternteile vor Beginn der Hilfe mit dem Kind oder dem Jugendli-
chen zusammen, so sind sie in der Regel in Höhe der durch die auswärtige Unterbringung 
ersparten Aufwendungen zu den Kosten heranzuziehen. Für diese ersparten Aufwendun-
gen sollen nach Einkommensgruppen gestaffelte Pauschalbeträge festgelegt werden.  

(3) Lebten die Eltern oder Elternteile zu dem in Absatz 2 genannten Zeitpunkt nicht mit dem 
Kind oder dem Jugendlichen zusammen, so wird von ihnen kein Kostenbeitrag erhoben. 
Wird Hilfe zur Erziehung oder Eingliederungshilfe gewährt, zu deren Kosten die Eltern 
nach § 91 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe b bis d oder Nr. 5 Buchstabe b beizutragen haben, so 
geht der Unterhaltsanspruch des Kindes oder des Jugendlichen in Höhe des Betrages, der 
zu zahlen wäre, wenn die Leistung der Jugendhilfe und der sie veranlassende besondere 
Bedarf außer Betracht bleibt zusammen mit dem unterhaltsrechtlichen Auskunftsanspruch, 
auf den Träger der öffentlichen Jugendhilfe über, höchstens jedoch in Höhe der geleisteten 
Aufwendungen. Für die Vergangenheit können die Eltern oder Elternteile außer unter den 
Voraussetzungen des bürgerlichen Rechts nur in Anspruch genommen werden, wenn 
ihnen die Gewährung von Jugendhilfe unverzüglich schriftlich mitgeteilt worden ist. Über 
die Ansprüche nach den Sätzen 2 und 3 ist im Zivilrechtsweg zu entscheiden.  

(4) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe kann den auf ihn nach Absatz 3 übergegangenen 
Unterhaltsanspruch im Einvernehmen mit der Person, die zur gerichtlichen Geltendma-
chung des Unterhaltsanspruchs berechtigt wäre, zu diesem Zweck auf das Kind oder den 
Jugendlichen zurückübertragen und sich den geltend gemachten Anspruch abtreten lassen. 
Kosten, mit denen diese Person dadurch selbst belastet wird, sind zu übernehmen. 

 
 
§ 97a Pflicht zur Auskunft  
(1) Soweit dies für die Berechnung, die Übernahme oder den Erlaß eines Teilnahmebeitrags 

nach § 90 oder die Ermittlung eines Kostenbeitrags nach den §§ 93, 94 Abs. 1 und 2 er-
forderlich ist, sind Eltern oder Elternteile sowie junge Volljährige verpflichtet, dem örtli-
chen Träger über ihre Einkommens- und Vermögensverhältnisse Auskunft zu geben. El-
tern oder Elternteile, denen die Sorge für das Vermögen des Kindes oder des Jugendlichen 
zusteht, sind auch zur Auskunft über dessen Einkommen verpflichtet. Ist die Sorge über 
das Vermögen des Kindes oder des Jugendlichen anderen Personen übertragen, so treten 
diese an die Stelle der Eltern.  
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(2) Soweit dies für die Geltendmachung eines nach § 94 Abs. 3 übergegangenen Unterhalts-
anspruchs oder die Überleitung eines Unterhaltsanspruchs nach § 96 erforderlich ist, sind 
die Eltern oder Elternteile eines Kindes, Jugendlichen oder jungen Volljährigen sowie der 
Ehegatte oder Lebenspartner des jungen Volljährigen verpflichtet, dem örtlichen Träger 
über ihre Einkommens- und Vermögensverhältnisse Auskunft zu geben.  

(3) Die Pflicht zur Auskunft nach den Absätzen 1 und 2 umfaßt auch die Verpflichtung, Name 
und Anschrift des Arbeitgebers zu nennen, über die Art des Beschäftigungsverhältnisses 
Auskunft zu geben sowie auf Verlangen Beweisurkunden vorzulegen oder ihrer Vorlage 
zuzustimmen. Sofern landesrechtliche Regelungen nach § 90 Abs. 1 Satz 2 bestehen, in 
denen nach Einkommensgruppen gestaffelte Pauschalbeträge vorgeschrieben oder festge-
setzt sind, ist hinsichtlich der Höhe des Einkommens die Auskunftspflicht und die Pflicht 
zur Vorlage von Beweisurkunden für die Berechnung des Teilnahmebeitrags nach § 90 
Abs. 1 Nr. 3 auf die Angabe der Zugehörigkeit zu einer bestimmten Einkommensgruppe 
beschränkt.  

(4) Kommt eine der nach den Absätzen 1 und 2 zur Auskunft verpflichteten Personen ihrer 
Pflicht nicht nach oder bestehen tatsächliche Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit ihrer 
Auskunft, so ist der Arbeitgeber dieser Person verpflichtet, dem örtlichen Träger über die 
Art des Beschäftigungsverhältnisses und den Arbeitsverdienst dieser Person Auskunft zu 
geben; Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend. Der zur Auskunft verpflichteten Person ist vor 
einer Nachfrage beim Arbeitgeber eine angemessene Frist zur Erteilung der Auskunft zu 
setzen. Sie ist darauf hinzuweisen, daß nach Fristablauf die erforderlichen Auskünfte beim 
Arbeitgeber eingeholt werden.  

(5) Die nach den Absätzen 1 und 2 zur Erteilung einer Auskunft Verpflichteten können die 
Auskunft verweigern, soweit sie sich selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der 
Zivilprozeßordnung bezeichneten Angehörigen der Gefahr aussetzen würden, wegen einer 
Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit verfolgt zu werden. Die Auskunftspflichtigen sind 
auf ihr Auskunftsverweigerungsrecht hinzuweisen. 
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D.2.  BÜRGERLICHES GESETZBUCH (BGB) - AUSZUG 
 
 
Elterliche Sorge  
 
§ 1626 Elterliche Sorge, Grundsätze 
(1) Die Eltern haben die Pflicht und das Recht, für das minderjährige Kind zu sorgen (elterli-

che Sorge). Die elterliche Sorge umfasst die Sorge für die Person des Kindes (Personen-
sorge) und das Vermögen des Kindes (Vermögenssorge).  

(2) Bei der Pflege und Erziehung berücksichtigen die Eltern die wachsende Fähigkeit und das 
wachsende Bedürfnis des Kindes zu selbständigem verantwortungsbewusstem Handeln. 
Sie besprechen mit dem Kind, soweit es nach dessen Entwicklungsstand angezeigt ist, 
Fragen der elterlichen Sorge und streben Einvernehmen an.  

(3) Zum Wohl des Kindes gehört in der Regel der Umgang mit beiden Elternteilen. Gleiches 
gilt für den Umgang mit anderen Personen, zu denen das Kind Bindungen besitzt, wenn 
ihre Aufrechterhaltung für seine Entwicklung förderlich ist.  

 
  
§ 1626a Elterliche Sorge nicht miteinander verheirateter Eltern; Sorgeerklärungen 
(1) Sind die Eltern bei der Geburt des Kindes nicht miteinander verheiratet, so steht ihnen die 

elterliche Sorge dann gemeinsam zu, wenn sie  
  1. erklären, dass sie die Sorge gemeinsam übernehmen wollen (Sorgeerklärungen), oder 
  2. einander heiraten. 
(2) Im Übrigen hat die Mutter die elterliche Sorge.  
 
§ 1627 Ausübung der elterlichen Sorge 
Die Eltern haben die elterliche Sorge in eigener Verantwortung und in gegenseitigem Einver-
nehmen zum Wohl des Kindes auszuüben. Bei Meinungsverschiedenheiten müssen sie versu-
chen, sich zu einigen.  
 
 
§ 1629 Vertretung des Kindes 
(1) Die elterliche Sorge umfasst die Vertretung des Kindes. Die Eltern vertreten das Kind ge-

meinschaftlich; ist eine Willenserklärung gegenüber dem Kind abzugeben, so genügt die 
Abgabe gegenüber einem Elternteil. Ein Elternteil vertritt das Kind allein, soweit er die el-
terliche Sorge allein ausübt oder ihm die Entscheidung nach § 1628 übertragen ist. Bei 
Gefahr im Verzug ist jeder Elternteil dazu berechtigt, alle Rechtshandlungen vorzuneh-
men, die zum Wohl des Kindes notwendig sind; der andere Elternteil ist unverzüglich zu 
unterrichten.  

(2) Der Vater und die Mutter können das Kind insoweit nicht vertreten, als nach § 1795 ein 
Vormund von der Vertretung des Kindes ausgeschlossen ist. Steht die elterliche Sorge für 
ein Kind den Eltern gemeinsam zu, so kann der Elternteil, in dessen Obhut sich das Kind 
befindet, Unterhaltsansprüche des Kindes gegen den anderen Elternteil geltend machen. 
Das Familiengericht kann dem Vater und der Mutter nach § 1796 die Vertretung entzie-
hen; dies gilt nicht für die Feststellung der Vaterschaft.  

(3) Sind die Eltern des Kindes miteinander verheiratet, so kann ein Elternteil, solange die El-
tern getrennt leben oder eine Ehesache zwischen ihnen anhängig ist, Unterhaltsansprüche 
des Kindes gegen den anderen Elternteil nur im eigenen Namen geltend machen. Eine von 
einem Elternteil erwirkte gerichtliche Entscheidung und ein zwischen den Eltern geschlos-
sener gerichtlicher Vergleich wirken auch für und gegen das Kind.  
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§ 1630 Elterliche Sorge bei Pflegerbestellung oder Familienpflege 
(1) Die elterliche Sorge erstreckt sich nicht auf Angelegenheiten des Kindes, für die ein Pfle-

ger bestellt ist.  
(2) Steht die Personensorge oder die Vermögenssorge einem Pfleger zu, so entscheidet das 

Familiengericht, falls sich die Eltern und der Pfleger in einer Angelegenheit nicht einigen 
können, die sowohl die Person als auch das Vermögen des Kindes betrifft.  

(3) Geben die Eltern das Kind für längere Zeit in Familienpflege, so kann das Familiengericht 
auf Antrag der Eltern oder der Pflegeperson Angelegenheiten der elterlichen Sorge auf die 
Pflegeperson übertragen. Für die Übertragung auf Antrag der Pflegeperson ist die Zu-
stimmung der Eltern erforderlich. Im Umfang der Übertragung hat die Pflegeperson die 
Rechte und Pflichten eines Pflegers.  

 
  
§ 1631 Inhalt und Grenzen der Personensorge 
(1) Die Personensorge umfasst insbesondere die Pflicht und das Recht, das Kind zu pflegen, 

zu erziehen, zu beaufsichtigen und seinen Aufenthalt zu bestimmen.  
(2) Kinder haben ein Recht auf gewaltfreie Erziehung. Körperliche Bestrafungen, seelische 

Verletzungen und andere entwürdigende Maßnahmen sind unzulässig.  
(3) Das Familiengericht hat die Eltern auf Antrag bei der Ausübung der Personensorge in ge-
eigneten Fällen zu unterstützen.  
 
   
§ 1632 Herausgabe des Kindes; Bestimmung des Umgangs; Verbleibensanordnung bei 
Familienpflege 
(1) Die Personensorge umfasst das Recht, die Herausgabe des Kindes von jedem zu verlan-

gen, der es den Eltern oder einem Elternteil widerrechtlich vorenthält.  
(2) Die Personensorge umfasst ferner das Recht, den Umgang des Kindes auch mit Wirkung 

für und gegen Dritte zu bestimmen.  
(3) Über Streitigkeiten, die eine Angelegenheit nach Absatz 1 oder 2 betreffen, entscheidet 

das Familiengericht auf Antrag eines Elternteils.  
(4) Lebt das Kind seit längerer Zeit in Familienpflege und wollen die Eltern das Kind von der 

Pflegeperson wegnehmen, so kann das Familiengericht von Amts wegen oder auf Antrag 
der Pflegeperson anordnen, dass das Kind bei der Pflegeperson verbleibt, wenn und solan-
ge das Kindeswohl durch die Wegnahme gefährdet würde.  

 
 
§ 1666 Gerichtliche Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls 
(1) Wird das körperliche, geistige oder seelische Wohl des Kindes oder sein Vermögen durch 

missbräuchliche Ausübung der elterlichen Sorge, durch Vernachlässigung des Kindes, 
durch unverschuldetes Versagen der Eltern oder durch das Verhalten eines Dritten gefähr-
det, so hat das Familiengericht, wenn die Eltern nicht gewillt oder nicht in der Lage sind, 
die Gefahr abzuwenden, die zur Abwendung der Gefahr erforderlichen Maßnahmen zu 
treffen.  

(2) In der Regel ist anzunehmen, dass das Vermögen des Kindes gefährdet ist, wenn der Inha-
ber der Vermögenssorge seine Unterhaltspflicht gegenüber dem Kind oder seine mit der 
Vermögenssorge verbundenen Pflichten verletzt oder Anordnungen des Gerichts, die sich 
auf die Vermögenssorge beziehen, nicht befolgt.  

(3) Das Gericht kann Erklärungen des Inhabers der elterlichen Sorge ersetzen.  
(4) In Angelegenheiten der Personensorge kann das Gericht auch Maßnahmen mit Wirkung 

gegen einen Dritten treffen.  
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§ 1666a Grundsatz der Verhältnismäßigkeit; Vorrang öffentlicher Hilfen 
(1) Maßnahmen, mit denen eine Trennung des Kindes von der elterlichen Familie verbunden 

ist, sind nur zulässig, wenn der Gefahr nicht auf andere Weise, auch nicht durch öffentli-
che Hilfen, begegnet werden kann. Dies gilt auch, wenn einem Elternteil vorübergehend 
oder auf unbestimmte Zeit die Nutzung der Familienwohnung untersagt werden soll. Wird 
einem Elternteil oder einem Dritten die Nutzung der vom Kind mitbewohnten oder einer 
anderen Wohnung untersagt, ist bei der Bemessung der Dauer der Maßnahme auch zu be-
rücksichtigen, ob diesem das Eigentum, das Erbbaurecht oder der Nießbrauch an dem 
Grundstück zusteht, auf dem sich die Wohnung befindet; Entsprechendes gilt für das 
Wohnungseigentum, das Dauerwohnrecht, das dingliche Wohnrecht oder wenn der Eltern-
teil oder Dritte Mieter der Wohnung ist.  

(2) Die gesamte Personensorge darf nur entzogen werden, wenn andere Maßnahmen erfolglos 
geblieben sind oder wenn anzunehmen ist, dass sie zur Abwendung der Gefahr nicht aus-
reichen.  

   
 
§ 1684 Umgang des Kindes mit den Eltern 
(1) Das Kind hat das Recht auf Umgang mit jedem Elternteil; jeder Elternteil ist zum Umgang 

mit dem Kind verpflichtet und berechtigt.  
(2) Die Eltern haben alles zu unterlassen, was das Verhältnis des Kindes zum jeweils anderen 

Elternteil beeinträchtigt oder die Erziehung erschwert. Entsprechendes gilt, wenn sich das 
Kind in der Obhut einer anderen Person befindet.  

(3) Das Familiengericht kann über den Umfang des Umgangsrechts entscheiden und seine 
Ausübung, auch gegenüber Dritten, näher regeln. Es kann die Beteiligten durch Anord-
nungen zur Erfüllung der in Absatz 2 geregelten Pflicht anhalten.  

(4) Das Familiengericht kann das Umgangsrecht oder den Vollzug früherer Entscheidungen 
über das Umgangsrecht einschränken oder ausschließen, soweit dies zum Wohl des Kin-
des erforderlich ist. Eine Entscheidung, die das Umgangsrecht oder seinen Vollzug für 
längere Zeit oder auf Dauer einschränkt oder ausschließt, kann nur ergehen, wenn andern-
falls das Wohl des Kindes gefährdet wäre. Das Familiengericht kann insbesondere anord-
nen, dass der Umgang nur stattfinden darf, wenn ein mitwirkungsbereiter Dritter anwe-
send ist. Dritter kann auch ein Träger der Jugendhilfe oder ein Verein sein; dieser be-
stimmt dann jeweils, welche Einzelperson die Aufgabe wahrnimmt.  

 
 
§ 1685 Umgang des Kindes mit anderen Bezugspersonen 
(1) Großeltern und Geschwister haben ein Recht auf Umgang mit dem Kind, wenn dieser dem 

Wohl des Kindes dient.  
(2) Gleiches gilt für den Ehegatten oder früheren Ehegatten sowie den Lebenspartner oder 

früheren Lebenspartner eines Elternteils, der mit dem Kind längere Zeit in häuslicher Ge-
meinschaft gelebt hat, und für Personen, bei denen das Kind längere Zeit in Familienpfle-
ge war.  

(3) § 1684 Abs. 2 bis 4 gilt entsprechend. 
 
§ 1687 Ausübung der gemeinsamen Sorge bei Getrenntleben 
(1) Leben Eltern, denen die elterliche Sorge gemeinsam zusteht, nicht nur vorübergehend ge-

trennt, so ist bei Entscheidungen in Angelegenheiten, deren Regelung für das Kind von 
erheblicher Bedeutung ist, ihr gegenseitiges Einvernehmen erforderlich. Der Elternteil, bei 
dem sich das Kind mit Einwilligung des anderen Elternteils oder auf Grund einer gericht-
lichen Entscheidung gewöhnlich aufhält, hat die Befugnis zur alleinigen Entscheidung in 
Angelegenheiten des täglichen Lebens. Entscheidungen in Angelegenheiten des täglichen 
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Lebens sind in der Regel solche, die häufig vorkommen und die keine schwer abzuän-
dernden Auswirkungen auf die Entwicklung des Kindes haben. Solange sich das Kind mit 
Einwilligung dieses Elternteils oder auf Grund einer gerichtlichen Entscheidung bei dem 
anderen Elternteil aufhält, hat dieser die Befugnis zur alleinigen Entscheidung in Angele-
genheiten der tatsächlichen Betreuung. § 1629 Abs. 1 Satz 4 und § 1684 Abs. 2 Satz 1 gel-
ten entsprechend.  

(2) Das Familiengericht kann die Befugnisse nach Absatz 1 Satz 2 und 4 einschränken oder 
ausschließen, wenn dies zum Wohl des Kindes erforderlich ist.  

 
  
§ 1687a Entscheidungsbefugnisse des nicht sorgeberechtigten Elternteils 
Für jeden Elternteil, der nicht Inhaber der elterlichen Sorge ist und bei dem sich das Kind mit 
Einwilligung des anderen Elternteils oder eines sonstigen Inhabers der Sorge oder auf Grund 
einer gerichtlichen Entscheidung aufhält, gilt § 1687 Abs. 1 Satz 4 und 5 und Abs. 2 entspre-
chend.  
  
§ 1688 Entscheidungsbefugnisse der Pflegeperson 
(1) Lebt ein Kind für längere Zeit in Familienpflege, so ist die Pflegeperson berechtigt, in 

Angelegenheiten des täglichen Lebens zu entscheiden sowie den Inhaber der elterlichen 
Sorge in solchen Angelegenheiten zu vertreten. Sie ist befugt, den Arbeitsverdienst des 
Kindes zu verwalten sowie Unterhalts-, Versicherungs-, Versorgungs- und sonstige Sozi-
alleistungen für das Kind geltend zu machen und zu verwalten. § 1629 Abs. 1 Satz 4 gilt 
entsprechend.  

(2) Der Pflegeperson steht eine Person gleich, die im Rahmen der Hilfe nach den §§ 34, 35 
und 35a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 und 4 des Achten Buches Sozialgesetzbuch die Erziehung und 
Betreuung eines Kindes übernommen hat.  

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, wenn der Inhaber der elterlichen Sorge etwas anderes 
erklärt. Das Familiengericht kann die Befugnisse nach den Absätzen 1 und 2 einschränken 
oder ausschließen, wenn dies zum Wohl des Kindes erforderlich ist.  

(4) Für eine Person, bei der sich das Kind auf Grund einer gerichtlichen Entscheidung nach § 
1632 Abs. 4 oder § 1682 aufhält, gelten die Absätze 1 und 3 mit der Maßgabe, dass die 
genannten Befugnisse nur das Familiengericht einschränken oder ausschließen kann.  
  

 
 
Vormundschaft und Pflegschaft  
 
§ 1773 Voraussetzungen 
(1) Ein Minderjähriger erhält einen Vormund, wenn er nicht unter elterlicher Sorge steht oder 

wenn die Eltern weder in den die Person noch in den das Vermögen betreffenden Angele-
genheiten zur Vertretung des Minderjährigen berechtigt sind.  

(2) Ein Minderjähriger erhält einen Vormund auch dann, wenn sein Familienstand nicht zu 
ermitteln ist.  

 
  
§ 1774 Anordnung von Amts wegen 
Das Vormundschaftsgericht hat die Vormundschaft von Amts wegen anzuordnen. Ist anzu-
nehmen, dass ein Kind mit seiner Geburt eines Vormunds bedarf, so kann schon vor der Ge-
burt des Kindes ein Vormund bestellt werden; die Bestellung wird mit der Geburt des Kindes 
wirksam.  
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§ 1775 Mehrere Vormünder 
Das Vormundschaftsgericht kann ein Ehepaar gemeinschaftlich zu Vormündern bestellen. Im 
Übrigen soll das Vormundschaftsgericht, sofern nicht besondere Gründe für die Bestellung 
mehrerer Vormünder vorliegen, für den Mündel und, wenn Geschwister zu bevormunden 
sind, für alle Mündel nur einen Vormund bestellen.  
 
  
§ 1776 Benennungsrecht der Eltern 
(1) Als Vormund ist berufen, wer von den Eltern des Mündels als Vormund benannt ist.  
(2) Haben der Vater und die Mutter verschiedene Personen benannt, so gilt die Benennung 

durch den zuletzt verstorbenen Elternteil.  
 
 
 § 1779 Auswahl durch das Vormundschaftsgericht 
(1) Ist die Vormundschaft nicht einem nach § 1776 Berufenen zu übertragen, so hat das Vor-

mundschaftsgericht nach Anhörung des Jugendamts den Vormund auszuwählen.  
(2) Das Vormundschaftsgericht soll eine Person auswählen, die nach ihren persönlichen Ver-

hältnissen und ihrer Vermögenslage sowie nach den sonstigen Umständen zur Führung der 
Vormundschaft geeignet ist. Bei der Auswahl unter mehreren geeigneten Personen sind 
der mutmaßliche Wille der Eltern, die persönlichen Bindungen des Mündels, die Ver-
wandtschaft oder Schwägerschaft mit dem Mündel sowie das religiöse Bekenntnis des 
Mündels zu berücksichtigen.  

(3) Das Vormundschaftsgericht soll bei der Auswahl des Vormunds Verwandte oder Ver-
schwägerte des Mündels hören, wenn dies ohne erhebliche Verzögerung und ohne unver-
hältnismäßige Kosten geschehen kann. Die Verwandten und Verschwägerten können von 
dem Mündel Ersatz ihrer Auslagen verlangen; der Betrag der Auslagen wird von dem 
Vormundschaftsgericht festgesetzt.  

 
  
§ 1789 Bestellung durch das Vormundschaftsgericht 
Der Vormund wird von dem Vormundschaftsgericht durch Verpflichtung zu treuer und ge-
wissenhafter Führung der Vormundschaft bestellt. Die Verpflichtung soll mittels Handschlags 
an Eides statt erfolgen. 
  
  
§ 1790 Bestellung unter Vorbehalt 
Bei der Bestellung des Vormunds kann die Entlassung für den Fall vorbehalten werden, dass 
ein bestimmtes Ereignis eintritt oder nicht eintritt.  
 
  
§ 1791 Bestallungsurkunde 
(1) Der Vormund erhält eine Bestallung.  
(2) Die Bestallung soll enthalten den Namen und die Zeit der Geburt des Mündels, die Namen 

des Vormunds, des Gegenvormunds und der Mitvormünder sowie im Falle der Teilung 
der Vormundschaft die Art der Teilung.  

 
  
§ 1791b Bestellte Amtsvormundschaft des Jugendamts 
(1) Ist eine als Einzelvormund geeignete Person nicht vorhanden, so kann auch das Jugendamt 

zum Vormund bestellt werden. Das Jugendamt kann von den Eltern des Mündels weder 
benannt noch ausgeschlossen werden.  
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(2) Die Bestellung erfolgt durch schriftliche Verfügung des Vormundschaftsgerichts; die §§ 
1789, 1791 sind nicht anzuwenden.  

  
 
§ 1793 Aufgaben des Vormunds, Haftung des Mündels 
(1) Der Vormund hat das Recht und die Pflicht, für die Person und das Vermögen des Mün-

dels zu sorgen, insbesondere den Mündel zu vertreten. § 1626 Abs. 2 gilt entsprechend. Ist 
der Mündel auf längere Dauer in den Haushalt des Vormunds aufgenommen, so gelten 
auch die §§ 1618a, 1619, 1664 entsprechend.  

(2) Für Verbindlichkeiten, die im Rahmen der Vertretungsmacht nach Absatz 1 gegenüber 
dem Mündel begründet werden, haftet der Mündel entsprechend § 1629a.  

 
  
§ 1794 Beschränkung durch Pflegschaft 
Das Recht und die Pflicht des Vormunds, für die Person und das Vermögen des Mündels zu 
sorgen, erstreckt sich nicht auf Angelegenheiten des Mündels, für die ein Pfleger bestellt ist.  
  
 
§ 1909 Ergänzungspflegschaft 
(1) Wer unter elterlicher Sorge oder unter Vormundschaft steht, erhält für Angelegenheiten, 

an deren Besorgung die Eltern oder der Vormund verhindert sind, einen Pfleger. Er erhält 
insbesondere einen Pfleger zur Verwaltung des Vermögens, das er von Todes wegen er-
wirbt oder das ihm unter Lebenden unentgeltlich zugewendet wird, wenn der Erblasser 
durch letztwillige Verfügung, der Zuwendende bei der Zuwendung bestimmt hat, dass die 
Eltern oder der Vormund das Vermögen nicht verwalten sollen.  

(2) Wird eine Pflegschaft erforderlich, so haben die Eltern oder der Vormund dies dem Vor-
mundschaftsgericht unverzüglich anzuzeigen.  

(3) Die Pflegschaft ist auch dann anzuordnen, wenn die Voraussetzungen für die Anordnung 
einer Vormundschaft vorliegen, ein Vormund aber noch nicht bestellt ist.  
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D.3.  GESETZ ÜBER DIE ANGELEGENHEITEN DER FREIWILLIGEN 
GERICHTSBARKEIT (FGG) - AUSZUG 
 
 
§ 49 Anhörung des Jugendamtes durch das Vormundschaftsgericht 
(1) Das Vormundschaftsgericht hört das Jugendamt vor einer Entscheidung nach folgenden 

Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs:  
  1. Annahme als Kind (§ 1741), sofern das Jugendamt nicht eine gutachtliche Äußerung 

nach § 56d abgegeben hat, 
  2. Ersetzung der Einwilligung eines Elternteils in die Annahme als Kind (§ 1748), 
  3. Aufhebung des Annahmeverhältnisses (§§ 1760 und 1763), 
  4. Rückübertragung der elterlichen Sorge (§ 1751 Abs. 3, § 1764 Abs. 4). 
(2) In den Fällen des § 11 Abs. 1 Nr. 2 und 3 des Adoptionsvermittlungsgesetzes hört das 

Vormundschaftsgericht vor dem Ausspruch der Annahme außerdem die zentrale Adopti-
onsstelle des Landesjugendamts, die nach § 11 Abs. 2 des Adoptionsvermittlungsgesetzes 
beteiligt worden ist. Ist eine zentrale Adoptionsstelle nicht beteiligt worden, so tritt an sei-
ne Stelle das Landesjugendamt, in dessen Bereich das Jugendamt liegt, das nach Absatz 1 
Gelegenheit zur Äußerung erhält oder das eine gutachtliche Äußerung nach § 56d abgege-
ben hat.  

(3) Dem Jugendamt und dem Landesjugendamt sind alle Entscheidungen des Gerichts be-
kannt zu machen, zu denen sie nach dieser Vorschrift zu hören waren.  

(4) Bei Gefahr im Verzuge kann das Vormundschaftsgericht einstweilige Anordnungen schon 
vor Anhörung des Jugendamts treffen. Die Anhörung ist unverzüglich nachzuholen.  
  

 
§ 49a Anhörung des Jugendamtes durch das Familiengericht 
(1) Das Familiengericht hört das Jugendamt vor einer Entscheidung nach folgenden Vor-

schriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs:  
 1. Befreiung vom Erfordernis der Volljährigkeit (§ 1303 Abs. 2), 
 2. Ersetzung der Zustimmung zur Bestätigung der Ehe (§ 1315 Abs. 1 Satz 3 zweiter 
Halbsatz), 
 3. Übertragung von Angelegenheiten der elterlichen Sorge auf die Pflegeperson (§ 1630 
Abs. 3), 
 4. Unterstützung der Eltern bei der Ausübung der Personensorge (§ 1631 Abs. 3), 
 5. Unterbringung, die mit Freiheitsentziehung verbunden ist (§§ 1631b, 1800, 1915), 
 6. Herausgabe des Kindes, Wegnahme von der Pflegeperson (§ 1632 Abs. 1, 4) oder von 
dem Ehegatten oder Umgangsberechtigten (§ 1682), 
 7. Umgang mit dem Kind (§ 1632 Abs. 2, §§ 1684, 1685), 
 8. Gefährdung des Kindeswohls (§ 1666), 
 9. Sorge bei Getrenntleben der Eltern (§§ 1671, 1672 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs, Artikel 224 § 2 Abs. 3 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche), 
 10. Ruhen der elterlichen Sorge (§ 1678 Abs. 2), 
 11. elterliche Sorge nach Tod eines Elternteils (§ 1680 Abs. 2, § 1681), 
 12. elterliche Sorge nach Entziehung (§ 1680 Abs. 3). 

(2) Das Familiengericht soll das Jugendamt in Verfahren über die Überlassung der Ehewoh-
nung (§ 1361b des Bürgerlichen Gesetzbuchs) oder nach § 2 des Gewaltschutzgesetzes 
vor einer ablehnenden Entscheidung anhören, wenn Kinder im Haushalt der Beteiligten 
leben.  

(3) § 49 Abs. 3 und 4 gilt entsprechend.    
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§ 50 Pflegebestellung 
(1) Das Gericht kann dem minderjährigen Kind einen Pfleger für ein seine Person betreffen-

des Verfahren bestellen, soweit dies zur Wahrnehmung seiner Interessen erforderlich ist.  
(2) Die Bestellung ist in der Regel erforderlich, wenn  
  1. das Interesse des Kindes zu dem seiner gesetzlichen Vertreter in erheblichem Gegensatz 

steht, 
  2. Gegenstand des Verfahrens Maßnahmen wegen Gefährdung des Kindeswohls sind, mit 

denen die Trennung des Kindes von seiner Familie oder die Entziehung der gesamten Per-
sonensorge verbunden ist (§§ 1666, 1666a des Bürgerlichen Gesetzbuchs), oder 

  3. Gegenstand des Verfahrens die Wegnahme des Kindes von der Pflegeperson (§ 1632 
Abs. 4 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) oder von dem Ehegatten, dem Lebenspartner oder 
Umgangsberechtigten (§ 1682 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) ist. 
Sieht das Gericht in diesen Fällen von der Bestellung eines Pflegers für das Verfahren ab, 
so ist dies in der Entscheidung zu begründen, die die Person des Kindes betrifft.  

(3) Die Bestellung soll unterbleiben oder aufgehoben werden, wenn die Interessen des Kindes 
von einem Rechtsanwalt oder einem anderen geeigneten Verfahrensbevollmächtigten an-
gemessen vertreten werden.  

(4) Die Bestellung endet, sofern sie nicht vorher aufgehoben wird,  
  1. mit der Rechtskraft der das Verfahren abschließenden Entscheidung oder 
  2. mit dem sonstigen Abschluß des Verfahrens. 
(5) Der Ersatz von Aufwendungen und die Vergütung des Pflegers bestimmen sich entspre-

chend § 67 Abs. 3.  
 
 
§ 50 a Anhörung der Eltern 
(1) Das Gericht hört in einem Verfahren, das die Personen- oder Vermögenssorge für ein 

Kind betrifft, die Eltern an. In Angelegenheiten der Personensorge soll das Gericht die El-
tern in der Regel persönlich anhören. In den Fällen der §§ 1666 und 1666a des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs sind die Eltern stets persönlich anzuhören, um mit ihnen zu klären, wie 
die Gefährdung des Kindeswohls abgewendet werden kann.  

(2) Einen Elternteil, dem die Sorge nicht zusteht, hört das Gericht an, es sei denn, daß von der 
Anhörung eine Aufklärung nicht erwartet werden kann.  

(3) Das Gericht darf von der Anhörung nur aus schwerwiegenden Gründen absehen. Unter-
bleibt die Anhörung allein wegen Gefahr im Verzug, so ist sie unverzüglich nachzuholen.  

(4) Die Absätze 2 und 3 gelten für die Eltern des Mündels entsprechend.  
  

 
§ 50b Anhörung des Kindes 
(1) Das Gericht hört in einem Verfahren, das die Personen- oder Vermögenssorge betrifft, das 

Kind persönlich an, wenn die Neigungen, Bindungen oder der Wille des Kindes für die 
Entscheidung von Bedeutung sind oder wenn es zur Feststellung des Sachverhalts ange-
zeigt erscheint, daß sich das Gericht von dem Kind einen unmittelbaren Eindruck ver-
schafft.  

(2) Hat ein Kind das vierzehnte Lebensjahr vollendet und ist es nicht geschäftsunfähig, so 
hört das Gericht in einem Verfahren, das die Personensorge betrifft, das Kind stets persön-
lich an. In vermögensrechtlichen Angelegenheiten soll das Kind persönlich angehört wer-
den, wenn dies nach der Art der Angelegenheit angezeigt erscheint. Bei der Anhörung soll 
das Kind, soweit nicht Nachteile für seine Entwicklung oder Erziehung zu befürchten 
sind, über den Gegenstand und möglichen Ausgang des Verfahrens in geeigneter Weise 
unterrichtet werden; ihm ist Gelegenheit zur Äußerung zu geben.  
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(3) In den Fällen des Absatzes 1 und des Absatzes 2 Satz 1 darf das Gericht von der Anhö-
rung nur aus schwerwiegenden Gründen absehen. Unterbleibt die Anhörung allein wegen 
Gefahr im Verzug, so ist sie unverzüglich nachzuholen.  

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für Mündel entsprechend.  
  

 
§ 50c Anhörung der Pflegeperson 
Lebt ein Kind seit längerer Zeit in Familienpflege, so hört das Gericht in allen die Person des 
Kindes betreffenden Angelegenheiten auch die Pflegeperson an, es sei denn, daß davon eine 
Aufklärung nicht erwartet werden kann. Satz 1 gilt entsprechend, wenn das Kind auf Grund 
einer Entscheidung nach § 1682 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bei dem dort genannten Ehe-
gatten, Lebenspartner oder Umgangsberechtigten lebt. 
  
 
§ 50d Einstweilige Anordnung bei Herausgabe des Kindes 
Ordnet das Gericht die Herausgabe eines Kindes an, so kann es die Herausgabe der zum per-
sönlichen Gebrauch des Kindes bestimmten Sachen durch einstweilige Anordnung regeln.  
  
 
§ 52 Hinwirken auf Einvernehmen, Aussetzung 
(1) In einem die Person eines Kindes betreffenden Verfahren soll das Gericht so früh wie 

möglich und in jeder Lage des Verfahrens auf ein Einvernehmen der Beteiligten hinwir-
ken. Es soll die Beteiligten so früh wie möglich anhören und auf bestehende Möglichkei-
ten der Beratung durch die Beratungsstellen und -dienste der Träger der Jugendhilfe ins-
besondere zur Entwicklung eines einvernehmlichen Konzepts für die Wahrnehmung der 
elterlichen Sorge und der elterlichen Verantwortung hinweisen.  

(2) Soweit dies nicht zu einer für das Kindeswohl nachteiligen Verzögerung führt, soll das 
Gericht das Verfahren aussetzen, wenn  

  1. die Beteiligten bereit sind, außergerichtliche Beratung in Anspruch zu nehmen, oder 
  2. nach freier Überzeugung des Gerichts Aussicht auf ein Einvernehmen der Beteiligten 

besteht; in diesem Fall soll das Gericht den Beteiligten nahelegen, eine außergerichtliche 
Beratung in Anspruch zu nehmen. 

(3) Im Fall des Absatzes 2 kann das Gericht eine einstweilige Anordnung über den Verfah-
rensgegenstand von Amts wegen erlassen.  
 
  

§ 52a Vermittlung 
(1) Macht ein Elternteil geltend, daß der andere Elternteil die Durchführung einer gerichtli-

chen Verfügung über den Umgang mit dem gemeinschaftlichen Kind vereitelt oder er-
schwert, so vermittelt das Familiengericht auf Antrag eines Elternteils zwischen den El-
tern. Das Gericht kann die Vermittlung ablehnen, wenn bereits ein Vermittlungsverfahren 
oder eine anschließende außergerichtliche Beratung erfolglos geblieben ist.  

(2) Das Gericht hat die Eltern alsbald zu einem Vermittlungstermin zu laden. Zu diesem Ter-
min soll das Gericht das persönliche Erscheinen der Eltern anordnen. In der Ladung weist 
das Gericht auf die möglichen Rechtsfolgen eines erfolglosen Vermittlungsverfahrens 
nach Absatz 5 hin. In geeigneten Fällen bittet das Gericht das Jugendamt um Teilnahme 
an dem Termin.  

(3) In dem Termin erörtert das Gericht mit den Eltern, welche Folgen das Unterbleiben des 
Umgangs für das Wohl des Kindes haben kann. Es weist auf die Rechtsfolgen hin, die sich 
aus einer Vereitelung oder Erschwerung des Umgangs ergeben können, insbesondere auf 
die Möglichkeiten der Durchsetzung mit Zwangsmitteln nach § 33 oder der Einschrän-
kung und des Entzugs der Sorge unter den Voraussetzungen der §§ 1666, 1671 und 1696 
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des Bürgerlichen Gesetzbuchs. Es weist die Eltern auf die bestehenden Möglichkeiten der 
Beratung durch die Beratungsstellen und -dienste der Träger der Jugendhilfe hin.  

(4) Das Gericht soll darauf hinwirken, daß die Eltern Einvernehmen über die Ausübung des 
Umgangs erzielen. Das Ergebnis der Vermittlung ist im Protokoll festzuhalten. Soweit die 
Eltern Einvernehmen über eine von der gerichtlichen Verfügung abweichende Regelung 
des Umgangs erzielen und diese dem Wohl des Kindes nicht widerspricht, ist die Um-
gangsregelung als Vergleich zu protokollieren; dieser tritt an die Stelle der bisherigen ge-
richtlichen Verfügung. Wird ein Einvernehmen nicht erzielt, sind die Streitpunkte im Pro-
tokoll festzuhalten.  

(5) Wird weder eine einvernehmliche Regelung des Umgangs noch Einvernehmen über eine 
nachfolgende Inanspruchnahme außergerichtlicher Beratung erreicht oder erscheint min-
destens ein Elternteil in dem Vermittlungstermin nicht, so stellt das Gericht durch nicht 
anfechtbaren Beschluß fest, daß das Vermittlungsverfahren erfolglos geblieben ist. In die-
sem Fall prüft das Gericht, ob Zwangsmittel ergriffen, Änderungen der Umgangsregelung 
vorgenommen oder Maßnahmen in bezug auf die Sorge ergriffen werden sollen. Wird ein 
entsprechendes Verfahren von Amts wegen oder auf einen binnen eines Monats gestellten 
Antrag eines Elternteils eingeleitet, so werden die Kosten des Vermittlungsverfahrens als 
Teil der Kosten des anschließenden Verfahrens behandelt.  

 
 



ANHANG F  
 
 

DOKUMENTATION DER FACHTAGUNG  
QUALITÄTSENTWICKLUNG IM PFLEGEKINDERWESEN  

VOM 22.11.2001 
 
 
 
INHALTSVERZEICNIS 
 

 
F.1.   ELF JAHRE PFLEGEKINDERWESEN IN SACHSEN-ANHALT ........................................... 2 
 
F.2.   QUALITÄT IM PFLEGEKINDERWESEN - GRUNDLAGEN DER QUALITÄTSDISKUSSION IN 
DER JUGENDHILFE ................................................................................................................ 12 
 
F.3.   DIE POSITION DES KINDES STÄRKEN - QUALITÄT FÜR PFLEGEKINDER ALS 
HERAUSFORDERUNG DER JUGENDHILFE ............................................................................. 22 
 
F.4.   WAS IST GUTE QUALITÄT IM PFLEGEKINDERBEREICH? ............................................ 34 
 



DOKUMENTATION DER FACHTAGUNG VOM 22.11.2001    
 

2   HANDBUCH FÜR DAS PFLEGEKINDERWESEN IN SACHSEN-ANHALT 

F.1.   ELF JAHRE PFLEGEKINDERWESEN IN SACHSEN-ANHALT 
 
Von Dr. R. Schunke 
 
Gerade in diesem Monat besteht das Land Sachsen-Anhalt 11 Jahre und gleichzeitig können 
wir gemeinsam auf ein über 10 - jähriges Wirken im Pflegekinderwesen zurückblicken; das 
betrifft sowohl die Landkreise als auch die kreisfreien Städte, deren Vertreter ich hier noch-
mals besonders begrüße. Ohne Sie, ohne Ihr Engagement, Ihre Bereitschaft sich immer neuen 
Aufgaben zu stellen, wäre die Entwicklung des Pflegekinderwesens in Sachsen-Anhalt nicht 
möglich gewesen. Ebenso wichtig sind natürlich ihre Partner – die Pflegeeltern – deren Leis-
tungen in nichts geringer zu schätzen sind. 
 
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren,  
gestatten Sie mir daher einen Rückblick auf unseren gemeinsamen Weg: 
 
Das Ende der DDR und die Herstellung der deutschen Einheit haben die Jugendhilfe in den 
neuen Bundesländern in eine schwierige Übergangssituation gebracht. Mit dem Neuaufbau 
des Landes Sachsen-Anhalt begann auch ein Aufbruch in den Bereichen der Bildung und Er-
ziehung.  
 
Bekanntermaßen veränderte die Einführung des Kinder – und Jugendhilfegesetzes in den neu-
en Bundesländern die Lage der Jugendhilfe nahezu umfassend. Sie wurde mit einem Jugend-
hilferecht konfrontiert, dass innerhalb eines anderen gesellschaftlichen Systems in einer ande-
ren historischen Lage entstanden war: 
 
Im Mittelpunkt der Jugendhilfe der BRD stand “der junge Mensch und das Recht auf Förde-
rung seiner Entwicklung und Erziehung zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfä-
higen Persönlichkeit”.  
 
Demgegenüber bedeutete Erziehung in der DDR weithin “gesellschaftliche” Erziehung, die 
die “Sozialistische Persönlichkeit” zum Ziel und die Herausbildung bestimmter Persönlich-
keitsmerkmale zum Gegenstand hatte, die möglichst bei allen Bürgern gleichermaßen einheit-
lich entwickelt sein sollten. 
 
Angebote öffentlicher Erziehungshilfe, wie wir sie heute nach dem KJHG verstehen, existier-
ten in der DDR vorwiegend in Form von Kinder- und Jugendheimen.  
 
Aufgrund dieser Gegebenheiten war es nicht verwunderlich, wenn die nun schon seit mehre-
ren Generationen so praktizierte Erziehung auch bei bewussten und engagierten Eltern im 
Land Sachsen-Anhalt als selbstverständlich galten. Von der Gesellschaft wurden wesentliche 
Hilfen der öffentlichen Hand vor allem als Entlastungsangebote für Erziehende erwartet. 
 
Die Familie wurde in ihrer Funktionalität und Bedeutsamkeit für die Reifung gerade jüngerer 
Kinder nicht in dem Maße wahrgenommen, wie es ihr nach historischen und fachlichen Er-
kenntnissen, nicht zuletzt aber auch nach den Erfahrungen heutiger Kinder- und Jugendprob-
lematik zukommt.  
 
Diese grundsätzlichen Bemerkungen sollen an die Schwierigkeiten erinnern, die mit dem 
Aufbau eines Pflegekinderwesens  hier in Sachsen-Anhalt verbunden waren. Im Gegensatz zu 
anderen professionellen Erziehungshilfen lebt ja das Pflegekinderwesen wesentlich von  
• der Anerkennung der Notwendigkeit und der Qualität familiärer Erziehung, 



  DOKUMENTATION DER FACHTAGUNG VOM 22.11.2001  

   HANDBUCH FÜR DAS PFLEGEKINDERWESEN IN SACHSEN-ANHALT 3 

• aber auch von dem freiwilligen Engagement von Eltern oder Elternteilen, solche Ange-
bote zur Verfügung zu stellen und einen Teil von Verantwortung im Erziehungshilfebe-
reich zu übernehmen und in das persönliche Leben zu integrieren.  

 
Für viele Menschen im Land Sachsen-Anhalt, besonders aber auch für Sie als Fachkräfte der 
Jugendhilfe galt es, neu die Grenzen einer öffentlichen Erziehung und den unabdingbaren 
Wert familiärer Erziehung zu erkennen.  
 
Mit der Neugründung des Landes Sachsen-Anhalt galt auch das Kinder- und Jugendhilfege-
setz, das mit der Regelung der Vollzeitpflege im § 33 KJHG eine rechtliche Möglichkeit zur 
Verfügung stellte, nichtprofessionelle Hilfe, also Pflegeeltern, in die öffentliche Erziehungs-
hilfe einzubinden. 4500 Kinder und Jugendliche befanden sich in den Heimen des Landes. 
Pflegefamilien als Möglichkeit einer öffentlichen Erziehungshilfe gab es zu diesem Zeitpunkt 
im Land noch nicht. Pflegekinder lebten z. Teil bei Großeltern, anderen näheren Verwandten 
oder auch Vormündern im Sinne familiärer Unterstützung.  
Vor uns allen standen solche Aufgaben, wie  
• die Entwicklung von Strukturen im Pflegekinderwesen, 
• bestehende Ressentiments gegenüber nichtprofessioneller Familienerziehung durch 

fachliche Weiterbildung in den Jugendämtern entgegenzuwirken  
• sowie rechtliche Grundlagen zu schaffen und u. a. die notwendige finanzielle Sicher-

heit, aber auch die erforderliche fachliche Begleitung von Pflegeeltern zu regeln. 
 
Noch vor dem Ausführungsgesetz zum KJHG Land Sachsen-Anhalt vom August 1991 wur-
den im “Erlass zur Förderung von Hilfen zur Erziehung in Pflegefamilien und sozialpädago-
gischen Pflegestellen” vom 1.5.91 die Vermittlung, Begleitung und finanzielle Versorgung 
von Pflegeeltern bzw. –kindern geregelt. Durch die im Erlass vorgenommene Unterscheidung 
zwischen Vollzeit- und Teilzeitpflege, besonders aber zwischen Pflegefamilien und sozialpä-
dagogischen Pflegestellen, die zumindest bei einem Elternteil sozialpädagogische Erfahrun-
gen oder Berufsabschlüsse voraussetzen, wurden differenzierte Hilfeformen entsprechend 
dem vorhandenen Bedarf im Einzelfall vorgesehen. Wesentlicher Bestandteil dieses Erlasses 
war die Regelung des Pflegegeldes. Ein Grundbetrag zwischen 480,- DM und 690,- DM mo-
natlich sowie ein zusätzliches Erziehungsgeld von 130,- DM bis 150,- DM erschienen für die 
allgemeine Finanzsituation der öffentlichen Haushalte zur damaligen Zeit relativ hoch. Sie 
orientierten sich frühzeitig an altbundesdeutschen Sätzen. Jedoch sollte mit der Festlegung in 
einer solchen Höhe angesichts des allgemeinen Anstiegs der Lebenshaltungskosten (beson-
ders Mieten, Energie) ein deutliches Signal gesetzt werden, dass jemand, der ein Pflegekind 
aufnimmt, darauf vertrauen kann, zumindest seine materiellen Aufwendungen bei der Pflege 
und Erziehung auch erstattet zu bekommen.  
 
Eine solche Absicherung erschien auch hinsichtlich der steigenden Zahl von arbeitslosen 
Frauen richtig, die relativ häufig aus pädagogischen Berufen kommend ein wichtiges Potenti-
al möglicher Pflegeeltern darstellten. Deshalb wurde für sozialpädagogische Pflegestellen 
auch das Erziehungsgeld mit 400,- DM monatlich relativ hoch angesetzt. 
 
Der Erlass sollte nur die notwendigen rechtlichen und finanziellen Rahmenbedingungen her-
stellen. Genauso wichtig erschien es, das fachliche Verständnis für den gegebenen Bedarf und 
eine Ermessensausübung im Einzelfall anzuregen.  
Gezielt wurden multiplikatorische Gruppen in Kirchen und Vereinen angesprochen und, un-
terstützt durch öffentliche Medien, Bürgermeister, Landräte und Lehrerschaften, wurde u. a. 
über die Bedeutung von Familienerziehung und die Möglichkeit der Aufnahme von Pflege-
kindern als Alternative zu Heimunterbringung informiert.  
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Am 28.10.1991 wurde durch das Sozialministerium die erste Fachtagung zum Pflegekinder-
wesen im Land Sachsen-Anhalt veranstaltet, zu der auch die ersten, noch wenigen freien Trä-
ger sowie alle kommunalen Träger der Jugendhilfe geladen waren. 
 
Unterstützt durch Referenten aus Niedersachsen, aus Wolfsburg, Braunschweig und Northeim 
wurden erstmals fachliche Standards diskutiert und nach Ideen und Möglichkeiten einer in-
tensiven Pflegeelterngewinnung gesucht. In der Folge entwickelten sich bei den örtlichen Ju-
gendämtern wahrnehmbar viele neue Initiativen. Werbematerialien, Vorträge, Öffentlich-
keitsarbeit und viele Einzelgespräche halfen bei der Gewinnung einer unerwartet hohen Zahl 
von Pflegeeltern. Sehr deutlich hob sich regional das eine von dem anderen Jugendamt hin-
sichtlich der Ergebnisse von Bemühungen ab. Wenn ein Landkreis beispielsweise 20 Pflege-
eltern gewinnen konnte, gab es in einem vergleichbar großen Nachbarkreis keine: nachweis-
lich das Ergebnis sehr unterschiedlicher Einstellungen und Anstrengungen. 
 
Keinesfalls verschwiegen werden soll an dieser Stelle auch der Konflikt zwischen dem Heim-
kinderbereich und dem Pflegekinderwesen in den örtlichen Jugendämtern.  
Die traditionell bestehenden Heimkinderbereiche fürchteten zunehmend, ihr Klientel zu ver-
lieren und fühlten sich von den oftmals hoch motivierten und in einzelnen Bereichen geradezu 
mit Pioniergeist arbeitenden Fachkräften des Pflegekinderbereiches in ihrer Existenz bedroht. 
Auch an dieser Stelle bemühte sich das Sozialministerium in Einzelberatungen und durch 
Teilnahme an den Arbeitsgemeinschaften auf die fachlich zu begründenden Entscheidungen 
im Interesse der Kinder hinzuweisen und dabei den Hilfeplan nach § 36 KJHG als Schlüsse-
linstrument gemeinsam zu nutzen. In diese Diskussionen und Konflikte wurden immer wieder 
(und dies verständlicherweise) ideologische Positionen mehr oder weniger bewusst oder er-
kannt hineingetragen. Solche Auseinandersetzungen halfen aber auch wesentlich, die Frage 
nach dem Menschen und der ihm notwendigen Hilfe in unserem Lande neu zu stellen. Ein 
Prozess, der bei den gesellschaftspolitisch bedingten Vorbehalten und Prägungen unumgäng-
lich gewesen ist. 
 
Auch an dieser Stelle kann von manch hilfreicher Partnerschaft zwischen den Kommunen 
Niedersachsens und Sachsen-Anhalts, z. B. zwischen Magdeburg und Braunschweig, zwi-
schen Wernigerode und Goslar und zwischen Aschersleben und Holzminden, berichtet wer-
den (um nur einige zu nennen), die neben struktureller und verwaltungsmäßiger Hilfe auch 
die Fachlichkeit durch regen persönlichen Austausch der Fachkräfte förderte. So nahmen Mit-
arbeiter des Regierungsbezirkes Braunschweig regelmäßig an Arbeitstagungen im Land Sach-
sen-Anhalt teil oder Mitarbeiter aus dem Lande Sachsen-Anhalt fuhren nach Niedersachsen. 
Fachreferenten wurden für Veranstaltungen ausgetauscht, neue Verfahrensweisen wurden 
gemeinsam probiert und diskutiert, Fortbildungsveranstaltungen in Niedersachsen von Mitar-
beitern aus dem Lande Sachsen-Anhalt genutzt. In den Richtlinien zur Förderung freier Trä-
ger der Erziehungshilfe des Landes Sachsen-Anhalt wurden Möglichkeiten einer finanziellen 
Förderung von Weiterbildungsveranstaltungen des fachlichen Austausches der Tätigkeit von 
Pflegeelternkreisen und der Einzelberatung von Pflegeeltern und Fachkräften aufgenommen 
und auch genutzt. 
 
Das zwischenzeitlich gegründete Landesjugendamt in Halle nahm Weiterbildungen zum Pfle-
gekinderwesen in sein ständiges Programm auf. Alle diese Bemühungen ereigneten sich in 
der Situation eines enormen gesellschaftlichen Umbruchs. Von dem Ausmaß der Anstrengun-
gen und Leistungen, die der einzelne Mensch dabei erbringen muss, wenn er völlig neue 
Strukturen, Namen, Gesetze, Produkte, Wertvorstellungen bei gleichzeitig vorhandener Be-
drohung von Identität und Arbeitsplatz verspürt, kann sich schwerlich einen Begriff machen, 
wer es selbst nicht miterlebte. 
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Die zumeist im Lande nur vorhandenen kleinen Wohnungen in großen Wohnblocks, die Fülle 
ungeklärter Eigentumsverhältnisse von Wohnhäusern, die ansteigenden Preise im Miet-, 
Energie- und Verkehrsbereich, all das waren ungünstige Bedingungen, um zusätzliche Ver-
antwortung für ein fremdes Kind in der eigenen Familie zu übernehmen.  
 
Um so erstaunlicher ist die Bilanz dieser Aufbaubemühungen: 1993 arbeiteten 40 Pflegekin-
derdienste in den Kommunen im Zusammenwirken mit 35 Adoptionsvermittlungsstellen und 
der zentralen Adoptionsstelle beim Landesjugendamt. 
 
7 Pflegeelternvereine wurden gegründet und arbeiteten zunächst mit ihren örtlichen Jugend-
ämtern zusammen. Die Zahl der Heimkinder sank von rund 4500 auf 1993 noch 2800. In 
1358 Pflegefamilien lebten 1993 bereits ca. 1500 Pflegekinder. Allein 1993 konnten 161 neue 
Pflegefamilien im Lande gewonnen werden. 
 
Das ist, wenn man bedenkt, dass es 1990 keine Pflegefamilien gab, ein erstaunliches und be-
wegendes Ergebnis der unternommenen Anstrengungen. 189 Kinder konnten in Adoptions-
pflege vermittelt werden. 105 Bereitschaftspflegefamilien als spezifische Form der Vollzeit-
pflege konnten zusätzlich gewonnen werden, die für den außerordentlichen Bedarf (z. B. 
Maßnahmen nach § 42 KJHG, Inobhutnahme von Kindern und Jugendlichen) verfügbar wa-
ren.  
 
Insgesamt lässt sich für die Anfangsphase festhalten, dass unter schwierigen Ausgangsbedin-
gungen ein guter Anfang gesetzt und die Grundlage geschaffen wurde für ein qualifiziertes, 
engagiertes und mehr und mehr auch professionelles Pflegekinderwesen im Land Sachsen-
Anhalt. Das zweijährige Bundesprojekt für die neuen Bundesländer “Pflegekinder”, getragen 
vom Arbeitskreis zur Förderung von Pflegekindern e. V. (Berlin), wurde dabei intensiv in die 
fachliche Arbeit im Land Sachsen-Anhalt ebenso einbezogen wie die zentrale Adoptionsstelle 
beim Landesjugendamt, die einen Informationsdienst für schwervermittelbare Pflegekinder 
entwickelt hat und den örtlichen Jugendämtern regelmäßig Porträts einzelner zur Pflege an-
stehender schwer erziehbarer Kinder vorstellte. 
 
Der Aufbau des Pflegekinderwesens in Sachsen-Anhalt gestaltete sich Hand in Hand gehend 
mit einer Umstrukturierung und Dezentralisierung der Kinder- und Jugendheime und einer 
damit verbundenen Verminderung der Zahl an Heimplätzen sowie dem Aufbau weiterer For-
men ambulanter Erziehungshilfen. 
 
Per 31.12.1994 wurden bereits 1.825 Pflegekinder in 1.557 Pflegefamilien betreut. Durch 
immer bessere Ausgestaltung der Rahmenbedingungen für Pflegeeltern konnte das Interesse 
an dieser Hilfeleistung (Hilfe zur Erziehung in Pflegefamilien) geweckt und damit ein erheb-
licher Teil stationärer Hilfen und Heimstrukturen abgelöst werden. 
 
Diesem Anliegen diente auch 1996 die Erneuerung des Erlasses “Hilfen zur Erziehung in 
Pflegefamilien”, der bessere Rahmenbedingungen für seelisch behinderte Kinder und Jugend-
liche mit spezifischem Hilfebedarf schaffte, indem er, mit Blick auf die erforderliche Qualifi-
kation der Pflegeeltern, für die Erbringung erzieherischer Leistungen entsprechend den unter-
schiedlichen Bedürfnissen der Pflegekinder für heilpädagogische Pflegestellen einen besonde-
ren finanziellen Anreiz vorsah. 

 
Zu einer Verbesserung der Rahmenbedingungen für Pflegeeltern und damit zur Ablösung 
eines großen Teils der stationären Hilfen zur Erziehung trug nicht zuletzt die vom Land seit 
1995 geförderte Pflegeelternschule eines freien Trägers bei, die Pflegeelternbewerber und 
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potentielle Pflegeeltern maßgeblich bei der Professionalisierung unterstützte. Diese befindet 
sich nunmehr in Trägerschaft der Stiftung Ev. Jugendhilfe St. Johannis Bernburg.  
 
Weiteren Rat und Unterstützung holen sich Pflegeeltern u. a. beim Landesverband, in den 
Selbsthilfegruppen und Pflegeelternvereinen, welche nunmehr in 17 Landkreisen und kreis-
freien Städten vertreten sind. 
 
Ein solcher Erfahrungsaustausch erscheint gerade für Pflegeeltern besonders bedeutsam, die 
ja nicht - wie etwa Erzieherinnen und Erzieher in stationären Einrichtungen – Handlungssi-
cherheit durch Rückmeldungen von einem Team erhalten können, welches in vergleichbaren 
Situationen mit ähnlichen oder gleichen Problemen konfrontiert ist. 
 
Aus diesem Grunde wurde der Erfahrungsaustausch für Pflege- und Adoptivelternvereine 
bislang in Form einer Anschubfinanzierung gefördert, so auch der zur Tradition gewordene 
Pflegeelterntag in Sachsen-Anhalt. 
 
Mit Stand vom 31.12.2000 werden 1942 Pflegekinder in 1350 Pflegefamilien betreut.  
Die Zahl der Pflegekinder hat sich bis1998 auf 2058 Pflegekinder - ständig erhöht, während 
sich danach bis zum Jahr 2000 - ein leichter Rückgang um etwa 100 Kinder - auf 1942 abge-
zeichnet hat. 
Vor allem ist die Zahl der Pflegeeltern in den letzten Jahren rückläufig. Das kann unseres Er-
achtens daran liegen, 
• dass ein Teil der Pflegefamilien mehrere Pflegekinder aufgenommen hat,  
• zudem auch die Kinderzahlen im allgemeinen rückläufig sind, 
•  möglicherweise auch an dem immer schwieriger werdenden Klientel (entsprechend 

dem Bedarf der Kinder können nicht immer geeignete Pflegefamilien gefunden wer-
den) 

• und nicht zuletzt sind ein nicht zu unterschätzender Grund die Rahmenbedingungen, u. 
a. das  Pflegegeld. 

   
Zur Altersstruktur der Pflegekinder ist zu bemerken, dass ca. 371 der Kinder im Alter bis zu 
sechs Jahren in Pflegefamilien untergebracht wurden, was für diese Altersgruppe zur Vermei-
dung von emotionaler Fehlentwicklungen von besonderer Bedeutung erscheint. 
 
Annähernd zu gleichen Teilen wird der überwiegende Teil der Pflegekinder im Alter von 6 
bis 12 und von 12 bis 18 - etwa 78 % - prozentual in Pflegefamilien betreut. Immerhin  28 % 
der Pflegekinder haben vor einer Inpflegenahme in einem Kinderheim  gelebt, während ca. 40 
%  der Kinder direkt aus dem Elternhaus in eine Pflegestelle kamen. 
 
Obwohl die Anzahl differenzierter Hilfen in Form von  sozialpädagogischen Pflegestellen, 
von Bereitschaftspflege (für Kriseninterventionen 0 - bis Sechsjähriger) sowie von heilpäda-
gogischen Pflegestellen weiterentwickelt werden konnte, gibt es dennoch einen weiteren Be-
darf an qualifizierten Pflegestellen. 
 
Der Landesverband der Pflege- und Adoptiveltern hat in diesem Zusammenhang auf eine Un-
gleichbehandlung zwischen Heim- und Pflegekindern hingewiesen und eine Anpassung der 
Pflegegelder gefordert, da sich die Lebenshaltungskosten seit 1996 (letzte Anpassung) jähr-
lich etwa um 2 % erhöht haben. 
 
Die laufenden Leistungen zum Pflegegeld sollen deshalb auf der Grundlage der tatsächlichen 
Kosten gewährt werden (vgl. § 39 SGB VIII) – dafür setzt sich meine Fachabteilung derzeit 
intensiv ein.  
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Wie Sie wissen, soll eine neue Verordnung und die Änderung des Erlasses Hilfen zur Erzie-
hung in Pflegefamilien dazu beitragen (vgl. RdErl. v. 17.11.1995, Hilfen zur Erziehung in 
Pflegefamilien; Pauschalbeträge gem. § 39 SGB VIII). Beide sind auf den Weg gebracht. ---- 
Am 4. 12. wird dazu ein Gespräch mit den kommunalen Spitzenverbänden stattfinden. So 
denn ein tragfähiger Konsens gefunden werden wird, werden wir von unserer Seite alles daran 
setzen, um die Verordnung noch mit Wirkung ab 1.01.2002  in Kraft zu setzen. Ob allerdings 
dieser Optimismus hinsichtlich des Zeitpunktes des Inkrafttretens tatsächlich gerechtfertigt 
ist, wird sich angesichts der signalisierten enormen Zurückhaltung bei den Kommunalen Spit-
zenverbänden erweisen müssen. Allein unter fachlichen Gesichtspunkten jedenfalls kann ich 
sagen, dass wir uns sehr um einen baldigen Fortschritt in der Frage der Honorierung der Leis-
tungen der Pflegeeltern und des finanziellen Ausgleichs der Aufwendungen bemühen werden. 

 
Zusammenfassend kann zur Entwicklung im Pflegekinderwesen bemerkt werden, dass in un-
serem Lande differenzierte Beratungs- und Unterstützungsangebote vorhanden sind. Hilfen 
zur Erziehung außerhalb der eigenen Familie – insbesondere in Pflegefamilien –  haben sich 
zum unverzichtbaren Baustein im Spektrum der Hilfen entwickelt.  
 
Dieses optimistische Resümee darf jedoch nicht dazu verleiten, in dem Bemühen um das 
Pflegekinderwesen nachzulassen. Insbesondere wird die Entwicklung der Zahl der Pflegever-
hältnisse und Pflegekinder darauf hin zu untersuchen sein, ob der festgestellte Rückgang in 
der jüngsten Vergangenheit eine lediglich vorübergehende Erscheinung oder aber tendenziel-
ler Natur ist und ob er auf besondere Handlungsbedarfe hinweist, etwa auf die Notwendigkeit 
einer Intensivierung der Öffentlichkeitsarbeit oder der weiteren Spezialisierung und Qualifi-
zierung der Pflegestellen und Dienste. 
 
Und damit bin ich in meinen Ausführungen bei dem eigentlichen Thema der heutigen Fachta-
gung:  
 
Ungeachtet der Zufriedenheit mit dem im Land bereits Erreichten bin ich gleichwohl froh, 
dass mit der heutigen Fachtagung der Blick gerichtet wird auf die Qualitätsentwicklung des 
Pflegekinderwesens.  
 
Dabei ist mir durchaus bewusst, dass die kritische Auseinandersetzung mit den Bedingungen 
und den Ergebnissen der eigenen fachlichen Arbeit kein Novum in der Jugendhilfe und auch 
nicht in der Praxis des Pflegekinderwesens hier in Sachsen-Anhalt ist. Aus der Erfahrung 
zahlreicher Kontakte mit den in diesem Bereich tätigen Praktikern kann ich sagen, dass vor 
Ort verantwortungsvolle und engagierte Arbeit geleistet wird.  
Gleichwohl halte ich eine nach Möglichkeit landesweite Reflexion und Verständigung darauf, 
was denn unter Qualität der Arbeit in diesem Bereich im positiven Sinne verstanden werden 
soll, für erforderlich. Dies nicht nur deshalb, weil die Zuwendung zu dieser Thematik in na-
hezu allen Bereichen der Jugendhilfe zu verzeichnen ist und bspw. für den stationären und 
teilstationären Bereich besondere gesetzliche Ausprägung in §§ 78 ff SGB VIII gefunden hat, 
während – und das gilt bundesweit - im Pflegekinderwesen diese Diskussion jedenfalls nicht 
im Mittelpunkt der öffentlichen Aufmerksamkeit steht. 
Einer solchen Qualitätsdiskussion bedürfte es dagegen allein auf Grund der Bedeutung, wel-
che die Fremdplacierung für den individuellen Lebensweg eines jungen Menschen hat. Inso-
weit meine ich, sind an dieser Stelle keine weiteren Ausführungen erforderlich. 
 
Einer solchen Qualitätsdiskussion bedarf es aber auch deshalb, weil angesichts der äußerst 
angespannten Lage öffentlicher Haushalte auch vergleichsweise kostengünstige Leistungsan-
gebote der Jugendhilfe kritischer Nachfrage in Bezug auf die Qualität insbesondere des Er-
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gebnisses der Arbeit ausgesetzt sind. Und die Forderung nach Einhaltung fachlicher Standards 
dürfte gegenüber den Finanzierungsverantwortlichen deutlich leichter fallen, wenn diese von 
einem breiten fachlichen Konsens getragen wird.  

 
Eine anhaltenden Qualitätsdiskussion bedarf es aber auch, weil die in Sachsen-Anhalt erreich-
te und fortdauernde Ausdifferenzierung der stationären und teilstationären Erziehungshilfen 
die im Interesse des Kindes stehende Notwendigkeit einer sachgerechten Abgrenzung der 
verschiedenen Hilfeformen bedingt.  
Dies wiederum setzt klare Positionen in Bezug auf Merkmale und Möglichkeiten insbesonde-
re der besonderen Arten der Pflegestellen voraus. 
 
Ich meine im Übrigen, dass die so skizzierte notwendige Verständigung über die Qualitätskri-
terien für den Bereich der Familienpflege auch möglich ist: Zwar kann die fehlende Ver-
gleichbarkeit mit anderen erzieherischen Hilfeangeboten nicht geleugnet werden; nach wie 
vor ist die Vollzeitpflege die einzige Form der Hilfe zur Erziehung, die überwiegend von Per-
sonen ohne besondere fachliche Ausbildung und zudem nicht in eigens geschaffenen Einrich-
tungen, sondern im familiären Alltag erbracht wird. Sie zeichnet sich daher durch eine nur 
begrenzte Steuerungsfähigkeit aus (Wiesner: Familienpflege in Deutschland; in 2. Jahrbuch 
des Pflegekinderwesens, hrsg. von der Stiftung zum Wohl des Pflegekinderwesens.) Zudem 
ist es insbesondere die menschliche Kompetenz der Pflegeperson, die die Qualität des Pflege-
verhältnisses ausmacht. 
 
Gleichwohl gibt es genügend Ansatzpunkte in den verschiedenen Phasen des Pflegeverhält-
nisses, die einer Qualitätsbetrachtung offen stehen. Wir werden im weiteren Verlauf der Fach-
tagung diese verschiedenen Ansatzpunkte in den Kategorien Strukturqualität, Prozessqualität 
und Ergebnisqualität weiter beleuchten. Insoweit kann an dieser Stelle nur in einem groben 
Überblick angerissen werden, welches die möglichen Themen der Qualitätsdiskussion sein 
können. 
 
Für den Bereich der Strukturqualität, die sich auf die Rahmenbedingungen und Voraussetzun-
gen der Leistungserbringung bezieht, sind dies etwa die Frage der Eigenständigkeit des Fach-
dienstes, seiner personellen Ausstattung, der räumlichen Bedingungen für Beratungsgesprä-
che und Gruppenarbeit, die Vernetzung mit regionalen/überregionalen Diensten u.v.m. 
 
Für den Bereich der Durchführung der Leistung und der Art und Weise der Leistungserbrin-
gung sind beispielsweise die Diagnose der rechtlichen, psychosozialen und gesundheitlichen 
Situation des Kindes in der Vermittlungsphase des Pflegeverhältnisses, die Verfahren zur 
Auswahl und Vorbereitung der Bewerber, die Ausgestaltung und Begleitung des Erstkontak-
tes, die Beratung und Betreuung der Herkunftsfamilie oder die Frage der Mitwirkung von 
Herkunftsfamilie, Kind und Pflegefamilie zu diskutieren. 
 
Für die Ergebnisqualität werden Betrachtungen zur Dauerhaftigkeit der Vermittlung und In-
tegration des Kindes in die Pflegefamilie, die Häufigkeit des Abbruchs, die Integration des 
Kindes in die Gesellschaft ( Schulabschluss, Berufsausbildung, Verselbständigung), die Zu-
friedenheit der Beteiligten, einschließlich der Arbeitszufriedenheit der Fachdienste, anzustel-
len sein.  
 
Für alle diese und die noch nicht genannten Kriterienkategorien haben alle Verantwortlichen 
im Bereich der Pflege Vorstellungen über Wertigkeit und notwendige Ausgestaltung entwi-
ckelt, sei es mit dem Ergebnis formell festgeschriebener Standards, sei es “lediglich” als fak-
tische Richtschnur ihres täglichen Handelns. 
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Inwieweit diese entwickelten Vorstellungen dem breiten Konsens bereits entsprechen oder 
Anspruch auf Verallgemeinerung erheben können, wird die heute hoffentlich beförderte Dis-
kussion erst erweisen. Dem soll nicht vorgegriffen werden. 
 
Gestatten Sie mir gleichwohl einige Hinweise zu den Fragestellungen, welche nach meiner 
Einschätzung der besonderen Aufmerksamkeit im Rahmen einer Qualitätsdebatte bedürfen, 
ohne dass diese mit dem Anspruch auf Vollständigkeit vorgetragen würden: 
 
Von einer breiten Qualitätsdebatte erhoffe ich mir beispielsweise eine kritische Auseinander-
setzung mit den notwendigen praktischen Folgerungen für die Planung des Hilfegeschehens, 
die sich aus dem “fundamentalen kindlichen Bedürfnis nach Kontinuität und gesicherter, 
harmonischer Familienbindung” ergeben (vgl. Staudinger-Coester § 1666 Rz.9ff, zitiert bei 
Ludwig Salgo: Zielorientierung und Hilfeplanung nach dem SGB VIII ( KJHG ) im 2. Jahr-
buch des Pflegekinderwesens, hrsg. von der Stiftung “Zum Wohl des Pflegekinderwesens”, S. 
52 ). 
 
Aus diesem Bedürfnis folgt m.E., dass der Sicherung und Beständigkeit der Eltern-Kind-
Beziehung vorrangige Bedeutung beizumessen ist – und dies gilt gleichermaßen für die Her-
kunftsfamilie wie für die Pflegefamilie (Ludwig Salgo: ebenda S. 38 ). Dabei mache ich kei-
nen Hehl daraus, dass unter Berücksichtigung der Umstände, die zu einer Inpflegegabe führ-
ten, nach meiner fachlichen Einschätzung sogar der Pflegefamilie eine gewisse Priorität ein-
zuräumen wäre. Allerdings bin ich mir bewusst, dass die Wertung der Gerichte hier häufig 
eine abweichende ist. 
 
Als Eckpunkte für die notwendigen Abwägungsprozesse in diesem Zusammenhang sind zu 
beachten: 
Von einem Vorrang der Rückkehroption kann nur innerhalb eines aus kindlicher Perspektive 
tolerierbaren Zeitrahmens gesprochen werden. Von einer Herausnahme des Kindes aus der 
Pflegefamilie muss auch bei Respektierung der Rechte der Herkunftsfamilie dann abgesehen 
werden, wenn diese das Wohl des inzwischen in der Pflegefamilie verwurzelten Kindes er-
neut gefährden würde (Ludwig Salgo ebenda S. 38 ).  
 
Und auch dann muss von einer Rückführung Abstand genommen werden, wenn bei dem 
Pflegekind Anzeichen massiver Rückkehrängste feststellbar sind. Wie stark solche Ängste im 
Einzelfall ausgeprägt sein können und dass ihre angemessene Berücksichtigung als Wer-
tungskriterium nicht stets selbstverständliche Praxis ist, haben uns zur Kenntnis gegebene 
Eingaben und Petitionen mehrfach deutlich gemacht. 
 
Vor dem Hintergrund der oftmals widerstreitenden Interessen der Herkunfts- und der Pflege-
familie werden zudem Notwendigkeit und Möglichkeit einer besonderen Interessenvertretung 
für das Kind zu diskutieren sein. 
Denn von den Betroffenen ist die Feststellung zu vernehmen, der ASD setze sich für die Her-
kunftsfamilie ein, der Pflegekinderdienst für die Pflegefamilie. Daher ist zu diskutieren: 
• wer vertritt die Interessen des Kindes? 
• Werden seine Interessen ausreichend wahrgenommen? 

 
Aus der möglichen Widersprüchlichkeit der Interessen ergeben sich zudem gesteigerte Anfor-
derungen an einerseits Einfühlungsvermögen und andererseits Transparenz und Ehrlichkeit in 
der Arbeit der Dienste auch mit der Herkunftsfamilie. Zur Vermeidung von Konflikten, Ent-
täuschungen, Doppelstrategien und widersprüchlichen Botschaften an Eltern, Kind und Pfle-
geeltern ist vor allem eine schonungslose Offenlegung der Ursachen der Fremdplacierung 
erforderlich. Der Herkunftsfamilie ist zu verdeutlichen, welcher Anstrengungen es ihrerseits 
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bedarf, um eine Rückkehr ihres Kindes zu ermöglichen (Ludwig Salgo: ebenda S. 58f ). Ins-
besondere der Herkunftsfamilie ist notfalls drastisch zu verdeutlichen, dass es einer vollstän-
digen Veränderung der dortigen Verhältnisse bedarf, soll eine Rückkehr des Kindes möglich 
werden. Deutlich zu machen ist andererseits auch, wenn die Bemühungen der Herkunftsfami-
lie von vornherein aussichtslos erscheinen. 
 
Entsprechende Informationserfordernisse ergeben sich zudem in Bezug auf die Ursachen der 
Fremdplacierung auch gegenüber der Pflegefamilie – und damit möchte ich die beispielhafte 
Nennung möglicher Diskussionsthemen abschließen - . Denn bei der Vermittlung der Kinder 
in Pflegefamilien ist die Berücksichtigung und Offenlegung der Lebensgeschichte und der 
Defizite von entscheidender Bedeutung. Eine auf die Unkenntnis dieser Besonderheiten zu-
rückzuführende Unmöglichkeit angemessener Reaktionen der Pflegeeltern kann zu einem 
Scheitern des Pflegeverhältnisses und einem erneuten Beziehungsabbruch führen, die es im 
Kindesinteresse zu vermeiden gilt. 
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
 
wenn also eine landesweite Qualitätsdebatte ungeachtet der bisherigen Leistungen aller Betei-
ligten auf dem Gebiet des Pflegekinderwesens erforderlich und ungeachtet der strukturellen 
Besonderheiten dieser Hilfeform auch möglich ist, so begrüße ich sehr, dass die heutige Fach-
tagung ein Auftakt für ein vom Land gefördertes Qualitätsentwicklungsprojekt sein wird. Herr 
Roth wird dieses Projekt und das Qualitätsentwicklungsverfahren am Ende der Fachveranstal-
tung vorstellen.  
• Ziel ist es, mit Ihnen als Mitarbeiter der Jugendämter- insbesondere mit den Pflegekin-

derdiensten – als hautverantwortliche Akteure, 
• mit Ihnen als Pflegeeltern – als wichtigste Partner des Jugendamtes,  
• aber auch mit den Pflegeelternvereinen und 
• mit Ihnen als Mitglieder der Jugendhilfeausschüsse, die in den Landkreisen und kreis-

freien Städten Rahmenbedingungen und Inhalte des Pflegekinderwesens mitbestimmen 
und Einfluss darauf nehmen können,  

ins Gespräch zu kommen über notwendige Qualitätsmerkmale.  
 
Des Weiteren sollen Adressaten der Hilfe, wie Pflegekinder und Herkunftseltern einbezogen 
werden, um zu hinterfragen, wie sie die Hilfen erlebt haben. 
 
Vor dem Hintergrund der allgemeinen Qualitätsdebatte in der Jugendhilfe werden alle ver-
antwortlichen Akteure  des Pflegekinderwesens damit aufgefordert werden, ihre vielfältigen 
Erfahrungen, ihre erarbeiteten Standards oder Kriterien ihrer Arbeit zu benennen. 
Gerade letzteren Punkt halte ich für besonders bedeutsam. 
 
Obwohl in Fortbildungsveranstaltungen und Tagungen der Jugendhilfe immer wieder die Be-
troffenenorientierung eingefordert wird und solche Begriffe wie Selbstbestimmung, Akzep-
tanz, Demokratisierung diskutiert wurden, so bin ich mir nicht sicher, ob dieses Wertesystem 
als Handlungsorientierung stets Berücksichtigung findet.  
 
Gerade bei der Qualitätsentwicklung denke ich, geht es gleichermaßen um Veränderungspo-
tentiale von Personen und Strukturen und um Rechenschaftslegung, aber nicht nur mit den 
verantwortlichen Fachkräften. 
 
Als Adressat und Akteur kommt den Betroffenen eine maßgebliche Rolle zu, soll doch das 
Handeln ihnen dienen! Deshalb kann m. E. auf eine Betroffenenbeteiligung (Pflegeeltern, 
Herkunftseltern, Pflegekinder)  nicht verzichtet werden  !  
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Allen Anwesenden, insbesondere die Jugendämter möchte ich daher ermuntern, auch von sich 
aus dafür Sorge zu tragen,  Betroffene möglichst effektiv an der Qualitätsentwicklung zu be-
teiligen.  
        
Misstrauen zwischen Ämtern und Adressaten, gilt es zu überwinden und die Betroffenen sind 
tatsächlich als Expertinnen und Experten wahrzunehmen und mit ihrem Wissen, ihren Mei-
nungen und Ideen in die Qualitätsentwicklung einzubeziehen.  
Ich begrüße daher ganz besonders, dass der Träger des geplanten Projektes zur Qualitätsent-
wicklung dies in seinem Konzept berücksichtigt hat. Er wird allerdings auf die Unterstützung 
aller angewiesen sein. 
 
Als Ergebnis der so auch mit den Betroffenen zu führenden Qualitätsdebatte werden wir – so 
hoffe ich- landesweit konsensfähige Qualitätsempfehlungen formulieren können – 
 
Aber bis dahin ist es sicher ein weiter und sicher nicht immer einfacher Weg. 
 
Zugunsten der Kinder, die in Pflegefamilien leben, und der Kinder, für die im Weiteren eine 
familiäre Betreuung in einer Pflegefamilie in Betracht kommt, wünsche ich dem Projekt 
“Qualitätsentwicklung im Pflegekinderwesen” und insbesondere der heutigen Fachtagung 
einen erfolgreichen Verlauf. 
 
Vielen Dank! 
 
 
Dr. R. Schunke 
Abteilungsleiter der Abt. 5 des Ministeriums für Arbeit, 
Frauen, Gesundheit und Soziales, Sachsen-Anhalt 
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F.2.   QUALITÄT IM PFLEGEKINDERWESEN - GRUNDLAGEN DER QUALITÄTSDISKUSSION IN 
DER JUGENDHILFE 
 
Von Frau Prof. G. Flösser 
 
Die Qualität Sozialer Arbeit steht auf dem Prüfstand. Seit Mitte der 90er Jahre gibt es eine 
Hochkonjunktur von Veröffentlichungen zu diesem Thema, wodurch der Bedeutungszuwachs 
der Frage nach der Qualität auch der Jugendhilfe unterstrichen wird. Genährt wird diese Kon-
junktur von vielen Seiten, Motive und Zielsetzungen der Debatten sind so zahlreich wie die Ak-
teurinnen und Akteure selbst: Ökonomische Zwänge und zu erwartende Kürzungen führen auf 
Seiten der Träger bzw. Anbieterinnen und Anbieter sozialer Dienstleistungen zu einem hohen 
Druck, ihre Leistungen unter den sich verschärfenden (Markt-)Bedingungen als öffentlich legi-
timierbare, förderungswürdige Angebote unter Beweis zu stellen. Gleichzeitig wird die Leis-
tungsqualität aus Sicht der Abnehmerinnen und Abnehmer in Frage gestellt, wenn der "kritische 
Blick auf soziale Dienstleistungen (...) einhergeht mit der Meinung vieler Bürger, daß diese Leis-
tungen in der Trägerschaft des öffentlichen Dienstes oder vergleichbarer Organisationen nicht 
kompetent ausgeführt werden" (Meinhold 1994, 41). Für die an der Leistungserstellung beteilig-
ten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wiederum steht die Suche nach verbindlichen Qualitäts-
standards im Vordergrund. 
 
Abb.1: 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Herausforderungen der Jugendhilfe

(1) Hohe Anforderungen und 
Erwartungen an die 
Fachlichkeit und Qualität

(2)   Großer Bedarf der 
Bürgerinnen und Bürger 
an Beratung und 
Unterstützung

Steuerung und Organisation
der Jugendhilfe

(4)   Finanzielle Situation 
der   Kommunen

(3)   Anforderungen der 
Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter
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Angesichts dieser mehrdimensionalen Anforderungen, Nachweise des Gelingens sozialar-
beiterischer Praxis zu liefern, gilt es in einem ersten Schritt jedoch sich zu vergewissern, daß die 
Frage nach der Qualität sozialer Arbeit keineswegs neu ist. Mit ihrer Thematisierung wurden in 
der jüngeren Vergangenheit je unterschiedliche Aspekte angesprochen, die im wesentlichen drei 
Epochen charakterisieren (vgl. hierzu auch Bauer/Hansen 1996):  
 
1. Unmittelbar nach dem 2. Weltkrieg standen im Nachkriegsdeutschland flächendeckende und 

kurzfristige Hilfemaßnahmen für weite Bevölkerungskreise auf der sozialpolitischen Tages-
ordnung. Der Nachweis einer gewissen Infrastruktur wohlfahrtsstaatlicher Organisationen 
über die Anzahl der Einrichtungen, Mitglieder, freiwillige Helferinnen und Helfer etc. inner-
halb umrissener Regionen galt als zentraler Qualitätsstandard, da hierüber Aussagen über das 
Versorgungsniveau gewonnen werden konnten. Vor allem die Wohlfahrtsverbände als kom-
plexe intermediäre Organisationen prägten mit ihrem Selbstverständnis als anwaltschaftliche 
Interessenvertretung benachteiligter Bevölkerungsgruppen und ihrer jeweiligen Orientierung 
an bestimmten Werten und Traditionen spezifischer Sozialmilieus die Vorstellungen qualita-
tiv guter sozialer Arbeit, insofern sie Bürgernähe und bürgerschaftliches Engagement als De-
mokratisierungs-bestrebungen dokumentierten. Weiterreichende Qualitätskriterien wurden 
vor dem Hintergrund der vorrangig erforderlichen Etablierung einer Grundversorgung erst 
einmal nicht entwickelt. Entsprechend verwundert es nicht, daß auch bei der Wiederbelebung 
der klassischen Gestaltungsprinzipien der Sozialpolitik in den 50er Jahren, dem Solidaritäts- 
und dem Subsidiaritätsprinzip, Fragen nach der Qualität geleisteter Arbeit durch soziale 
Dienste keine Rolle in der politischen Debatte spielten. 

 
2.  Diese Aufbau- und Konsolidierungsepoche bundesrepublikanischer Sozialpolitik wurde in 

den 60er und 70er Jahren abgelöst durch die Einführung vor allem formal-rechtlicher Krite-
rien der Qualitätssicherung. Beispielhaft läßt sich für den Bereich der Jugendhilfe anhand der 
Novellierung des Jugendwohlfahrtsgesetzes 1961 zeigen, daß Maßnahmen zur Sicherung 
bzw. Steigerung der Qualität Sozialer Arbeit vorrangig mit der Festlegung gewisser Minimal-
standards in der organisatorischen Ausstattung, der Festschreibung institutioneller Verfah-
rensregeln sowie der Berichterstattungspflicht in Form der Bundesjugendberichte intendiert 
wurden. Trotz des in erster Linie instrumentellen Charakters dieser Vorgaben zur Sicherstel-
lung der Qualität muß auf die erstmalige Verankerung von individuellen Rechtsansprüchen 
auf soziale Dienstleistungen hingewiesen werden, die jedoch aufgrund zahlreicher Ausnah-
meregelungen und nur geringfügiger Berücksichtigung in der sozialpolitischen Debatte sehr 
schwach ausgebildet blieben. 

 
3.  Anfang der 70er Jahre wurde die Qualifizierung der in der Sozialen Arbeit Tätigen und damit 

verknüpfte Debatten um eine Professionalisierung Sozialer Arbeit erstmals als qualitätssi-
chernder Garant angesehen. Berufspolitische Ambitionen in Verbindung mit einem szientifi-
schen Handlungsverständnis mündeten in der Figur der Expertin/des Experten, die eine ratio-
nale, fachlich begründete Problembearbeitung gewährleisten sollte. Der Erneuerungsdruck 
durch die Kritik der mit dem Aufkommen der Neuen Sozialen Bewegungen der 70er und 80er 
Jahre entstehenden Selbsthilfeinitiativen hatte in der Folge großen Einfluß auf die Bestim-
mung einer 'guten' Sozialen Arbeit. Vehement beanstandet wurden insbesondere expertokrati-
sche Problemlösungen, ein entmündigender Zugriff auf die Autonomie der Lebenspraxis der 
Subjekte und die Parzellierung der Problemlagen. Als Reaktion folgte mit dem "Abschied 
vom Experten" eine stärkere Zuwendung zu einer kompetenztheoretischen Fundierung der 
Sozialen Arbeit, die in der Programmatik einer "Neuen Fachlichkeit" ihr vorläufiges Ende 
fand.  
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Es ist der Verdienst des Achten Jugendberichts (vgl. BMFFJG 1990) für den Bereich der Ju-
gendhilfe Strukturmaximen entwickelt zu haben, die eine Überprüfung des erreichten Entwick-
lungsstandes des Feldes und damit eine Qualitätsbemessung ermöglichen, die oftmals jedoch 
praxeologisch verkürzt, lediglich als Festschreibung des Status Quo dienen. In jüngster Zeit wer-
den diese inhaltlich-fachlichen Bemühungen allerdings überlagert von fiskalischen Zwängen, die 
einen umfassenden Rückbau sozialpolitischer Leistungen bedingen. Extern geforderte Effizienz-
nachweise reduzieren dabei die professionelle und disziplinär geführte Debatte um die Qualität 
Sozialer Arbeit alleinig auf Aspekte der Kostenersparnis. 
 
Eine Einordnung der Qualitätsdebatte in einen demgegenüber erweiterten Rahmen ist von 
daher wichtig, weil sich hieraus bestimmte Anforderungen an die Modelle der Qualitätsent-
wicklung- bzw. sicherung ergeben: Die derzeit durchaus kontrovers diskutierten Instrumente 
zur Qualitätssicherung müssen hiernach eine notwendige und eine hinreichende Bedingung 
erfüllen: Sie müssen - das ist die notwendige Bedingung - dazu geeignet sein, die - aus der 
Sicht der sozialen Dienste - extern eingeforderten Legitimierungen der Dienstleistungspro-
duktion, also das Kontrollbedürfnis des Staates und Wettbewerbsbedingungen, zu befriedigen. 
Darüber hinaus sollten sie geeignet sein, die Güte der Dienstleistungsproduktion intern zu 
steigern, dies wäre die hinreichende Bedingung. Modelle, die nur eine Seite in den Blick 
nehmen, greifen, in diesem Kontext zu kurz. Diese Aussage ist dabei zwar schnell formuliert, 
bei weitem aber nicht so einfach in das praktische Handeln zu übersetzen. Die auch noch so 
engagierte Mitarbeiterin, die mit ihrer fachlichen Kompetenz an der Entwicklung von Quali-
tätssicherungsmodellen für ihren Dienst oder ihre Einrichtung mitwirkt, merkt schnell, daß sie 
auf doppeltem Boden agieren muß, es kommt eben nur bedingt darauf an, die Güte der fachli-
chen Praxis zu erfassen und zu dokumentieren, daneben müssen diese Ergebnisse in den öf-
fentlichen Raum transportiert werden, was häufig an Kommunikationsbarrieren oder schlich-
tem Desinteresse scheitert. Die immer noch engagierte Mitarbeiterin macht dann eine Erfah-
rung, die ihr zwar nicht neu ist - sie hat auch vorher schon Produktpläne geschrieben, Schlüs-
sel- oder Kernprozesse identifiziert, Kennziffern entwickelt und vieles mehr -, wird jedoch 
allmählich immer unwilliger, sich an den nicht enden wollenden Erfindungen moderner Ver-
waltungssteuerung zu beteiligen. Stellt man den bisher betriebenen Aufwand der praktischen 
Reformen in den sozialen Diensten in Relation zu den intendierten Veränderungen des fachli-
chen Handelns als Ergebnisse dieser Prozesse in Rechnung, dann wären Kosten-Nutzen Ana-
lysen eher sarkastisch und die sich abzeichnende Koalition zwischen den neoliberalen Steue-
rungsinstrumenten und einem fachlichen Pragmatismus werden zunehmend verständlicher. 
Kurzum: Die Bereitschaft zur Adaption vermeintlich oder tatsächlich erprobter Modelle der 
Qualitätssicherung aus anderen Produktionssegmenten, vor allem der Industrie, steigt und 
schlägt zwei Fliegen mit einer Klappe: Zukunftsoptimismus und Fortschrittswille entspre-
chend der neuen Sozialstaatsphilosophie werden signalisiert und eine Optimierung des eige-
nen Handelns fällt als Nebenprodukt - wenn es gut läuft - auch noch ab. 
 
 
1. Konzeptionelle Ansätze der Qualitätsbemessung Sozialer Arbeit 
 
Die Qualität Sozialer Arbeit - so lässt sich übereinstimmend festhalten - ist keine absolute 
Größe. Schon die Dienstleistungsdiskussion hat - wie in Kap.2 dargestellt - herausgearbeitet, 
dass die relationale Verwiesenheit der Akteure Sozialer Arbeit aufeinander in entscheidendem 
Maße qualitätsgenerierend ist, mithin sowohl die Anbieter als auch die Adressaten der Dienst-
leistungen Einfluss auf die Qualität der Sozialen Arbeit nehmen. Entsprechend differiert die 
Qualität „ (...) je nach Bezugspunkt, d.h. je nach dem, welcher Ausschnitt aus der Realität 
einer Beurteilung unterzogen und aus welcher Perspektive diese Beurteilung vorgenommen 
wird“ (Piel 1995, 7). Für die soziale Arbeit können dabei mindestens die im folgenden darge-
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stellten Perspektiven, hinter denen sich unterschiedliche Akteursgruppen verbergen, als quali-
tätsrelevant festgehalten werden: 
 
Die Beurteilung der Qualität als gut oder schlecht ergibt sich dabei aus dem Grad an Überein-
stimmung mit den Erwartungshaltungen der Akteure, die diese im Hinblick auf eine Dienst-
leistung oder ein Produkt formulieren:  
Wirft man nun einen Blick auf die aktuell debattierten Modelle, so lassen diese sich zudem 
dahingehend unterscheiden, ob die Qualität der zu erbringenden Dienstleistungen eher aus der 
Perspektive der Anbieter oder aus der Perspektive der NachfragerInnen definiert wird. Sche-
matisch und deshalb notwendigerweise verkürzt, lassen sich die Hauptmodelle etwa wie folgt 
anordnen (vgl. hierzu auch Garvin 1984,1988; Bobzien u.a. 1996): 
 
Abb. 7: Modelle der Qualitätsbemessung 

Anbieterorientierte
Qualitätsbemessung

Nachfrageorientierte
Qualitätsbemessung

EFQM

Produktbezogne Ansätze

Kunden- bzw. Adressatenbefragung

Produktbezogene Ansätze

Fertigungsbezogene Ansätze

Konsumeristische Ansätze

Wertbezogene Ansätze

Produktbezogene Ansätze

Expertokratische Ansätze

 
 
 
 
Anbieterorientierte Qualitätsbemessung 
 
Als anbieterorientierte Modelle der Qualitätsbemessung können diejenigen Ansätze und Kon-
zepte bezeichnet werden, die - häufig in Analogie zur industriellen Produktion - die Güte der 
Ergebnisse eines Produktionsprozesses, also Dienstleistungen oder Produkte mittels vorab 
definierter Standards bemessen. Die Definition der Standards, die gute von schlechten Pro-
dukten zu unterscheiden helfen, liegt dabei ausschließlich in der Verantwortung des Anbie-
ters. Insofern handelt es sich genau genommen lediglich um ein Qualitätsversprechen der An-
bieter, wenn keine exakten Kenntnisse über die Qualitätserwartungen der Adressaten vorlie-
gen bzw. zur Bestimmung der Qualität herangezogen werden. Folgende anbieterorientierten 
Modelle können dabei unterschieden werden: 
 
 Der produktbezogene Ansatz bezeichnet Qualität als präzise messbare Größe, wobei Qua-

litätsunterschiede aus angebbaren  Differenzen in den Eigenschaften der Produkte resul-
tieren. Diesem Ansatz liegt ein klassisches Organisationsverständnis zugrunde: „ Inward-
looking organisations concentrate on the features of the product, or the element of the 
service delivery system with an eye on efficiency or cost rather than the benefits to the 
customers“ (Flynn 1988, 29). Die Varianz in den Eigenschaften der Produkte kann dabei 
z.B. durch den Einsatz spezifischer Rohstoffe oder deren Variation im Mischungsverhält-
nis begründet werden. 
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 Der fertigungsbezogene Ansatz  definiert Qualität über fixierte Gütekriterien, die den Ab-

lauf des Produktionsprozesses betreffen. Betriebsinterne Fehlerkontrollen sichern hier, 
daß Abweichungen von den normierten Abläufen minimiert werden (vgl. Oppen 1993, 
14). 

 
 Der expertokratische Ansatz überläßt die Definition der Qualität allein den handelnden 

Professionellen, von denen er allerdings eine strikte Orientierung an den geltenden fachli-
chen Standards erwartet. Fachliche Standards resultieren diesen Ansätzen zufolge aus 
dem exklusiven Wissen der Professionellen und sind einer Überprüfung nur durch For-
men der Selbstkontrolle bzw. der Kollegialkontrolle zugänglich. 

 
Schon aus der groben Skizzierung der anbieterorientierten Ansätze der Qualitätsbemessung 
wird ihre ursprüngliche Entwicklung für die industrielle Fertigung deutlich. Trotzdem sind 
Parallelen auch zu den Diskussionen  in der Sozialen Arbeit unverkennbar: So haben sich die 
Reformbestrebungen der sozialen Dienste in der Vergangenheit immer auch bemüht, pro-
zessuale und ergebnisorientierte Merkmale in der Produktion sozialer Dienstleistungen zu 
standardisieren und als Gütekriterien zu fixieren (z.B. in der Diskussion um die Bürgernähe 
bzw. Bürgerfreundlichkeit der Dienste). Die scharfe Auseinandersetzung um die Expertokra-
tisierung der Dienstleistungsberufe (vgl. stellvertretend Illich u.a. 1983) hat zudem die Be-
grenzung der Gewährleistung von qualitativ guter Arbeit durch fachliche Standards allein 
hervorgehoben. 
 
 
Nachfrageorientierte Qualitätsbemessung 
 
An der Schnittstelle zwischen anbieter- und nachfrageorientierten Modellen der Qualitätsbe-
messung liegen wertbezogene Ansätze, die sich auf die Relationierung der Interessen der Pro-
duzenten und der Abnehmer der Leistungen oder Produkte stützen. Das bekannteste Prinzip 
hierfür ist das Preis-Leistungs-Verhältnis, das als Indikator für die Qualität angesehen werden 
kann: Die Qualität stimmt dann, wenn die interessierten Kundinnen und Kunden bereit sind, 
den geforderten Preis für das Produkt oder die Leistung zu zahlen. Obwohl diesen Ansätzen 
nach der Kunde letztendlich über die Qualität entscheidet, indem er kauft oder auch nicht, 
sind diese Ansätze jedoch nicht als ausschließlich nachfrageorientiert zu bezeichnen, da der 
Produzent der Leistung versuchen wird, die Erwartungshaltungen der Kunden in vieler Hin-
sicht zu beeinflussen und der Preis nicht immer das ausschließliche Entscheidungskriterium 
ist.  
 
Gerade für die Soziale Arbeit ist in diesem Zusammenhang der Kundenbegriff, der für das 
marktwirtschaftliche Prinzip der Preisbildung konstitutiv ist, kompliziert. Mindestens vier 
Kundenbegriffe sind für die Soziale Arbeit relevant: Kunde von sozialen Diensten können 
danach sein zum ersten die Auftraggeber, zum zweiten die Finanziers, drittens die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter und viertens die Bürgerinnen und Bürger. In der Regel fallen diese 
Kundenrollen auseinander, so daß die sozialen Dienste mehrperspektivisch agieren und die 
u.U. differierenden Erwartungshaltungen  austarieren müssen. Von entscheidender Bedeutung 
für die wertorientierten Ansätze ist jedoch, daß in den meisten Fällen derjenige, der die Leis-
tung erhält, nicht dafür zahlt (vgl. hierzu auch Olk 1994, 29; ausführlich: Widersprüche Heft 
52, 1994). 
 
Konsumeristische Ansätze radikalisieren die Bedeutung, die den Adressaten für die Qualitäts-
bemessung zukommt: „ (...) quality is that which gives complete consumer satisfaction“ (Ellis 
1988, 7). Obwohl mit diesem Ansatz der aus der Dienstleistungsdebatte resultierenden Forde-
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rung nach einer Privilegierung des Adressatenstatus in Ansätzen Rechnung getragen würde, 
ist eine konsequente Verlagerung der Definitionsmacht zu den Adressaten der Dienstleistun-
gen illusorisch. Zu berücksichtigen ist zum einen, daß öffentlich erbrachte Dienstleistungen - 
im Unterschied zu privatwirtschaftlichen Gütern - an Bedarfskriterien orientiert sind und nicht 
an subjektiven Bedürfnissen oder Wünschen der Konsumenten. Die Konsumentenzufrieden-
heit ist für die Soziale Arbeit mithin höchstens ein erfreuliches Nebenprodukt, keinesfalls 
aber der zentrale Qualitätsindikator. Zum anderen sind die Adressaten der Sozialen Arbeit  
häufig durch das Merkmal mangelnder Konsumentensouveränität gekennzeichnet. Eine kon-
sequente Mißachtung der eingeschränkten Konsumentensouveränität widerspricht aber dem 
sozialpolitischen Auftrag Sozialer Arbeit, der auf den Abbau von Benachteiligungen und 
Chancenausgleich abzielt, da ansonsten die strikte Orientierung an den Ideen des Konsume-
rismus dazu führen kann, daß „(...) unabhängig von den vorhandenen Ressourcen und Fähig-
keiten kann den nicht zum Zuge gekommenen Gruppen die Verantwortung dafür, daß sie die 
‘Dienstleistungen’ nicht ‘nachgefragt’ hätten, nun selbst zugeschoben werden“ (May 1994, 
69).  
 
 
Phasenbezogene Qualitätsbemessung 
 
In Anlehnung an Donabedian (1982, 6) wird in vielen Qualitätsbemessungsmodellen zwi-
schen der Struktur- bzw. Inputqualität, der Prozeßqualität und der Output- bzw. Outcomequa-
lität unterschieden. Diese bilden Subqualitäten der eigentlichen Dienstleistungsqualität. Sie 
lassen sich auf einer Zeitachse zwischen dem Beginn und dem Ende des Produktionsprozesses 
anordnen.  
 
Für eine Übersetzung dieser allgemeinen Definition auf das Feld der Sozialen Arbeit ist für 
die Struktur- bzw. Inputqualität relevant, daß aus dem Fehlen eines Transferobjektes zwi-
schen Anbieter und Nachfrager der Leistung die Identität von Leistungserstellung und Leis-
tungsvermittlung in Rechnung gestellt werden muß. Leistungen, insbesondere personenbezo-
gene Dienstleistungen, können demzufolge nur in Form eines Leistungsverprechens, d.h. 
durch die Bereitstellung von Leistungsfähigkeiten angeboten werden, nicht hingegen die ei-
gentliche Leistung selbst. Die Struktur- bzw. Inputqualität ergibt sich mithin aus der Qualität 
der organisatorisch zur Verfügung gestellten Potentiale. Die Transformation dieser Potentiale 
in ein Ergebnis wird als Prozeßqualität bezeichnet. Für die Prozeßqualität sind allerdings in 
der Dienstleistungsproduktion nicht mehr die sozialen Dienste alleine verantwortlich. Aus den 
Problemlösungskapazitäten der Adressaten ergeben sich relevante Einflußfaktoren, die über 
die Güte der Transformation mitentscheiden. Die Prozeßqualität wird somit durch die Art und 
Weise der Relationierung zwischen Dienstleistungsanbietern und -nachfragern (Grad der 
Responsivität) gebildet. Die Output- bzw. Ergebnisqualität beschreibt  das prozessuale End-
ergebnis der Leistungserstellung, wobei für pädagogische Prozesse nochmals zwischen dem 
Ergebnis der Dienstleistungsproduktion und ihren Wirkungen in den subjektiven Lebensvoll-
zügen der Adressaten (outcome) unterschieden werden muß. Der Outcome ist dabei von den 
sozialen Diensten zwar intendiert, aber kaum steuerbar.  
 
An diesen Qualitätsdimensionen wird bisweilen aus den Reihen der Sozialen Arbeit deutliche 
Kritik geäußert, da es bisweilen problematisch ist, genauere Abgrenzungen vorzunehmen 
zwischen den Elementen Strukturqualität, Prozeßqualität und Ergebnisqualität. Dies ist nicht 
nur ein formales Problem der Zuordnung zu Kategorien, sondern es wirkt auch in die Vor-
gänge der Überprüfung von Qualität hinein. Schließlich macht es einen Unterschied, ob ein 
Sachverhalt im Kontext der Voraussetzungen (Strukturqualität) zum Erreichen von guten Er-
gebnissen, oder im Kontext der Qualität von pädagogischen Prozessen interpretiert und be-
wertet wird, trotzdem wird sie als pragmatische Strukturierungshilfe oftmals eingesetzt.  
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Für das Handlungsfeld der Hilfen zur Erziehung beispielsweise nimmt die Dimension der 
Strukturqualität danach in erster Linie bezug auf die infrastrukturellen Rahmenbedingungen 
der Einrichtungen. Zu nennen wären hier z.B. die Qualifikationsprofile der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter, die Ausstattungsstandards, die finanzielle Ausstattung u.v.m.. Diese Quali-
tätskriterien sind weitestgehend unumstritten. Viele dieser Qualitätsstandards sind im Heim-
gesetz (z.B. HeimMindestBauVO, Heimpersonalverordnung, HeimMitwirkungsVO) geregelt 
und werden von der Heimaufsicht kontrolliert.  
 
Neben diesen allgemeinen, konensfähigen Merkmalen der Institution gibt es aber auch Orga-
nisationsstrukturen, die ambivalent bewertet werden. Dies trifft etwa auf  diejenigen Charak-
teristika zu, die als konzeptionelle Spezifika zu fassen sind. Konzeptionelle Differenzen be-
stehen hier etwa bei Fragestellungen wie der Positionierung von Spezialdiensten, dem Stel-
lenwert von Elternarbeit oder bei erlebnispädagogischen Spezialangeboten. 
 
Die Prozeßqualität wird in der Regel verstanden als diejenigen Aktivitäten, die geeignet sind 
ein bestimmtes Ziel zu erreichen. Das Unbestimmte am Prozeß im Allgemeinen ist, daß das 
Primärziel häufig bekannt ist (z.B. Rückführung in die Herkunftsfamilie) sich im Laufe des 
pädagogischen Prozesses aber auch modifizieren kann (z.B. Verselbständigung in eine eigene 
Wohnung). Primärziele und Folgeziele stehen dabei gleichberechtigt nebeneinander. Der 
exakte Ausgang und das genaue “Procedere” dürften nur in den allerseltensten Fällen ex ante 
genau bestimmbar sein. Prozeßqualitäten lassen sich somit nur in Verfahrensmodi, wie z.B. 
Transparenz, Partizipation u.v.m. bestimmen. Die Qualität einer spezifischen Situation läßt 
sich de facto nur im Einzelfall und aus den jeweils fokussierten Perspektiven aufzeigen.  
 
Als Ergebnisqualität werden jene Dimensionen bezeichnet, die den Erfolg pädagogischer 
Interventionen am Grad der Zielerreichung messen wollen. Hierbei stellt sich die Frage, ob es 
in Anbetracht eines solch komplexen Wirkungsgefüges, wie den Hilfen zur Erziehung, die 
dem charakteristischen Mangel an eindeutigen Ursache-Wirkungs- Beziehungen unterliegen, 
überhaupt sinnvoll sein kann, den Versuch zu unternehmen, eine wie auch immer geartete 
Ergebnisqualität zu fixieren. Läßt man sich auf den Versuch ein, so stellen sich erhebliche 
Meßprobleme ein: “Ob also ein registrierter Effekt auf das Handeln der Organisation zurück-
zuführen ist – oder ob andere Faktoren für die Wirkung ausschlaggebend sind – ist nicht ein-
deutig feststellbar” (Klatezki 1996, 60). Nichtsdestotrotz stellen Ergebnisqualitäten, wie etwa 
Schulabschlüsse, Berufsabschlüsse oder die Legalbewährung der Adressaten Eckdaten dar, 
die auf eine gelungene resp. mißlungene Erziehungshilfe hinweisen können. 
 
Da von einer Interessenidentität und/oder übereinstimmenden Definition der Problemstellungen 
wie auch der erwünschten Ergebnisse der am Leistungsprozeß beteiligten Akteurinnen und Ak-
teure allerdings nicht zwingend ausgegangen werden kann, die Qualität Sozialer Arbeit somit 
keine objektive, statische Größe darstellt, sondern zudem noch zeit- und zeitgeistspezifischen 
Interpretationen unterliegt, wird in der neueren Debatte eine eher den Besonderheiten des sozia-
len Sektors Rechnung tragende Konzeptualisierung von Qualität aus einer konstruktivistischen 
Perspektive zugrundegelegt: Damit wird in der Qualitätsdebatte seit einigen Jahren ein Perspek-
tivenwechsel von ausschließlich anbieter- bzw. nachfragezentrierten Konzeptionen hin zu multi-
perspektivischen Konzepten eingefordert. Wie schon für die dienstleistungstheoretische Refor-
mulierung der Sozialen Arbeit nachgezeichnet, treffen sich auch hier unterschiedliche Motivati-
onslagen, die insgesamt jedoch auf eine Schwerpunktverlagerung durch die Einbeziehung der 
Adressatenseite hinweisen: Beteiligung der Adressatinnen und Adressaten in der Sozialen Arbeit 
konsequent umgesetzt, bedeutet deshalb, die Nachfragenden erst einmal in die Lage zu verset-
zen, ihre Rechte in den sozialen Diensten zu nutzen und zur Grundlage professioneller Hand-
lungsvollzüge zu machen. Dieses neue Anbieter-Nachfrage-Verhältnis gilt es auf den verschie-
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denen Ebenen einer modernen Sozialen Arbeit durchzudeklinieren, um es an den Schnittstellen 
der Interaktion, der Organisation und der Programmentwicklung entsprechend umzusetzen. Par-
tizipation der Adressatinnen und Adressaten legt somit die Entscheidungen über den Zugang, 
den Produktionsprozeß und das Ergebnis wohlfahrtsstaatlicher Leistungen zurück in die Hände 
der Betroffenen. Hierin liegt die neue, strukturelle Qualität einer modernen Sozialen Arbeit als 
personenbezogene soziale Dienstleistung.. 
 
 
2. Modelle der Qualitätssicherung 
 
Entsprechend diesem Anforderungsprofil sind die Organisationen der Sozialen Arbeit in fast 
allen Praxisfelder angetreten, qualitätssichernde Verfahren zu entwickeln (vgl. z.B. den Sam-
melband von Merchel 1998, die Schriftenreihe des BMFSFJ zur Qualitätssicherung in der 
Jugendhilfe (QS-Hefte)). Orientiert wird sich hierbei trotz des Einspruchs, der auf die Not-
wendigkeit qualitätsgenerierender Konzepte verweist, an Modellen aus dem industriellen Sek-
tor. Erleichtert wird dies, da erste Erfahrungsberichte  zeigen, daß selbst die auf den Sektor 
der Sozialen Arbeit angepaßte Übernahme von im Kern technologisch orientierten Konzepten 
(z.B. die Einführung von Zertifizierungsmodellen) dazu beiträgt, Qualitätsstandards in den 
Einrichtungen zu definieren und nicht nur den Status quo zu sichern. Hiernach drängt sich der 
Eindruck auf, daß die Einführung von Qualitätsmanagementmodellen gleichwelcher Couleur  
dazu geeignet ist, die Reflexionsfähigkeit der sozialen Dienste im Hinblick auf ihr Leistungs-
angebot zu steigern. Einer praktischen Erprobung der unterschiedlichen Ansätze sind hier-
durch kaum Grenzen gesetzt. 
 
Um einen systematischeren Zugang zu den derzeit favorisierten Qualitätssicherungsmodellen 
zu bekommen, ist eine Differenzierung in Analogie zu den Qualitätsbemessungsmodellen 
hilfreich. Auch die Qualitätssicherungsmodelle können danach dahingehend klassifiziert wer-
den, ob sie eher anbieter- oder eher nachfragedominiert sind. . Schematisch und deshalb not-
wendigerweise verkürzt, lassen sich die Hauptmodelle etwa wie folgt anordnen: 
 
Abb. 3: Modelle der Qualitätssicherung 
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3. Gefahren der Qualitätssicherung 
 
 
Der Ruf nach Qualitätsmanagement- und Qualitätssicherungskonzepten ist vor dem Hinter-
grund prekärer, z.T. existenzbedrohender Ausgangslagen immer richtig, ihre Institutionalisie-
rung zum Zweck der Bestandssicherung einzelner Einrichtungen sehr wahrscheinlich sogar 
notwendig. So zeichnet sich auch jetzt schon eine neuer Markt ab, in dessen Zentrum die Be-
ratung und Unterstützung bei der Einführung von Qualitätssicherungskonzepten steht. Das 
Problem dabei ist nur, daß je nach präferiertem Modell die Beiträge zu dem, was die “Güte” 
der erbrachten Dienstleistungen ausmacht, sehr unterschiedlich zu bewerten sind. Qualitäts-
management in einer ausschließlich instrumentellen Form lenkt also u.U. mehr oder weniger 
vom Thema ab, da profunde Erkenntnisse über das, was eine gute Arbeit in den unterschiedli-
chen Arbeitsbereichen ausmacht, durch den programmatischen Verweis auf die Existenz eines 
Qualitätssicherungskonzeptes ersetzt werden. 
 
 
3.1.  Die Gefahr neuer Bürokratisierung   
 
Die Konzepte von Neuer Steuerung und Qualitätsmanagement setzen insgesamt einen 
Schwerpunkt ihrer Bemühungen auf die Herstellung von Transparenz im Produktionsprozeß 
sozialer Dienstleistungen. Die Herstellung von Transparenz  erfolgt gemeinhin über die Me-
thoden der Standardisierung und der Normierung. Produktbeschreibungen, Kennzifferent-
wicklungen, Rechenschafts- und Dokumentationssysteme sind nur einige der beschrittenen 
Wege, um diese Transparenz herzustellen. Das Motto hier lautet: “Was man nicht messen 
kann, kann man auch nicht verbessern”. Verbunden sind hiermit jedoch die Fallstricke einer 
Taylorisierung der Arbeitsabläufe in den sozialen Organisationen: Im Zentrum stehen dann 
die Zerlegung der Arbeitsabläufe, die Normierung der Handlungsweisen und ihre seperate 
Bewertung in Form von Leistungsbemessungen. Die vielerorts aufgestellten Produktpläne der 
Verwaltungen sind beredtes Zeugnis dieser Überlegungen. Diese Ansätze, die sich auf traditi-
onelle betriebswirtschaftliche Organisationstheorien, anglo-amerikanische Management- und 
die frühe deutsche Organisationslehre bis in die 50er Jahre zurückführen lassen, verkennen, 
daß gerade der Aspekt der Mitarbeiterzufriedenheit hier vollständig vernachlässigt wurde. 
Sinn und Zweck des Organisierens ist dann einzig, eine Synthese von Spezialisierungsanfor-
derungen auf der einen und eine Koordination der zerlegten Arbeitsabläufe auf der anderen 
Seite zu garantieren. Organisationen haben danach keinen anderen Zweck, als den, sich mit 
sich selbst zu beschäftigen, eine Zielbestimmung, die von den Prämissen Neuer Steuerung 
und des Qualitätsmanagements, die gerade Innovationsfreudigkeit signalisieren, weit entfernt 
ist und vielmehr an idealisierte Bürokratiemodelle anknüpft. 
 
 
3.2.  Die Gefahr ausschließlicher Input-Orientierung 
 
Aus den bislang vorliegenden Erkenntnissen zum Stand der Einführung von Qualitätssiche-
rungskonzepten in der Sozialen Arbeit läßt sich schlußfolgern, daß allein diejenigen Indikato-
ren in das Blickfeld von Qualitätsmanagementmodellen geraten,  auf die die Organisationen 
um ihrer selbst willen Einfluß nehmen können: Diese Indikatoren werden durch die Voraus-
setzungen der Herstellung einer Dienstleistung gebildet, da der Produktionsprozeß sozialer 
Dienstleistungen selbst durch erhebliche Unsicherheiten, die nicht zuletzt durch die Rolle des 
Adressaten als Ko-Produzenten hervorgerufen werden, gekennzeichnet ist. Entsprechend sind 
der Prozeß oder die Ergebnisse, die Effekte der Dienstleistungen kein Gegenstand der Stan-
dardisierung bzw. Normierung, es wird sich auf die organisationsbezogenen Voraussetzungen 
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der Produktion beschränkt. Unter diesen Gesichtspunkten ist es dann auch nicht zufällig, daß 
z.B. die Kundenzufriedenheit  bislang gar nicht systematisch erfaßt wird, da erst eine Trans-
formation der Zufriedenheit mit den erhaltenen Leistungen in eine Inputvariable stattfinden 
müßte. Die Konzentration auf den Input führt ihrerseits aber u.U. zu schweren Enttäuschun-
gen bei all denjenigen, die gehofft haben, durch die Einführung der neuen Konzepte genauere 
Kenntnisse über die Ergebnisse ihres Handelns zu erhalten, mithin “gute” von “schlechten” 
Dienstleistungen unterscheiden zu können.  
 
 
Prof. Gabi Flösser  
Universität Bielefeld 
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F.3.   DIE POSITION DES KINDES STÄRKEN - QUALITÄT FÜR PFLEGEKINDER ALS HERAUS-
FORDERUNG DER JUGENDHILFE 
 
von Dr. J. Maywald 
 
Wenn ein 2-jähriges Kind für ein Jahr in eine Pflegefamilie gegeben wird, um anschließend 
über seine weitere Lebensperspektive zu entscheiden, ist das gute Qualität? Oder ist gute Qua-
lität, wenn einer chronisch überforderten Mutter nahe gelegt wird, sich von ihrem 4-jährigen 
Sohn gänzlich zu verabschieden, um das Kind in einer guten Ersatzfamilie aufwachsen zu 
lassen? 
 
Ist gute Qualität, dem Wunsch eines 12-jährigen Jungen zu entsprechen, sich nach Jahren in 
der Pflegefamilie seiner psychisch kranken Mutter zuzuwenden und wieder zu ihr in den 
Haushalt zu wechseln? Oder verweist auf gute Qualität, wenn ein 9-jähriges Mädchen sich 
penetrant weigert, in der Schule ihren korrekten Familiennamen zu nennen und statt dessen 
auf dem Nachnamen der Pflegefamilie besteht? 
 
Wenn ein inzwischen erwachsen gewordenes Pflegekind seiner ehemaligen Pflegemutter stolz 
seine erste eigene Tochter präsentiert, ist das gute Qualität? Oder lässt auf Qualität schließen, 
wenn eine 17-jährige Jugendliche in ihrer Pflegefamilie noch kein Kind zur Welt gebracht 
hat, war doch ihre leibliche Mutter immerhin bereits mit 14 Jahren zum ersten Mal schwan-
ger? 
 
Schließlich: Zeugt von Qualität, wenn ein Jugendamtsleiter in Zusammenhang mit der Decke-
lung der kommunalen Haushalte bei Fremdunterbringungen von Kindern grundsätzlich der 
Rückkehroption den Vorrang einräumt? Oder drückt sich Qualitätsbewusstsein dadurch aus, 
dass sich die Fachleute eines Jugendamtes darauf einigen, Besuche der Herkunftseltern auf 
ein gesetzliches Mindestmaß zu reduzieren, um einen ungestörten Beziehungsaufbau und das 
Wachsen neuer Bindungen in den Pflegefamilien nicht zu gefährden? 
 
Wer nach der Qualität in Pflegefamilien fragt, begibt sich auf unsicheres Terrain und kann 
leicht ins Rutschen geraten. Wer, was, warum und unter welchen Umständen für qualitativ gut 
erklärt, darüber kann leicht Streit aufkommen, nicht zuletzt, weil wir selbst alle aus Familien 
kommen und zumeist in Familien leben. Was aber so nahe ist, scheint selbstverständlich und 
nicht erklärungsbedürftig. Es ist wohl kein Zufall, dass schon die Frage nach der Qualität von 
(Pflege-)Familie von vielen als eine Zumutung aufgefasst wird. Angesichts dieser Schwierig-
keiten ist es fast schon verständlich, dass in dem Standardwerk (434 Seiten) von Joachim 
Merchel „Qualität in der Jugendhilfe“ (Votum Verlag, Münster 1998) ein Abschnitt „Qualität 
im Pflegekinderwesen“ nicht vorgesehen ist. 
 
Dennoch kann der Frage nicht ausgewichen werden: Was ist gute Qualität im Pflegekinderbe-
reich? Besonders dringlich stellt sich diese Frage aus Sicht der Pflegekinder selbst: Was kön-
nen sie zu Recht erwarten, worauf haben Sie Anspruch? Welche Möglichkeiten bestehen, 
wenn ihre Bedürfnisse nicht befriedigt, ihre Rechte nicht gewahrt werden? Nicht zuletzt: Was 
ist Erfolg im Pflegekinderwesen? 
 
Wo so vieles durcheinander geht, wo heftige Emotionen im Spiel sind und unterschiedliche – 
häufig unbewusste – Orientierungen und Überzeugungen aufeinander treffen, ist eines vor 
allem notwendig: ein nüchterner Blick und ein kühler Kopf. 
 
Ich will in diesem Vortrag auf sechs Punkte eingehen: 
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(1) Warum heute niemand mehr die Frage nach der Qualität einer Leistung nicht stellen kann 
(2) Wege und Irrwege der Qualitätsfeststellung in der Arbeit mit Menschen 
(3) Der Ausgangspunkt: Rechte und Bedürfnisse von Pflegekindern 
(4) Hot Spots für gute Qualität im Pflegekinderwesen 
(5) Was wir tun können, um im Pflegekinderwesen Anreize für gute Qualität zu schaffen 
(6) Ausblicke oder: Die Position des Kindes stärken 
 
 
1. Warum heute niemand mehr die Frage nach der Qualität einer Leistung nicht stellen 

kann 
 
Qualität ist in aller Munde. Die Begriffe Qualitätsentwicklung, Qualitätssicherung, Qualitäts-
management, Qualitätskontrolle haben inzwischen den Charme einer Dampfwalze, der sich 
kaum jemand entziehen kann und die zugleich Gefahr läuft, alles platt zu machen. 
 
Wie ist es hierzu gekommen? Wie konnte es geschehen, dass innerhalb weniger Jahre diese 
Begriffe in der jugendhilfepolitischen Diskussion – und nicht nur dort – stilbildend, ja 
manchmal geradezu beherrschend geworden sind? 
 
Ganz allgemein wird die Frage nach der Qualität einer Tätigkeit dann virulent, wenn zwei 
Bedingungen zusammenkommen: 
• diese Tätigkeit nimmt den Charakter einer professionellen Leistung an; 
• die Leistung verursacht Kosten, für deren Deckung knappe Mittel zur Verfügung stehen. 
 
Was die Jugendhilfe in Deutschland angeht, so haben sich beide Voraussetzungen in den letz-
ten zehn Jahren rasant entwickelt und gegenseitig verstärkt. Die fast zeitgleiche Verabschie-
dung der UN-Kinderrechtskonvention und das Inkrafttreten des Kinder- und Jugendhilfege-
setzes haben zu einem enormen Professionalisierungsschub geführt. 
Zugleich hat sich – u.a. in Folge der deutschen Wiedervereinigung – die Lage der öffentlichen 
Finanzen dramatisch verschärft, mit der Folge eines allgemeinen Legitimations- und Kosten-
drucks. 
 
Das Pflegekinderwesen ist ein Kind dieser Entwicklung. 
Im Westen Deutschlands ist das Pflegekinderwesen nicht zuletzt durch die unselige und häu-
fig ideologisch befrachtete Auseinandersetzung um die Konzepte der Ergänzungs- versus Er-
satzfamilie in das Zentrum rechtlicher, psychologischer und jugendhilfepolitischer Auseinan-
dersetzung geraten. 
 
Im Osten Deutschlands hat sich praktisch aus dem Nichts heraus ein selbstbewusster Pflege-
kinderbereich entwickelt, der die Konkurrenz einer mächtigen Heimlobby nicht mehr zu 
scheuen braucht. 
 
In Ost wie West haben sich differenzierte Angebote mit unterschiedlichen Niveaus an Profes-
sionalität entwickelt. Trotz eines vergleichsweise geringen Kostenaufwandes werden bei der 
Diskussion um die Legitimität und Effektivität von Pflegefamilien immer auch kritische Kos-
tenargumente ins Feld geführt. 
 
Damit stellt sich zwangsläufig die Frage nach der Qualität, der von nun an nicht mehr ausge-
wichen werden kann. Zugleich wird die Janusköpfigkeit der Qualitätsdiskussion deutlich: Das 
Interesse an Innovation und Reform steht neben den Bemühungen um Kosteneinschränkung 
und bloße Rationalisierung. 
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Was ist das überhaupt – Qualität? Wie können wir sie begrifflich fassen? 
 
Gemäß DIN ISO 8402 bezeichnet die Qualität einer Dienstleistung „die Gesamtheit von Ei-
genschaften und Merkmalen, die sich auf deren Eignung zur Erfüllung festgelegter oder vo-
rausgesetzter Erfordernisse bezieht.“ 
  
Bereits hier wird deutlich, dass Qualität keine absolute, unveränderliche Größe ist, sondern 
abhängt von den Interessen und Bedürfnissen der Beteiligten (z.B. den Anbietern und Nutzern 
einer Leistung) und von der gesellschaftlichen Entwicklung. Sie ergibt sich aus der Überein-
stimmung zwischen den Erwartungen hinsichtlich der Leistung und der tatsächlich erbrachten 
Leistung. Die verschiedenen Beteiligten haben in der Regel verschiedene Qualitätserwartun-
gen. Was jemand als Merkmal von Qualität bezeichnet, hängt ab von seiner Perspektive und 
Interessenlage. Die Definition von Qualitätsstandards erfordert deshalb das Aushandeln und 
Vermitteln zwischen unterschiedlichen Interessen. 
 
Ausgehend von allgemeinen Qualitätsdefinitionen hat sich eine Differenzierung des Quali-
tätsbegriffs durchgesetzt. Klassisch werden Strukturqualität, Prozessqualität und Ergebnisqua-
lität unterschieden, neuerdings ergänzt durch die Dimension der Konzept- oder Orientie-
rungsqualität. 
 
Strukturqualität bezieht sich dabei auf die organisationsbezogenen Rahmenbedingungen und 
auf die Ausstattung, über die eine Person oder Einrichtung bei der Erbringung ihrer Leistun-
gen verfügt. 
 
Mit Prozessqualität ist das Vorhandensein und die Beschaffenheit solcher Aktivitäten ge-
meint, die geeignet und notwendig sind, ein bestimmtes Ziel der Leistung zu erreichen. Von 
Ergebnisqualität ist die Rede, wenn der erzielte Zustand, also ein feststellbarer Erfolg oder 
Misserfolg betrachtet wird. 
 
Konzept- oder Orientierungsqualität schließlich bezieht sich auf die konzeptionellen Haltun-
gen und Grundorientierungen, die einer Leistung zu Grunde liegen. 
 
 
2. Wege und Irrwege der Qualitätsfeststellung in der Arbeit mit Menschen 

 
Wenn jemand sein Bad neu hat kacheln lassen und feststellen muss, dass sich nach vier Wo-
chen die ersten Kacheln von der Wand lösen, wird er zu Recht die Frage nach der Ergebnis-
Qualität der erbrachten Leistung stellen. Er wird Gewährleistung einfordern und in der Regel 
erreichen können, dass der Schaden ersetzt wird. Bei produktbezogenen Leistungen stellt sich 
die Sache also recht einfach dar. 
 
Nicht so bei sozialen Dienstleistungen. Wie andere soziale Dienstleistungen auch stellt Hilfe 
zur Erziehung in Pflegefamilien eine personale, eine von Personen an Personen erbrachte 
Dienstleistung dar. Sie ist eine Praxis besonderer, nicht-instrumenteller Art und daher nicht 
ohne weiteres mit anderen beruflichen Tätigkeiten – zum Beispiel der Renovierung eines Ba-
dezimmers – zu vergleichen. 
 
Wenn Hilfe zur Erziehung in Pflegefamilien ein personales Geschehen, ein Handeln im Be-
ziehungsfeld ist, muss man sich grundsätzlich klar machen, dass Menschen keine Maschinen 
sind, die man einfach nach Plan „bearbeiten“ kann. Die Akteure des Pflegekinderwesens wir-
ken in einem kommunikativen Feld, in dem sie spontan handeln, sprechen und empfinden. Es 
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ist dies ein komplexes Beziehungsgeschehen, das sich selbst strukturiert, das Verhaltensmus-
ter und Regeln ausbildet und sich gleichzeitig mit eigentümlicher Dynamik verändert. In die-
sem interpersonalen Feld beobachten und bewerten, beeinflussen und verändern sich alle Be-
teiligten gegenseitig. Was geschieht, ist einzigartig, ist gebunden an die jeweilige Situation, 
die beteiligten Personen und die jeweils gegebenen Verhältnisse, an ihre besonderen Voraus-
setzungen ebenso wie an spontan sich ergebende neue Ereignisse. 
 
Dabei weist diese Praxis eine besondere, nämlich unumkehrbare, Zeitstruktur auf. Es gibt in 
humaner Praxis keine Wiederholungen. Das macht jeden Versuch einer Beeinflussung und 
Veränderung zu einem einzigartigen Vorgang, der zugleich widersprüchlich, komplex, unsi-
cher, ja geradezu „chaotisch“ sein kann und der stets von Wert- und Interessenkonflikten ge-
kennzeichnet ist. 
 
Hilfe zur Erziehung in Pflegefamilien ist von dieser Komplexität grundsätzlich bestimmt. Sie 
ist nie einseitig, sondern hat immer ein bzw. mehrere Gegenüber, ist dialogisch. Humane Pra-
xis macht man nicht allein. Empfänger von Jugendhilfeleistungen leisten immer auch selbst 
etwas, sind Empfänger und Geber, Konsumenten und Produzenten zugleich. 
 
In einem solchen Feld professionell zu handeln, heißt Beziehungen spontan und mit Überle-
gung gestalten. Mitarbeiter(innen) im ASD und in den Pflegekinderdiensten und nicht zuletzt 
die Pflegepersonen selbst bringen in ihrem Handeln wie ein Künstler etwas hervor, lassen 
etwas szenisch entstehen, indem sie zugleich denken, empfinden und handeln – nicht in der 
Weise, dass sie dabei Regeln oder Wissen einfach „anwenden“, sondern dass sie einen Hand-
lungszusammenhang in der Kommunikation miteinander erzeugen und ihn zugleich laufend 
experimentell überprüfen. Es ist dies ein Überlegen im Handlungsvollzug – „reflection in ac-
tion“, wie es der amerikanische Praxistheoretiker Donald Schön genannt hat. 
 
Die unvermeidliche Komplexität sozialpädagogischen Handelns macht es unmöglich, Ergeb-
nisqualität einfach „festzustellen“. Die zeitliche Streckung von Ergebnissen sozialpädagogi-
scher Intervention und das Fehlen einfacher Ursache-Wirkungs-Beziehungen stellen schon in 
methodischer Hinsicht unüberwindliche Hindernisse dar. Damit sind wir aber keineswegs am 
Ende der Qualitätsdiskussion im Pflegekinderwesen. Vielmehr steigt hierdurch die Bedeutung 
von Struktur-, Prozess- und Konzeptqualität als den zentralen Dimensionen von Qualität im 
Bereich sozialer Dienstleistungen. 
 
Je, nachdem, ob die Frage nach guter Qualität im Pflegekinderwesen aus Sicht der Jugendpo-
litik, des Kämmerers, des Allgemeinen Sozialen Dienstes, des Pflegekinderdienstes, der Her-
kunfts- oder Pflegefamilie oder aus Sicht des Kindes gestellt wird, ergeben sich unterschiedli-
che Antworten. Diese Perspektivenabhängigkeit darf aber nicht dazu führen, gute Qualität 
lediglich als Ergebnis eines Aushandlungsprozesses zwischen den Interessen aller Beteiligten 
zu verstehen. Der Standpunkt, von dem aus sich Maßstäbe für gute Qualität ergeben, ist nicht 
beliebig wählbar. Vielmehr gilt bei allen Maßnahmen, die Pflegekinder betreffen, der Vorrang 
des Kindeswohls. Das beste Interesse des Kindes ist der zentrale Bezugspunkt aller Qualitäts-
überlegungen im Pflegekinderwesen. Qualität zeigt sich dann darin, Bedingungen herzustel-
len, welche die Chance erhöhen, den Vorrang des Kindeswohls zu gewährleisten. 
 
 
 
 
3. Der Ausgangspunkt: Rechte und Bedürfnisse von Pflegekindern 
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Der in der UN-Kinderrechtskonvention kodifizierte und inzwischen von fast allen Staaten der 
Erde ratifizierte Katalog von Schutz-, Förder- und Beteiligungsrechten bezieht sich selbstver-
ständlich auch auf Pflegekinder. Diese genießen dieselben Rechte wie alle Kinder. Allerdings 
sind bestimmte Normierungen der Konvention in diesem Zusammenhang von besonders gro-
ßer Bedeutung. Ich will die wichtigsten diesbezüglichen Artikel nennen und kommentieren: 
 
 
Artikel 2 (Achtung der Kindesrechte; Diskriminierungsverbot) 
Ausdrücklich wird garantiert, dass die in dem Übereinkommen festgelegten Rechte jedem 
Kind unabhängig u.a. von seiner nationalen, ethnischen oder sozialen Herkunft und ohne 
Rücksicht auf den sonstigen Status des Kindes zu gewähren sind. Ein Pflegekind darf nicht 
aufgrund seines Status bei der Ausübung seiner Rechte eingeschränkt oder diskriminiert wer-
den. 
(Artikel 2, Abs. 1: Die Vertragsstaaten achten die in diesem Übereinkommen festgelegten 
Rechte und gewährleisten sie jedem ihrer Hoheitsgewalt unterstehenden Kind ohne jede Dis-
kriminierung, unabhängig von der Rasse, der Hautfarbe, dem Geschlecht, der Sprache, der 
Religion, der politischen oder sonstigen Anschauung, der nationalen, ethnischen oder sozia-
len Herkunft, des Vermögens, einer Behinderung, der Geburt oder des sonstigen Status des 
Kindes, seiner Eltern oder seines Vormundes.) 
 
Artikel 3 (Wohl des Kindes) 
Das Wohl des Kindes (the best interest of the child) ist bei allen Maßnahmen, die Kinder be-
treffen, ein vorrangig zu berücksichtigender Gesichtspunkt. Dies gilt u.a. für Maßnahmen und 
Entscheidungen der sozialen Fürsorge, der Gerichte und der Verwaltungsbehörden. Eine dem 
Wohl des Kindes abträgliche Alternative – nur weil diese zum Beispiel kostengünstiger wäre 
– darf demnach nicht gewählt werden. 
(Artikel 3, Abs. 1: Bei allen Maßnahmen, die Kinder betreffen, gleichviel ob sie von öffentli-
chen oder privaten Einrichtungen der sozialen Fürsorge, Gerichten, Verwaltungsbehörden 
oder Gesetzgebungsorganen getroffen werden, ist das Wohl des Kindes ein Gesichtspunkt, der 
vorrangig zu berücksichtigen ist.) 
 
Artikel 7 (Geburtsregister, Name, Staatsangehörigkeit) 
Jedes Kind hat das Recht auf einen Namen von Geburt an und soweit möglich das Recht, sei-
ne Eltern zu kennen und von ihnen betreut zu werden. Hieraus kann abgeleitet werden, dass 
eine Fremdunterbringung des Kindes nur als ultima ratio und nur bei erheblicher Kindes-
wohlgefährdung in Betracht kommt. 
(Artikel 7, Abs. 1: Das Kind ist unverzüglich nach seiner Geburt in ein Register einzutragen 
und hat das Recht auf einen Namen von Geburt an, das Recht, eine Staatsangehörigkeit zu 
erwerben, und soweit möglich das Recht, seine Eltern zu kennen und von ihnen betreut zu 
werden.) 
 
Artikel 8 (Identität) 
In diesem Artikel wird anerkannt, dass der Name und die gesetzlich anerkannten Familienbe-
ziehungen wichtige Bestandteile der Identität des Kindes sind und nur aufgrund eines Geset-
zes und im Rahmen bestehender Verfahrensvorschriften geändert werden dürfen. 
(Artikel 8, Abs. 1: Die Vertragsstaaten verpflichten sich, das Recht des Kindes zu achten, sei-
ne Identität, einschließlich seiner Staatsangehörigkeit, seines Namens und seiner gesetzlich 
anerkannten Familienbeziehungen, ohne rechtswidrige Eingriffe zu behalten.) 
 
Artikel 9 (Trennung von den Eltern; persönlicher Umgang) 
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Kinder dürfen von ihren Eltern gegen deren Willen nur getrennt werden, wenn das Wohl des 
Kindes dies erfordert, z.B. nach einer Misshandlung oder Vernachlässigung. Auch in diesen 
Fällen muss das Verfahren strengen rechtsstaatlichen Kriterien genügen. 
Das von seinen Eltern getrennt lebende Kind hat das Recht, regelmäßige persönliche Bezie-
hungen und unmittelbare Kontakte zu beiden Elternteilen zu pflegen, soweit dies nicht dem 
Wohl des Kindes widerspricht. Umgangseinschränkungen und Besuchsverbote bedürfen inso-
fern einer Begründung im Einzelfall, die sich ausschließlich am Wohl des Kindes zu orientie-
ren hat. 
(Artikel 9, Abs. 1: Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass ein Kind nicht gegen den Willen 
seiner Eltern von diesen getrennt wird, es sei denn, dass die zuständigen Behörden in einer 
gerichtlich nachprüfbaren Entscheidung nach den anzuwendenden Rechtsvorschriften und 
Verfahren bestimmen, dass diese Trennung zum Wohl des Kindes notwendig ist. Eine solche 
Entscheidung kann im Einzelfall notwendig werden, wie etwa wenn das Kind durch die Eltern 
misshandelt  oder vernachlässigt wird oder wenn bei getrennt lebenden Eltern eine Entschei-
dung über den Aufenthaltsort des Kindes zu treffen ist. 
Abs. 3: Die Vertragsstaaten achten das Recht des Kindes, das von einem oder beiden Eltern-
teilen getrennt ist, regelmäßige persönliche Beziehungen und unmittelbare Kontakte zu bei-
den Elternteilen zu pflegen, soweit dies nicht dem Wohl des Kindes widerspricht. (...) 
 
Artikel 12 (Berücksichtigung des Kindeswillens) 
In diesem Artikel werden Kindern umfassende Partizipationsrechte eingeräumt. Das Kind hat 
in allen es betreffenden Angelegenheiten das Recht, seine Meinung frei zu äußern. Die Mei-
nung des Kindes muss angemessen und entsprechend seinem Alter und seiner Reife berück-
sichtigt werden. In allen Gerichts- und Verwaltungsverfahren muss das Kind entweder unmit-
telbar oder durch einen Vertreter gehört werden. Im Zuge der Kindschaftsrechtsreform 1998 
wurde in Deutschland das Rechtsinstitut eines Verfahrenspflegers im zivilrechtlichen Kinder-
schutzverfahren eingeführt. Für Verwaltungsverfahren, zu denen jugendamtliche Entschei-
dungen gehören, steht eine solche Unterstützung des Kindes noch aus. 
(Artikel 12, Abs. 1: Die Vertragsstaaten sichern dem Kind, das fähig ist, sich eine eigene 
Meinung zu bilden, das Recht zu, diese Meinung in allen das Kind berührenden Angelegen-
heiten frei zu äußern, und berücksichtigen die Meinung des Kindes angemessen und entspre-
chend seinem Alter und seiner Reife. 
Abs. 2: Zu diesem Zweck wird dem Kind insbesondere Gelegenheit gegeben, in allen das Kind 
berührenden Gerichts- oder Verwaltungsverfahren entweder unmittelbar oder durch einen 
Vertreter oder eine geeignete Stelle im Einklang mit den innerstaatlichen Verfahrensvor-
schriften gehört zu werden.) 
 
Artikel 20 (Von der Familie getrennt lebende Kinder; Pflegefamilie; Adoption) 
Kinder, die nicht in ihrer Herkunftsfamilie verbleiben können, haben Anspruch auf den be-
sonderen Schutz und Beistand des Staates. Bei der Wahl zwischen familialer (Familienpflege 
oder Adoption) und institutioneller Unterbringung sind die erwünschte Kontinuität in der Er-
ziehung des Kindes sowie die ethnische, religiöse, kulturelle und sprachliche Herkunft des 
Kindes zu berücksichtigen. Hieraus kann der Vorrang milieunaher vor milieuferner Unter-
bringung abgeleitet werden. 
(Artikel 20, Abs. 1: Ein Kind, das vorübergehend oder dauernd aus seiner familiären Umge-
bung herausgelöst wird oder dem der Verbleib in dieser Umgebung im eigenen Interesse 
nicht gestattet werden kann, hat Anspruch auf den besonderen Schutz und Beistand des Staa-
tes. 
Abs. 2: Die Vertragsstaaten stellen nach Maßgabe ihres innerstaatlichen Rechts andere For-
men der Betreuung eines solchen Kindes sicher. 
Abs. 3: Als andere Formen der Betreuung kommt unter anderem die Aufnahme in eine Pflege-
familie, die Kafala nach islamischem Recht, die Adoption oder, falls erforderlich, die Unter-
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bringung in einer geeigneten Kinderbetreuungseinrichtung in Betracht. Bei der Wahl zwi-
schen diesen Lösungen sind die erwünschte Kontinuität in der Erziehung des Kindes sowie 
die ethnische, religiöse, kulturelle und sprachliche Herkunft des Kindes gebührend zu berück-
sichtigen.) 
 
Soweit die einschlägigen Artikel der UN-Kinderrechtskonvention. Insgesamt und unter Ein-
bezug der von mir in diesem Zusammenhang nicht angeführten Kindesrechte hat sich damit 
auf der Ebene des internationalen Rechts durchgesetzt, Kinder von Beginn an als eigenständi-
ge Subjekte anzusehen, die ihre spezifischen Kompetenzen und Potentiale in die menschliche 
Gemeinschaft einbringen. Am Anfang eines neuen Jahrhunderts ist die Vorstellung, Kinder 
als noch nicht vollwertige Menschen anzusehen, unhaltbar geworden. Kinder gleich welchen 
Status sind Menschen in einer sensiblen Entwicklungsphase, die des besonderen Schutzes, der 
Förderung und der Beteiligung bedürfen. 
 
Janusz Korczak hat diese neue Sicht des Kindes bereits vor mehr als fünfzig Jahren prägnant 
zusammengefasst: „Das Kind wird nicht erst ein Mensch, es ist schon einer.“  
 
Für die körperliche und seelische Gesundheit kleiner Kindheit ist die Befriedigung elementa-
rer Bedürfnisse unabdingbar. Zusammengefasst werden diese Grundbedürfnisse (Basic needs 
of children) im Begriff des Kindeswohls, der sich wiederum von der Menschenwürde des 
Kindes und seiner besonderen Schutzbedürftigkeit ableiten lässt. Erste Versuche einer Kon-
kretisierung des Kindeswohlbegriffs sind in der Kindeswohl-Trilogie von Goldstein, Freud 
und Solnit (1974, 1982, 1988) zu finden. Orientiert an den basalen Entwicklungsbedürfnissen 
kleiner Kinder erarbeiteten sie interdisziplinäre Kriterien für die Bestimmung der am wenigs-
ten schädlichen Alternative zum Schutz von Wachstum und Entwicklung des Kindes. Zu den 
grundlegenden Bedürfnissen rechnen sie Nahrung, Schutz und Pflege, intellektuelle Anregun-
gen und Hilfe beim Verstehen der Innen- und Außenwelt. Außerdem brauche das Kind Men-
schen, die seine positiven Gefühle empfangen und erwidern und sich seine negativen Äuße-
rungen und Hassregungen gefallen lassen. Sein Selbstgefühl und seine Selbstsicherheit im 
späteren Leben bleibe abhängig von seiner Stellung innerhalb der Familie, d.h. von dem Ge-
fühl geschätzt, anerkannt und als vollwertiges Familienmitglied betrachtet zu werden. 
 
Von Fegert (1999) stammt der Versuch, die in der UN-Kinderrechtskonvention formulierten 
Normen in sechs große Bedürfnisbereiche (Basic needs of children) zu übersetzen und die 
negativen Folgen bei deren Nichtbeachtung zu beschreiben. Hierzu gehören:  
 

1. Liebe, Akzeptanz und Zuwendung: Der Mangel an emotionaler Zuwendung kann zu 
schweren körperlichen und psychischen Deprivationsfolgen bis hin zum psychosozia-
len Minderwuchs und „failure to thrive“ (nicht organisch bedingten Gedeihstörungen) 
führen;  

2. Stabile Bindungen: Bindungsstörungen zeigen sich bei kleinen Kindern zunächst in  
Auffälligkeiten der Nähe-Distanz-Regulierung und können später zu massiven Bin-
dungsstörungen führen;  

3. Ernährung und Versorgung: als Folgen einer Mangel- oder Fehlernährung treten Hun-
ger, Gedeihstörungen und langfristig körperliche sowie kognitive Entwicklungsbeein-
trächtigungen auf;  

4. Gesundheit: Mängel im Bereich der Gesundheitsfürsorge führen zu vermeidbaren Er-
krankun-gen mit unnötig schwerem Verlauf, z.B. infolge von Impfmängeln, Defekt-
heilungen etc.;  

5. Schutz vor Gefahren von materieller und sexueller Ausbeutung: psychisch können 
diese Belastungen zu Anpassungs- bzw. posttraumatischen Störungen führen, die 
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durch eine Fülle von Symptomen und teilweise langfristige Erkrankungsverläufe ge-
kennzeichnet sind;  

6. Wissen, Bildung und Vermittlung hinreichender Erfahrung: Mängel in diesen Berei-
chen führen zu Entwicklungsrückständen bis hin zu Pseudodebilität (vgl. Fegert 1999, 
S. 326 f.). 

 
Die hier beschriebenen Grundbedürfnisse stehen nicht gleichwertig nebeneinander, sondern 
lassen sich nach Maslow (1978) in dem Bild einer Bedürfnispyramide hierarchisch beschrei-
ben. Am Fuße der Pyramide stehen die unmittelbar zum Überleben notwendigen Bedürfnisse 
nach Versorgung, Ernährung usw. Darauf aufbauend folgen der Schutz vor Gefahren und das 
Bedürfnis nach Gesundheit, die Erfüllung von Kontakt- und Bindungswünschen und schließ-
lich das Bedürfnis nach Bildung und hinreichender Anregung. 
 
 
4. Hot Spots für gute Qualität im Pflegekinderwesen 
 
Ich möchte die Ergebnisse einschlägiger Bindungs- und Trennungsforschung in Beziehung 
setzen zu fünf Schlüsselsituationen (Hot Spots), bei denen es erfahrungsgemäß häufig zu 
Fehlentscheidungen mit entsprechenden Folgekonflikten kommt. 
 
 
Die Auswahl der Pflegeeltern 
Pflegeeltern-Bewerber müssen umfassende Informationen über die Rechte und Bedürfnisse 
von Pflegekindern erhalten. In diese Informationen sollten die wichtigsten Ergebnisse der 
Bindungs- und Trennungsforschung einfließen. Der Auswahlprozess muss die Selbst-Prüfung 
der Bereitschaft und der Fähigkeit einschließen, ein Pflegekind zu erziehen und neue Bindun-
gen einzugehen. Schließlich sollten die zu erwartenden Veränderungen im Familiengefüge 
(Paarebene, Geschwisterebene, Verwandte, Freunde, Nachbarn) erörtert und bewertet werden. 
 
 
Die Vermittlung und der erste Kontakt 
Kind, Herkunfts- und Pflegefamilie sollten wechselseitig über Vorgeschichte, Motive und 
Absichten der jeweils anderen informiert werden. Es muss eine Entscheidungsoffenheit ge-
ben, d.h. die Möglichkeit, zu jedem Zeitpunkt der Vermittlung „nein“ sagen zu können. Die 
individuelle Passung muss Vorrang vor standardisierten Verfahren haben. Die Anbahnung, 
der erste Kontakt und Gestaltung des Übergangs sollte so weit möglich unter aktiver Einbe-
ziehung aller Beteiligten stattfinden.  
 
 
Perspektiv- und Hilfeplanung 
Da Trennungen sich insbesondere für kleine Kinder belastend für die spätere Entwicklung 
auswirken können, haben bei Gefährdung des Kindeswohls Hilfen innerhalb der Familie Vor-
rang, soweit dadurch den Gefährdungen wirksam begegnet werden kann – für schwer trauma-
tisierte Kinder scheiden solche Hilfen innerhalb der Herkunftsfamilie häufig aus. Besonders 
in Fällen anhaltender Misshandlungen, sexuellen Missbrauchs und bei schwerwiegender Ver-
nachlässigung von Kindern ist ein undifferenzierter und pauschaler Bindungsschutz nicht an-
gemessen. Vielmehr können pathogene Bindungen eine Trennung des Kindes von seiner Fa-
milie geradezu erfordern, weil sie die am wenigsten schädliche Alternative darstellen (vgl. 
Salgo 2000, Zenz 2000). 
 
 
Die Rückführung in die Herkunftsfamilie 
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Wird die Trennung eines Kindes von seinen Eltern nach Ausschöpfung der Hilfen innerhalb 
der Familie unausweichlich, so ist die Sicherung der Dauerhaftigkeit der Lebensumstände 
(Permanency Planning) und damit der Eltern-Kind-Beziehung oberstes Ziel. Eine widerrufba-
re Unterbringung in einer Pflegefamilie muss auf von vornherein bestimmte Zeiträume be-
grenzt werden. Die Zeitspanne, für die eine solche Ungewissheit in Kauf genommen werden 
kann, muss um so kürzer sein, je jünger das Kind ist, je weniger der Kontakt zu den Eltern 
durch Besuche aufrechterhalten werden kann und je größer die Vorbelastung des Kindes ist. 
Innerhalb dieser aus kindlicher Perspektive tolerierbaren Zeitspanne kommt der Rückkehrop-
tion ein Vorrang zu, aber nur dann, wenn bei der Rückkehr des Kindes keine Gefährdungen 
des Kindeswohls in seinem Herkunftsmilieu mehr bestehen. 
Bei Aussichtslosigkeit der Realisierung oder nach Scheitern der Rückkehroption muss eine 
Sicherung der Dauerhaftigkeit der Kindesbeziehungen erfolgen. Dies kann entweder durch 
Adoption geschehen, wenn immer möglich durch die bisherige Pflegefamilie, oder – falls dies 
nicht möglich ist – durch Übernahme einer Pflegschaft/Vormundschaft durch die bisherige 
Pflegefamilie bzw. durch sonstige Sicherungen, auch rechtlicher Art, des Dauerpflegeverhält-
nisses (vgl. Salgo 2000, Zenz 2000). 
 
Die Besuchs- oder Umgangsregelung 
Besuchsregelungen müssen sich am Wohl des Kindes orientieren. Zu den Bedürfnissen des 
Kindes gehört ein ungestörter Bindungsaufbau zu seinen sozialen Eltern und zugleich die 
Achtung seiner Herkunft. Nicht in jedem Fall muss die Wertschätzung der Herkunft des Kin-
des sich in Besuchskontakten zwischen Kind und Herkunftseltern ausdrücken: „Richtig ist, 
dass Menschen ihre Herkunft begreifen wollen, dass sie – wie es oft heißt – nach ihren Wur-
zeln suchen, und richtig ist auch, dass dieses Bedürfnis in Wissenschaft und Praxis lange Zeit 
wenig wahrgenommen worden ist. Die Verdrängung und die Verleugnung der eigenen Ge-
schichte hat sich nicht nur im politischen Raum abgespielt, sondern auch im Umgang mit der 
Biografie des Individuums. (...) Zu behaupten aber, dass diese Auseinandersetzung mit der 
eigenen Geschichte nur in Form der realen Konfrontation mit den zu dieser Geschichte gehö-
renden Personen vor sich gehen könne und vor sich gehen müsse, ist eine durch nichts zu be-
legende Idee, die sich meist recht abstrakt auf die Erhaltung des familialen Systems beruft 
ohne Rücksicht auf die destruktiven Auswirkungen auf seine schwächsten Mitglieder – Kin-
der nämlich, die von den Eltern in der Vergangenheit Leid, Gewalt und Zurückweisung erfah-
ren haben, das im fortdauernden Kontakt mit ihnen immer wieder auflebt“ (Zenz 2000, S. 12 
f). 
 
 
5. Was wir tun können, um im Pflegekinderwesen Anreize für gute Qualität zu schaf-

fen 
 
Die Sicherung von Qualität erfordert stets dreierlei:  
 

1. konsensfähige und eindeutige Qualitätskriterien,  
2. ihre verlässliche Beachtung und Umsetzung im alltäglichen Handeln und  
3. Verfahren, die geeignet sind, Mängel bei der Kriterienformulierung und/oder der Rea-

lisierung der damit angestrebten Dienstleistungsqualität zu erkennen und zu beheben. 
 
Bei der Formulierung konsensfähiger und eindeutiger Kriterien für das Pflegekinderwesen 
sind erste Ansätze – wenn auch noch verstreut und wenig systematisiert – vorhanden. Dass 
die vorhandenen Kriterien bereits verlässlich beachtet und umgesetzt werden, widerspricht 
allen Praxiserfahrungen. 
Für den dritten Punkt, die Entwicklung von Verfahren, die geeignet sind, Mängel zu erkennen 
und zu beheben, gilt fast völlige Fehlanzeige. 
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„Tun wir das Richtige?“ und „Tun wir es auf die richtige Weise?“, das sind die beiden zentra-
len Fragen jeder Qualitätsentwicklung – wie auch jeder Evaluation. In Anlehnung an einen 
Vorschlag von Maja Heiner will ich ein Modell vorstellen, dass sich nach meiner Ansicht in 
besonderer Weise dafür eignet, Qualität im Pflegekinderbereich zu entwickeln. Und das mir 
dazu – auch das ist wichtig – praktikabel erscheint. 
 
Maja Heiner schlägt für die Entwicklung von Qualität drei Evaluationsansätze vor, die paral-
lel oder nacheinander durchgeführt werden und längerfristig um einen vierten Ansatz ergänzt 
werden können. 
 

1. Interne Evaluationen, die am ehesten geeignet sind, eigenständige berufsspezifische 
Methoden der Evaluation zu entwerfen und zu erproben; 

2. Experimentierende Evaluationen, die in besonderem Maße geeignet sind, die Quali-
tätsentwicklung zu fördern; 

3. Selbstevaluationen, die besonders zur Qualifizierung der Mitarbeiter(innen), aber auch 
von Pflegeeltern beitragen können; 

4. ergänzt werden können diese Verfahren längerfristig durch eine intelligente 
Kombination von externer und interner Evaluation, von Fremd- und Selbstevaluation, 
die dem jeweiligen Qualitätsentwicklungsstand entspricht. 

 
Dabei sind alle Formen der Evaluation nicht als bedrohlich geschwungenes Damoklesschwert 
gemeint, sondern als Wettbewerb, als Dialog über Stärken und Noch-nicht-Stärken mit der 
Einladung, die Stärken zu sichern und in entwicklungsfähigen Bereichen besser zu werden. 
 
Die gängigen Verfahren interner und externer Evaluation und der Selbstevaluation setzte ich 
dabei als bekannt voraus. Ein wenig näher will ich auf das vermutlich nicht so bekannte Ver-
fahren der experimentierenden Evaluation eingehen. Was kennzeichnet diesen Ansatz? Zu-
nächst die Zielsetzung: Experimentierende Evaluationen sind primär darauf ausgerichtet, die 
Praxis zu optimieren. 
 
Vier Merkmale kennzeichnen diesen Evaluationsansatz: 
 
 Eine Verknüpfung von Praxishandeln und Praxisforschung, verbunden mit einer respon-

siven und partizipativen Ausrichtung der Untersuchung; 
 Eine detaillierte Analyse nicht nur der Interventionsergebnisse, sondern auch der Inter-

ventionsprozesse und ihrer Gestaltung; 
 Eine experimentelle Herangehensweise, die sich auf die gedankliche und praktische Er-

probung von Interventionsalternativen und Interventionsvarianten konzentriert; 
 Ein hoher Anteil an Reflexionsarbeit vor und während der empirischen Untersuchung in 

Form von Konzeptdiskussionen, Zielklärungen und Gedankenexperimenten. 
 
Die experimentierende Evaluation ist der sogenannten formativen Evaluationsforschung zu-
zuordnen und steht damit im Gegensatz zu summativen Evaluationsansätzen. Formative Eva-
luationen begleiten die Projekte, die sie erforschen und versuchen, ihre Entwicklung durch 
konzeptionelle Anregungen und kontinuierlichen Datenfeedback zu unterstützen. Es geht also 
um weit mehr als nur darum – wie bei summativen Evaluationen – am Ende Bilanz zu ziehen 
und ein abschließendes Urteil zu fällen. Kurz gesagt geht es um „reflection in action“. 
 
Wie schon erwähnt sind charakteristisch für experimentierende Evaluationen Gedankenexpe-
rimente und imaginative Validierungen. Die Abfolge der Arbeitsschritte lautet dabei: gedank-
lich ausprobieren, gedanklich untersuchen, praktisch ausprobieren, empirisch untersuchen, 
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Weiterentwicklungen gedanklich ausprobieren, gedanklich untersuchen, erneut praktisch aus-
probieren. 
 
Ob solche und andere Ansätze einer systematischen Qualitätsentwicklung eine Chance haben, 
steht und fällt mit der Frage der Organisierung von Pflegekinderdiensten und Pflegeeltern. 
Diese Organisierung muss flexibel, leicht erreichbar und damit lokal sein. Überschaubare ört-
liche Gruppen könnten sich selbst als Qualitätszirkel verstehen. Was dann noch bliebe, ist die 
Vernetzung dieser örtlichen Gruppen z.B. durch die Einrichtung leichter Kommunikations-
wege (Internet). 
 
 
6. Ausblicke oder: Die Position des Kindes stärken 
 
Pflegekinder haben Rechte. Die Lebenserfahrung zeigt, dass Recht haben und Recht bekom-
men nicht identisch sind. Pflegekinder müssen weitaus mehr als bisher ihre Rechte vermittelt 
bekommen. Und sie müssen Elternpersönlichkeiten begegnen, die sie bei der Ausübung der 
anerkannten Rechte in einer ihrer Entwicklung entsprechenden Weise leiten und führen (vgl. 
Art. 5 UN-Kinderrechtskon-vention). Pflegeeltern sollten sich daher über die Rechte der 
ihnen anvertrauten Kinder informieren und sich als treuhänderische Verfechter der Kinder-
rechte verstehen. 
 
Am Beginn eines Pflegeverhältnisses werden wichtige Weichen gestellt. Die Forschung lehrt, 
dass es neben einer fundierten Situationsanalyse und Indikationsstellung vor allem auf die 
stimmige Passung zwischen dem Pflegekind und seiner neuen Familie ankommt. Remo Lar-
go, Kinderarzt in  Zürich, hat in diesem Zusammenhang ein dynamisches Fit- bzw. Misfit-
Konzept entwickelt, das als Maß für die Übereinstimmung zwischen dem Kind und seiner 
persönlichen und gegenständlichen Umwelt dienen kann (vgl. Largo 1999). Passung ist dabei 
immer individuell. Entsprechend müsste der Auswahlprozess weit mehr als bisher unter akti-
ver Beteiligung aller Betroffenen transparent gemacht und individualisiert werden. 
 
Bei der Verwendung von Ergebnissen der Bindungsforschung muss endlich die Mythenbil-
dung einer differenzierten Rezeption weichen. Es ist keineswegs so, dass bestehende Bindun-
gen des Kindes um jeden Preis als realer Kontakt erhalten und gepflegt werden sollten. Wich-
tig im Lichte der Bindungsforschung ist allerdings, gewachsene Bindungen des Kindes zu 
achten und wertzuschätzen und dem Kind die Möglichkeit zu schaffen, sich mit seiner Ge-
schichte z.B. in Form von Biografiearbeit zu beschäftigen. Ebenso unrichtig ist die Behaup-
tung, früh erworbene Bindungsmuster würden ein Leben lang unverändert anhalten. Zwar 
haben Längsschnittuntersuchungen einen deutlichen statistischen Beleg für die Stabilität von 
Bindungsqualitäten im Lebenslauf ergeben. Ebenso eindeutig ist jedoch, dass eine Prognose 
im Einzelfall nicht möglich ist. In der sogenannten Bielefelder Längsschnittstudie von 
Grossmann, Grossmann u.a. (2000) konnte gezeigt werden, dass insbesondere die Qualität 
von Peergroup-Beziehungen in der Adoleszenz und das Ausmaß selbstreflektorischer Fähig-
keiten einen korrigierenden Einfluss auf früh erworbene Muster ausüben. 
 
Schließlich: Qualität ist immer perspektivenabhängig. Wir sind gefordert, zwischen Perspek-
tiven zu entscheiden und diese Entscheidung darf nicht beliebig sein. Vielmehr muss unser 
Standpunkt das Wohl des (Pflege-)Kindes in den Mittelpunkt stellen. Qualität im Pflegekin-
derwesen zeigt sich darin, Bedingungen herzustellen, welche die Chance erhöhen, den Vor-
rang des Kindeswohls zu gewährleisten. Nicht zuletzt sollten wir die Pflegekinder selbst in 
die Diskussion um Qualitätsentwicklung einbeziehen. Es gibt einiges, was wir von ihnen ler-
nen können. 
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F.4.   WAS IST GUTE QUALITÄT IM PFLEGEKINDERBEREICH? 
 
von Dr. Jörg Maywald 
 
Ein erstes Merkmal für Qualität im Pflegekinderbereich liegt darin, die Frage nach guter 
Qualität überhaupt zu stellen. Wer glaubt, dem Thema heute noch ausweichen zu können, 
schwächt das Pflege-kinderwesen gegenüber anderen Dienstleistungen. Wo aber ein Bewusst-
sein für Qualität besteht, dort wird deutlich, dass 
 
• die Leistungen, die Pflegeeltern erbringen, ein knappes Gut sind, das nicht einfach un-

begrenzt zur Verfügung steht; 
• die getane Arbeit wertvoll ist, öffentliche Wertschätzung verlangt und einen Preis hat; 
• die Angebote von Pflegepersonen sich mit konkurrierenden Angeboten messen können 

und ein eigenständiges Profil besitzen; 
• der Erfolg der Arbeit (und die Vermeidung von Misserfolg) Grundlage für die Weiter-

entwicklung des Pflegekinderwesens sind. 
 
Ein zweites Merkmal besteht darin, Kriterien für Qualität zu entwickeln, die der Komplexität 
in Pflegefamilien gerecht werden. Kinder sind keine Maschinen, die man einfach nach Plan 
„bearbeiten“ kann. Erziehung ist ein personales Geschehen in einem kommunikativen Bezie-
hungsfeld, in dem alle Beteiligten sich gegenseitig beobachten, beeinflussen und verändern. 
Erzieherische Praxis ist nie einseitig, sondern hat immer ein bzw. mehrere Gegenüber, ist dia-
logisch. Was geschieht ist einzigartig, ist gebunden an die jeweils gegebenen Verhältnisse 
ebenso wie an spontan sich ergebende neue Ereignisse. Pflegepersonen bringen in ihrem 
Handeln wie ein Künstler etwas hervor, lassen etwas szenisch entstehen – nicht in der Weise, 
dass sie dabei Regeln oder Wissen einfach „anwenden“, sondern dass sie einen Handlungszu-
sammenhang in der Kommunikation miteinander erzeugen und ihn zugleich laufend experi-
mentell überprüfen. Die unvermeidliche Komplexität von Erziehung in Pflegefamilien macht 
es unmöglich, Ergebnisqualität einfach „festzustellen“. Die zeitliche Streckung von Erfolgen 
und das Fehlen einfacher Ursache-Wirkungs-Beziehungen stellen schon in methodischer Hin-
sicht unüberwindliche Hindernisse dar. Dadurch steigt auch im Pflegekinderbereich die Be-
deutung von Struktur-, Prozess- und Konzeptqualität als den zentralen Dimensionen von Qua-
lität im Bereich sozialer Dienstleistungen. 
 
Ein drittes Qualitätsmerkmal stellt die Kinder in den Mittelpunkt aller Überlegungen. Wer, 
was, warum unter Qualität versteht, sieht aus unterschiedlichen Perspektiven jeweils anders 
aus. Hier spielen Rahmenbedingungen, Absichten und Interessen eine Rolle. Haushaltsfach-
leute, Jugendamtsleiter, Mitarbeiter in den Diensten der Jugendhilfe, Herkunftseltern, Pflege-
eltern, Geschwisterkinder, Verwandte und nicht zuletzt die betroffenen Pflegekinder selbst 
bringen jeweils eigene Gesichtspunkte für Qualität ein, die sich nur zum Teil überschneiden. 
Zentraler Bezugspunkt für die Benennung und Entwicklung von Qualität im Pflegekinderbe-
reich ist der Vorrang des Kindeswohls, in das die grundlegenden Bedürfnisse und Rechte der 
Pflegekinder eingehen. 
 
Ein viertes Merkmal für Qualität nimmt die wichtigsten Weichenstellungen (Hot Spots) in 
den Blick, die den Prozess der Hilfe zur Erziehung in Pflegefamilien wesentlich steuern. 
Hierzu gehören die Vorbereitung und Auswahl der Pflegepersonen (einschließlich Leistungs-
beschreibung), die Vermittlung und der erste Kontakt, die Perspektiv- und Hilfeplanung, die 
(in manchen Fällen) Rückführung in die Herkunftsfamilie und die Gestaltung der Besuchs- 
bzw. Umgangsregelung. Für diese Hot Spots müssen überprüfbare Kriterien entwickelt wer-
den, die sich gleichermaßen auf Konzepte, Strukturen und Formen der Prozesssteuerung be-
ziehen. 
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Ein fünftes Qualitätsmerkmal schließlich bezieht sich auf die Bereitschaft zur Innovation. 
Ein selbstbewusstes Pflegekinderwesen öffnet sich den Erkenntnissen der unterschiedlichen 
Professionen, fördert die Selbst- und Fremdevaluation und stellt sich den Fragen von Politik 
und Öffentlichkeit. 
 
Insgesamt kann die Diskussion um gute Qualität für Pflegekinder dazu beitragen, das Be-
wusstsein für die Leistungen und Grenzen des Pflegekinderwesens zu stärken, die Wertschät-
zung für Pflegefamilien zu erhöhen und gegenüber der Gesellschaft die wachsende Bedeutung 
sozialer Elternschaft zu vermitteln. 
 
 
Dr. Jörg Maywald  
Soziologe, Geschäftsführer der Deutschen Liga für das Kind und stellvertretender Sprecher 
der National Coalition für die Umsetzung der UN-Kinderrechtskonvention in Deutschland.  
Deutsche Liga für das Kind, Chausseestr. 17, D – 10115 Berlin, Tel.: 49-30-28 59 99 70, Fax: 
49-30-28 59 99 71, E-Mail: post@liga-kind.de 
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G.1.   RÜCKBLICK AUF DIE QUALITÄTSDEBATTE  
 
Einführungsreferat von Klaus Roth, Geschäftsführer der Start gGmbH 
 
Liebe Pflegeeltern, liebe Kolleginnen und Kollegen, sehr geehrter Herr Minister, 
 
ich begrüße Sie herzlich zu unserer Fachtagung „Qualitätssicherung und Umsetzung von Qua-
litätsmerkmalen im Pflegekinderwesen Sachsen-Anhalts“ und freue mich über Ihre Teilnah-
me. Besonders freue ich mich, dass 1/3 der Anwesenden Pflegeeltern sind und, dass ich Kol-
legen aus Mecklenburg und Brandenburg unter den Teilnehmenden sehe. Sachsen-Anhalt 
strahlt im Pflegekinderwesen in die Länder und auch in den Bund hinein; deshalb finde ich es 
gut, dass die Vorstandsmitglieder der bundesweiten Stiftung „Zum Wohl des Pflegekindes“ 
an dieser Tagung teilnehmen.  
 
Bedingt durch die anhaltende und notwendige Qualitätsdebatte in der Jugendhilfe allgemein, 
ist auch der Bereich des Pflegekinderwesens und, sind die in diesem Feld handelnden Akteure 
aufgefordert, Verfahren, Standards und Kriterien seiner bzw. ihrer Arbeit zu benennen. 
 
In den Landkreisen und kreisfreien Städten haben sich unterschiedliche Arbeitsstile und 
Grundhaltungen im Pflegekinderwesen entwickelt, die einer Angleichung und gegenseitigen 
Bereicherung bedürfen, um landesweite Verbindlichkeiten in diesem Bereich herzustellen. 
 
Vor diesem Hintergrund wurden alle Beteiligten, Pflegeeltern, der Landesverband der Pflege- 
und Adoptiveltern, Pflegeelternvereine, Herkunftseltern, Mitarbeiterinnen der Pflegekinder-
dienste und der Allgemeinen Sozialen Dienste von Jugendämtern, Mitglieder von Jugendhil-
feausschüssen und des Landesjugendhilfeausschusses, MitarbeiterInnen des Landesjugendam-
tes und des Ministeriums für Gesundheit und Soziales sowie die MitarbeiterInnen der Pflege-
elternschule Sachsen-Anhalts aufgefordert, sich an einer gemeinsamen Diskussion über fach-
lich notwendige Qualitätsmerkmale und Standards zu beteiligen. 
 
Die Frage, was die Qualität des Pflegekinderwesens ausmacht, wie sie beschaffen ist und 
welchen Wert sie in der praktischen Umsetzung hat, ist nicht leicht zu beantworten. Qualität 
ist immer abhängig vom Standpunkt des Betrachters, seiner Ansprüche und subjektiven Be-
wertung. Aus diesem Grunde kann das Anliegen der Erarbeitung von Qualitätsmerkmalen im 
Pflegekinderwesen nur im dialogischen  
Zusammenspiel aller Beteiligten geschehen. Die Veranstaltungsreihe richtete sich an alle im 
Feld agierenden gleichermaßen, um eben die verschiedenen Sichtweisen, Erwartungen und 
Erfahrungen in Betracht ziehen zu können. 
 
Das Projekt umfasste eine Fachtagung am 22.11.2001 zur Qualität im Pflegekinderwesen und 
eine Auftaktveranstaltung am 7.8.2002 sowie 8 darauf folgende Arbeitstreffen in den Jahren 
2002 – 2003 mit jeweils unterschiedlichen Themenschwerpunkten. Um das dialogische Erar-
beiten von Qualitätsmerkmalen aufrecht zu erhalten, war es wichtig, eine gleich bleibende 
und am Thema interessierte Arbeitsgruppe zu etablieren, deren Teilnehmende sich nicht 
scheuten, auch konfliktreichere Gesprächspunkte aufzugreifen und konstruktiv zu diskutieren. 
 
Teilnehmende 
Von den 51 Teilnehmenden der Auftaktveranstaltung am 7.8.2002 waren 12 Pflegeeltern, 2 
Mitglieder des Landesverbandes für Pflege- und Adoptiveltern, 24 MitarbeiterInnen aus Pfle-
gekinderdiensten, 8 MitarbeiterInnen aus anderen Bereichen von Jugendämtern, 5 Mitarbeite-
rInnen aus Landesbehörden. Hinzu kamen die 8 ModeratorInnen für die jeweiligen Themen-
schwerpunkte. 
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In den 8 Arbeitstreffen nahmen in der Regel zwischen 30 und 40 Personen teil. Auffällig war, 
dass sich die Zahl der teilnehmenden Pflegeeltern leicht erhöhte. Die Pflegeeltern nahmen 
auch konstanter an den einzelnen Arbeitstreffen teil als die MitarbeiterInnen der Jugendämter. 
Auch die Mitglieder des Landesverbandes ließen kein Arbeitstreffen aus. Alles in allem war 
die Zusammensetzung der Arbeitstreffen gelungen, was heißen soll, dass Pflegeeltern  und 
MitarbeiterInnen von Ämtern annähernd gleichermaßen vertreten waren. 
Trotz der Häufigkeit und zeitlichen Nähe der Arbeitstreffen entwickelte sich eine stabile Ar-
beitsgruppe, die fähig war, kritisch miteinander umzugehen und Standards gemeinsam zu er-
arbeiten. Ich möchte an dieser Stelle allen Teilnehmenden für ihre Zeit und ihr Engagement 
danken. Für Pflegeeltern und auch für die MitarbeiterInnen der Behörden war es nicht leicht, 
die Teilnahme an der Veranstaltungsreihe zeitlich, terminlich und organisatorisch zu ermögli-
chen. 
 
Vielleicht liegt es daran, dass der Dialog so gut gelungen ist. Paulo Freire meint, der Mensch 
ist ein Dialogwesen. In seinem Modell der Pädagogik setzt er darauf, dass es kein Oben „Leh-
rer“ und Unten „Schüler“ gibt - nicht Ich (Lehrer - Subjekt) und Es (Kinder - Objekt). Der 
Dialog wird nach Freire zwischen gleichberechtigten Menschen möglich; das Ich (Subjekt) 
erkennt sich im Du (Subjekt). Jeder kann von dem anderen durch den Einblick in seine Le-
benswirklichkeit lernen. In unserem Fall die JugendamtsmitarbeiterInnen von den Pflegeel-
tern, MitarbeiterInnen der Ministerien von der Basis und WissenschaftlerInnen von Praktike-
rInnen. Die Arbeitstreffen hatten noch eine andere wichtige Besonderheit – sie waren geprägt 
von den Dialogischen Grundprinzipien, die wohl ausschlaggebend dafür waren, dass die At-
mosphäre gekennzeichnet war von Vertrauen, Liebe, Hoffnung, Kritik und Demut.  
 
Arbeitsweise 
Ziel der gesamten Veranstaltungsreihe war es, unter Beteiligung aller Betroffenen Qualitäts-
merkmale im Pflegekinderwesen interdisziplinär und dialogisch zu erarbeiten. Die Ergebnisse 
der Qualitätsdiskussion wurden am Ende in einem Handbuch dokumentiert, so dass sie ein 
fester Bestandteil in der täglichen und alltäglichen Arbeit von Fachkräften in den Jugendäm-
tern und von Pflegeeltern sein können. 
 
Ergebnisse der Redaktionsgruppe 
Für die Verschriftlichung der Ergebnisse aus den jeweiligen Kleingruppen waren die Mode-
ratorInnen zuständig. Sie hatten dafür Sorge zu tragen, verständlich und ausreichend alle 
Teilnehmenden über die Inhalte der Kleingruppen zu informieren. Die Ergebnisse wurden 
allen Beteiligten schriftlich, meistens beim darauf folgenden Arbeitstreffen, zur Verfügung 
gestellt. Von da an hatten die Teilnehmenden  
 
Gelegenheit, die Ergebnisse schriftlich zu kritisieren und zu ergänzen. Die MitarbeiterInnen 
der Start gGmbH hatten dann die Aufgabe, all diese Ergebnisse abschließend für die Redakti-
onsgruppe aufzubereiten. 
 
Der Rücklauf von Ergänzungen verlief jedoch eher schleppend. Daher war es der Start 
gGmbH wichtig, eine Redaktionsgruppe zu organisieren, die sich mit den vorliegenden Tex-
ten für das Handbuch eingehend beschäftigen sollte. Die Redaktionsgruppe setzte sich aus 
zwei Pflegeeltern, zwei Mitarbeiterinnen aus Pflegekinderdiensten, einer Mitarbeiterin des 
Landesverwaltungsamtes und zwei Mitarbeiterinnen aus dem Ministerium sowie zwei Start 
MitarbeiterInnen zusammen.  
 
Die Redaktionsgruppe hat in fünf Treffen, die jeweils einen Tag dauerten, die vorliegenden 
schriftlichen Ergebnisse strukturiert, sie inhaltlich und auch rechtlich redaktionell betreut. Die 
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so veränderten Texte sind die Grundlage für die Handbuchfassung. Das Handbuch selbst 
wurde im dritten Teil des Qualitätssicherungsprojektes 2004 erstellt. 
 
In der Redaktionsgruppe unterlag der Handbuchtext und die darin festgehaltenen Qualitäts-
merkmale und Empfehlungen einem erneuten Aushandlungsprozess, in dem die Beteiligten 
aus ihrer Funktion heraus die Empfehlungen auf ihre Umsetzung in der Praxis überprüften 
(hier galt es erneut, zum Teil schmerzhafte Kompromisse einzugehen). Deutlich wurde dabei, 
dass ein Handbuch, geschrieben von Pflegeeltern oder vom Landesjugendamt, jeweils im De-
tail anders aussehen würde. Was hiermit aber entstanden ist, ist ein praxistaugliches Hand-
buch, das inhaltlich von allen Partnern getragen und von seinen fachlichen Inhalten unter-
stützt werden kann.  
 
Neben dem schon erwähnten Dank an die TeilnehmerInnen der AG’s bedanke ich mich ganz 
herzlich beim Ministerium, das diesen Qualitätsdialog ermöglicht hat. Hier seien neben Herrn 
Dr. Schunke, einem alten Freund des Pflegekinderwesens, auch Frau Navki-Lambert und – 
wenn auch schon im Ruhestand – Frau Trinks genannt. Diese drei kämpfen immer wieder im 
Land für das so wichtige Pflegekinderwesen. Durch die Pflegeeltern können viele Kinder 
wieder eine Familie auf Zeit erhalten, da wo die Herkunftsfamilie ausfällt. Wie wichtig das 
ist, kann wohl jede/r nachempfinden. Pflegefamilien ersetzen Herkunftsfamilien und verhin-
dern häufig Heimaufenthalte; das ist nicht nur fiskalisch sondern auch pädagogisch und 
menschlich sinnvoll. 
 
Mein Dank gilt auch Ihnen Herr Minister; zum einen dafür, dass Sie heute hier sein können, 
zum anderen aber auch dafür, dass Sie Herrn Dr. Schunke in den Haushaltskonsolidierungen 
die Position „Pflegekinderwesen“ nicht gänzlich wegstreichen. Aber vielleicht zeigt sich ja 
hier auch das neue familienpolitische Programm der Landesregierung und in den nächsten 
Jahren rückt die Ersatzfamilie ebenfalls stärker in den Vordergrund. Dass Sie etwas für das 
Pflegeelternwesen übrig haben, zeigten Sie ja bereits in Ihrem mehrfachen Engagement zum 
„Chatten mit Pflegeeltern“. 
 
Bevor ich Ihnen das Rednerpult frei gebe, bedanke ich mich noch bei meinen MitarbeiterIn-
nen – von der Kinderbetreuung, Verpflegung, Vorbereitungsmaterial, fachlichem Input bis 
hin zur Reflexion und Verschriftung musste alles geplant und vorbereitet sein. Adrian Einec-
ke und Maren Campe haben hier einen ausgezeichneten Job gemacht und mit großem Enga-
gement und Herzblut den Qualitätsdialog begleitet. Unterstützt hat das Team der Pflegeeltern-
schule des Landes – Ihnen allen ein herzliches Dankeschön für die sehr gute Arbeit! 
 
Ich wünsche Ihnen für den heutigen Tag viele gute Ideen, spannende Referate und anregende 
Begegnungen. 
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G.2.   IMPLEMENTIERUNG VON QUALITÄTSMERKMALEN IM ALLTAG DER JUGENDHILFE-
PRAXIS 
 
Grundsatzreferat von Prof. Dr. Ullrich Gintzel, Ev. Fachhochschule Dresden 
 
Die Diskussion um die Verbesserung der Hilfe zur Erziehung in  Pflegefamilien hat eine lange 
Tradition. Zur Hinführung auf das Thema sei daher auf Thesen zum Hamburger Pflegekinder-
kongress von 1990 hingewiesen: 
 
" 1. These Wesentliche Grundbedingungen, die Kinder brauchen, damit sie zu sich und 
ihren sozialen Bezügen ein positives Verhältnis finden, sind soziale und emotionale Sicher-
heit. Das bedeutet Liebe und Zuneigung, Akzeptanz und Solidarität, Angenommenheit und 
Schutz durch Eltern und andere nahe stehende Personen, die für das Kind dauerhaft erreich-
bar sind und persönliche Verantwortung übernehmen." 
 
"3. These Soziale und emotionale Sicherheit entwickeln sich in sozialen Bezügen. Diese 
schaffen (oder verhindern) Vertrauen im Umgang mit Menschen und neuen Situationen. Eine 
identitätsstiftende Persönlichkeitsentwicklung schließt dabei auch Übergänge, Wechsel und 
Neuorientierungen ein. Dies setzt aber voraus, dass alte und neue Erfahrungen verknüpft 
bzw. Brüche verarbeitet werden können. "Das Schicksal der Kinder und Jugendlichen, die in 
das Handlungsfeld der Jugendhilfe geraten, ist jedoch oft bestimmt vom abrupten Abbruch 
alter Bindungen und der Leugnung  bzw. Verdrängung der hieraus resultierenden Folgen" 
(Hamburger Pflegekinderkongress "Mut zur Vielfalt": Münster 1990, 96. 
 
Gliederung 

1. Jugendhilfe und Pflegekinderwesen im Veränderungsprozess 
2. Was ist Qualität und was sind Qualitätsmerkmale? 
3. Qualitätsmerkmale sind von Interessen geleitet 
4. Strategien der fachlich-qualitativen Beeinflussung von Jugendhilfe 
5. Implementierung von Qualitätsmerkmalen als Ergebnis von Wirksamkeitsdiskursen 
 

1. Jugendhilfe und Pflegekinderwesen im Veränderungsprozess! 
 
Jugendhilfe reagiert unmittelbar auf gesellschaftliche Veränderungen. Sie ist stark von politi-
schen Entscheidungen abhängig und ebenso von der fachlichen Entwicklung. 
 
Bezogen auf die gegenwärtige Situation insbesondere im Pflegekinderwesen erlauben nach-
folgende Daten eine Annäherung (31.12.02): 
• Ca. 70.000 Mädchen und Jungen leben in Heimen und sonstigen betreuten Wohnformen; 
• Ca. 49.000 Mädchen und Jungen leben in Pflegefamilien; 
• Ca. 570.000 MitarbeiterInnen sind in Einrichtungen und Diensten der Jugendhilfe tätig; 
• Ca. 18 Milliarden Euro werden für  Leistungen der Jugendhilfe in Deutschland aufge-

wandt.  
 
Im Jahr 2002 sind für ca. 8.600 Pflegekinder die Hilfen zu Ende gegangen! 
• Ca. 1/3 lebte weniger als ein Jahr in der Pflegefamilie. 
• Die durchschnittliche Dauer eines Pflegeverhältnisses liegt bei 49 Monaten! 
• Ca. 30 % der Pflegekinder kehrte in die Herkunftsfamilie zurück und  
• Ca. 12 % erhielten anschließend eine Hilfe zur Erziehung im Heim (Bundesamt für Statis-

tik, Internet vom 11.3.04). 
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Welche Bedeutung dem Pflegekinderwesen innerhalb der Jugendhilfe zuerkannt wird, hängt 
sowohl von fachlichen Entwicklungen als auch von politischen Entscheidungen ab (Vgl. 
Sächsisches Staatsministerium für Soziales 2003). 
 
Mein Beitrag steht im Rahmen der Fachtagung über das Pflegekinderwesen in Sachsen-
Anhalt, über die Entwicklung der Praxis in diesem Bereich und ein Handbuch, ein Werkzeug, 
zur Verbesserung der Qualität in diesem wichtigen Bereich der Jugendhilfe. 
Es verbindet sich damit also auch die Frage, zumindest für die Veranstalter, wie können wir 
die beteiligten Fachkräfte, Dienste und Institutionen dazu bringen  
• das als richtig Erkannte,  
• die herausgearbeiteten Qualitätsmerkmale, 
• in der Arbeit auch wirklich anzuwenden. 
 
Manchmal könnte man/frau als MitarbeiterIn in der Jugendhilfe den Eindruck haben, wie sich 
als Eltern manchmal beschämt vorkommen, wenn sie wenig Selbstbewusstsein haben: 'Ent-
schuldige Dich dafür, dass Du Kinder gezeugt hast, groß ziehst, dein Einkommen mit ihnen 
teilst, deine Zeit ihnen gibst und Anstrengungen auf dich nimmst und verlange nicht von ande-
ren und der Gesellschaft, dass sie sich von Deinen Quengeleien behelligen lassen'. 
 
Jugendhilfe erfüllt einen grundgesetzlichen Auftrag! Sie erfüllt den gesellschaftlichen Auftrag 
durch die Begleitung, Erziehung und Bildung der Heranwachsenden, den Fortbestand der Ge-
sellschaft zu ermöglichen! 
 
Wie kann es gelingen - so die Frage die diesem Beitrag zu Grunde gelegt wurde - wichtige 
und richtige Erkenntnisse aus der Theoriedebatte, aus Forschungsprojekten, aus systemati-
schen Praxisentwicklungsmodellen und aus der Praxis selbst  
• in das Bewusstsein zu bringen, darin zu verankern, und leitend werden zu lassen; 
• in der Gestaltung der Strukturen und der Prozesse Berücksichtigung finden und als we-

sentlichen Bestandteil akzeptiert zu sehen; 
• als empfehlend oder bindend in Gesetze, Richtlinien, Verordnungen auf- und vorgeschrie-

ben zu werden. 
 
Was ist Jugendhilfepraxis? 
Ich verstehe unter Jugendhilfepraxis nicht nur die Arbeit mit dem einzelnen Kinde, der einzel-
nen leistungsberechtigten Mutter, der Pflegefamilie, sondern meine Praxis schließt auch die 
Handelnden und ihre Aufgabenbereiche in  
• Jugendämtern auf allen Ebenen bis zum Jugendhilfeausschuss, bei den Trägern auf allen 

Ebenen bis zu den Vorständen;  
• in den Fachorganisationen der Jugendhilfe; 
• den Landesjugendämtern und Ministerien; 
• alle begleitenden und unterstützenden Fachkräfte in Aus-, Fort- und Weiterbildung, Bera-

tung und Begleitung; 
• aber auch die beteiligten Familien und Pflegefamilien, ihre Zusammenschlüsse und Verei-

ne ein. 
 
 
2. Was ist Qualität und was sind Qualitätsmerkmale? 
 
Qualitätsmerkmale (Standards) beschreiben einen Sollzustand auf der Basis von Erkenntnis-
sen, Normen und ausgewählten Kriterien. 
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Qualitätsmerkmale können als Leitorientierungen verstanden werden, auf die sich die Betei-
ligten verständigen oder um die fachlich gestritten wird (vgl. Merchel 1998). Qualitätsmerk-
male beziehen sich auf die Strukturen, Prozesse (Abläufe) und Ergebnisse (Wirkungen). Ver-
einfacht gesagt geht es bei der Bestimmung von Qualitätsmerkmalen in der Jugendhilfe da-
rum, die Wirksamkeit von Leistungen bewertbar zu machen bzw. zu erhöhen (vgl. Merchel 
2001). 
 
Qualitätsmerkmale lassen sich auch als Standards formulieren: "Standards sind festgelegte 
Ausprägungsgrade für ausgehandelte Anforderungen (Kriterien) an die Qualität der pädagogi-
schen Arbeit. Standards beschreiben also verlässliche Eigenschaften von Mitteln, Personen 
und Verfahren. Mit Hilfe der so konkretisierten Ausprägungen der Kriterien kann man z. B. 
den Grad der Zielerreichung oder den Wirkungsgrad beurteilen" (Spiegel 2000, 189). 
 
 
Was sind Standards in der Sozialen Arbeit? 
Standards beschreiben einen Sollzustand auf der Basis bestimmter Erkenntnisse und normati-
ver Einordnungen! Standards beschreiben eine SOLL-Praxis (Abweichungen, Ausnahmen 
müssen begründet werden, beantragt, bewilligt, legitimiert)! Sie sind somit Orientierungsmar-
ken für die Gestaltung von Sozialen Diensten und Leistungen. Sie geben Auskunft darüber, 
wie bestimmte Angebote und Leistungen aussehen sollten und woran ihre Qualität zu messen 
ist. Standards müssen fachlich begründet sein und Vergleiche zulassen bzw. geeignet sein, 
Soll- und Ist-Zustände zu bewerten. 
 
Standards lassen sich relativ leicht festlegen und prüfen, wo es um harte Fakten geht (Ausbil-
dung von MitarbeiterInnen, Wohnraum nach Quadratmetern, getrennte Badezimmer in 
Wohngruppen). Je stärker sich Standards auf individuelle Beeinflussungen/Merkmale bezie-
hen (z. B. Verlässlichkeit von Beziehungen, konsequente Erziehung), desto schwerer sind sie 
generell begründbar, in konkreten Situationen übereinstimmend und operationalisierbar, d. h. 
im konkreten Handeln verwendbar. Generell sind sie aber einem ständigen Wandel unterwor-
fen. 
 
In der Jugendhilfe und der Erziehungshilfe gibt es lange fachliche Auseinandersetzungen über 
Standards. Zum einen legen die Gesetze wie das Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG) Stan-
dards fest (z. B. Beratungsanspruch, Mitwirkungsrechte). Auf der allgemeinen Ebene lieferten 
immer die Jugendberichte Vorlagen für diese Festlegungen (Lebensweltorientie-
rung/Alltagsorientierung, Prävention, Regionalisierung/Dezentralisierung, Partizipation). Für 
konkrete Bereiche werden über Richtlinien und Empfehlungen der Fachbehörden (Landesju-
gendämter) oder Fachorganisationen (Deutscher Verein) Vorgaben gemacht (z. B. Ausbildung 
von Fachkräften, Relationen Fachkräfte: Bewohnern; Finanzierung). Nicht zuletzt aber wer-
den viele "weiche Faktoren" über Erkenntnisse aus der Forschung und Praxis bestimmt. Die-
sem Anspruch ist auch das Handbuch Pflegekinderwesen in Sachsen-Anhalt zuzuordnen. 
 
 
Zustandekommen und Akzeptanz von Standards/Qualitätsmerkmalen 
Um über die Bedeutung, die Gültigkeit und letztlich die Akzeptanz von Standards Aussagen 
machen zu können, ist die Frage nach den fachlichen und organisatorischen Hintergründen 
von Bedeutung. So ist zu fragen, was die Wissensbasis für bestimmte Standards in der Ju-
gendhilfe ist (Versorgung - Vernachlässigung;  Bindungstheorie, strukturelle - individuelle 
Verursachung von Krisen, medizinische oder sozialpädagogische Erklärungsmuster, therapeu-
tische und/oder sozialpädagogische Handlungsstrategien). Dabei spielen immer auch subjekti-
ve und normative Haltungen eine Rolle (vgl. Gintzel 1996; 3. Jahrbuch des Pflegekinderwe-
sens). 
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Welche Interessen leiten die Formulierung von Standards (Finanzen, Kindeswohl, empirische 
Erkenntnisse, sozialpolitische Annahmen)? Wem sind welche Entscheidungsbefugnisse und 
damit Definitionsmacht übertragen, d. h. wer kann Standard für gültig erklären und wer prüft 
die Einhaltung? In dem vorgelegten Handbuch Pflegekinderwesen in Sachsen Anhalt ist z. B. 
der Versuch gemacht worden, die unterschiedlich Beteiligten (von den Pflegeeltern bis hin 
zum Ministerium auf gemeinsame Aussagen und Empfehlungen festzulegen. Dies wird ver-
mutlich einerseits zur höheren Akzeptanz führen, hat aber andererseits den Nachteil, dass 
konträre Positionen nicht ausgewiesen sind und deshalb darum nicht fachlich gestritten wer-
den kann. 
 
Fachliche Standards im Pflegekinderwesen, wie sie auch im Handbuch ausgewiesen werden, 
sind z. B.: 
• Partizipation, 
• Beziehungskontinuität bei unterschiedlich beteiligten Fachkräften (Kinder- und Jugend-

notdienst, Bereitschaftspflege, Heim/Wohngruppe, Pflegefamilie, Allgemeiner Sozialer 
Dienst - ASD, Pflegekinderdienst - PKD), 

• Begleitung der Pflegeeltern, Herkunftseltern, Pflegekinder und sich daraus ergebender 
Fachkräfteschlüssel, 

• Finanzierung (von Grund- und Sonderleistungen), 
• Evaluation - Fortschreibung. 
 
In einer vertiefenden Betrachtung ließe sich also schnell aufzeigen, wie Standards Bedeutung 
gewinnen für die Weiterentwicklung der Praxis, wenngleich an negativen Beispielen auch 
sichtbar gemacht werden könnte, dass die Qualität von Leistungen der Jugendhilfe und die 
Basis bezogen auf Standards sehr weit zwischen einzelnen Bereichen differiert und abhängig 
ist vom fachlichen Anspruch von Fachkräften und Institutionen. Mit der neuen Qualitätsdebat-
te jedoch hat diese Frage eine wesentlich  größere Bedeutung im Alltag der Jugendhilfe ge-
wonnen. 
 
 
Was meint Implementierung? 
Implementation von Qualitätsmerkmalen in der Jugendhilfe meint die Verankerung von Ver-
fahren, Kriterien, Parametern. 
Implementierung heißt soviel wie ergänzen, erweitern, einsetzen, einpflanzen. Im Normalfall 
geht nichts daran vorbei, dass diese Merkmale berücksichtigt werden, könnte als Grundsatz 
gelten. Fachkräfte und Dienste, die etwas auf sich halten, orientieren sich an diesen Kriterien 
und messen die Qualität ihrer Praxis daran bzw. werden von außen daran gemessen.  
Der Implementierung von Qualitätsmerkmalen muss also die fachlich begründete Formulie-
rung und Überprüfung solcher Merkmale vorausgehen. Die Implementation selbst ist ein Pro-
zess, in dem diese Qualitätsmerkmale selbst verankert werden und auf ihre Gültigkeit und 
Brauchbarkeit für das Praxisfeld beständig überprüft werden.  
Sie müssen sich also in der alltäglichen Anwendung bewähren und Akzeptanz finden bzw. 
verändert werden. 
 
So wäre z. B. zu Fragen, welche Argumentation damit verfolgt wird, wenn als Qualitäts-
merkmal für eine sozialpädagogische Pflegestelle nur Eltern mit pädagogischer, psychologi-
scher oder medizinischer Ausbildung in Betracht kommen (Handbuch 101). Welche Wahr-
nehmung und Deutung kindlicher Erfahrungen und der Anforderung an die erziehenden Eltern 
steht dahinter. Können tatsächlich akademisch ausgebildete LehrerInnen, ÄrztInnen oder Psy-
chologInnen die erzieherischen Aufgaben ebenso erfüllen wie eine Erzieherin oder eine Sozi-
alarbeiterin. Hier wird also deutlich, dass auch solche scheinbar sehr konkreten Merkmale 
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noch der Überprüfung im Einzelfall bedürfen. Hierauf wird im Handbuch an anderer Stelle 
hingewiesen, wenn als vorrangiges Kriterium die persönliche Eignung von Pflegeeltern aus-
gewiesen wird (Handbuch 37 und 40). 
 
 
3. Qualitätsmerkmale sind von Interessen geleitet! 
 
Am Beispiel des Pflegekinderwesens lassen sich unterschiedliche Interessen ausmachen. Dies 
sind: 
• das Mädchen, der Junge; die Kinder, deren Erziehung gesichert werden soll, 
• die Herkunftsfamilie , 
• die Pflegefamilie, 
• Organisationen und Vereine der Pflegeeltern, 
• die Kommune als Leistungsverpflichtete und Kostenträger gleichzeitig als Garant für das 

Kindeswohl und sozialpädagogische Fachbehörde (der Allgemeine Sozialdienst - ASD, 
der Pflegekinderdienst des Jugendamtes, die wirtschaftliche Jugendhilfe) 

• Pflegekinderdienst, Pflegeelternberatung, Pflegeelternschule Freier Träger. 
 
In der Argumentation zu Qualitätsmerkmalen im Pflegekinderwesen und ihre verbindliche 
Implementation wird im günstigen Falle das zentrale Interesse des Kindes an erster Stelle ste-
hen. Alle anderen Beteiligten haben sich diesem Grundsatz unterzuordnen. Dies ist aber nicht 
immer selbstverständlich und leitend für die Praxis!  
In Sachsen gab es zum Beispiel in den letzten Jahren Gutachten für Städte und Landkreise, die 
Empfehlungen aussprachen, einfach die Zahl der Hilfen für Kinder in Heimen und Wohn-
gruppen zu halbieren und für diese Zahl Hilfen zur Erziehung in Pflegefamilien zu gewähren. 
Dabei wurden weder Fragen beachtet, ob dies für alle in Frage kommenden Kinder die richti-
ge Hilfe ist, noch ob es ausreichend geeignete Pflegefamilien gibt, noch dass die begleitenden 
Dienste in ausreichender Zahl und Qualität zu schaffen sind (vgl. Sächsisches Staatsministeri-
um für Soziales, 190). 
Im Alltag kann es jedoch auch Interessenkollisionen zwischen Kind und Herkunftsfamilie 
oder Kind und Pflegefamilie geben. Dabei muss der öffentlichen Jugendhilfe zugestanden 
werden, dass sie bei der Auswahl der geeigneten Hilfe auch die Kostenaspekte berücksichtigt. 
Das KJHG beschränkt in diesem Zusammenhang die Handlungsfreiheit des Jugendamtes. 
Nicht nach dem Grundsatz "Wer zahlt bestimmt die Musik" ist zu verfahren, sondern die ge-
eignete und notwendige Hilfe ist bei vertretbaren Kosten zu gewähren. 
Die Praxis zeigt, dass nur dann, wenn die zuständigen Fachkräfte der Fachdienste (Pflegekin-
derwesen oder Allgemeiner Sozialer Dienst) die unterschiedlichen Interessen wahrnehmen, 
diese kommunizieren und die Beteiligten zu gemeinsam getragenen Entscheidungen führen 
können, die potentiellen Gefährdungen durch Interessenkonflikte verhindert bzw. minimiert 
werden können. 
 
 
4. Strategien der fachlich-qualitativen Beeinflussung der Jugendhilfe 
 
Mit der Implementierung von Qualitätsstandards soll nachhaltig auf die Gestaltung von Leis-
tungen eingewirkt, also Einfluss genommen werden. 
Prinzipiell  lassen sich zwei unterschiedliche Ebenen der Beeinflussung im Hinblick auf Qua-
litätsentwicklungen unterscheiden. Der 'Staat', die öffentliche Jugendhilfe nimmt über direkt 
über Gesetze, Richtlinien und Empfehlungen Einfluss. Damit werden zentrale Merkmale etab-
liert, die sich auf die Qualität von Jugendhilfe als System und einzelner Leistungen auswirken. 
Ganz häufig werden Finanzierungen an die Erfüllung bestimmter Forderungen geknüpft. 
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Die zweite wichtige Ebene bezieht sich auf Erkenntnisse von Forschungen, Modellprojekten 
und Theorie-Praxis-Diskursen. Es geht um das gesammelte und geprüfte (Grund-) Wissen der 
Jugendhilfe, das als Standard zu Leitorientierungen werden und Bedeutung gewinnen soll.  
Diese Erkenntnisse gehen dann in die Aus- und Fortbildung der Fachkräfte ebenso ein, wie in 
die Formulierung von Leistungsbeschreibungen, Qualitätsentwicklungsvereinbarungen. Sind 
die Qualitätsmerkmale gut fundiert und können damit alle Beteiligten überzeugt werden, so 
können daraus allgemein anerkannte Orientierungen (Qualitätsmerkmale) für die Praxis wer-
den.  
 
Dabei kann es bei fachlichen Qualitätsmerkmalen aber auch Auseinandersetzungen geben, wie 
sie im Pflegekinderwesen mit den Forderungen Pflegefamilien als Ersatz- oder Ergänzungs-
familie lange Zeit geführt wurden. 
 
Andere fachliche Merkmale müssen konkretisiert werden, bevor sie als Merkmale geeignet 
sind. Als Beispiel hierfür könnte z. B. das Qualitätsmerkmal 'Beteiligung der Kinder bei Ent-
scheidungen' überprüft werden. Scheint dieses Merkmal auf den ersten Blick zwingend und 
überzeugend, ergeben sich in der tatsächlichen wie in der gedachten Praxis erhebliche Prob-
leme. Es tauchen Fragen nach der Form und dem Grad der Beteiligung (z. B. je nach Alter, 
Reifegrad, etc.) ebenso auf wie nach der Belastung und Verantwortung unterschiedlicher Be-
teiligter.  
 
Die hiermit angeschnittenen Probleme bei der Implementierung von Qualitätsstandards weisen 
auf Qualitätsmerkmale unterschiedlicher Konkretion hin. So gibt es zum einen bezogen auf 
objektiv prüfbare Fakten relativ konkrete Qualitätsmerkmale. Dies sind z. B.: 
• Kosten, Vergütung, Finanzierung, 
• Qualifikation der Pflegeeltern oder der begleitenden Fachkräfte, 
• Zahl der Pflegekinder in einer Pflegefamilie, 
• Betreuungsschlüssel. 
 
Diese konkreten Merkmale haben sehr weitgehende Folgen für die Qualität des Pflegekinder-
wesens und der individuellen Erziehungsprozesse. Sie sind allerdings relativ leicht zu prüfen 
und müssen gerade darum auch regelmäßig inhaltlich auf ihre Richtigkeit geprüft bzw. fortge-
schrieben werden. 
Bei den unkonkreten Merkmalen wie z. B.: 
• Beteiligung der Kinder, 
• Transparenz des Verfahrens, 
• gemeinsame Entscheidung mit allen Beteiligten 
kommt zudem noch hinzu, dass sie in der Praxis bei unterschiedlichen organisatorischen und 
personellen Konstellationen zu sehr differierenden Handlungsweisen führen können.  
Wenn Qualitätsmerkmale also wirklich helfen sollen, Erkenntnisse und Erfahrungen zu nutzen 
um eine bessere Erziehungshilfe zu machen, so sind sie immer wieder neu in  
fachlichen Diskussionen und Evaluationen zu auf ihre Gültigkeit zu prüfen.. 
 
 
Grundsätze für Qualitätsmerkmale 
Aus dem zuvor Ausgeführtem lassen sich daher vorrangig fünf Grundsätze für die Entwick-
lung und Implementierung von Qualitätsmerkmalen in der Jugendhilfe formulieren. 
1. Ausgangspunkt für Qualitätsmerkmale müssen immer die leistungsberechtigten Eltern und 

die Mädchen, Jungen und jungen Volljährigen sein. Auch in Zeiten finanzieller Krisen der 
öffentlichen Haushalte darf dieser Grundsatz (§§ 1 und 27 ff. KJHG) nicht aufgegeben 
werden. 
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2. Qualitätsmerkmale in der Jugendhilfe sind grundsätzlich mit allen Beteiligten festzulegen. 
Für die dazu erforderliche Verständigung haben die zuständigen Fachkräfte die geeigneten 
Formen, Orte und Methoden der Beteiligung zu schaffen. 

3. Qualitätsmerkmale müssen konkret und verständlich sein. Nur so lässt sich gewährleisten, 
dass auch Eltern, Kinder und Jugendliche sich an der Verständigung und Formulierung be-
teiligen. 

4. Qualitätsmerkmale müssen eine gemeinsame Basis der Verständigung zwischen Fachkräf-
ten und Pflegeeltern schaffen. Diese beiden Gruppen sind in besonderer Weise für das Ge-
lingen der Erziehung in der Pflegefamilie verantwortlich. 

5. Qualitätsmerkmale müssen geeignet sein, die Praxis zu überprüfen. Nur durch regelmäßi-
ge Überprüfungen (Evaluationen) lassen sich positive wie negative Erfahrungen auswer-
ten. 

 
Merchel (2001, 195) gibt als Gütekriterien für Qualitätsentwicklungsprozesse an: Mitarbeiter-
partizipation, Prozessorientierung, Adressatenorientierung, Praktikabilität, thematische Breite, 
Dialogorientierung, fachpolitische und sozialpolitische Wirkungsabsicht und Integration von 
Form und Inhalt. 
 
So verstanden ist die Implementierung von Qualitätsmerkmalen die Herstellung eines Kom-
munikationssystems der Reflexion und Kontrolle der Praxis an der alle beteiligt sind! 
 
 
5. Implementierung von Qualitätsmerkmalen als Ergebnis von Wirksamkeitsdiskursen 
 
Veränderungen werden dann wirksam, Qualitätsmerkmale können dann Wirkung entfalten, 
wenn sie möglichst viele der Beteiligten überzeugen, von diesen angenommen und vertreten 
werden. 
Dies hört sich selbstverständlich an. Wie oben ausgeführt, können aber unterschiedliche Inte-
ressen und unterschiedliche fachliche Ausgangs- oder Grundpositionen die Einigung auf und 
die Akzeptanz von Qualitätsmerkmalen erschweren. 
 
Leichte Verständigungen sind zu erreichen, wenn man auf einem hohen Abstraktionsniveau 
solche Merkmale beschreiben. Wer wollte schon widersprechen, wenn als oberstes Ziel for-
muliert wird: Im Mittelpunkt allen Handelns der Jugendhilfe steht die Förderung des Kindes-
wohls. Daher hat jedes Kind "ein Recht auf Förderung seiner Entwicklung und auf Erziehung 
zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit" (§ 1 KJHG). Dieses 
zentrale Qualitätsmerkmal wird gegenwärtig nicht einmal von denjenigen bestritten, die die 
Leistungen des KJHG einschränken wollen. 
 
Was dies aber bedeutet, und welche Konsequenzen des Handelns der Fachkräfte, der Ausstat-
tung der Institutionen und der Gestaltung der Prozesse damit verbunden sind, muss schließlich 
im Dialog oder im Entwicklungsprozess festgestellt und festgelegt werden. 
 
Wirksamkeitsdiskurs ist daher ein Prozess der Aushandlung von Qualitätsmerkmalen und Er-
folgsbeurteilung auf der Basis vorgelegter Positionen. In einen solchen Prozess fließen bishe-
rige Leitlinien und Richtlinien ebenso ein, wie neue Erkenntnisse aus Beratungsprozessen 
(Handbuch Pflegekinderwesen), Veränderung von Richtlinien oder Ergebnisse von Forschun-
gen (wie der Bindungsforschung; vgl. Stiftung zum Wohl der Pflegekindes, 2004). An diesem 
Wirksamkeitsdialog sind alle relevanten Institutionen, Fachkräfte und Personen zu beteiligen. 
Als wesentliche Impulsgeber für Wirksamkeitsdiskurse im Pflegekinderwesen und ggf. Mode-
ratorInnen halte ich Landesverbände die Pflegeeltern (und den Bundesverband der Pflege- und 



DOKUMENTATION DER FACHTAGUNG VOM 17.05.2004    
 

12   HANDBUCH FÜR DAS PFLEGEKINDERWESEN IN SACHSEN-ANHALT 

Adoptiveltern) ebenso geeignet, wie Landesjugendämter oder mit diesen Aufgaben betraute 
freie Träger. 
 
 
Schlussbemerkung 
 
Die Verantwortung für die Mädchen und Jungen in der Erziehungshilfe schließt ein, dass alle 
Verantwortlichen sich immer neu mit den Fragen nach fachlichen Grundlagen, Zielen, Aufga-
ben und Leistungsmöglichkeiten auseinandersetzen. Wenn die Jugendhilfe nicht den rein fi-
nanziellem Veränderungsdruck und den formalen und technologischen Qualitätssicherungs-
verfahren unterliegen will, so wird sie sich in intensiven Prozessen zur Wirksamkeit beschäf-
tigen müssen. 
Das vorgelegte Handbuch zum Pflegekinderwesen in Sachsen-Anhalt bietet dafür eine gute 
Grundlage. 
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G.3.   ERKENNTNISSE VON BINDUNGS- UND TRAUMAFORSCHUNG – IHRE BEDEUTUNG UND 
UMSETZUNG IM PFLEGEKINDERWESEN 
 
 
Fachreferat von Prof. Dr. Dr. h.c. Gisela Zenz, Universität Frankfurt / Main  
 
Kinderschutz im Einzelfall verlangt immer ein Höchstmaß an Sorgfalt und Fachlichkeit. Mit-
arbeiter der Jugendwohlfahrt, aber auch psychologische Gutachter  und Richter sehen sich  
immer wieder mit schwierigen Fragen und belastenden Entscheidungen konfrontiert. Ent-
wicklungspsychologische Erkenntnisse haben dabei zunehmend Eingang in die Praxis gefun-
den, auch in die jüngere Gesetzgebung. Eltern-Kind-Bindungen – nicht nur im biologischen 
Zusammenhang – haben ebenso wie Umgangsrechte einen hohen Stellenwert bekommen, 
Kindesrechte werden formuliert und eingefordert, auch in internationalen Übereinkommen. 
Die Orientierung an festgeschriebenen Grundsätzen und Theorien birgt jedoch in der Praxis 
immer auch die Gefahr schematischer Vereinfachungen und der Abschirmung gegenüber 
neuen Erfahrungen und Erkenntnissen. Es bedarf daher stets von neuem der kritischen Ver-
gewisserung über die eigene Praxis und des Kontakts mit Entwicklungen und Diskussionen in 
der einschlägigen Forschung. Wichtige Konsequenzen ergeben sich  heute aus neueren Er-
kenntnissen der Bindungsforschung und der Traumatheorie, insbesondere wenn es um die 
Einschätzung einer Kindeswohlgefährdung und um die Abwägung zwischen  unterstützenden 
und eingreifenden Maßnahmen zum Schutz des Kindes geht. 
 
Entwicklungen in der Bindungs- und Traumaforschung  
 
Bindung und Trennung waren in der Forschung immer schon miteinander verbundene The-
men. Schon John Bowlby knüpfte mit seinen grundlegenden Untersuchungen zur Bindungs-
forschung im Auftrag der Vereinten Nationen an Erfahrungen von und mit Flüchtlingskindern  
an, die in und nach dem zweiten Weltkrieg ihre Eltern verloren hatten oder von ihnen getrennt 
worden waren. Erkenntnisse der älteren Bindungsforschung über die Entstehung von Eltern-
Kind-Bindungen und ihre Bedeutung für die kindliche Entwicklung  haben inzwischen nicht 
nur  weitestgehende Anerkennung und Bestätigung in der Wissenschaft gefunden, sondern 
auch Eingang in Kindschaftsrecht und Jugendhilfe. Die Bindungen des Kindes in biologi-
schen, aber auch in sozialen Familienzusammenhängen, also in Adoptiv- und Pflegefamilien, 
gelten als wesentliches Element des Kindeswohls, das der Staat zu respektieren, zu fördern 
und zu schützen hat. Weniger Resonanz hat bisher die neuere Bindungsforschung gefunden, 
die insbesondere Unterschiede in der Qualität von Bindungen herausgearbeitet hat und z.B. 
die unterschiedlichen Folgen „sicherer“, „ambivalenter“ und „desorganisierter“ Bindungen für 
die kindliche Entwicklung untersucht.  
 
Die Bedeutung traumatischer Erfahrungen im Kindesalter sind ein altes Thema insbesondere 
der psychoanalytischen Entwicklungspsychologie, deren Definition des psychischen Traumas 
bis heute Gültigkeit hat: von belastenden Erfahrungen unterscheidet sich die Traumatisierung 
insofern, als sie die je verfügbaren  Bewältigungsmöglichkeiten des Individuums überfordert 
oder ausschaltet und deshalb nicht psychisch „normal“ verarbeitet werden kann. So wird  das 
noch unreife, auf sichere Orientierung angewiesene Ich eines misshandelten Kindes durch  
Vernichtungsängste aufgrund seiner körperlichen Unterlegenheit insbesondere dann überwäl-
tigt, wenn Misshandlungen  von den Eltern ausgehen, den Menschen also, von denen es un-
bedingten Schutz erwartet. Dem entspricht es, dass die neuere „Resilienzforschung“ die siche-
re Verfügbarkeit einer zuverlässig zugewandten (Bindungs-) Person als den wichtigsten 
„Schutzfaktor“ für eine relativ gesunde Entwicklung von Kindern mit traumatischen „Risiko-
faktoren“ wieder und wieder herausgestellt hat.  
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Die neuere Traumaforschung hat sich zunächst auf erwachsene Kriegs-, Folter- und KZ-Opfer 
und ihre Behandlung konzentriert. In jüngerer Zeit hat sie auch die Folgen kindlicher Gewalt-
erfahrungen untersucht. Wichtige Ergebnisse für die Jugendhilfe ergeben sich zunächst aus 
der Bestätigung älterer, aber bis heute noch wenig umgesetzter Einsichten, z.B. dass körperli-
che Misshandlungen immer auch mit psychischen Schädigungen einhergehen und dass die oft 
verharmloste Vernachlässigung elementarer kindlicher Bedürfnisse ebenfalls „kumulativ“ 
traumatisieren kann. Hinzugekommen ist die Erkenntnis, dass miterlebte Gewalt in der Fami-
lie von einem Kind ebenso traumatisch erlebt werden kann wie selbst erlittene Verletzungen. 
„Gewaltschutzgesetze“ wie sie seit einiger Zeit in Österreich und Deutschland gelten, schüt-
zen also nicht nur misshandelte Frauen, sondern auch die – nicht körperlich  misshandelten - 
Kinder. Dass alle diese psychischen Traumata auch Spuren in der Entwicklung des kindlichen 
Gehirns hinterlassen können, aus denen manche späteren Defizite im Bereich kognitiver und 
affektiver Funktionen erklärbar werden, hat die jüngste Forschungsrichtung,  die  neurobiolo-
gische Hirnforschung, sichtbar gemacht – „sichtbar“ im wörtlichen Sinne, da heute mit bild-
gebenden Verfahren hirnorganische Veränderungen dokumentiert und Zusammenhänge er-
schlossen werden, die früher allenfalls vermutet werden konnten. Freilich steckt diese For-
schung noch in den Anfängen, so dass Vorsicht bei allen Schlussfolgerungen geboten ist.  
 
Alter und neuer Forschung ließe sich vieles  Wichtige für Maßnahmen der Jugendwohlfahrt 
entnehmen. Im Folgenden können Konsequenzen nur schlaglichtartig für einige wenige Fra-
gen angesprochen werden -  ohne dass dabei  Entwicklung, Begründung und Diskussion der 
angeführten Forschungsergebnisse im Einzelnen dargestellt werden könnten. Belege sind in 
der beigefügten Literaturliste zu finden. Es soll um drei schwierige und häufig kontrovers 
diskutierte Grenzfragen im Bereich der Kindeswohlgefährdung gehen, die tagtäglich in der 
Praxis zu entscheiden sind und nicht selten schließlich beim Familien- bzw. Vormundschafts-
gericht landen. Das ist zum einen die Frage, ob und inwieweit durch Hilfe und Unterstützung 
für die Eltern die Trennung eines gefährdeten Kindes von der Familie  vermieden werden 
kann. Wenn es zur außerfamiliären Unterbringung kommt, stellt sich zum anderen die Frage, 
ob bzw. unter welchen Bedingungen die Rückkehr in die Herkunftsfamilie in Aussicht ge-
nommen werden kann. Und schließlich  stellt sich, wann immer Eltern und Kinder nicht 
(mehr) zusammenleben, die Frage nach Umgangs- bzw. Besuchskontakten, also nach  Förde-
rung,  Einschränkung oder Ausschluss von Kontakten. Eine Frage, die im Licht der neueren 
Bindungs- und Traumaforschung für Pflegekinder durchweg anders zu sehen ist als für Schei-
dungskinder. 
   
Maßnahmen bei Kindeswohlgefährdung -  Familienhilfe und / oder außerfamiliäre Un-
terbringung  des Kindes? 
Bekanntlich ist dies eine der zentralen Fragen bei jeglicher Hilfeplanung. „Ambulante Maß-
nahmen“ sollen soweit wie möglich Vorrang haben vor einer Trennung des Kindes von seiner 
Familie. Die Rezeption kinderpsychologischer Erkenntnisse, insbesondere aber der Bindungs-
forschung, hat seit den achtziger Jahren dazu geführt, dass Familientrennungen sehr viel kriti-
scher  betrachtet werden als zuvor.  Dies kommt  auch in neuen rechtlichen Regelungen zum 
Ausdruck. So sagt z.B. § 1666a des (deutschen) Bürgerlichen Gesetzbuchs, dass die Trennung 
eines Kindes von der Familie nur erfolgen darf, wenn eine Gefahr für das Kindeswohl nicht 
auf andere Weise, auch nicht durch öffentliche Hilfen, abgewendet werden kann. Ambulante 
Hilfen wurden ein Thema.  Nicht nur in Deutschland ist speziell in diesem Zusammenhang 
die sozialpädagogische Familienhilfe als eine sinnvolle Alternative zur Herausnahme von 
Kindern aus funktionsfähigen Familien in Krisen entwickelt worden1. Sie kann freilich nur 
unter bestimmten Bedingungen funktionieren, die im deutschen Kinder- und Jugendhilfege-
setz auch  definiert sind.  
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Es mehren sich jedoch die Hinweise aus der (leider noch spärlichen) Forschung, vor allem 
aber aus zahlreichen Praxis-Erfahrungsberichten, dass diese Hilfeform in vielen Fällen weit 
überdehnt und in ganz unspezifischer Form eingesetzt wird2. Lassen wir einmal die immer 
häufiger der Jugendhilfe aufgedrängte Argumentation mit der Kostengünstigkeit  als Grund 
für diese Entwicklung beiseite, so geht es meist darum,  Familien-Bindungen zu erhalten und 
Trennungseingriffe  um jeden Preis zu vermeiden. Manchmal buchstäblich um jeden Preis: 
die Todesfälle von Kindern, um die in Osnabrück und in Stuttgart Strafverfahren gegen Ju-
gendamtsmitarbeiter/innen stattfanden, bilden hier nach Aussagen von Praxis-Kennern nur die 
traurige Spitze des Eisbergs. Die Kinder  waren an Misshandlungen bzw. Vernachlässigung 
gestorben, nachdem Sozialarbeiter/innen über lange Zeit auf  extreme Versorgungsdefizite in 
der Familie mit immer neuen Hilfeangeboten anstelle von eingreifenden Kinderschutzmaß-
nahmen  reagiert hatten. Zu  ähnlichen Verfahren ist es in letzter Zeit auch weiterhin  ver-
schiedentlich gekommen.  
 
Auf Bindungsforschung und Entwicklungspsychologie kann sich freilich ein undifferenzierter  
und pauschaler Bindungsschutz nicht berufen. Vielmehr hat die Forschung längst höchst un-
terschiedliche Qualitäten von Bindungen nachgewiesen3, insbesondere hat sie auch auf 
krankmachende Bindungen hingewiesen 4, die unter Umständen die Trennung eines Kindes 
von seiner Familie geradezu erfordern, weil sie das geringere Übel oder - mit Gold-
stein/Freud/Solnit5 -  “die am wenigsten schädliche Alternative“  ist. 
 
Dies ist insbesondere im Falle anhaltender Misshandlungen, sexuellen Missbrauchs und ins-
besondere auch bei schwerwiegender  Vernachlässigung von Kindern wieder und wieder  
nachgewiesen worden6. Immer wieder weisen Beobachter  darauf hin, dass die verheerenden 
Folgen anhaltender Traumatisierung von Kindern in hochproblematischen Familienverhält-
nissen rechtzeitig wahrgenommen und gegenüber den allzu oft absolut gesetzten Trennungs-
schädigungen nicht unterschätzt werden dürfen7. Wenn also das Kindeswohl maßgeblich sein 
soll für die Abgrenzung zwischen sinnvollem Einsatz ambulanter Hilfen einerseits und außer-
familiärer Unterbringung andererseits, dann genügt es nicht mehr, sich auf den Schutz von 
Bindungen und die Vermeidung von Trennungen zu berufen, dann müssen vielmehr die neue-
ren Ergebnisse der Forschung zur unterschiedlichen Qualität von Eltern-Kind-Bindungen zur 
Kenntnis genommen werden. 
 
Außerfamiliäre Unterbringung mit Rückkehr-Option oder als Dauerpflege? 
Ob und unter welchen Bedingungen die Rückkehr eines Pflegekindes in seine Herkunftsfami-
lie sinnvoll ist und rechtlich durchsetzbar sein soll, ist seit langem ein umstrittenes Thema. 
Wenn heute oft zu hören ist, dass Familienpflege grundsätzlich mit einer Rückkehr-Option 
verbunden sein sollte, so ist das weder rechtlich noch psychologisch haltbar. Die zentrale Be-
deutung langandauernder Bindungen für die psychische Entwicklung von Kindern, die bereits 
von den ersten Bindungstheoretikern betont worden war, wurde von der nachfolgenden For-
schung wieder und wieder bestätigt und genauer  herausgearbeitet8. Danach stellt  jede Tren-
nung einer Eltern-Kind-Beziehung eine Belastung und ein Risiko für die kindliche Entwick-
lung dar. Art und Ausmaß der Gefährdung sind abhängig von den Umständen des Einzelfal-
les,  insbesondere von Zeitpunkt und Dauer der Trennung, von der Zahl der bereits erlebten 
Trennungen und der sonstigen Vorgeschichte des Kindes sowie von der Vorbereitung und 
nachfolgenden Hilfe bei der Bewältigung der Trennung. Mit mehrfachem Wechsel der Unter-
bringung nimmt das Risiko  einer Schädigung der Bindungs- und Beziehungsfähigkeit drama-
tisch zu, und die Abbruchquote bei Pflegeverhältnissen steigt in unmittelbarem Verhältnis zur 
Zahl der vorangegangenen Unterbringungswechsel9. Da die „Rückkehr“ immer zugleich eine 
zweite Trennung – von der Pflegefamilie -  bedeutet, bedarf sie also immer einer besonderen 
Begründung und kommt am ehesten in Betracht, wenn ein Kind aus einer „intakten Familie“ 
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nur kurzfristig fremdplaziert werden muss und wenn einfühlsame  Begleitung von Seiten der 
Pflegeeltern wie auch der Herkunftseltern nach der Rückkehr gewährleistet ist10. 
 
Angesichts der Tatsache aber, dass Vollzeitpflege heute fast nur noch da realisiert wird, wo 
Kinder traumatisierende Belastungen in ihrer Herkunftsfamilie erlebt haben – durch Alkohol- 
oder Drogenprobleme, Gewalttätigkeit, Vernachlässigung oder Missbrauch, nicht selten über 
Jahre11 - muss das Risiko einer erneuten Verpflanzung des Kindes entscheidend anders ge-
wichtet werden. Die so genannte Resilienzforschung, die in jüngerer Zeit  der Frage nachging, 
warum manche Kinder solche massiven Belastungen besser überstehen als andere, also resili-
enter, d.h. widerstandsfähiger sind, diese Forschung hat übereinstimmend die stabile Bezie-
hung zu einer verlässlich und liebevoll zugewandten erwachsenen Person als wichtigsten 
„Schutzfaktor“ herausgestellt, der die „Risikofaktoren“ zum Teil ausgleichen oder doch die 
schlimmsten  Konsequenzen extremer Belastungen mildern kann12. Schon dies spricht für die 
dauerhafte Sicherung der neuen Familienbeziehung.  
 
Hinzukommt, dass es nur ausnahmsweise unter besonderen Umständen und mit außerge-
wöhnlichem Einsatz möglich sein dürfte, in derart belasteten Familien die Erziehungsbedin-
gungen innerhalb eines für das Kind vertretbaren Zeitrahmens so nachhaltig zu verbessern, 
dass die Voraussetzungen für eine Rückkehr gegeben sind. Dies ist aus der Drogenberatung 
ebenso bekannt wie aus der allgemeinen Familienberatung. Gezielte Studien zum Therapieer-
folg bei Eltern misshandelter, missbrauchter oder vernachlässigter Kinder haben Entspre-
chendes ergeben: selbst wenn sich in der Therapie deutliche Veränderungen in der Persön-
lichkeit und den Lebensumständen der Eltern abzeichnen, setzen sich in einer großen Zahl der 
Fälle Misshandlungen, Missbrauch oder Vernachlässigung der Kinder noch über Jahre fort13. 
Schließlich ist zu berücksichtigen, dass der Umgang mit traumatisierten Kindern aufgrund 
ihres geschädigten, oft extrem schwierigen Beziehungsverhaltens ganz besondere Anforde-
rungen an die Eltern stellt, wenn sich die alten Muster nicht wiederherstellen sollen14. Das 
alles spricht nicht gegen intensive beratende und  therapeutische Bemühungen  um die Eltern, 
die insbesondere auch später geborenen Kindern zugute kommen können. Für das bereits 
schwer traumatisierte Kind aber sind die notwendigen Veränderungen meist eben nicht 
schnell genug zu erreichen.  
 
Vergeblich wird man daher auch nach einer Erfolgsstatistik zu Rückführungen suchen. Leider 
ist bislang nirgends erfasst, für wie viele Kinder unter welchen Umständen eine Rückkehr-
Option ins Auge gefasst wird und wie oft sie realisiert wird. Nach den stark variierenden An-
gaben aus der deutschen Jugendhilfestatistik und regionalen Untersuchungen ist  davon aus-
zugehen, dass zwischen 18 und 39 % der Pflegekinder ( nach ein bis fünf Jahren Aufenthalt in 
der Pflegefamilie) in ihre Herkunftsfamilien zurückkehren15. Ob dies Fälle einer geplanten 
Rückkehr sind, ist nicht bekannt. Vor allem aber ist der Statistik nichts darüber zu entnehmen, 
wie die Rückkehr dieser Kinder verläuft und was danach geschieht16. Fachleute gehen jeden-
falls davon aus, dass die Mehrzahl dieser Kinder nicht in der Familie bleibt, sondern bald 
wieder in andere Pflegefamilien, Wohngruppen, Heime oder auch zeitweise in die Psychiatrie 
überwechselt, dass also die „Rückkehr“ häufig nur der Beginn einer immer schwieriger wer-
denden Reise durch die Einrichtungen der Jugendhilfe ist17. 
 
Unter entwicklungspsychologischen Aspekten muss daher eine Rückkehr-Option für ein 
Kind, das unter den heute überwiegend sehr ungünstigen Bedingungen in Vollzeitpflege ver-
mittelt wird, als gesteigert begründungspflichtig gelten. Sie dürfte nur in einer sehr begrenzten 
Zahl der Fälle unter ganz spezifischen Bedingungen in Betracht kommen. Voraussetzung ist 
im Rahmen der Hilfeplanung in jedem Falle eine sorgfältige und kompetente kinderpsycholo-
gische Diagnostik. 
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Besuchskontakte – Förderung,  Einschränkung oder  Ausschluss ? 
Umgangsrechte oder „Besuchskontakte“ gehören ebenfalls seit jeher zu den besonders 
schwierigen Themen im Pflegekinderwesen, und sie sind im Konfliktfall selten zu allseitiger 
Zufriedenheit zu regeln. Auch entwicklungspsychologische Erkenntnisse und Ergebnisse von 
Umgangsstudien können daran wenig ändern. Sie können aber vielleicht dazu beitragen, 
Möglichkeiten und Grenzen der Konfliktregelung realistischer einzuschätzen und unnötig 
belastende Irrwege zu vermeiden. Erstaunlich genug, dass die Forschung sich der Umgangs-
problematik  erst in jüngerer Zeit explizit anzunehmen beginnt! Weniger erstaunlich ist es 
wohl, dass die vorliegenden Ergebnisse nur sehr zögerlich zur Kenntnis genommen werden, 
stehen sie doch in scharfem Kontrast zum Regelungs- und Beratungsoptimismus, der in den 
letzten Jahren so manchen Richter, Sozialarbeiter und Familienberater, aber auch den Gesetz-
geber zu beflügeln scheint. 
 
Zunächst gilt es wohl, sich bewusst zu machen, dass Besuchskontakte zwischen Kindern und 
ihren Eltern, die nicht mehr mit ihnen zusammenleben, grundsätzlich eine menschlich sehr 
schwierige Aufgabe darstellen, gleichgültig ob es sich um Scheidungs- oder Pflegekinder 
handelt. Vorausgegangen ist immer eine Trennung, die mit Trauer, oft mit Bitterkeit und  mit 
Verunsicherung einhergeht. Das Leben findet in getrennten, u.U. sehr verschiedenen Alltags-
welten statt. Gefühle verändern sich, entfremden sich,  die Suche nach neuen Sicherheiten, 
neuen haltgebenden Bindungen beginnt und fordert Raum. In jeder Biographie werden dabei 
unterschiedliche Erfahrungen früherer Verluste und Ängste angerührt. Das alles gilt für die 
beteiligten Erwachsenen ebenso wie für die Kinder, trifft aber Kinder nachhaltiger, weil ihre 
psychische Entwicklung noch ungesicherter und auf Sicherheit in Beziehungen essentiell an-
gewiesen ist.  
 
Wenn es gelingt, diese Probleme gut zu bewältigen , wenn es insbesondere den Erwachsenen 
gelingt, diese Probleme so zu bewältigen, dass die Entspannung auch für das Kind überzeu-
gend spürbar wird, dann können Umgangskontakte sinnvoll und eine Hilfe für alle Beteiligten 
sein, gerade auch für das Kind, das mit Trennung und veränderter Alltagswelt leben lernen 
muss. Wenn es nicht gelingt – aus welchen Gründen auch immer – wenn unüberbrückbare 
Spannungen, Konflikte und Ängste der Erwachsenen oder des Kindes die Kontakte zu einer 
permanenten Quelle von Verunsicherung machen, dann werden sie zu einer schweren Belas-
tung für die Erwachsenen – mindestens für die mit dem Kind zusammenlebenden, oft aber 
auch für die umgangsberechtigten – und zu einer bedrohlichen Gefahr für die psychische 
Entwicklung des Kindes. Gesetzliche Verpflichtungen, gerichtliche Anordnungen und 
Zwangsberatungen können hier wenig helfen. Gerichte und Jugendämter können zu Kontakt-
versuchen ermutigen, Gelegenheiten eröffnen, Beratungsangebote vermitteln. Direkt oder 
indirekt erzwungene Besuche dagegen erfüllen die in sie gesetzten Hoffnungen selten, scha-
den aber oft. Das haben  die neueren Forschungen zu langfristigen Scheidungsfolgen ein-
drucksvoll gezeigt18. Bis ins Erwachsenenleben wirken sich bei den Kindern fortgesetzte Lo-
yalitätskonflikte und Ohnmachtsgefühle bei erzwungenen Kontakten aus. Erste Studien zu 
den unmittelbaren Auswirkungen von Besuchskontakten in Pflegefamilien weisen in die glei-
che Richtung19. 
 
War bislang von Gemeinsamkeiten in den Umgangsproblemen von Scheidungs- und Pflege-
kindern die Rede, so ist  nun auf Unterschiede hinzuweisen, die allzu leicht übersehen wer-
den. Scheidungskinder hatten vor der Trennung überwiegend gute, unbelastete Eltern-
Beziehungen. Ein Elternteil und damit ein Teil ihrer bisherigen Alltagswelt bleibt ihnen auch 
nach der Trennung  erhalten und zwar meist auf Dauer, gesichert durch die Verständigung der 
Eltern darüber. Auf diese Situation zielt die jüngste Kindschaftsrechtsreform mit ihren Bemü-
hungen, das Umgangsrecht zu fördern, insbesondere es als „Kindesrecht“ auszugestalten. 
Schon hier erweist sich freilich die Durchsetzung im Konfliktfall immer wieder als hochprob-
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lematisch. Mehr noch zeigt sich dies bei Pflegekindern, deren Situation sich grundsätzlich von 
der der Scheidungskinder unterscheidet.  
 
Am ehesten vergleichbar ist die Situation von Pflegekindern aus intakten Familien, die von 
ihren Eltern aus eigenem Entschluss in Pflege gegeben werden, sei es kurzfristig aufgrund 
von akuten Krisen, sei es auf Dauer, etwa wenn Krankheiten oder Behinderungen sie außer-
stande setzen, das Kind selbst zu erziehen. Unter diesen Umständen können Besuche sinnvoll 
oder sogar notwendig sein, um Übergänge zu erleichtern. Ein gravierender Unterschied zur 
Scheidungssituation liegt freilich darin, dass jedes in Pflege gegebene Kind sich von beiden 
Eltern und der bisherigen Alltagswelt trennen muss. Bei einer dauerhaften Unterbringung 
muss es den endgültigen Verlust seiner bisherigen Lebenswelt bewältigen und Bindungen – 
auf die es existenziell angewiesen ist  - in seiner Pflegefamilie ganz neu aufbauen. Wenn die 
Herkunftseltern diesen Prozess nicht einfühlsam unterstützen können, sondern das Kind im-
mer wieder mit ihrem eigenen Trennungsleid in Loyalitätskonflikte bringen, dann werden 
auch diese Besuche zum Problem.  
 
Noch ganz anders aber sieht die Situation der überwiegenden Zahl der Dauerpflegekinder aus. 
In aller Regel haben sie eine schwer belastende, traumatisierende Familiengeschichte mit viel-
fältigen Folgen psychischer oder auch körperlicher Beeinträchtigung. Sie erleben nicht nur 
einen vollständigen Wechsel der Familie, sondern auch eine ganz neue Art von Familienbe-
ziehungen. Sie haben meist keine verlässlichen Bindungserfahrungen und deshalb besondere 
Schwierigkeiten, sich in der Pflegefamilie darauf einzulassen, sind aber gerade wegen ihrer 
belastenden Vorgeschichte ganz besonders auf neue, emotional tragfähige und verlässliche 
Familienbeziehungen, also auf die Entwicklung einer sicheren Bindung, angewiesen. Auf 
Seiten der Pflegeeltern ergeben sich daraus hohe Anforderungen an ihre Belastbarkeit, an Ge-
duld und Einfühlungsvermögen. Die leiblichen Eltern haben die Kinder meist mehr oder we-
niger unfreiwillig in Pflege gegeben. Sie leiden darunter und vermitteln den Kindern häufig – 
direkt oder indirekt - ihren Wunsch, sie bald zurückzuholen.  
 
Wenn unter diesen Umständen nach wie vor immer wieder um Umgangsrechte gekämpft und 
Umgangsansprüche von Gerichten und Jugendämtern unter Hinweis auf die tatsächlich zu 
beobachtenden Bindungen der Kinder auch an traumatisierende Eltern  unterstützt werden, so 
spielt hier ein undifferenziertes und wissenschaftlich nicht haltbares Verständnis von Bindun-
gen eine unheilvolle Rolle. Die neuere Bindungsforschung hat  - wie bereits erwähnt – hinrei-
chend belegt, wie entscheidend die jeweilige Qualität der Bindung für die Entwicklung von 
Kindern ist. Danach ist die Bindung etwa an misshandelnde Eltern als pathogen, also als 
krankmachend einzustufen, weil hier in Ermangelung anderer Bindungspersonen emotionale 
Nähe gesucht wird, die zugleich massive Ängste bis hin zur Todesangst hervorruft20. Solche 
hochambivalenten Bindungswünsche bei den Kindern immer wieder durch Besuche der El-
tern zu beleben – ohne Rücksicht auf Signale von Angst und posttraumatischen Belastungs-
störungen, muss zu einer fortgesetzten Verwirrung des ohnehin meist bereits schwer geschä-
digten, nämlich „desorientierten“ Bindungsverhaltens21 führen und damit auch die Entwick-
lung neuer,  positiv getönter, sicherer Bindungen in der Pflegefamilie massiv behindern, wenn 
nicht sogar verhindern22. Erste empirische Untersuchungen bestätigen inzwischen diese Über-
legungen23, die freilich aus der allgemeinen Bindungsforschung längst ableitbar waren. 
 
In diesem Zusammenhang stellt übrigens auch die heute immer häufiger erfolgende gerichtli-
che Anordnung des „geschützten“ oder „begleiteten“ Umgangs24 keinen Ausweg dar, da die 
Anwesenheit einer Jugendamtsmitarbeiterin oder die Begrenzung der Kontakte auf Räume 
des Jugendamtes allenfalls  vor äußerer, nicht aber vor psychischer Einwirkung schützen 
kann. 
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Es bedarf im übrigen wohl kaum eines psychologisch besonders geschulten Einfühlungsver-
mögens, um zu begreifen, welche Bedrohung von den Besuchen der Eltern für ein traumati-
siertes Kind ausgehen muss. Wie soll ein Kind begreifen, dass die Eltern, die es misshandelt, 
missbraucht, oder verlassen haben, von den Pflegeeltern freundlich empfangen werden? Wie 
soll es sicher sein, dass den Eltern nicht auch erlaubt wird, es wieder mitzunehmen? Wie auch 
soll ein Kind seine Gefühle sortieren, Wünsche nach Zärtlichkeit und Nähe, nach freundlicher 
Zuwendung neben Wut, Angst in der Erinnerung an Entwertungen und Demütigungen, wie 
soll es auch klare Wertmaßstäbe entwickeln, wenn eben diese leiblichen Eltern und die Pfle-
geeltern im pflichtgemäß freundlichen - und das scheint doch wohl  wertschätzenden - Um-
gang miteinander erlebt werden25 ? 
 
Auch das gern angeführte Argument, Kinder brauchten zur Herausbildung einer starken Iden-
tität die Auseinandersetzung mit ihrer Herkunft, zu der die leiblichen Eltern, wie auch immer 
sie waren, nun einmal gehörten -  auch dieses Argument beruht auf einem tiefgreifenden 
Missverständnis psychologischer Notwendigkeiten. Richtig ist, dass Menschen ihre Herkunft 
begreifen wollen, dass sie – wie es oft heißt – nach ihren Wurzeln suchen und dass Kinder 
und Jugendliche dabei Hilfe brauchen. Zu behaupten aber, dass diese Auseinandersetzung mit 
der eigenen Geschichte nur in Form der realen Konfrontation mit den zu dieser Geschichte 
gehörenden Personen vor sich gehen könne und vor sich gehen müsse, ist eine durch nichts zu 
belegende Idee, die sich meist recht abstrakt auf die  notwendige Erhaltung  des familialen 
Systems beruft ohne Rücksicht auf die destruktiven Auswirkungen auf seine schwächsten 
Mitglieder - Kinder nämlich, die von den Eltern in der Vergangenheit Leid durch Gewalt und 
Zurückweisung erfahren haben, das im fortdauernden Kontakt mit ihnen immer wieder auf-
lebt. 
 
Keinem Traumatherapeuten würde es jedoch einfallen, in der Arbeit mit traumatisierten Men-
schen das Opfer immer wieder mit seinem Peiniger zu konfrontieren, um dadurch eine Aufar-
beitung dieser Erfahrungen zu ermöglichen26. Im Gegenteil – die gesamte Psychotherapiefor-
schung belegt, dass die Aufarbeitung extremer Gewalt- und Leiderfahrungen nicht möglich ist 
ohne eine sichere Distanz zu diesen Erlebnissen und ohne den Beistand eines Menschen, der 
eindeutig und verlässlich auf Seiten des Patienten steht – sei es in einer therapeutischen oder 
in einer real gelebten Beziehung – wie z.B. einer Pflegefamilie27. Kein Paar-Therapeut käme 
wohl auch auf die Idee, bei der oft notwendigen Aufarbeitung früherer gescheiterter (und 
womöglich gewalttätiger) Beziehungen die kontinuierliche Hinzuziehung der früheren Part-
ner/innen zu fordern. Die Auseinandersetzung mit der eigenen Geschichte findet eben nicht 
statt im fortgesetzten Umgang mit den Akteuren, im Handeln und Erleben, sondern in der 
Reflexion, im Gespräch über das Erlebte und in der allmählichen Wahrnehmung, Unterschei-
dung und Neuzuordnung positiver und negativer Gefühle. Um es entwicklungspsychologisch 
auszudrücken: Die Auseinandersetzung mit traumatisierenden Erfahrungen setzt voraus, dass 
das einmal oder mehrfach überwältigte Ich sich nicht mehr real bedroht fühlt, dass es genü-
gend Sicherheit in der Distanz und in einer haltgebenden Beziehung hat, um sich den angst-
auslösenden Erfahrungen in der Erinnerung – oder auch in der Übertragung - aussetzen zu 
können28.  
 
Wie langwierig und schwierig solche Prozesse auch ohne störende Einflüsse sind und dass 
hier oft auch psychologische Beratung oder psychotherapeutische Hilfe erforderlich ist, wis-
sen Pflegeeltern und Therapeuten nur zu gut29. Dass dabei  quälende Erinnerungslücken auf-
tauchen können und Fragen, die nach Antworten drängen, dass unter Umständen eine Korrek-
tur idealisierender Phantasien notwendig wird und dass in diesem Zusammenhang auch reale 
Kontakte zu den Personen der Vergangenheit sinnvoll sein können, steht außer Frage. Pflege-
eltern wissen, dass dies insbesondere in der Pubertät und danach eine Rolle spielen kann. Da-
rin unterscheiden sich Pflegekinder nicht von Adoptivkindern und  so manchen Kindern aus 
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geschiedenen Ehen. Gute Lösungen müssen in jedem Einzelfall - und zu verschiedenen Zeiten 
immer wieder neu - gefunden werden.  
Das muss freilich am Ende aller wissenschaftlichen und konzeptionellen Überlegungen zum 
„Kindeswohl“ stehen: allgemeine Aussagen können niemals alle Facetten eines Einzelfalles 
erfassen. Wissenschaft kann – im Idealfall - Horizonte ausleuchten und Wegweiser setzen, 
Praxiskonzepte können kindgerechte Wege gangbar machen. Wo sich aber ein bestimmtes 
Kind auf einem schwierigen Weg  befindet und was dieses Kind braucht, das herauszufinden, 
bleibt immer neue Aufgabe derjenigen, die dieses Kind verantwortlich begleiten und das sind 
in erster Linie immer diejenigen Menschen, die mit dem Kind leben und es daher am besten 
kennen, seine Gefühle und Wünsche, seine Hoffnungen und Ängste und – nicht zuletzt – sei-
ne veränderliche Fähigkeit, mit alten und neuen Problemen umzugehen. Für die Jugendhilfe, 
die „in zweiter Linie“ für eine  wachsam-hilfreiche Begleitung von Pflegekindern und Pflege-
familien verantwortlich ist, besteht hier die schwierige Aufgabe, Nähe und Distanz richtig zu 
dosieren und - wo Schwächen der Pflegefamilie erkennbar werden -  Hilfe-Angebote so zu 
gestalten, dass unkalkulierbare Eingriffe die neue Eltern-Kind-Beziehung vermieden werden, 
die ja aufgrund der besonderen Vorgeschichte besonders wichtig für das Kind und zugleich 
besonders leicht störbar ist. Maßstab muss hier also mindestens die Vorsicht sein, mit der heu-
te  leiblichen Eltern Hilfen zur Erziehung angeboten werden sollen.  
 

 
1 Dazu Wiesner u.a., SGB VIII, 2.Aufl.2000, § 31, Rdnr 1 
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